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Ältere Frauen in traditioneller Kleidung vor der Basilika de San Francisco in La Paz (Bolivien).  picture-alliance

Suedamerika_Umb.indd   345Suedamerika_Umb.indd   345 09.12.10   09.12.10 / 10:4709.12.10   09.12.10 / 10:47

Saupe
Bildrechte beige



346

SüdamerikaSüdamerika
Die südamerikanischen Staaten haben 
einen beachtlichen Weg der politi-
schen Transformation zurückgelegt. Die 
Demokratie hat in Südamerika – gera-
de mit Blick auf die historischen Erfah-
rungen – erstaunlich fest Fuß gefasst. 
Die sozialen und politischen Konfliktlini-
en sind dennoch weiterhin existent. 
Die Staaten Südamerikas haben sich in 
den vergangenen Jahren in vielerlei 
Hinsicht politisch und wirtschaftlich 
auseinanderentwickelt. Was aber ver-
bindet die Länder trotz aller Vielfalt? 
Neben der Zugehörigkeit zum romani-
schen Sprachraum ist es das Erbe der 
kolonialen Vergangenheit. Die heutige 
Staatenwelt und Sozialstruktur Süd-
amerikas hat ihre Wurzeln in der Kolo-
nialherrschaft. Im 19. Jahrhundert wur-
den die südamerikanischen Staaten 
politisch unabhängig, in der sozialen 
und gesellschaftlichen Struktur aller-
dings überdauerten die Hypotheken 
der Vergangenheit. Dies schließt die 
ungleiche materielle Teilhabe und Ver-
teilung des volkswirtschaftlichen Er-
trags mit ein. Auch ökonomisch sehen 
sich die südamerikanischen Staaten 
häufig mit vergleichbaren Entwick-
lungslinien und -prozessen sowie letzt-
lich mit gleichartigen Herausforderun-
gen konfrontiert
Der Beitrag von Hans-Joachim König 
entfaltet die politischen, ökonomischen 
und sozialen Entwicklungslinien der 
südamerikanischen Staaten auf dem 
Weg ins 20. Jahrhundert. Die Etappen 
der staatlich-politischen Entwicklung 
weisen eine ähnliche zeitliche Abfolge 
und Gemeinsamkeiten auf. Obwohl 
sich die neuen Staaten nach der Abkehr 
von Spanien und Portugal dem moder-
nen Europa zuwandten, gelang es ih-
nen zunächst nicht, eine eigene natio-
nale Identität zu schaffen und eine Ord-
nungsmacht mit einer durchsetzungsfä-
higen (Zentral-)Regierung zu etablie-
ren. Dies begünstigte in der Folge das 
Aufkommen autoritärer Herrschaftsfor-
men. Die zweite Phase des Konsolidie-
rungsprozesses – beginnend in der 
Jahrhundertmitte – stand für viele Staa-
ten unter dem Zeichen des politischen 
und wirtschaftlichen Liberalismus. Han-
dels- und Bildungsbürgertum übernah-
men die Staatsgewalt und forcierten 
die politische und wirtschaftliche Mo-
dernisierung. Im letzten Viertel des 19. 
Jahrhunderts schließlich lässt sich eine 
Phase der autoritären Konsolidierung 

feststellen. Zum ersten Mal übernahm 
der Staat Ordnungsfunktionen zur Ent-
wicklung des Landes. Im wirtschaftli-
chen Sektor wurden grundlegende 
Weichenstellungen vorgenommen. Der 
Export von Agrarprodukten und Roh-
stoffen sowie die Vernachlässigung der 
Binnenwirtschaft schufen neue wirt-
schaftliche Abhängigkeiten, verfestig-
ten letztlich die Eigentums- und Besitz-
verhältnisse und verzögerten merklich 
den Übergang zu modernen Industrie-
gesellschaften. Am Ende des 19. bzw. zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts waren die 
meisten Staaten Südamerikas politisch 
konsolidiert; sie besaßen einen ausge-
sprochen oligarchischen, nicht-demo-
kratischen und sozial streng hierarchi-
schen Charakter.
Seit den 1980er und 1990er Jahren eta-
blierten sich in vielen Staaten Süd-
amerikas demokratische Regierungen. 
Trotzdem sind unsere Vorstellungen von 
Lateinamerika durch die Bilder von Re-
volutionären, Putschisten und Populis-
ten geprägt. Nikolaus Werz entfaltet 
und erörtert diese drei Schlüsselbegrif-
fe. So ist mit Blick auf den Begriff der 
Revolution zunächst zwischen ange-
kündigten, scheinbaren und letztlich 
vier realen Revolutionen im 20. Jahrhun-
dert zu unterscheiden. Revolutionen 
sind in Lateinamerika nicht zum Motor 
der Geschichte geworden. Trotz der 
demokratischen Konsolidierung in den 
vergangenen zwei Dekaden und der 
internationalen Ächtung ist der Staats-
streich in Einzelfällen immer noch ein 
Mittel der Politik. Der Populismus 
schließlich – die dritte Konstante – ist 
ungeachtet seiner verschiedenen Spiel-
arten ein langlebiges Phänomen. For-
men populistischer Demokratie sind in 
Südamerika gerade deshalb so häufig, 
weil die repräsentative Demokratie bei 
der Mehrheit der Bevölkerung nicht 
wirklich populär ist.
Die soziale Ungleichheit in Südamerika 
ist mithin ein Erbe der kolonialen Ver-
gangenheit des Kontinents. Die bis heu-
te fortbestehende Ungleichheit, die 
gesellschaftlichen Entwicklungstenden-
zen sowie nicht zuletzt die Kraft- und 
Mächteverhältnisse können auf dem 
Wege einer angemessenen Sozial-
strukturanalyse erklärt und verständlich 
gemacht werden. Dieter Boris analy-
siert die grundlegenden ökonomischen 
Spannungs- und Spaltungslinien der 
südamerikanischen Gesellschaften. Für 

die Entwicklung der Sozialstrukturen 
werden vier Phasen der Differenzierung 
seit der Unabhängigkeit bis heute un-
terschieden: (1) die Post-Unabhängig-
keitsperiode (1825–1860/70); (2) die 
Phase des „Export-Import-Systems“ 
(1870/80–1930); (3) die Periode der „Im-
portsubstituierenden Industrialisierung“ 
(1930–1980); (4) die „neoliberale Pha-
se“ (1982 bis etwa 2000). Entlang dieser 
vier Phasen wird die Lage gesellschaft-
licher Gruppen und sozialer Klassen 
sowie deren Verhältnis zu den Grund-
achsen des wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Machtgefüges erörtert.
Dominierten in den 1970er Jahren in 
Südamerika noch Militärregime, kön-
nen die 1980er Jahre als Jahrzehnt der 
Demokratisierung bezeichnet werden. 
Trotz all ihrer Schwächen und Probleme 
hat sich die Demokratie als vorherr-
schende Regierungsform durchgesetzt. 
Obwohl die Südamerikaner diese 
Staats- und Regierungsform bevorzu-
gen, belegen Meinungsumfragen, dass 
nur eine Minderheit der südamerikani-
schen Bevölkerung mit der Funktions-
weise der Demokratie zufrieden ist. Die 
Akzeptanz demokratischer Systeme 
wird in Südamerika vor allem daran ge-
messen wird, welchen Beitrag sie zur 
Verbesserung der Lebensverhältnisse 
der Menschen leisten. Die Menschen 
erwarten von den Demokratien sozia-
len Fortschritt. Wilhelm Hofmeister zeigt 
die Grundzüge der Demokratisierung in 
den einzelnen Staaten Südamerikas 
auf. Er benennt die Besonderheiten der 
Demokratieentwicklung, zeigt aber 
auch die Schwäche demokratischer Re-
gierungen angesichts sozialer und wirt-
schaftlicher Probleme, die die Wahl 
populistischer Politiker begünstigen 
und – so geschehen in Peru und Vene-
zuela – zu autoritären Regressionen 
führen.
Indigene Bewegungen in Südamerika 
sind seit den 1990er Jahren ein nicht zu 
übergehender politischer Faktor ge-
worden. In Mexiko, Guatemala und 
den Andenstaaten Ecuador, Bolivien 
und Kolumbien beschränken sich ihre 
Organisationen und Projekte nicht nur 
auf die Interessenvertretung eines sich 
als Indigene definierenden Teils der Be-
völkerung. Ihr Aktionsradius hat sich 
ausgeweitet. Juliana Ströbele-Gregor 
zeigt, dass indigene Bewegungen als 
Sprachrohr der Unzufriedenen und Be-
nachteiligten auftreten und in der Lage 
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sind, ein breites soziales Protestpotenti-
al über die eigenen Reihen hinaus zu 
mobilisieren. Dabei bauen sie immer 
wirkmächtiger ihre Rolle als Bündnis-
partner jener gesellschaftlichen Kräfte 
aus, die für grundlegende Reformen 
oder alternative Gesellschaftsmodelle 
eintreten
Blickt man auf Südamerika, so ist es 
nicht die zwischenstaatliche Sicherheit, 
die für Schlagzeilen sorgt. Im Fokus der 
Wahrnehmung stehen vielmehr Dro-
genhandel und organisiertes Verbre-
chen sowie die Kriminalität in den 
Großstädten, die Gewalt und Unsi-
cherheit zur Alltagserfahrung werden 
lassen. Die Ausdrucksformen, die Ge-
walt annehmen kann, haben sich in den 
letzten zwei Dekaden in den Staaten 
Südamerikas verändert. Die Gewalt 
hat sich weitgehend entpolitisiert. An 
die Stelle klassischer Guerillakriege, 
staatlicher und parastaatlicher Unter-
drückung oppositioneller Bewegungen 
ist nunmehr die Alltagsgewalt getreten. 
Gewalt und öffentliche (Un-)Sicherheit 
sind in Südamerika im Hinblick auf die 
Ursachen, Entwicklungen und die inner-
regionalen Unterschiede höchst unter-
schiedlich präsent. Anhand von Daten 
und konkreten Beispielen erörtert Sabi-
ne Kurtenbach, welche Formen Gewalt 
und Unsicherheit annehmen. Nach ei-
nem Überblick über die beteiligten Ak-
teure werden Dynamiken und Ursachen 
der Gewalt systematisiert. Abschlie-
ßend werden Ansatzpunkte und Mög-
lichkeiten der Einhegung von Gewalt 
und zur Herstellung von Sicherheit dar-
gelegt.
Lateinamerikas Alltagskultur wird – so 
Eva Karnofsky – von verschiedensten 
Faktoren geprägt. Über Staatsgrenzen 
hinweg gestaltet sich das Leben in der 
kalten, dünnen Luft der Anden anders 
als in heißen Küstenregionen, als im tro-
pischen Regenwald des Amazonastief-
landes oder in den grünen Weiten der 
Pampa. Die indigenen Völker, die be-
reits vor der spanischen und portugiesi-
schen Kolonisation auf dem Kontinent 
siedelten, waren ebenso verschieden in 
ihren Sitten und Gebräuchen wie es 
Spanier und Portugiesen waren. Und 
auch die Struktur der Einwanderung in 
den Jahrhunderten nach der Kolonisie-
rung war nicht homogen: Die Vorfahren 
von Brasiliens schwarzer Bevölkerung 
brachten andere Essgewohnheiten und 
andere Rhythmen mit als die russischen, 
japanischen oder niederländischen 

Einwanderer, als chinesische Immigran-
ten in Peru, deutsche in Chile oder itali-
enische Siedler in Argentinien oder 
Uruguay. Und nicht zuletzt drückt auch 
die politische und wirtschaftliche Ent-
wicklung der einzelnen Länder der Po-
pulärkultur ihren Stempel auf. Eine Dik-
tatur bringt zwangsläufig andere Lie-
der hervor als ein demokratisch regier-
tes Land, und Armut zwingt zu anderen 
Lebensgewohnheiten als Reichtum. 
Seit gut einem Jahrzehnt erlebt Süd-
amerika einen beachtenswerten wirt-
schaftlichen Aufschwung, der Wohl-
standszuwächse zeitigt. Gleichwohl ist 
Südamerika in ökonomischer Hinsicht 
ein heterogenes Gebilde aus großen 
und kleinen Volkswirtschaften, die un-
terschiedlichen wirtschaftspolitischen 
Modellen und Ordnungsvorstellungen 
folgen. Aufgrund dieser Vielfalt trifft das 
Klischee eines Entwicklungslandes mit 
„typischen“ Strukturmerkmalen nur noch 
für einige wenige Länder zu. Hartmut 
Sangmeister erörtert den wirtschaftli-
chen Strukturwandel, die Heterogenität 
und die markanten Unterschiede in der 
ökonomischen Leistungsfähigkeit süd-
amerikanischer Länder. Trotz regiona-
ler Kooperationen, die zum Teil in einem 
Konkurrenzverhältnis zueinander ste-
hen, ist Südamerika von regionalem 
Freihandel und wirtschaftlicher Integra-
tion noch weit entfernt. Die Liberalisie-
rung der Außenwirtschaft und die diffe-
renzierte Struktur der Exportpalette 
haben neue Märkte erschlossen. Die 
Ausfuhr von Energieträgern sowie von 
mineralischen und nicht-mineralischen 
Rohstoffen führten zu einer engen wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit den 
aufstrebenden Wirtschaftsmächten 
China und Indien. Die ökonomische In-
wertsetzung des vorhandenen Natur-
kapitals erfordert eine nachhaltige 
Nutzung der natürlichen Reichtümer 
und ein effizientes Management der 
Umwelt. Zwar sind Natur- und Umwelt-
schutz in mehreren Ländern verfas-
sungsrechtlich verankert – aber zwi-
schen Verfassungstext und Verfassungs-
wirklichkeit besteht häufig eine Kluft.
Die Initiative zur regionalen Infrastruk-
turintegration IIRSA ist ein gigantisches 
Unterfangen. Mehr als 500 einzelne 
Projekt in den Bereichen Energie, Trans-
port und Kommunikation sollen die Ein-
bindung Südamerikas in die Weltwirt-
schaft forcieren und die „regionale In-
tegration“ des Halbkontinents fördern. 
Die Einzelprojekte entstehen entlang 

von zehn miteinander verbundenen 
Entwicklungs- und Infrastrukturachsen, 
die Südamerika von Nord nach Süd, 
von Ost nach West durchschneiden. 
Bettina Hoyer zeigt, dass dieses „pha-
raonische“ Projekt auf natürliche Res-
sourcen sowie auf soziale Folgekosten 
für die indigene Bevölkerung wenig 
Rücksicht nimmt. Für Umweltverträglich-
keitsstudien und Untersuchungen darü-
ber, welche Auswirkungen die Projekte 
auf die indigenen Völker haben, sind 
trotz immenser Investitionskosten keine 
Mittel vorgesehen.
Lateinamerika wurde als Akteur im in-
ternationalen System bisher eher ge-
ring eingeschätzt. Dominierten zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts noch euro-
päische Mächte in Südamerika, etab-
lierten sich nach dem Zweiten Weltkrieg 
die USA als Hegemonialmacht. Süd-
amerika bewegte sich lange Zeit eher 
im „Windschatten“ der Weltpolitik. Mit 
Beginn und während es Kalten Krieges 
– zumal unter dem Eindruck der kubani-
schen Revolution (1959) und der Kuba-
Krise (1962) – änderte sich dies gravie-
rend. Zeitweilig gewann man den Ein-
druck, dass südamerikanische Staaten 
unter dem Einfluss der USA in die Rolle 
von Klientelstaaten gerieten. Erst in 
diesem Jahrhundert beginnt Südameri-
ka – und dort vor allem Brasilien – als 
wichtiger Akteur in der internationalen 
Politik aufzutreten. Seit der Jahrtau-
sendwende mehren sich die Anzeichen 
für eine Neuverortung und größeren 
Einfluss Südamerikas in der internatio-
nalen Politik. Wolf Grabendorff erörtert 
in seinem Beitrag die einzelnen Phasen 
sowie Epochen der südamerikanischen 
Außenpolitik. Die Darstellung berück-
sichtigt die Außenbeziehungen zu den 
USA, zur Europäischen Union (EU) und 
zu Deutschland sowie die interregiona-
len Integrationsversuche und Koopera-
tionen in Südamerika selbst. 

Alle Autorinnen und Autoren wollen mit 
ihren Beiträgen detaillierte Informatio-
nen vermitteln und Fakten bereitstellen, 
die für das Verständnis des komplexen 
Themas wichtig sind. Allen Autorinnen 
und Autoren sowie Herrn Wolf Graben-
dorff, der mit fachlichem Rat wesentlich 
zum Entstehen des Heftes beigetragen 
hat, sei an dieser Stelle gedankt. Dank 
gebührt auch dem Schwabenverlag für 
die stets gute und effiziente Zusammen-
arbeit.

Siegfried Frech
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POLITISCHE, ÖKONOMISCHE UND SOZIALE ENTWICKLUNGSLINIEN

Südamerika auf dem Weg 
ins 20. Jahrhundert
Hans-Joachim König

Der Beitrag von Hans-Joachim König ent-
faltet die politischen, ökonomischen und 
sozialen Entwicklungslinien der süd-
amerikanischen Staaten auf dem Weg ins 
20. Jahrhundert. Die Etappen der staat-
lich-politischen Entwicklung weisen eine 
ähnliche zeitliche Abfolge und Gemein-
samkeiten auf. Obwohl sich die neuen 
Staaten nach der Abkehr von Spanien 
und Portugal dem modernen – nicht-ibe-
rischen – Europa zuwandten, gelang es 
ihnen zunächst nicht, eine eigene nationa-
le Identität zu schaffen und eine Ord-
nungsmacht mit einer durchsetzungsfä-
higen (Zentral-)Regierung zu etablieren. 
Dies begünstigte in der Folge das Auf-
kommen autoritärer Herrschaftsformen. 
Die zweite Phase des Konsolidierungs-
prozesses – beginnend in der Jahr-
hundertmitte – stand für viele Staaten 
unter dem Zeichen des politischen und 
wirtschaftlichen Liberalismus. Handels- 
und Bildungsbürgertum übernahmen die 
Staatsgewalt und forcierten die politische 
und wirtschaftliche Modernisierung, d.h. 
die Einbindung in das internationale Staa-
tensystem sowie in die Weltwirtschaft. Die 
zeitgleich entstehenden Parteien entwi-
ckelten sich entlang der Konfliktlinie zwi-
schen liberal und konservativ gesinnten 
Gruppierungen. Im letzten Viertel des 
19. Jahrhunderts schließlich lässt sich eine 
Phase der autoritären Konsolidierung 
feststellen. Zum ersten Mal übernahm 
der Staat Ordnungsfunktionen zur Ent-
wicklung des Landes. Im wirtschaftlichen 
Sektor wurden grundlegende Weichen-
stellungen vorgenommen. Der Export 
von Agrarprodukten und Rohstoffen so-
wie die Vernachlässigung der Binnen-
wirtschaft gingen zu Lasten der indiani-
schen Bevölkerung und der einheimischen 
Handwerker, schufen neue wirtschaftli -
che Abhängigkeiten, verfestigten letztlich 
die Eigentums- und Besitzverhältnisse 
und verzögerten merklich den Übergang 
zu modernen Industriegesellschaften. Am 
Ende des 19. bzw. zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts waren die meisten Staaten Süd-
amerikas politisch konsolidiert; sie besa-
ßen einen ausgesprochen oligarchischen, 
nicht-demokratischen und sozial streng 
hierarchischen Charakter.  

Einleitung

Als die südamerikanischen Staaten ins 
20. Jahrhundert eintraten, konnten sie 
zwar auf fast einhundert Jahre politi-

sche Souveränität zurückblicken, nicht 
jedoch auf politische Stabilität und wirt-
schaftliche Prosperität.1 Sie befanden 
sich allenfalls am Beginn des Weges zu 
gesamtgesellschaftlicher Entwicklung. 
Denn der politische Wandel von der Ko-
lonialzeit zur Eigenstaatlichkeit hatte 
sich innerhalb der bestehenden sozia-
len hierarchischen Struktur abgespielt 
und diese nicht grundsätzlich geän-
dert.2 Mit den Staatsgründungen im An-
schluss an die Unabhängigkeitsrevolu-
tionen zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
war in Südamerika der Prozess der 
Staatenbildung eigentlich nur in dem 
Teil abgeschlossen, der den außenpoli-
tischen Bereich betraf. Die neuen Staa-
ten Argentinien3, Bolivien, Brasilien4, 
Chile5, Ecuador, Neu-Granada/Kolum-
bien6, Paraguay, Peru, Uruguay und Ve-
nezuela7 hatten sich gegenseitig aner-
kannt, und damit waren auch fürs Erste 
die jeweiligen Staatsgrenzen festge-
legt. Zu kriegerischen Auseinanderset-
zungen kam es erst später, wenn einzel-
ne Staaten wie Chile oder Paraguay 
das überregionale Gleichgewicht zu 
stören schienen oder wenn wie im 
Grenzgebiet zwischen Kolumbien und 
Venezuela, zwischen Ecuador und Peru 
oder zwischen Peru und Chile ertragrei-
che Bodenschätze gefunden oder ver-
mutet wurden. Die Anerkennung in den 
1820er Jahren durch europäische Staa-
ten wie Großbritannien, die Niederlan-
de und durch die USA erfolgte zwar zö-
gerlich, doch bestand ab 1830 an der 
Faktizität der neuen Staaten kein Zwei-
fel mehr, auch wenn Spanien seine ehe-
maligen Kolonien erst nach Jahrzehn-
ten anerkannte. 
Der innenpolitische Bereich bedurfte je-
doch weiterer Stabilisierung und Kon-
solidierung. Um die jeweilige neue 
staatliche Einheit zu sichern und vor ei-
nem möglichen Auseinanderfallen oder 
vor Abspaltungen zu bewahren, erwies 
es sich als notwendig, die vorhande-
nen, zum Teil ökonomisch begründeten, 
zum Teil durch persönliche Interessen 
von Caudillos provozierten Partikularis-
men und Regionalismen zu überwinden. 
Konkret ging es darum, zu einer Über-
einkunft zunächst über die Staatsform, 
Monarchie oder Republik, und dann 
über die Regierungsform, zentralisti-
sche oder föderalistische Ordnung, zu 
gelangen und Institutionen, überhaupt 
eine Staatsgewalt zu schaffen, die ge-

genüber der Gesellschaft bzw. gegen-
über vielfältigen gesellschaftlichen In-
teressengruppen als Ordnungsmacht, 
als politisches Koordinations- und Re-
gulierungszentrum fungieren konnte. 
Zudem galt es, bei der Bevölkerung, zu-
mindest bei den wichtigen Gruppen der 
Oberschicht, Loyalität gegenüber dem 
jeweils neuen Staat zu erreichen bzw. 
voranzutreiben und Identifizierung mit 
ihm zu stimulieren. In den meisten süd-
amerikanischen Staaten vollzog sich 
dieser schmerzhafte Prozess der politi-
schen Konsolidierung durch das ganze 
19. Jahrhundert hindurch. Schmerzhaft 
deshalb, weil er von zum Teil heftigen 
Bürgerkriegen wie in Argentinien, Chi-
le, Kolumbien und Venezuela begleitet 
war oder Gebietsabtretungen wie in 
Paraguay während des Tripelallianz-
krieges (1865–1870) sowie in Bolivien 
und Peru während des sogenannten 
Salpeterkriegs (1879–1884) beinhalte-
te. Aus einem der Bürgerkriege in Ko-
lumbien ging 1903 mit US-amerikani-
scher Hilfe sogar der souveräne Staat 
Panama hervor. Brasilien, dessen relativ 
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friedlicher Übergang von einer Kolonie 
Portugals zu einer selbstständigen kon-
stitutionellen Monarchie das Auseinan-
derbrechen des riesigen Territoriums 
verhindert hatte, erlebte im Laufe des 
19. Jahrhunderts einige staatsgefähr-
dende Rebellionen, konnte aber die 
staatliche Einheit bewahren. 1889 
schafften es republikanische Kräfte, in 
einem Putsch den Übergang von der 
Monarchie zur Republik zu vollziehen. 
Am Ende des 19. bzw. zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts waren die meisten Staa-
ten politisch konsolidiert, zumindest 
was den territorialen Bestand sowie die 
Regelung der Verantwortlichkeiten zwi-
schen der Zentralgewalt und den Regi-
onalgewalten in den Staaten betraf. 
Da ein wesentlicher Grund für die Un-
abhängigkeitsrevolutionen das Bestre-
ben der Kreolen gewesen war, sich von 
den handelspolitischen Beschränkun-
gen der iberischen Kolonialmächte zu 
befreien und entsprechend den natur-
geographischen Ressourcen ihrer Län-
der am Welthandel teilzunehmen, be-
trieben in allen südamerikanischen 

Staaten die herrschenden politischen 
Gruppen eine entsprechende Wirt-
schaftspolitik. Vom geltenden europäi-
schen Wirtschaftsliberalismus geprägt 
und modernen, nicht-iberischen Wert-
vorstellungen folgend sahen sie seit der 
Mitte des Jahrhunderts ihre Entwick-
lungsmöglichkeit vordringlich in der För-
derung ihrer jeweiligen Exportgüter, 
tropischer Agrarprodukte oder Berg-
bauprodukte, also im Außenhandel. 
Denn in den Jahrzehnten zuvor waren 
Versuche, mit dem Instrument des Pro-
tektionismus eine eigene Industrie auf-
zubauen, wenig erfolgreich gewesen. 
So traten die südamerikanischen Staa-
ten in die Phase der „Entwicklung nach 
außen“ ein. Mit einer Reihe von flankie-
renden Maßnahmen hofften die Regie-
rungen, positive Ergebnisse zu erzielen: 
Dazu gehörten zum einen die Erweite-
rung der landwirtschaftlichen Nutzflä-
che durch Zuteilung von bisher unge-
nutztem Staatsland, die Auflösung, d.h. 
Individualisierung von noch aus der Ko-
lonialzeit bestehendem indianischem 
Gemeinschaftsbesitz und kirchlichen 

Gütern oder durch Binnenkolonisation 
und zum anderen eine gezielte Einwan-
derungspolitik sowie schließlich die 
Verbesserung der Infrastrukturen. 
Trotz regionaler Unterschiede auf dem 
Weg ins 20. Jahrhundert lassen sich bei 
den politischen und wirtschaftlich-ge-
sellschaftlichen Entwicklungslinien ähn-
liche zeitliche Phasen und gewisse ge-
meinsame Grundzüge feststellen, die es 
erlauben, in diesem Überblicksbeitrag 
die südamerikanischen Staaten als ein 
Ganzes zu behandeln, allerdings mit 
Differenzierungen, wo dies möglich ist.

Etappen staatlich-politischer 
Entwicklung

Die unabhängig gewordenen Staaten 
Südamerikas wandten sich mit ihrer neu 
erlangten Souveränität politisch von 
Spanien und Portugal ab. Diese Abkehr, 
die sich in den ehemaligen spanischen 
Kolonien heftiger als in Brasilien voll-
zog, da Spanien sie völkerrechtlich 
nicht anerkannte, bedeutete jedoch kei-
ne völlige Abwendung von Europa. Im 
Gegenteil, die neuen Staaten wandten 
sich nun, wenn auch in unterschied-
lichem Maße, dem modernen, nicht-
iberischen Europa zu. Die politischen 
Führungsschichten der neuen Staaten 
versuchten, sich an England, an seinen 
politischen Strukturen und seiner Indu-
strialisierung, sowie am revolutionären 
Frankreich mit den politischen Vorstel-
lungen von Demokratie und Bürgerakti-
vität auszurichten. Simón Bolívar, einer 
der wichtigsten Unabhängigkeitskämp-
fer, hat diese Sichtweise einschließlich 
der Kritik an Spanien in seiner berühm-
ten Eröffnungsrede des venezolani-
schen Kongresses von Angostura am 15. 
Februar 1819 zum Ausdruck gebracht.8 
In dieser Rede stellte er die zentralen 
Probleme dar, mit denen die Träger der 
Unabhängigkeitsbewegung hinsicht-
lich der politischen und gesellschaftli-
chen Gestaltung der neuen Staaten fer-
tig werden mussten: Zunächst wies Bolí-
var auf die Schwierigkeit hin, eine eige-
ne Identität vorweisen zu können, da 
die Kreolen – als die wichtigste Gruppe 

Ein Graffiti mit Simon Bolivar als Mittel-
punkt des Bildes erinnert an den wichtigs-
ten Unabhängigkeitskämpfer Südameri-
kas. Simon Bolivar (1783–1830) ist es zu 
verdanken, dass Venezuela – sein Mutter-
land –, Kolumbien, Ecuador und Peru die 
politische Souveränität erlangen konnten.  
 picture alliance/dpa
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noch im Unterschied zu den Indios echte 
Amerikaner seien. Er kritisierte dann die 
spanische Kolonialpolitik, welche die 
Kreolen nicht genügend an den politi-
schen Entscheidungen beteiligt und 
überhaupt die Kolonialbevölkerung ins-
gesamt nicht auf kreative politische und 
gesellschaftliche Teilnahme und Teilha-
be vorbereitet habe, so dass sich die 
Staatenbildung unter enormen Schwie-
rigkeiten vollzöge. Einer dieser Schwie-
rigkeiten, nämlich der Frage eines sinn-
vollen und machbaren Regierungssys-
tems, widmete Bolívar besondere Auf-
merksamkeit. Seiner Meinung nach 
sollten sich die jungen südamerikani-
schen Staaten in Überwindung ihres 
iberischen Erbes an Grundstrukturen 
moderner Staaten orientieren, weniger 
an den USA, sondern an Frankreich und 
England. Tatsächlich lehnten sich die 
Verfassungen der jungen Staaten, die 
sich eine republikanische Staatsform 
gaben, teilweise an die liberale spani-
sche Verfassung von Cádiz von 1812, 
teilweise an andere europäische Mo-
delle an und waren als Präsidialverfas-
sungen konzipiert. Verfassungsrechtli-
che Einschränkungen wie vor allem das 
Zensuswahlrecht, ferner die Manipula-
tion von Wahlen oder die Praxis politi-
scher Patronage verhinderten jedoch 
einen allgemeinen Demokratisierungs-
prozess. 
Im Übrigen waren mit der Erlangung der 
politischen Souveränität noch keine sta-
bilen und funktionierenden Staaten ent-
standen, die in der Lage gewesen wä-
ren, Gesellschaft, Politik und Wirtschaft 
zu gestalten. Schon der Weg zur Unab-
hängigkeit und der Prozess der Loslö-
sung waren durch fehlenden Konsens 
und vielfältige Auseinandersetzungen 
unter den Kreolen gekennzeichnet ge-
wesen. In den meisten neuen Staaten 
setzten sich solche Konfliktsituationen 
auch in den Jahrzehnten nach der Un-
abhängigkeit fort. Bis weit in die Mitte 
des 19. Jahrhunderts hinein herrschte in 
den jungen Staaten mit Ausnahme von 
Chile und Paraguay eine chronische po-
litische Instabilität, die sich u. a. darin 
äußerte, dass oft aus Militärrevolten 
hervorgegangene Regierungen in kur-
zen Abständen einander ablösten oder 
Verfassungen nur kurze Gültigkeit be-
saßen bzw. entsprechend der politi-
schen Couleur umgeschrieben wurden. 
Die politische Geschichte der meisten 
jungen Staaten im 19. Jahrhundert war 
dadurch charakterisiert, dass nach dem 
Fortfall der kolonialen Ordnungsmacht 
mit der jeweiligen Staatsgründung kei-
ne neue Ordnungsmacht entstand, d.h. 
keine starke und durchsetzungsfähige 
(Zentral)Regierung vorhanden war, und 
dass einige der neuen Staaten sich zeit-
weise in regionale Machtbereiche, ja 

sogar autonome Teilstaaten auflösten 
und erst am Ende des Jahrhunderts oft 
unter autoritärem Vorzeichen eine in-
nerstaatliche Stabilisierung erlangten.9

Fragmentierung und schwache 
Ordnungsmächte

Nach der Staatsgründungsphase, die – 
Brasilien ausgenommen – unter libera-
lem Vorzeichen stand, folgte eine eher 
konservativ zu kennzeichnende Phase 
mit dem Aufkommen autoritärer und 
caudillistischer Herrschaftsformen im 
Gefolge regionaler Konflikte. Die Frag-
mentierung der politischen Macht und 
das Entstehen lokaler oder regionaler 
Machtbereiche ergab sich einerseits 
durch die Folgewirkungen der Unab-
hängigkeitskriege und andererseits 
durch das Fortbestehen der ländlichen 
Strukturen sowie vor allem die topogra-
phischen Gegebenheiten sowohl im 
Andenraum als auch im La-Plata-Be-
reich, die einzelne Regionen voneinan-
der isolierten. Schon in der Kolonialzeit 
bestehende Gegensätze zwischen Re-
gionen bzw. Städten wie zwischen Bo-
gotá und Cartagena, zwischen Mara-
caibo und Caracas, zwischen Quito 
und Guayaquil, zwischen Küste/Lima 
und Sierra/Cuzco, zwischen Buenos 
Aires und den Inlandprovinzen dauer-
ten auch in den neuen Staaten fort. Sie 
begünstigten die autoritäre Machtaus-
übung des Caudillismo.10 Die Unabhän-
gigkeitskriege hatten zahlreiche Heer-
führer hervorgebracht, die mit Waf-
fengewalt ihre politischen Ziele, aber 
oft auch ihre persönlichen Interessen 
durchgesetzt hatten. Sie hatten dabei 
Führungsqualitäten bewiesen und für 
ihre Anhänger, aber auch für sich selbst 
gesorgt, indem sie ihren schon vorhan-
denen Grundbesitz erweiterten oder 
sich neuen aneigneten. Das gab ihnen 
die Möglichkeit, ihre Anhänger auch 
materiell zu belohnen. Viele hielten 
auch nach den Kriegen an dieser Praxis 
fest und füllten das teilweise entstande-
ne Machtvakuum in ihrem Einflussbe-
reich aus, trugen damit wie z.B. Manuel 
Oribe und Fructuoso Rivera in Uruguay, 
die Caudillos in Bolivien oder die Riva-
len Facundo Quiroga und Juan Manuel 
de Rosas in Argentinien zur weiteren In-
stabilität bei, dehnten in einigen Fällen 
wie z.B. Juan Manuel de Rosas in Ar-
gentinien oder José Antonio Páez in Ve-
nezuela ihre Macht sogar auf die ge-
samtstaatliche Ebene aus, wenn sie ihre 
Rivalen besiegen konnten. In der traditi-
onellen ländlichen Sozialstruktur, d.h. 
im ausgedehnten Landbesitz der Haci-
enda oder der Estancia und in der wei-
ter bestehenden, sich sogar beleben-
den persönlichen Beziehung zwischen 
schützendem Patron und abhängigen 
Unterschichten, seinen Arbeitern und 

Pächtern, im sogenannten Klientelis-
mus, fanden die Caudillos, eben zu-
meist Grundbesitzer, einen idealen 
Nährboden. Mit ihren bewaffneten 
Landarbeitern oder Viehtreibern (Gau-
chos, Llaneros) sowie den abhängigen 
Pächtern ihrer Güter hatten sie ein 
Machtinstrument in Händen, über das 
die Regierungen dieser Zeit selten ver-
fügten. Im Übrigen fehlte eine homoge-
ne politisch-gesellschaftliche Elite, die 
willens und fähig gewesen wäre, einen 
neuen starken Staat im Dienste eines 
gemeinsamen nationalen Projekts auf-
zubauen.

Liberalismus und Föderalismus im 
Kontext der Exportwirtschaft

Die zweite Phase im Konsolidierungs-
prozess begann in der Jahrhundertmit-
te. Sie stand für viele Staaten unter dem 
Zeichen des politischen und wirtschaft-
lichen Liberalismus mit den entspre-
chenden Richtungskämpfen zwischen 
Liberalen und Konservativen um Refor-
men und die politische Ordnung des 
Staates, d.h. um Föderalismus und ad-
ministrative Dezentralisierung oder 
Zentra lismus. Besonders heftig waren 
diese Auseinandersetzungen in Kolum-
bien, Venezuela und Argentinien. Die 
Überlegungen über die wirtschaftliche 
Entwicklung spielten bei all diesen 
Maßnahmen eine wichtige Rolle. 
Mitte des 19. Jahrhunderts hatte – mit 
zeitlichen Verschiebungen – in fast al-
len Staaten ein sich konsolidierendes 
Handels- und Bildungsbürgertum die 
Staatsgewalt übernommen und war da-
zu übergegangen, mit politisch admi-
nistrativer und wirtschaftlicher Moder-
nisierung nationale Entwicklung voran-
zutreiben. Nationale Entwicklung, for-
muliert in nationalen Projekten, die 
gesamtgesellschaftlichen Wandel und 
die Vollendung des mit den Unabhän-
gigkeitsrevolutionen eingeleiteten Pro-
zesses versprachen, wurde zum Schlag-
wort dieser dynamischen Gruppen, die 
besonders im Handel, im Exportsektor 
und der Bereitstellung entsprechender 
Produkte tätig waren. Sie registrierten 
die politische und sozioökonomische 
Stagnation ihrer Länder, die sich ihnen 
als Rückständigkeit verglichen mit den 
Industriestaaten Europas, vor allem 
Englands, aber auch im Vergleich zu 
den Möglichkeiten des eigenen Landes 
darstellte. Sie glaubten, in einer stärke-
ren Einbindung in das internationale 
Staatensystem und in die Weltwir t-
schaft sowie in der effektiveren Ausnut-
zung der eigenen Ressourcen den Weg 
zur Überwindung der Stagnation zu er-
kennen. Diese Ressourcen sahen sie in 
den Bodenschätzen und den tropi-
schen, in Europa begehrten Agrar-
produkten, nicht jedoch in eigener in-
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dustrieller Produktion. Der neu-grana-
dinische (kolumbianische) Wirtschafts-
minister Florentino González gab in 
seinem Rechenschaftsbericht von 1847 
gleichsam eine Zusammenfassung der 
damals in Südamerika geltenden Wirt-
schafts- und Entwicklungsvorstellun-
gen: „In einem Land, reich an Boden-
schätzen und Agrarprodukten, die ei-
nen beachtlichen und ertragreichen 
Außenhandel ausmachen können, dür-
fen die Gesetze nicht Industrien unter-
stützen, welche die Bevölkerung nur von 
der Beschäftigung in der Landwirt-
schaft und im Bergbau abhalten, aus 
denen sie große Vorteile ziehen kön-
nen. Die Granadiner können hinsicht-
lich der Manufakturen nicht mit den 
Europäern oder Nordamerikanern kon-
kurrieren. (...) Europa, mit einer gebilde-
ten Bevölkerung, im Besitz der Dampf-
kraft und ihrer Anwendung, erfahren 
bezüglich Manufakturen, er füllt seinen 
Auftrag in der industriellen Welt, indem 
es die Rohstoffe verarbeitet. Wir müs-
sen unseren Auftrag auch erfüllen; und 
angesichts der Fülle an reichen nationa-
len Produkten, mit denen die Vorsehung 
unser Land ausgestattet hat, kann es 
keinen Zweifel geben, worin er besteht. 
Wir müssen Europa unsere Rohstoffe 
anbieten und unsere Häfen seinen in-
dustriellen Erzeugnissen öffnen, um den 
Handelsaustausch zu erleichtern und 
dessen mögliche Vorteile zu verwirkli-
chen, sowie um den Verbraucher zu 
niedrigen Preisen mit Industrieproduk-
ten zu versorgen.“11 
Vorstellungen, Werte und Perspektiven 
des politischen und wirtschaftlichen Li-
beralismus wie staatliche Dezentralisie-
rung, Föderalismus, individuelle Leis-
tung, Eigenverantwortung, Freihandel 
und internationale Arbeitsteilung schie-
nen in der Sicht dieser Gruppen die not-
wendigen und geeigneten Impulse zu 
geben. Politische und wirtschaftliche 
Entwicklung zunächst auf regionaler 
Ebene sollte in den einzelnen Staaten 
zum Impulsgeber für die nationale und 
gesamtgesellschaftliche Entwicklung 
werden.
Solche Überlegungen zeitigten durch-
aus Er folge, bewirkten allerdings nur 
partielles und nur auf einige Regionen 
bezogenes Wirtschaftswachstum, ka-
men keineswegs allen gesellschaftli-
chen Gruppen zugute und führten eini-
ge Staaten sogar an den Rand des 
staatlichen Zerfalls. Denn in dem Glau-
ben an die Schubkraft einiger dynami-
scher Regionen mit auf dem Weltmarkt 
begehrten Produkten erließen die poli-
tischen Eliten neue Verfassungen, die 
das Prinzip des Föderalismus überstra-
pazierten. So wandelte sich z.B. Kolum-
bien 1858 in die „Granadinische Konfö-
deration“ mit acht Einzelstaaten, 1863 
in die „Vereinigten Staaten von Kolum-

bien“ , in einen losen Verband von sou-
veränen Teilstaaten unter einer schwa-
chen nationalen Regierung um. Venezu-
ela gliederte sich ab 1864 als die „Ver-
einigten Staaten von Venezuela“ in eine 
Republik von zwanzig Bundesstaaten, 
ohne dass sich aus der Verantwortung 
der Einzelstaaten politische Stabilität 
oder Wachstumsimpulse ergeben hät-
ten. Argentinien war insofern ein Son-
derfall, als sich in der zentralen Region 
im La-Plata-Raum des ehemaligen Vize-
königreichs La-Plata schon seit 1827/29 
eine „Argentinische Konföderation“ ge-
bildet hatte, die den einzelnen rivalisie-
renden und in Opposition zur Provinz 
Buenos Aires stehenden Provinzen be-
sonders im Landesinnern die Möglich-
keit einräumte, ihre Angelegenheiten 
selbst zu regeln, obwohl nur wenige an-
ders als Buenos Aires dazu das humane 
Kapital oder die wirtschaftlichen Res-
sourcen besaßen. 

Erste politische Parteien

Um die Mitte des 19. Jahrhunderts do-
minierten zwar zumeist liberale Vorstel-
lungen, aber es gab auch harte Ausein-
andersetzungen zwischen liberal oder 
konservativ gesinnten Gruppen, die 
sich nun zu den traditionellen Parteien 
der Liberalen und Konservativen orga-
nisiert hatten.12 Bei den Parteien han-
delte es sich nicht um durchstrukturierte 
und disziplinierte Organisationen, ge-
schweige denn Massenorganisationen, 
was angesichts der geringen Zahl von 
Wahlberechtigten nicht verwundert. 
Denn das aktive und passive Wahlrecht 
war nur der kleinen Schicht alphabeti-
sierter und vermögender Personen und 
überdies nur Männern vorbehalten, so 
dass oft nur unter zehn Prozent der Be-
völkerung wählen durften. Es waren 
auch keine Programmparteien, vielmehr 
stellten sie politische Gesinnungsgrup-
pen, Wahlclubs oder Honoratioren-
gruppierungen dar, die als lockere Ver-
einigungen von angesehenen Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens bei 
der Vorbereitung und Durchführung von 
Wahlen, der Nominierung von Minis-
tern oder Präsidenten wie auch bei der 
Bildung der öffentlichen Meinung durch 
Presse, Versammlungen und auch litera-
rische Werke wirkten. Überdies rekru-
tierten sich diese Gruppierungen aus 
der gleichen sozialen Oberschicht. Die 
Konservativen vertraten meistens, aber 
eben nicht ausschließlich, die Interes-
sen des traditionellen Großgrundbesit-
zes. Sie anerkannten das politische Au-
toritätsdenken, das Streben nach per-
sönlicher Führerschaft und die strenge 
Bindung an das Gesetz, und sie hielten 
fest am Prestige der oberen Gesell-
schaftsschichten und akzeptierten die 
Passivität und Unterwürfigkeit der Indi-

os und Mestizen sowie der in Analpha-
betismus belassenen und in der Autori-
tätsfixierung verharrenden Landbevöl-
kerung. Vor allem wiesen sie der katho-
lischen Kirche eine herausragende Rolle 
in Gesellschaft, Politik und Bildungsar-
beit zu und sprachen sich für einen Zen-
tralstaat aus. Insgesamt war ihr Gesell-
schaftsmodell eher beharrend und am 
traditionellen hierarchisch geglieder-
ten sozialen Status quo ausgerichtet. Ih-
nen gegenüber standen die Liberalen 
als Vertreter des modernen Exportsek-
tors und des Handelsbürgertums, ohne 
dass jedoch diese Berufszugehörigkeit 
das ausschließliche Kriterium für die 
Parteizugehörigkeit gebildet hätte. Sie 
traten für das föderalistische Prinzip 
und für eine strikte Trennung von Kirche 
und Staat ein und lehnten die dominie-
rende Rolle der Kirche ab. Sie setzten 
mit den Ideen von Gedankenfreiheit, in-
dividueller Fähigkeit und Selbstständig-
keit, freiheitlicher Demokratie und poli-
tischer Beteiligung, freiem Handel und 
wirtschaftlicher Freizügigkeit auf ge-
sellschaftlichen Wandel – zumindest 
nahmen sie diesen Fortschrit tsimpuls für 
sich in Anspruch. Insgesamt sprachen 
sie sich für eine liberale Gesellschafts-
politik aus, die immer auch die wirt-
schaftlichen Belange einschloss, be-
rücksichtigten dabei oftmals jedoch 
nicht die sozialen Vorbedingungen und 
die Lebensformen der überkommenen 
Strukturen, die sich häufig resistent ver-
hielten und erst durch einen langwieri-
gen Umerziehungsprozess hätten än-
dern können. 

Territoriale Konsolidierungen

Im Raum des ehemaligen Vizekönig-
reichs La-Plata war zwar nach den Krie-
gen gegen die Spanier die politische 
Unabhängigkeit gesichert, doch hatte 
sich wegen der Auseinandersetzungen 
zwischen Buenos Aires und den inneren 
Provinzen kein großräumiger Staat ge-
bildet. Besonders an seinen Randgebie-
ten, wo schon immer politische und öko-
nomische regionale Eigeninteressen be-
standen hatten, also in Hochperu (Boli-
vien), Paraguay und Uruguay hatte es 
von Anfang an Widerstand gegen die 
Absicht der verschiedenen Regierungen 
von Buenos Aires gegeben, die territori-
ale Einheit des Vizekönigreichs zu erhal-
ten, und die Gebiete waren entweder 
wie Hochperu 1815/17 zeitweise für das 
Vizekönigreich Peru zurückerobert wor-
den oder hatten sich wie Paraguay 
1811/1813 und wie Uruguay, wo schon 
lange Rivalität zwischen den Hafen-
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städten Buenos Aires und Montevideo 
herrschte, zum ersten Mal 1815 und 
dann endgültig 1828/1830 zu selbst-
ständigen Staaten erklärt, nachdem in 
Uruguay zusätzlich noch die Beset-
zung durch die Portugiesen/Brasilianer 
und sogar die zeitweise Eingliederung 
in das Kaiserreich Brasilien überwun-
den worden war. Paraguay, das unter 
der fünfundzwanzig Jahre dauernden 
(1816–1840) autoritären Regierungszeit 
des Diktators José Gaspar Rodríguez de 
Francia zunächst durch Abschottung ge-
genüber jedwedem ausländischen Ein-
fluss ein vom Staat kontrolliertes Wirt-
schaftswachstum auf einem allerdings 
niedrigen Niveau erreicht hatte und in 
den Jahrzehnten danach unter der 
ebenfalls autoritären Herrschaft der 
Familie López durch die Öffnung für 
den Welthandel und einen fördern-
den Staats interventionismus eine unge-
wöhnliche Modernisierung erlebt hatte, 
war zwar ein stabiler Staat. Doch benö-
tigte es für seine Existenz und wegen sei-
ner Binnenlage auch für die weitere Ent-
wicklung einer autarken Wirtschaft die 
Zustimmung und den guten Willen sei-
ner Nachbarn, speziell für einen siche-
ren bzw. gesicherten Ausgang durch 
das Flusssystem von Río Paraguay, Río 
Paraná und Río de la Plata zum Meer. 
Dies war gegeben, solange im La-Plata-
Raum ein Gleichgewicht bestand oder 
zumindest als vorhanden eingeschätzt 
wurde, obwohl die Regierung Francisco 
Solano López eine überwiegend aus 
Guaraní-Indios bestehende schlagkräf-
tige Armee aufgebaut hatte und wegen 
ihrer freundschaftlichen Verbindung mit 
argentinischen föderalistischen Caudil-
los argwöhnisch beäugt wurde.
Als 1864 Paraguay in innere Angelegen-
heiten Uruguays eingriff und seine Trup-
pen argentinisches Territorium durch-
querten, eskalierten auch die bestehen-
den Grenzkonflikte mit Argentinien 
(Chaco, ehemalige Jesuitenmissionen) 
und Brasilien (Mato Grosso). Am 1. Mai 
1865 verbündeten sich Argentinien, Bra-
silien und Uruguay zur Tripelallianz ge-
gen Paraguay, um das Land vom Tyran-
nen zu befreien, die freie Schifffahrt auf 
den Flüssen zu gewährleisten und den 
Paraguayern die Segnungen der Zivili-
sation zu bringen. Ein Geheimvertrag 
sah allerdings die Aufteilung strit tiger 
Territorien Paraguays zwischen Brasili-
en und Argentinien vor. Der Krieg dauer-
te bis 1870. Danach war Paraguay ein 
verheertes Land, das noch lange Zeit un-
ter den hohen Bevölkerungsverlusten 

Straßeszene nahe der Kathedrale in Lima 
(Peru). Südamerikas Kolonialbauten sind 
mithin ein Erbe der Kolonialmächte Spanien 
und Portugal.  picture alliance/dpa
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lit t, da zu den Überlebenden haupt-
sächlich alte Leute, Frauen und Kinder 
zählten. Entsprechend dem Vertrag un-
ter den Siegern eigneten sich diese die 
strit tigen Gebiete an, wodurch Paragu-
ay immense territoriale Einbußen erlit t: 
Argentinien besetzte die umstrit tene Re-
gion Misiones mit ihren reichen Anbau-
gebieten von Yerba Mate (Matetee) und 
erhielt einen Teil des südlichen Chaco-
Gebiets zwischen den Flüssen Pilcoma-
yo und Bermejo. Brasilien erhielt ein rie-
siges Gebiet im nördlichen Paraguay 
am Río Paraguay. Zudem forderten die 
Sieger hohe Reparationszahlungen. Ins-
gesamt bedeuteten die Niederlage und 
das Eingreifen von außen für die Para-
guayer das Ende eines eigenständigen 
Modernisierungsmodells. Hinsichtlich 
der territorialen Konsolidierung hatten 
sich mit und durch den Krieg die interna-
tionalen Herrschaftsverhältnisse im La 
Plata-Raum nun derart stabilisiert, dass 
seitdem die Staaten Argentinien, Para-
guay und Uruguay in ihren Grenzen 
festgelegt waren und eine Wiederverei-
nigung des ehemaligen Vizekönigreichs 
La-Plata ausgeschlossen war. 
Auch an der südamerikanischen Pazifik-
küste brachte ein Krieg territoriale Ver-
änderungen mit weitreichenden – teils 
positiven, teils negativen – Konsequen-
zen für die beteiligten Staaten Bolivien, 
Chile und Peru. Ursache für den Krieg 
waren die Salpeterlagerstätten in der 
Atacamawüste, in der peruanischen 
Provinz Tarapacá und in der boliviani-
schen Provinz Antofagasta, deren 
Grenzverlauf schon seit der Unabhän-
gigkeit zwischen Chile und Bolivien um-
strit ten war. Im Jahr 1866 hatte der kor-
rupte und diktatorisch regierende bolivi-
anische Präsident General Mariano 
Melgarejo (1864–1871) mit Chile einen 
Vertrag geschlossen, der den Grenzver-
lauf zwischen Chile und Bolivien in der 
Atacamawüste an der Pazifikküste auf 
den 24. südlichen Breitengrad festlegte 
und die Teilung der Einkünfte aus der ge-
meinsamen Ausbeutung der Salpeter-
vorkommen im Gebiet zwischen dem 23. 
und 25. Breitengrad vorsah. Diese Regi-
on zog schnell chilenische Unternehmen 
und Arbeiter an. Zehn Jahre später – 
1876 – fasste ein neuer bolivianischer 
Militärdiktator, General Hilarión Daza, 
angesichts leerer Staatskassen den Be-
schluss, entgegen den früheren Abma-
chungen mit Chile auf die Salpeterex-
porte aus der gemeinsamen Nutzungs-
zone Ausfuhrzoll zu erheben. Chileni-
sche Unternehmen sahen ihre Interessen 
bedroht. Als im Januar 1879 die bolivia-
nische Regierung Daza drohte, chileni-
sche Salpeterunternehmen in der ge-
meinsam genutzten Region zwischen 
23. und 25. Breitengrad, die sich wei-
gerten, die Steuer zu bezahlen, zu be-
schlagnahmen, um sie zu versteigern, 

sah Chile darin einen offenen Vertrags-
bruch und entsandte Truppen. Chileni-
sche Einheiten besetzten die boliviani-
sche Hafenstadt Antofagasta, in der oh-
nehin nur fünf Prozent der Bevölkerung 
bolivianisch waren. Daraufhin erklärte 
Bolivien am 1. März 1879 Chile den 
Krieg; am 5. April erklärte Chile Bolivien 
und Peru den Krieg. Es begann der soge-
nannte Salpeterkrieg, auch Pazifikkrieg 
genannt, der bis 1884 dauerte. 
Chile gewann den Krieg, da es sowohl 
als Landmacht als auch als Seestreit-
macht beiden Ländern überlegen war 
und sowohl Bolivien als auch Peru in 
mehreren Schlachten entscheidend 
schlug. Am 20. Oktober 1883 unter-
zeichneten Chile und Peru den Vertrag 
von Ancon; darin erhielt Chile den 
größten Teil der peruanischen Provinz 
Tarapacá und dehnte sein Territorium 
bis nach Arica aus. Am 4. April 1884 
kam es zwischen Chile und Bolivien zu 
einem Waffenstillstand, in dem Bolivien 
die Küstenregion um Antofagasta ab-
treten musste, was dieses Land auch 
den Zugang zum Pazifik kostete, so dass 
Bolivien seitdem vom Meer abgeschnit-
ten ist und zu einem Binnenland wurde. 
Erst 1904 wurde der Friedens- und 
Grenzvertrag zwischen Bolivien und 
Chile unterzeichnet: Bolivien bestätigte 
die Zugehörigkeit der Atacamaregion 
zu Chile, während Chile Bolivien zoll-
freien Zugang zu den Häfen von Arica 
und Antofogasta sowie den Bau einer 
Eisenbahnlinie von La Paz an die Küste 
gewährte. Durch diesen Krieg besaß 
Chile mit den reichen Salpetervorkom-
men das Weltmonopol für dieses wichti-
ge Ausfuhrprodukt. Und als zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts durch Entdeckung 
von Kunstdünger der Salpeterabbau an 
Bedeutung verlor, machte das Chile we-
nig aus, da die Atacamawüste auch 
reich an Kupfervorkommen war. 

Oligarchisch-politische Konsolidierung

Ecuador trat schon ab 1860 in die Phase 
autoritärer Konsolidierung und über-
sprang so in gewissem Sinn die Phase 
ausgedehnter liberaler Politik und des 
Föderalismus. Während der Bürgerkrie-
ge von 1859 bis 1861 gelangte Gabriel 
García Moreno an die Macht und über-
nahm diktatorische Gewalt, um die nati-
onale Einheit zu retten.13 Überzeugt, 
dass der Konservativismus und der ka-
tholische Glaube die einzige Hoffnung 
für Ecuador im Kampf gegen Anarchie 
und gottlose Liberale darstellten, er-
richtete García Moreno ein konserva-
tiv-klerikales Regime, das Ecuador ganz 
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g unter den Einfluss der katholischen Kir-
che stellte. Fünfzehn Jahre lang be-
stimmte er die Politik Ecuadors in einer 
merkwürdigen Mischung aus konser-
vativen, rückwärtsgewandten politisch-
religiösen Vorstellungen und fortschrit t-
lichen, auf Modernisierung ausge-
richteten wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen. Im Bestreben, Ordnung her-
zustellen und Fortschrit t für das Volk zu 
sichern, setzte er die Stärkung der Auto-
rität und Machtfülle des Präsidenten so-
wie die Zentralisierung der Verwaltung 
durch, womit gleichzeitig eine Redu-
zierung der bürgerlichen Freiheiten zu-
gunsten der Kontrolle durch den Staat 
einherging. Die öffentliche Moral sollte 
durch die Grundsätze und Werte der 
katholischen Kirche angehoben wer-
den. Entsprechende Fragen wurden 
1862 im Konkordat zwischen García 
Moreno und Rom geklärt und die Kirche 
erhielt eine privilegierte Stellung in Bil-
dung und Gesellschaft. García More-
nos Politik, zu deren Durchsetzung er 
durchaus auch auf Repressionen und 
militärische Gewalt zurückgrif f, hatte 
die externe und interne Konsolidierung 
Ecuadors zum Ziel. Extern, in dem Sinne, 
dass er noch strit tige Grenzfragen mit 
Kolumbien klärte. Hinsichtlich der inne-
ren Konsolidierung stellte García More-
nos Politik eigentlich den ersten ernst-
haften Versuch dar, die bestehenden 
wirtschaftlichen und geographischen 
Divergenzen zu überwinden und Ecua-
dor zu einem Nationalstaat zu machen 
und ihm dafür auch eine ökonomische 
Basis zu schaffen. Bei aller Skepsis ge-
genüber dem unzeitgemäßen Klerikalis-
mus ist deshalb nicht zu übersehen, 
dass Ecuador unter der Regierung Gar-
cía Morenos erste Schrit te auf dem 
Weg nationaler Integration und Mo-
dernisierung gehen konnte. Durch seine 
rigorose und autoritäre Politik, durch 
die administrative Zentralisierung er-
hielt der Präsident die Möglichkeit, all-
gemeine wirtschaftliche Entwicklung für 
materielle und institutionelle Infrastruk-
turverbesserungen in Gang zu setzen. 
Sein Ziel war es, mit Bau- und Bildungs-
maßnahmen die landwirtschaftliche 
Produktion zu steigern, für die Ansied-
lung von Industrien zu sorgen, den Han-
del anzuregen und die Er forschung und 
Ausbeutung der Bodenschätze voran-
zutreiben. 
In einigen anderen südamerikanischen 
Staaten begannen im letzten Viertel 
des 19. Jahrhunderts wichtige Grup-
pen, als Reaktion auf negative Auswir-
kungen des exzessiven Föderalismus 
und einer nur partiellen Modernisie-
rung eine neue Konsolidierungspolitik 
zu betreiben. Denn wollten die südame-
rikanischen Staaten, so ihre Überzeu-
gung, eine politische und wirtschaft-
liche Rolle in Lateinamerika oder in 

der Völkergemeinschaft spielen, dann 
mussten sie reorganisiert, d.h. innenpo-
litisch stabilisiert sowie die Wirtschaft 
modernisiert und auf nationaler Ebene 
koordiniert werden. Das hieß, nun eine 
nicht mehr personell orientierte oder re-
gional orientierte Politik zu betreiben 
und den Staat als einen Zentralstaat mit 
einer starken Exekutive zu organisieren, 
ihn sozusagen zu einem Akteur zu ma-
chen. Tatsächlich gelang es, mit der 
Verabschiedung neuer Verfassungen, 
die wie in Kolumbien (1886) den Staat 
als unitarische Republik konstituierten 
oder wie in Venezuela (1881) die Auto-
nomie der Teilstaaten reduzierten, so-
wie mit einer Neuregelung der Bezie-
hungen zwischen Buenos Aires und der 
Konföderation in Argentinien (1880), 
die Durchsetzungsfähigkeit des Staates 
in administrativer, polizeilicher und fis-
kalischer Hinsicht deutlich zu erhöhen 
und sukzessive auf das ganze Staatster-
ritorium auszudehnen. Zum ersten Mal 
übernahm der Staat Ordnungsfunktio-
nen zur Entwicklung des Landes. Aller-
dings stand diese politische Konsolidie-
rung unter dem Vorzeichen eines oligar-
chischen Autoritarismus, der mit starken 
Präsidenten wie General An tonio Guz-
mán Blanco (1870–1877, 1879–1884, 
1886–1887) in Venezuela, Rafael Núñez 
(1880–1882, 1884–1886) in Kolumbien 
und Julio Argentino Roca (1880–1886, 
1898–1904) in Argentinien verbunden 
war; sie schuf ein geschlossenes politi-
sches System, von dem vorwiegend die 
Oligarchie profitierte. Zwar machten die 
Staaten einen wichtigen Schritt auf dem 
Weg zur innenpolitischen Konsolidie-
rung, doch waren ihre Gesellschaften 
weiterhin hierarchisch strukturiert und 
autoritär orientiert, und die politischen 
Führungsschichten waren vom Konzept 
eines demokratischen und partizipato-
rischen Staates noch weit entfernt. 
Das traf auch auf Brasilien zu, obwohl 
es den umgekehrten Weg von einer 
zentralen, durch die Monarchie verkör-
perten Regierung zu mehr Föderalismus 
ging. Denn dort beendete der 1889 ge-
waltsam erzwungene Übergang vom 
Kaiserreich zur Republik zwar die zent-
rale Autorität des Kaisers und förderte 
die Autonomie der Provinzen, doch 
stärkte er auch die oligarchischen Kräf-
te. Der Übergang von der Monarchie 
zur Republik veränderte die politische 
Struktur Brasiliens gewaltig. Die am 24. 
Februar 1891 verabschiedete republi-
kanische Verfassung verwandelte das 
zentralistisch ausgerichtete Kaiserreich 
nach dem Vorbild der USA in eine föde-
ralistisch strukturierte Republik, die 
„Vereinigten Staaten von Brasilien“, mit 
einem Präsidialsystem, das alle vier 
Jahre die Wahl des Präsidenten durch 
eine kleine Minderheit wahlberechtig-
ter männlicher Erwachsener vorsah. 

Diese bis 1930 geltende Verfassung ge-
währte den alten Provinzen, nun Staa-
ten genannt, weitreichende Autonomie 
gegenüber der Union, während der 
Zentralregierung nur solche Befugnisse 
belassen blieben, die den Staat als 
Ganzes betrafen. Der positivistische 
Slogan „Ordnung und Fortschrit t“ (Or-
dem e Progreso) wurde Bestandteil des 
Nationalwappens. Von der Umsetzung 
dieses Leitspruchs war allerdings nur 
wenig zu spüren. Denn statt einer libe-
ralen Demokratie erlebte Brasilien zu-
nächst einige instabile Regierungen, 
zum Teil vom Militär an die Macht ge-
bracht. Und dem defizienten parlamen-
tarischen System des Kaiserreichs folg-
te ein fast noch weniger partizipatori-
sches oder durch Institutionen abgesi-
chertes System. Im Gegenteil, die 
politische Macht geriet bald in die Kon-
trolle von oligarchischen Gruppen aus 
dem Exportsektor, einschließlich der 
Großgrundbesitzer und Kaufleute. Das 
hing einmal damit zusammen, dass das 
Wahlrecht weiterhin auf alphabetisier-
te Personen beschränkt blieb, deren An-
teil an der Bevölkerung nicht mehr als 15 
bis 20 Prozent ausmachte. Das resultier-
te zum anderen aus dem extremen Fö-
deralismus und der Schwäche der Zent-
ralregierung. So beruhte die Politik zum 
Beginn der Republik auf einer Reihe von 
informellen Abmachungen zwischen 
der Zentralregierung und den Gouver-
neuren der Staaten, wodurch sich ein 
Gleichgewicht und ein Interessensaus-
gleich zwischen den herrschenden Eli-
ten einpendelten. Die Gouverneure 
schickten dem Präsidenten willige und 
formbare Abgeordnete aus ihren Staa-
ten, sodass er die Legislative kontrollie-
ren konnte, was er im Gegenzug da-
durch honorierte, dass er die Stellung 
der Gouverneure garantierte und sich 
nicht in die inneren Angelegenheiten 
der Staaten einmischte. Im Übrigen 
blieb die Einflussnahme der lokalen Füh-
rungskader, der coronéis, ungebro-
chen.14 Sie kontrollierten weiterhin die 
Wahlen und beschafften durch Druck 
und andere Manipulationen den Kandi-
daten der herrschenden Eliten in den 
Hauptstädten der Staaten die notwen-
digen Stimmen. So war Brasiliens Politik 
in dieser Zeit eigentlich nicht mehr als 
die Summe der verschiedenen Regio-
nalpolitiken in den einzelnen Teilstaa-
ten, ohne dass durch den Interessen-
ausgleich auch ein Gleichgewicht zwi-
schen ihnen entstanden wäre. 

Wirtschaftlich-gesellschaftliche 
Entwicklung

Das Hauptcharakteristikum der wirt-
schaftlich-gesellschaftlichen Entwick-
lung südamerikanischer Staaten im 19. 
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Jahrhundert bestand in den wirtschaftli-
chen Maßnahmen, wie sie der kolumbi-
anische Wirtschaftsminister Florentino 
González exemplarisch formuliert hatte. 
Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts ge-
lang es vor allem Gruppen aus den Han-
dels- und Agrarexporteliten mit an libe-
ralen Vorstellungen orientierten Moder-
nisierungsprojekten nationale Entwick-
lungsbewegungen in Gang zu setzen 
und mit entsprechenden Maßnahmen, 
wie Freihandelsregelungen, Nutzbar-
machung des Bodens, Zurückdrängung 
des intervenierenden Staates sozialen 
Wandel und wirtschaftliches Wachstum 
einzuleiten und insgesamt die bis dahin 
fortdauernden kolonialen Wirtschafts-
strukturen endgültig zu überwinden. Erst 
zu diesem Zeitpunkt ging die Kolonial-
zeit endgültig zu Ende, was jedoch an-
gesichts fortdauernder Verhaltenswei-
sen wie Paternalismus, Klientelismus und 
Autoritätsfixierung noch keine Überwin-
dung des kolonialen Erbes bedeutete. 
Zudem rief diese Modernisierung, mit 
der die Gesamtbevölkerung in den so-
zialen Wandel einbezogen werden soll-
te, nur partiellen Wandel hervor, der 
weder die Gesamtgesellschaft noch die 
Gesamtwirtschaft oder sämtliche Regi-
onen in den einzelnen Staaten erfasste. 
Die Konzentration auf die Rolle als Roh-
stofflieferanten einerseits und Abneh-
mer für europäische und nordamerikani-
sche Industrieprodukte andererseits mit 
den jeweiligen Konsequenzen für die 
Struktur der Agrarwirtschaft – Monokul-
turen, Landbesitzkonzentration, abhän-
gige Landarbeiter – und den vernach-
lässigten Manufaktur- bzw. Industrie-
sektor ging zu Lasten besonders der in-
dianischen Bevölkerung, der einheimi-
schen Handwerker, der Unterschichten 
allgemein. Die nationalen Projekte – 
Entwicklung, Fortschritt, Beteiligung an 
Wirtschaft und Politik – verwirklichten 
sich nur für die von der neuen Wirt-
schaftspolitik profitierenden Gruppen 
und Regionen. Es begann für die süd-
amerikanischen Staaten die Phase der 
„Entwicklung nach außen“, die bis weit 
in das 20. Jahrhundert hinein andauerte.

Export von Agrarprodukten 
und Rohstoffen

Diese Phase innerhalb der Geschichte 
der südamerikanischen Staaten ist da-
durch gekennzeichnet, dass in allen 
Staaten seit der Mitte des 19. Jahrhun-
derts, als die Nachfrage in den europä-
ischen Ländern nach Lebensmitteln, tro-
pischen Agrarprodukten und Rohstoffen 
wuchs, der Außenhandel eine bedeu-
tendere Rolle als die Binnenwirtschaft 
einnahm. Der Exportsektor entwickelte 
sich mit Abstand zum wichtigsten Wirt-
schaftssektor, der die gesamte nationa-
le Wirtschafts- und Gesellschaftsstruk-

tur bestimmte. Begünstigt wurde die 
Konzentration auf den Export noch da-
durch, dass schon in der Kolonialzeit die 
Kolonialmächte aus Furcht vor Konkur-
renz das Entstehen eines größeren ge-
werblichen Sektors behindert hatten, so 
dass die Nachfrage der Südamerikaner 
nach Fertigwaren nicht von einer einhei-
mischen Industrie, sondern nur durch Im-
porte befriedigt werden konnte. Expor-
teure, Land- und Bergwerksbesitzer wur-
den die führende Schicht. Teils behielten 
sie die nationale Kontrolle über den Ex-
portsektor wie z.B. in Argentinien (Vieh-
zucht, Fleischexport), Brasilien (Zucker in 
den tropischen Küstenregionen von Ba-
hia und Pernambuco, Kaffee auf der 

Hochfläche von São Paulo), Kolumbien 
(Tabakanbau), so dass Gewinne in nati-
onaler Hand blieben, allerdings durch 
die Importe von Fertigwaren wieder ins 
Ausland abflossen und nur selten auf 
dem Binnenmarkt verwendet wurden. 
Teils verbündete sich die kleine Ober-
schicht mit ausländischem Kapital oder 
ausländischen Unternehmen, die wie in 
Peru am Abbau des Guanodüngers und 
in Chile in den nördlichen Gebieten der 
Atacamawüste der Salpetervorkommen 

Eisenbahn über den Salar de Chiguana (Bolivien). Die Exportwirtschaft trug dazu bei, 
dass sich die politischen Führungsschichten um den Ausbau der Infrastruktur bemühten 
und die Dampfschifffahrt sowie den Eisenbahnbau vorantrieben, denn eine Exportwirt-
schaft erforderte entsprechende Transportkapazitäten.  picture alliance/dpa
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g beteiligt waren, wodurch Gewinne auch 
ins Ausland abflossen. Eine Ausnahme 
bildete der Kupferabbau in Chile, weil 
die Regierung Teile der Gewinne aus 
dem Kupferabbau durch Steuern und 
Zölle zurückbehielt.
Um den reibungslosen Warenaustausch 
und die Freiheit des Handels zu gewähr-
leisten, hatten die Liberalen parallel 
zum wirtschaftlichen Liberalismus in den 
Verfassungen auch die liberalen indivi-
duellen Freiheits-, Gleichheits- und Ent-
faltungsrechte sowie auch den Schutz 
des Privateigentums vor Eingriffen Frem-
der verankert. Auch die Rolle des Staa-
tes hatten sie in dem Glauben an die 
Selbstregulierung des Marktes darauf 
konzipiert, eine funktionierende Export-
wirtschaft zu gewährleisten: Wurde die 
individuelle Betätigung als Impulsgeber 
wirtschaftlicher Entwicklung gefordert 
und gefördert, so blieb dem Staat die 
bloße Schutz- und Garantiefunktion für 
diese Betätigung vorbehalten. Ein staat-
liches Eingreifen in wirtschaftliche und 
soziale Belange, um etwaige Fehlent-
wicklungen zu korrigieren, war nicht vor-
gesehen, und eine Verteilung des er-
warteten Wachstums wurde in die Über-
legungen gar nicht einbezogen.

Das Entstehen neuer wirtschaftlicher 
Abhängigkeiten

Allerdings gerieten die südamerikani-
schen Staaten mit diesen Modernisie-
rungsprojekten auf der Basis von Frei-
handel, internationaler Arbeitsteilung, 
Weltmarktintegration, Rohstoffexport, 
Fertigwarenimport, Laisser-faire und Fi-
nanzanleihen ohne es zu wollen, nun in 
eine neue wirtschaftliche Abhängigkeit. 
Hätte sie vermieden werden können? 
Diese Frage lässt sich nur schwer beant-
worten und erfordert es, sowohl mittel-
fristige als auch langfristige Zusammen-
hänge und Entwicklungen im Blick zu 
haben. 
Ohne Zweifel entsprach die Moderni-
sierungspolitik dem Interesse bestimm-
ter südamerikanischer Gesellschafts-
schichten. Aber lässt sich die bewusste 
Entscheidung für die Ausnutzung des 
tropischen Agrarpotentials und der na-
türlichen Ressourcen als autonome Ent-
scheidung, als Auswahl aus unbegrenz-
ten Alternativen kennzeichnen, wie der 
englische Historiker D.C.M. Platt über 
die „autonomen Wirtschaften“ latein-
amerikanischer Länder im 19. Jahrhun-
dert urteilte?15 Kaum. Denn trotz des er-
kennbaren Eigeninteresses bestimmter 
Gruppen war die Entscheidung auch 
durch Bedingungen mitbestimmt, auf die 
die südamerikanischen Länder selbst 
nur wenig Einfluss nehmen konnten, wie 
z.B. Angebot und Nachfrage auf dem 
Weltmarkt, ferner die durch die Koloni-
alzeit deformierten Strukturen, aber 

auch die geographischen Gegebenhei-
ten, die die Entwicklung eines Binnen-
marktes bei fehlender Infrastruktur er-
schwerten. Problematisch war nicht die 
Entscheidung für den Export von Agrar- 
und Bergbauprodukten, denn zu Beginn 
der Freihandelspolitik besaßen die süd-
amerikanischen Staaten durchaus eine 
positive Handelsbilanz, weil die Export-
produkte auf dem Weltmarkt zunächst 
höhere Preise erzielten als die Import-
waren kosteten. Problematisch war viel-
mehr die gleichzeitige Vernachlässi-
gung des ohnehin schon schwachen in-
dustriellen Sektors, die dazu führte, dass 
das einheimische Handwerk ge-
schwächt wurde und teilweise sogar 
einfachste Gebrauchsartikel importiert 
werden mussten; deren Preise wiederum 
stiegen mit der europäischen Sozial-
staatsentwicklung und Gewerkschafts-
bewegung im Laufe des 19. Jahrhun-
derts. Da die ungleichen Besitz- und Ein-
kommensverhältnisse nicht verändert 
wurden, nahm auch die allgemeine 
Kaufkraft nicht zu. Noch problemati-
scher jedoch war das Verhalten der von 
der Exportwirtschaft profitierenden 
Oberschicht, die zu dieser Zeit ihre Ge-
winne lieber für europäische Luxusgüter 
oder für weiteren Landerwerb ausgab, 
statt sie in die Mechanisierung der 
Landwirtschaft oder in eigene Industria-
lisierungsversuche zu investieren.
Durch die einseitige Ausrichtung auf die 
Agrarexportwirtschaft verzögerte sich 
in den meisten der südamerikanischen 
Staaten der Übergang von Agrargesell-
schaften zu modernen Industriegesell-
schaften um weitere Jahrzehnte bis ans 
Ende des 19. und den Beginn des 20. 
Jahrhunderts, wodurch sich der Abstand 
zur europäischen oder US-amerikani-
schen wirtschaftlichen Entwicklung ver-
größerte. Allerdings ist nicht zu überse-
hen, dass von der nach außen orientier-
ten Wirtschaft doch einige langfristig 
wirkende positive Impulse ausgingen. 
Zum einen trug der Export dazu bei, 
dass sich die politischen Führungs-
schichten um den Ausbau der Infrastruk-
tur, konkret des Transportwesens, be-
mühten und die Dampfschifffahrt z.B. 
auf dem Magdalena in Kolumbien, auf 
dem Orinoko in Venezuela, auf dem 
Flusssystem des Guayas an der Küste in 
Ecuador oder entlang der Küste zwi-
schen den Staaten Peru, Bolivien und 
Chile, vor allem aber den Eisenbahnbau 
vorantrieben, denn eine Exportwirt-
schaft erforderte nicht nur exportfähige 
Produkte, sondern auch die entspre-
chenden preisgünstigen Transportka-
pazitäten, mit denen sich Transportkos-
ten und -zeiten reduzieren ließen. Ob-
wohl die Infrastruktur zur Förderung des 
Außenhandels mehr nach außen als auf 
die Entwicklung eines Binnenmarktes 
gerichtet war, wie z.B. an der strahlen-

förmig aus dem Landesinneren auf den 
Exporthafen Buenos Aires ausgerichte-
ten Streckenführung in Argentinien sehr 
schön ablesbar ist, ermöglichten Stra-
ßen, Eisenbahnen, Dampfschifffahrt und 
Telegraph doch eine bessere Kommuni-
kation innerhalb der einzelnen Staaten. 
Dadurch konnten bestehende Regiona-
lismen abgeschwächt werden, zumal 
dann, als wie z.B. in Kolumbien ab 1880 
die Phase des extremen Föderalismus 
überwunden war, in der die einzelnen 
Teilstaaten Eisenbahnen mit unter-
schiedlicher Spurweite gebaut hatten. 
Zum anderen ergaben sich im Gefolge 
des Eisenbahnbaus auch zaghafte An-
sätze einer Industrialisierung. 

Exportwirtschaft, Verfügbarkeit von Land 
und Beschaffung von Arbeitskraft

Die Ausrichtung auf die Exportwirtschaft 
basierte nicht nur auf den in Europa be-
gehrten Agrarprodukten (Zucker, Kaffee 
aus Brasilien, Tabak und Kaffee aus Ko-
lumbien, Fleisch aus Argentinien, Kakao 
aus Ecuador, Kaffee und Häute aus Ve-
nezuela, Weizen aus Chile) oder Bo-
denschätzen (Guano und Salpeter aus 
Peru, Salpeter und Kupfer aus Chile, Sil-
ber aus Bolivien), sondern auch auf dem 
Vorhandensein von bislang noch nicht 
genutztem Grund und Boden bzw. von 
laut liberalen Vorstellungen bislang 
noch nicht sinnvoll genutztem Boden. 
Die Modernisierungspolitik in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts machte 
sich diesen Tatbestand zunutze und ver-
band ihn mit einer Bevölkerungspolitik, 
konkret der Beschaffung von notwendi-
ger Arbeitskraft, die gesellschaftliche 
Umschichtungen implizierte und beson-
ders die Situation der Indios verschlim-
merte. 
Für die Politik gegenüber den Indios sind 
dabei zwei Denkansätze zu erkennen, 
die in ihrer Wirkung für die indianische 
Bevölkerung, die zum großen Teil noch 
in ihren seit der spanischen Kolonial-
herrschaft bestehenden Indianerge-
meinden lebte, gleichermaßen fatal wa-
ren. Ein Denkansatz hing mit den libera-
len Vorstellungen zusammen: Entspre-
chend dem liberalen Glauben, korrekter 
wohl Irrglauben, an die regulierende 
Kraft rechtlicher Gleichheit, an die Frei-
heit des Individuums sowie an die Eigen-
initiative, an Fähigkeiten und Verant-
wortlichkeiten des Einzelnen und der 
daraus resultierenden Zurückweisung 
eines staatlichen Interventionismus bzw. 
einer Schutzpolitik, wie sie die spani-
sche Krone praktiziert hatte, gab es für 
die Indios keine spezielle Fürsorge mehr. 
Vor allem sollten Sonderstellungen wel-
cher Art auch immer aufgehoben wer-
den. Das Ziel bestand darin, den beste-
henden ethnisch-kulturellen Pluralismus 
im Sinn einer Ausrichtung an den libera-
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len Grundsätzen Freiheit, wirtschaftli-
che Freizügigkeit, Individualbesitz, Leis-
tung, Wettbewerb, Marktwirtschaft und 
Gleichheit zu überwinden. Privateigen-
tum an Land und die daraus entstehen-
de Verantwortung für das Individuum 
galt als das wichtigste Instrument zur 
raschen Integration der Indios in die 
jeweiligen nationalen Gesellschaften 
Südamerikas. Die Freisetzung des Bo-
dens sollte auch zu einer Veränderung 
des Grundbesitzes führen, wie aus der 
Erläuterung erhellt, mit der der kolumbi-
anische Präsident General Tomás C. de 
Mosquera das Agrarreformgesetz vom 
9. September 1861, d.h. die zwangswei-
se Verteilung von Grundbesitz religiöser 
und ziviler Korporationen, begründete: 
Bislang sei in Kolumbien das Eigentum 
an Boden schlecht verteilt gewesen; 
„diese Verteilung“, so argumentierte er, 
„entspricht nicht einem freien Volk; (...) 
bringen wir also Eigentum in Einklang 
mit der Demokratie; geben wir das Land 
denen, die es bearbeiten und es ertrag-
reich machen“.16

Die Aufhebung der Sonderstellung be-
traf vor allem den Kollektivbesitz der In-
dianerdörfer, die noch in Ecuador, Ko-
lumbien, Peru und Bolivien bestanden, 
und seine zukünftige private, individuel-
le Nutzung. Die Nutzbarmachung des 
Bodens vollzog sich in verschiedenen 
Schrit ten, doch sind jeweils deutlich die 
liberalen Vorstellungen zu erkennen, 
dass wirtschaftlich wenig genutztes 
und nicht zur freien Verfügung (Kauf, 
Veräußerung) stehendes Land die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung hinde-
re und dass Privateigentum zu einer ma-
teriellen Verbesserung des Lebensstan-
dards führe, da das Interesse am Eigen-
tum die notwendigen Impulse für eine 
höhere Produktion mit sich bringe. Aus 
beiden Überlegungen war eine Boden-
reform angezeigt. In den südamerikani-
schen Staaten mit hohem indianischen 
Bevölkerungsanteil und Gemeindeland 
der Indianerdörfer versuchten Moder-
nisierungspolitiker, die private Nutz-
barmachung und Umverteilung dieses 
Landbesitzes in Gang zu setzen, mit zu-
nächst wenig Erfolg wie in Kolumbien 
ab 1850 oder in Bolivien in den Jahren 
zwischen 1866 und 1871; dort lebte 
1880 noch über die Hälfte der Landbe-
völkerung in Indianerdörfern mit Kollek-
tivbesitz, obwohl bereits 1874 das Ge-
setz zur Auflösung, Ley de Exvinculaci-
ón, dem gemeinschaftlichen Landbesitz 
die rechtliche Grundlage entzogen hat-
te. Doch stetig wurden die indianischen 
Bauern zum Verkauf genötigt, und in-
dianischer Landbesitz wechselte seinen 
Eigentümer.
Die politischen Führungsschichten 
glaubten an den obersten Grundsatz 
der Gleichheit. Sie glaubten, mit einer 
breiteren Streuung des individuellen 

Landbesitzes wirtschaftlichen Fortschritt 
initiieren zu können. Sie übersahen da-
bei oder wollten nicht sehen, dass indivi-
duelle Wirtschaftsaktivität nicht für alle 
Teile der Bevölkerung selbstverständlich 
war. Denn zahlreiche frühe Bestands-
aufnahmen aus politischen Kreisen der 
Oberschicht über Politik und Wirtschaft 
belegen, dass sie die negativen sozia-
len Auswirkungen ihrer Maßnahmen auf 
die Indios wohl sahen, diese jedoch an-
gesichts einer erhofften positiven wirt-
schaftlichen Entwicklung für die ande-
ren Teile der Bevölkerung guthießen und 
akzeptierten. Dadurch, dass die indige-
nen Dorfgemeinschaften ihren ge-
schlossenen Charakter verloren, indem 
die liberalen Maßnahmen den Ge-
meindebesitz schrittweise privatisier-
ten, wurde den Indios ihre eigentliche 
Existenz grundlage – nämlich gemein-
schaftlich bewirtschaftetes Land – ent-
zogen. Da sie an privates Wirtschaften 
nicht gewöhnt waren, veräußerten sie 
häufig den individuellen Landbesitz. Die 
Aufteilung der kollektiven Strukturen 
führte deshalb keineswegs zu einer Exis-
tenzsicherung indianischer Kleinbau-
ern, vielmehr förderte sie die Ausbrei-
tung des Großgrundbesitzes durch Ar-
rondierung und Aufkauf privaten in-
dianischen Landes. Erst mit diesen 
Maßnahmen, ergänzt durch Aufteilung 
von ehemaligem Kirchenbesitz oder 
staatlichem noch nicht bebauten Land, 
erfolgte die für Südamerika so charakte-
ristische starke Bodenkonzentration, so-
wohl in den Händen der alten „Land-
aristokratie“ als auch neuer Großgrund-
besitzer. Die landlosen Indios aber stan-
den nun als billige Arbeitskräfte zur 
Verfügung und gerieten zunehmend in 
ökonomische Abhängigkeit der Groß-
grundbesitzer. Der Verlust ihres Landes 
wirkte sich auch politisch aus. Denn mit 
der Auflösung verloren die indigenen 
Dorfgemeinschaften nicht nur ihre Ge-
schlossenheit, sondern vor allem auch 
ihre politische Repräsentation. Wäh-
rend zuvor die lokalen Amtsträger als 
vom Staat anerkannte Vertreter der indi-
genen Gemeinschaften fungiert hatten, 
bemächtigten sich nun die neuen Grund-
besitzer bald auch dieser politischen 
Positionen und nahmen damit den In-
dianerdörfern die Möglichkeit, ihre Vor-
stellungen und Bedürfnisse wirksam zu 
artikulieren. Insgesamt wurde die in-
dianische Bevölkerung, die in den An-
denstaaten immerhin 50 Prozent der 
Gesamtbevölkerung ausmachte, immer 
mehr marginalisiert. 
Das traf selbst in Ecuador zu, wo sich 
die exportorientierten Kakaopflanzer 
der Küste darum bemühten, die in der 
Sierra bestehende Zwangsinstitution 
der Arbeitsverhältnisse auf den Hoch-
landhaziendas, den so genannten con-
certaje, abzuschaffen. Bei dieser noch 

aus der Kolonialzeit stammenden Insti-
tution verpflichteten sich landlose indi-
anische Campesinos, für einen Ha-
cendado zu arbeiten, der ihnen als Ge-
genleistung Geld, Saatgut oder Vieh 
vorstreckte, ferner ein kleines Stück 
Land zur eigenen Nutzung für den Un-
terhalt der Familie überließ und auch für 
Bekleidung sorgte. Da der vorgesehene 
Tageslohn selten ausgezahlt, vielmehr 
für dem Campesino angelastete Schä-
den angerechnet wurde, verschuldete 
sich der Campesino immer mehr gegen-
über dem Großgrundbesitzer und ge-
riet in eine oft lebenslange und oft noch 
die Kinder einbeziehende Abhängig-
keit gegenüber dem Patron. Für die an 
Arbeitskräften interessierte Exportelite 
bedeutete die Einrichtung der „vertrag-
lich gebundenen“ Indios Stagnation 
und Immobilismus.
Überhaupt unternahmen die politischen 
und ökonomischen Führungsschichten 
selten gezielte Schrit te, die Indios als 
Staatsbürger in die jeweiligen Gesell-
schaften der neuen Staaten zu integrie-
ren. Denn obwohl die indigene Bevölke-
rung seit den Unabhängigkeitskriegen 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts formal 
Bürgerrechte erhalten hatte, waren die-
se Bürgerrechte nur selten wirklich reali-
siert worden; in Ecuador und Bolivien 
mussten die Indios bis weit in das 19. 
Jahrhundert hinein noch den sogenann-
ten Indianertribut, eine Art Kopfsteuer, 
entrichten.
Auch wenn die exportorientierten Ge-
sellschaftsgruppen von der in Gang ge-
kommenen Auflösung der Indianer-
gemeinden in zweierlei Weise – für die 
Agrarwirtschaft günstige Besitzerweite-
rung und freigesetzte Arbeitskräfte – 
profitierten, bewerteten sie die indi -
gene Kultur als Ausdruck einer irrationa-
len und traditionalistischen Neuerungs-
feindlichkeit. In Peru setzte die Ober-
schicht an der Küste, die vom Guanoex-
port profitierte und die aus ihm gewon-
nenen Einkünfte in den Baumwoll- und 
Zuckerrohranbau investierte, sogar auf 
ein anderes Arbeitskräftepotential: die 
Einwanderung chinesischer Kulis, die ih-
nen auch die endgültige Abschaffung 
der Sklaverei leicht machte. Zwischen 
1847 und 1874 kamen über 90.000 Chi-
nesen ins Land, die unter unmenschli-
chen Lebens- und Arbeitsbedingungen 
auf den Ländereien an der Küste ausge-
beutet wurden.17

Dauerhafte Wirkung aber erwarteten 
und erhofften südamerikanische Politi-
ker von europäischen Einwanderern, ih-
ren Kenntnissen und Fertigkeiten. Ein-
wanderung galt in einigen Staaten ge-
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g radezu als Entwicklungspolitik, weil sie 
die als minderwertig erachtete autoch-
thone Bevölkerung oder andere Mi-
schungen Amerikas durch die angeblich 
höherwertigen Europäer ersetzte. Die-
se Sichtweise drückte sich in der lange 
Jahre geltenden und in der Literatur oft 
beschriebenen Dichotomie von „Zivili-
sation und Barbarei“ aus. Südamerika-
nischen Führungsgruppen stellte sich 
das Eigene, das Amerikanische als Bar-
barei dar, während Europa Zivilisation 
und Fortschrit t symbolisierte. Zu den 
wichtigsten Vertretern dieser Sichtwei-
se gehörten die beiden Argentinier Ju-
an Bautista Alberdi (1810–1884) und 
Domingo Faustino Sarmiento (1811–
1888), die ihre entsprechenden Werke 
im Exil in Chile schrieben, wohin sie vor 
der Diktatur des Juan Manuel Rosas ge-
flohen waren.18 Die Einwanderungspo-
litik erlangte besondere Bedeutung in 
denjenigen südamerikanischen Staa-
ten, die wie Chile und Argentinien über 
weite, zum Teil noch unerschlossene 
Gebiete im Landesinneren, so genann-
tes Indianerland, verfügten. 
In Chile hatten die Indios, die Mapuche, 
die schon in der Kolonialzeit südlich des 
Bio-Bio-Flusses lebten, sich nicht in die 
nationale Gemeinschaft eingliedern 
lassen, obwohl die Verfassung von 
1833 die Staatsgrenzen im Süden bis 
Kap Hoorn festgelegt hatte. Deshalb 
drängte die chilenische Expansionspo-
litik die Mapuche ab 1859 immer weiter 
in den Süden des Landes ab, erklärte 
sich 1866 per Gesetz zum Eigentümer 
aller Ländereien der Araucanía und 
schloss Anfang der 1880er Jahre in ei-
nem regelrechten Vernichtungsfeldzug 
die endgültige Eroberung dieses Ge-
bietes ab.19 Dieser Zugewinn von neuem 
Siedlungsland bedeutete für die Mapu-
che den Verlust ihres Landes und die 
Abdrängung in spezielle Reservate. Ei-
ne ähnliche territoriale Konsolidierung 
des Staates erfolgte auch in Argentini-
en durch die Eingliederung der südli-
chen Regionen der Pampa. Im Jahr 1875 
beauftragte Präsident Avellaneda den 
General Julio Argentino Roca mit der 
Aufgabe, die kriegerischen Indios in der 
Pampa endgültig niederzuwerfen. Die 
Pampa-Indianer, besonders der Stamm 
der Ranqueles, hatten unter ihren 
Häuptlingen Calfucurá und Catriel we-
sentliche Teile des Gebietes, das Juan 
Manuel Rosas 1833/34 für die Provinz 
Buenos Aires erobert hatte, zurücker-
obern können und damit die wirtschaft-
lichen Interessen der Viehzüchter und 
Großgrundbesitzer, der estancieros, 
empfindlich gestört. Für die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung der Provinz 
und Argentiniens überhaupt aber wa-
ren sowohl die Befriedung an der India-
nergrenze als auch neues Land erfor-
derlich. So führte Roca, ab 1878 Kriegs-

minister der Regierung Avellaneda, in 
der Zeit von Juli 1878 bis Juli 1879 meh-
rere erfolgreiche Feldzüge in das India-
nerland. Diese wurden von den Argenti-
niern beschönigend als „Eroberung der 
Wüste“, als conquista del desierto be-
zeichnet, so als ob eine menschenleere 
Region erobert worden wäre. In Wirk-
lichkeit rotteten die besser ausgerüste-
ten argentinischen Truppen die Indios 
aus, vertrieben sie oder fassten sie in 
Reservationen zusammen.20 Insgesamt 
fügte Roca mit diesen Feldzügen ca. 
350.000 Quadratkilometer Indianer-
land dem Territorium Argentiniens hinzu 
und sicherte auch den Besitz Patagoni-
ens, obwohl Grenzstreitigkeiten mit 
Chile anhielten und erst 1902 durch bri-
tischen Schiedsspruch beigelegt wur-
den. Nun standen neue Weiden der Be-
wirtschaftung durch die Kreolen und 
durch neue Einwanderer zu Verfügung. 
Mit Hilfe einer Masseneinwanderung 
aus Europa, gefördert durch wirtschaft-
liche Anreize wie z.B. Landzuteilung, 
und einer organisierten Binnenkolonisa-
tion, der die Indios weichen mussten, ge-
lang es den Staaten am Rio de la Plata 
und Chile sowie Brasilien, wo eine ähn-
lich abwertende Haltung gegenüber 
den aus Afrika zwangsimmigrierten 
Sklaven und deren Nachkommen be-
stand, wichtige Schritte auf dem Weg 
zur Modernisierung der Wirtschaft, vor 
allem der Landwirtschaft zu gehen. 
Schon in den 1860er und 1870er Jahren 
kamen mehr als 400.000 Einwanderer 
nach Argentinien, wodurch der land-
wirtschaftliche Exportsektor expandie-
ren konnte.21 Mit dem neuen Raum in der 
Pampa wurde Argentinien dann zwi-
schen 1890 und 1914 zu einem der at-
traktivsten Einwanderungsländer für eu-
ropäische Auswanderungswillige, mehr 
als vier Millionen Einwanderer kamen 
ins Land, von denen immerhin 50 Prozent 
für immer blieben. Auch Uruguay profi-
tierte von 400.000 Einwanderern. Chile 
erlebte mehrere Einwanderungswellen, 
nach der Vertreibung der Mapuche sie-
delten auch zahlreiche Deutsche im Sü-
den des Landes.22 Brasilien dagegen 
konnte schon zwischen 1846 und 1875 
mehr als 300.000 meist portugiesische 
Einwanderer begrüßen, wodurch der 
weiße Anteil an der Bevölkerung stark 
anstieg. Im Zeitraum zwischen 1883 und 
1893 wanderten mehr als 885.000 euro-
päische Einwanderer, meist portugie-
sischer und italienischer Herkunft nach 
Brasilien, besonders in die Region São 
Paulo, ein. Mit diesen Einwanderern 
mussten die ehemaligen Sklaven in 
Wettbewerb treten. Denn die Abschaf-
fung der Sklaverei am 13. Mai 1888 
durch das sogenannte „Goldene Ge-
setz“ (Lei Aurea), das mit einem Schlag 
alle 700.000 noch vorhandenen Skla-
ven Brasiliens ohne Entschädigung für 

die Pflanzer befreite, führte nicht zu ihrer 
Emanzipation, sondern zu städtischer 
Verelendung sowie Marginalisierung. 
Nach ihrer Befreiung wurden die ehe-
maligen Sklaven sich selbst überlassen, 
weil die Abolitionisten für die Zeit da-
nach kein soziales oder ökonomisches 
Hilfsprogramm vorbereitet hatten, um 
die Schwarzen in die brasilianische 
Gesellschaft zu integrieren. So verlie-
ßen diese die Plantagen und zogen in 
die Städte, wo sich das wirtschaftli-
che, handwerkliche und kommerzielle 
Wachstum beschleunigt hatte. Dort je-
doch verloren sie alle die mit der Sklave-
rei auch verbunden gewesenen patriar-
chalischen Sicherungen ihres Lebensun-
terhalts und verelendeten zum großen 
Teil, teils weil sie keine Arbeitsplätze 
fanden bzw. auf europäische Konkur-
renten trafen, teils weil sie aufgrund der 
durch die Sklaverei hervorgerufenen 
Deformationen in der Persönlichkeits-
struktur nicht bereit waren, von der Skla-
verei in den neuen Zwang der Lohnar-
beit zu wechseln. In dem Maße, wie die 
ehemaligen Sklaven, Schwarze oder 
Mulatten ihre privilegierte Stellung als 
einzige Arbeitskraft verloren, verloren 
sie auch das Interesse, das ihnen die 
herrschenden Schichten zuvor entge-
gengebracht hatten. So geriet gerade 
dieser Teil der brasilianischen Bevölke-
rung in den Städten in die Marginalität.

Die Situation zu Beginn des 
20. Jahrhunderts

Mit dem ausgehenden 19. Jahrhundert 
war der Prozess der politischen und terri-
torialen Konsolidierung der südameri-
kanischen Staaten nach fast einhundert 
Jahren innenpolitischer und interna-
tionaler Auseinandersetzungen abge-
schlossen. Alle Staaten besaßen einen 
ausgesprochen oligarchischen, nicht-
demokratischen und nicht-partizipatori-
schen Charakter, ungeachtet der Tatsa-
che, dass sie auf Verfassungen beruhten, 
die sich an europäischen Modellen, vor 
allem aber am US-amerikanischen Vor-
bild des Präsidialsystems orientierten. 
Verfassungsrechtliche Einschränkungen 
des Wahlrechts, die Kontrolle und Mani-
pulation der Wahlen durch die Regie-
rung sowie die verbreiteten Praktiken 
politischer Patronage und klientelisti-
scher Einbindung breiter Bevölkerungs-
schichten verhinderten nämlich eine De-
mokratisierung. Ob in Form autoritärer 
Regimes wie in Kolumbien und Venezue-
la oder in Form eines stärker parlamen-
tarisch abgestützten Regimes wie im 
südlichen Südamerika (Argentinien, Bra-
silien, Chile): die politische Herrschaft 
lag überall in der Hand einer kleinen, 
wirtschaftlich und gesellschaftlich domi-
nanten Schicht, der „Oligarchie“. Der eli-
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täre, sozial exklusive Charakter der süd-
amerikanischen Regierungssysteme am 
Ende des 19. Jahrhunderts und zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts war die Folge einer 
oligarchischen Machtverteilung in Wirt-
schaft und Gesellschaft, in denen neben 
der traditionellen Oberschicht der Groß-
grundbesitzer und Bergbauunternehmer 
sowie durch die sogenannte „Entwick-
lung nach außen“ auch die Exponenten 
des Handelsbürgertums und – allerdings 
nur in Ansätzen – der in Entstehung 
begriffenen Industrieunternehmerschaft 
Herrschaft ausübten.
Den für ein funktionierendes Gemein-
wesen erforderlichen Schrit t, nach der 
Staatsgründung auch größere Bevölke-
rungskreise durch die Ausweitung akti-
ver Beteiligung und die dafür notwendi-
ge ökonomische und soziale Absiche-
rung in das neue System einzubeziehen, 
haben die oligarchischen Führungseli-
ten, auch nicht die auf Modernisierung 
ausgerichteten liberalen Gruppen in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts, nicht oder nur ungenügend unter-
nommen. Indem das Handelsbürgertum 
in Koalition mit Großgrundbesitzern 
und Agrarunternehmern als dominie-
rende Schichten an ihren politischen 
und wirtschaftlichen Vorstellungen fest-
hielten und deren negative ökonomi-
sche und gesellschaftliche Auswirkun-
gen als unvermeidlich in Kauf nahmen, 
verkehrte sich die modernisierende 
Funktion der liberalen Maßnahmen in 
ihr Gegenteil. Statt zur gesellschaftli-

chen Integration führten diese eher zur 
sozialen Abgrenzung, verschärften so-
gar die soziale Kluft zwischen einer klei-
nen Oberschicht und der übergroßen 
Bevölkerungsmehrheit. Denn mit der 
meist einseitigen Ausrichtung auf den 
Export von Agrar- und Bergbauproduk-
ten vollzog sich nur eine partielle Mo-
dernisierung, trat nur ein partielles wir t-
schaftliches Wachstum ein, an dem 
weder alle Regionen der jeweiligen 
Staaten noch alle gesellschaftlichen 
Gruppen Anteil hatten. Dadurch blie-
ben die Gesellschaften in den südame-
rikanischen Staaten in ihrer Grundstruk-
tur Agrargesellschaften, in denen die 
Verfügung über Grund und Boden die 
politische und soziale Stellung bestimm-
te, und die wirtschaftliche Entwicklung 
wurde abhängig von den Weltmarkt-
preisen. Zudem hatten sich die Staaten 
durch die wichtigen Infrastrukturmaß-
nahmen wie Eisenbahn- und Straßen-
bau gegenüber ausländischen Investo-
ren stark verschuldet.
Im 20. Jahrhundert sahen sich die politi-
schen Eliten der Oberschicht in anderen 
historischen Rahmenbedingungen ge-
nötigt, die bisherige einseitig auf den 
Agrar- und Rohstoffexport ausgerichte-
te Wirtschaft zu überwinden und ein ei-
genständiges Wachstum einzuleiten. 
Sie begannen, die bisherige Wirt-
schaftspolitik zu modifizieren und ent-
schiedener die Industrialisierung voran-
zutreiben. Dabei machten sie sich die 
Krisen des internationalen Wirtschafts-
systems, d.h. die durch die beiden Welt-
kriege sowie die Weltwir tschaftskrise 
von 1929 sich ergebenden Lockerungen 
der Handelsbeziehungen zu den Indu-
strienationen, konkret den Rückgang 
der Importe von Fertigwaren und Indu-
strieprodukten zunutze, auf deren Ein-
fuhr sie bislang angewiesen waren. Zu-
sätzlich kam nun zu den wirtschaftli-
chen Entwicklungsbestrebungen immer 
mehr die bisher vernachlässigte soziale 
Dimension hinzu. Die südamerikani-
schen Gesellschaften mussten Antwor-
ten auf die soziale Frage finden. 
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KONSTANTEN SÜDAMERIKANISCHER POLITIK?

Revolutionen, Staatsstreiche, Populismen
Nikolaus Werz

Seit den 1980er und 1990er Jahren eta-
blierten sich in vielen Staaten Südame-
rikas demokratische Regierungen. Trotz-
dem sind unsere Vorstellungen von La-
teinamerika durch die Bilder von Revo-
lutionären, von Putschisten und Populis-
ten geprägt. Nikolaus Werz entfaltet und 
erörtert diese drei Schlüsselbegriffe. So 
ist mit Blick auf den Begriff der Revolu-
tion zunächst zwischen angekündigten, 
scheinbaren und letztlich vier realen Re-
volutionen im 20. Jahrhundert – die in 
dem Beitrag skizziert werden – zu unter-
scheiden. Somit sind Revolutionen nicht 
zum Motor der Geschichte geworden. 
Trotz der demokratischen Konsolidie-
rung in den vergangenen zwei Dekaden 
und der internationalen Ächtung ist der 
Staatsstreich in Einzelfällen immer noch 
ein Mittel der Politik. Der Populismus 
schließlich – die dritte Konstante – ist 
ungeachtet seiner verschiedenen Spiel-
arten ein langlebiges Phänomen. Formen 
populistischer Demokratie sind in Süd-
amerika gerade deshalb so häufig, weil 
die repräsentative und liberale Demo-
kratie bei der Mehrheit der Bevölkerung 
nicht wirklich populär ist 

Revolutionäre, Putschisten und 
Populisten

Die Vorstellungen von Lateinamerika 
sind von Eindrücken geprägt, die auch 
neuere Entwicklungen schwer entkräf-
ten können. Obwohl der amerikanische 
Halbkontinent derzeit die längste de-
mokratische Phase seiner Geschichte 
durchläuft, haben sich die Bilder von Re-
volutionären, Militärputschisten und Po-
pulisten zumindest gehalten. Und wie 
bei so manchen einseitigen Annahmen 
steckt darin auch ein gewisser wahrer 
Kern.
„Revolución“ gehört zu den Schlüsselbe-
griffen in Lateinamerika. Allerdings ist 
damit nicht immer – wie in der deutschen 
Geschichte – ein ökonomisch-sozialer 
oder ein politischer Systemwechsel ge-
meint. Es kann sich auch um eine so ge-
nannte Palastrevolution handeln. Als 
1966 General Juan Carlos Ongania in 
Argentinien die Macht an sich riss, pro-
klamierte er eine „Argentinische Revolu-
tion“, mit der die Militärs eine richtige 
Revolution verhindern wollten. Und bei 
den christlich-sozialen Parteien Latein-
amerikas wurde Revolution in den 
1960/70er Jahren als beschleunigter 
wirtschaftlicher und sozialer Wandel 

verstanden. Es gilt also jeweils zwischen 
realen, angekündigten und scheinbaren 
Revolutionen zu unterscheiden.
Auch bei den Staatsstreichen (golpes) 
bestehen Unterschiede. Lange Zeit galt 
der Staatsstreich als ein Mittel der Poli-
tik. Bis sich in den letzten zwei Jahr-
zehnten Wahlen weitgehend durchge-
setzt haben, wurden Regierungswech-
sel häufig über Putsche eingeleitet. Sie 
verliefen nach gewissen Mustern, die 
den Akteuren bekannt waren und an die 
sie sich halten konnten. Nach der kuba-
nischen Revolution 1959 und während 

des Kalten Krieges erhielten die Militär-
putsche einen anderen Charakter. Zwi-
schen 1964 bis in die 1980er Jahre eta-
blierten sich in den meisten südameri-
kanischen Ländern Militärdiktaturen.
Während bei der Revolution und dem 
Staatsstreich die Merkmale vergleichs-
weise klar zu benennen sind, fällt dies 
beim Populismus schwer. Von einem 
„konsolidierten Populismus“ in Latein-
amerika ist die Rede.1 Anders als in Eu-
ropa überwiegen die sozial inklusiven, 
linkspopulistischen Elemente. Von da-
her bestehen auch Verbindungen zum 
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REVOLUTIONEN, STAATSSTREICHE, 
POPULISMEN

Begrif f „Revolution“. Und schließlich 
lässt sich ein populistischer Stil feststel-
len, der die lateinamerikanische Politik 
im 20. und 21. Jahrhundert prägt.

Revolutionen

Im Gegensatz zum inflationären Ge-
brauch des Wortes revolución sind 
wirkliche Revolutionen relativ selten ge-
wesen. Einzelne Autoren zählen auch 
die Unabhängigkeitsrevolutionen zwi-
schen 1760 und 1830, mit denen die 
meisten südamerikanischen Länder die 
formale Unabhängigkeit von Spanien 
erlangten, dazu.2 Ab 2009/2010 wird 
vor allem in Südamerika der Beginn der 
Unabhängigkeitsbewegung vor 200 
Jahren gefeiert.
Im Geschichtsbild vieler Staaten besitzt 
sie und der Begrif f Unabhängigkeit ei-

nen hohen Stellenwert. Die National-
hymnen nehmen darauf Bezug, in jedem 
größeren Ort finden sich Plätze, Stra-
ßen und Denkmäler, die nach den Be-
freiern benannt wurden. Die bekanntes-
ten sind Simón Bolívar (1783–1830) aus 
Venezuela und San Martín (1778–1850) 
aus Argentinien, die den Norden bzw. 
den Süden des Kontinentes befreiten. 
An ihnen lässt sich aber auch die Ambi-
valenz der Unabhängigkeitsrevolutio-
nen aufzeigen. Beide kamen aus der 
kreolischen Oberschicht, d.h. sie waren 
Nachfahren der in Iberoamerika gebo-
renen Abkömmlinge der Spanier. Als 
Napoleon 1807 in Spanien einfiel, er-
klärten die Vizekönigreiche in Übersee 
ihre Loyalität mit dem abgesetzten Kö-
nig und damit die eigene Unabhängig-
keit. Die Loslösung von Spanien ging al-
so entgegen manchen Umdeutungen 
von den oberen und mittleren Schichten 

aus. Die ärmeren Schichten waren zu-
nächst kaum daran beteiligt, zum Teil 
kämpften sie sogar auf Seiten der Spa-
nier. Deshalb wird im Ergebnis von „un-
vollendeten Revolutionen“ gesprochen. 
Im Unterschied zur europäischen Ge-
schichte entstanden, vereinfacht ausge-
drückt, die Staaten vor den Nationen. 
Die an den europäischen und nordame-
rikanischen Vorbildern orientierten An-
führer der Unabhängigkeitsbewegung 
gaben den neuen Staaten die moderns-
ten Verfassungen. Damals entstand ei-
ne Kluft zwischen Verfassung und Ver-
fassungswirklichkeit, die in Teilen bis in 
die Gegenwart anhält. Deshalb galt 
und gilt die „Nationswerdung“ vieler-
orts noch als Aufgabe. Von einer „Sehn-
sucht nach Revolution“ war mit Blick auf 
die lateinamerikanische Geschichte im 
20. Jahrhundert die Rede.3 Bis in die 
Gegenwart tauchen Themen wie Nati-
on (nación) und Volk (pueblo) im Diskurs 
von populistisch auftretenden Politikern 
auf.
Am Beispiel der beiden großen „Befrei-
er“ lässt sich der unfertige Charakter 
der Unabhängigkeit nachzeichnen. San 
Martín zog sich nach dem berühmten 
Treffen mit seinem Kollegen Bolívar in 
Guayaquil/Ecuador 1822 aus Südame-
rika zurück und verbrachte die letzten 
25 Jahre seines Lebens auf dem alten 
Kontinent. Erst 1880 wurden seine sterb-
lichen Überreste von Boulogne-sur-Mer 
nach Buenos Aires überführt und in der 
dortigen Kathedrale bestattet. Bolívar 
soll sich auf dem Weg nach Europa be-
funden haben, als er in Santa Marta/
Kolumbien starb. Am Ende seines Le-
bens war der Visionär eines vereinten 
Lateinamerika pessimistisch gestimmt. 
In seiner letzten Botschaft heißt es: „Sie 
wissen, dass ich zwanzig Jahre regiert 
habe, und aus dieser Zeit habe ich nur 
wenige sichere Erkenntnisse gewonnen: 
1. Amerika ist für uns unregierbar, 2. wer 
einer Revolution dient, pflügt das Meer, 
3. das Einzige, was man in Amerika tun 
kann, ist emigrieren; 4. dieses Land wird 
unweigerlich in die Hände der zügello-
sen Massen fallen, um danach auf kaum 
erkennbare Klein-Tyrannen aller Haut-
farben und Rassen überzugehen.“4 Erst 
1842 konnte sein Leichnam in seiner 
Heimatstadt Caracas bestattet wer-
den.
Aus zwei Gründen nimmt die Unabhän-
gigkeitsbewegung gleichwohl einen so 
prominenten Platz ein: (1.) Mit der frü-
hen Unabhängigkeit stellte sich die Re-
gion in eine Reihe mit den USA und ran-
gierte weit vor anderen südlichen Län-
dern, die erst in der Phase der Dekoloni-

Wandmalerei in 
Havanna: „Revo-
lución“ gehört zu 
den Schlüssel-
begriffen in Latein-
amerika. Aller-
dings gilt es jeweils 
zu unterscheiden 
zwischen realen, 
angekündigten 
und scheinbaren 
Revolutionen!
picture alliance/dpa
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sation nach dem Zweiten Weltkrieg 
unabhängig wurden. (2.) Die Berufung 
auf die Befreier diente nicht zuletzt dem 
jeweiligen Präsidenten bzw. einer poli-
tischen Bewegung. Das aktuellste Bei-
spiel ist Präsident Hugo Chávez, der 
1999 sein Land in Bolivarische Republik 
Venezuela umbenannte. Damit versucht 
er u. a., seine auf ganz Lateinamerika 
ausgreifende Außenpolitik mit dem Ver-
weis auf Bolívar zu begründen.
Von den Unabhängigkeitsbewegungen 
oder -revolutionen sind die zahlreichen 
„Revolutionen“ des 19. Jahrhunderts zu 
unterscheiden, als es allein 115 gege-
ben haben soll.5 Erst im 20. Jahrhundert 
er folgen „echte“ Revolutionen. Sie bein-
halten erstens Veränderungen in der 
Staatsform, der personellen Zusammen-
setzung der Regierung, den sozialen 
Strukturen und der Legitimationsideolo-
gie. Zweitens implizieren echte Revoluti-
onen Gewalt „von unten“, d.h. gegen 
die Herrschenden, wodurch sie sich von 
Reformen unterscheiden. Drit tens müs-
sen eine Revolution Folgen und die „re-
volutionären Errungenschaften“ einen 
gewissen Bestand haben. In dieser Hin-
sicht lassen sich mit Einschränkungen 
nur vier Revolutionen im 20. Jahrhundert 
in Lateinamerika feststellen.

Die mexikanische Revolution

1910 begann die erste große (Agrar-)
Revolution des 20. Jahrhunderts in Me-
xiko. Ausmaß und die genaue Eingren-
zung der Revolution sind umstrit ten, 
nicht aber die Tatsache, dass es eine 
war. Denn einige wichtige Maßnahmen 
(Agrarreform und Verstaatlichung der 
Ölindustrien) wurden erst in den 1930er 
Jahren realisiert. Schon davor wurden 
große Veränderungen im Bereich von 
Erziehung und Kultur eingeleitet. Es ent-
stand ein kontrolliertes Parteiensystem 
unter einer „Partei der Institutionalisier-
ten Revolution“ (PRI). Der Präsident ging 
Jahrzehnte lang aus der Staatspartei 
hervor. Er durfte nur einmal und zwar 
sechs Jahre amtieren. Dieses Prinzip der 
Nicht-Wiederwahl folgte dem Slogan, 
der 1910 die Revolution ausgelöst hatte: 
„Effektives Wahlrecht, keine Wieder-
wahl“ (sufragio efectivo, no reelección). 
In der Folgezeit wurde dieses Prinzip 
von fast allen lateinamerikanischen 
Staaten übernommen und erst in den 
letzten Jahren zunehmend wieder rück-
gängig gemacht. Die mexikanische Re-
volution besaß große lateinamerikani-
sche und internationale Ausstrahlungs-
kraft. Gegenüber den USA versuchte sie 
eine unabhängige Außenpolitik. Mexi-
ko unterhielt keine Beziehungen zur 
Franco-Diktatur und nahm die republi-
kanische Regierung sowie Flüchtlinge 
vor dem Faschismus und Nationalsozia-
lismus auf. In den 1980er Jahren setzte 

eine Öffnung des gemäßigt autoritären 
Regimes in Mexiko ein. Bei den Wahlen 
konnte die Opposition in den Provinzen 
Erfolge verbuchen. Im Jahr 2000 stellte 
die älteste Oppositionspartei „Partei 
der Nationalen Aktion“ (PAN) erstmals 
den Präsidenten. Damit war die mehr 
als sieben Jahrzehnte andauernde PRI-
Herrschaft vorerst beendet.

Die Revolution in Bolivien

Als „Wiege der Freiheit“ wurde Bolivien 
bezeichnet, denn sein Name geht auf 
den Befreiungsheld Bolívar zurück. 
Doch verlief die Entwicklung des Landes 
lange Zeit wenig erfolgreich und poli-
tisch äußerst instabil, zumal im Pazifik-
Krieg mit Chile (1879–1883) der Mee-
reszugang verloren ging. Bergbauun-
ternehmer und Großgrundbesitzer bil-
deten eine Oligarchie, die das Land bis 
1952 beherrschte. Nationalistische Be-
wegungen und Gewerkschaften ge-
wannen seit der Weltwir tschafskrise 
1929 an Bedeutung; nach territorialen 
Verlusten im Chaco-Krieg gegenüber 
dem kleineren Paraguay (1932–35) bil-
deten sich jüngere Offiziersgruppen. 
Die 1941 gegründete „Nationalistisch-
Revolutionäre Bewegung“ (MNR) bün-
delte den Protest. Als die Wahlergeb-
nisse nicht anerkannt wurden, führte die 
MNR 1952 nach einem dreitägigen Auf-
ruhr unter dem Druck bewaffneter Ar-
beiter und Bauern einen Machtwechsel 
durch und leitete soziale, politische und 
wirtschaftliche Reformen ein. Die kurze 
Revolution beendete zunächst die Vor-
herrschaft der Oligarchie, brachte die 
Nationalisierung der Rohstoffvorkom-
men und führte vorübergehend zur Auf-
lösung der Armee.6

Relativ schnell wurden die Maßnahmen 
der Revolution jedoch wieder revidiert 
und schon 1953 ein Wirtschaftsabkom-
men mit den USA abgeschlossen. Von 
einer Revolutionsregierung lässt sich al-
lenfalls bis 1956 sprechen.7 Im Unter-
schied zu Mexiko entstand in Bolivien 
kein hegemoniales Parteiensystem. 
Vielmehr kam es innerhalb der MNR zu 
Flügelkämpfen, zum Bruch mit den Ge-
werkschaften und ab 1964 zu wech-
selnden Militärregimen. In den 1980er 
Jahren regierten nach Wahlen zwei 
„Veteranen der Revolution“. 1993 ge-
wann mit Gonzalo Sánchez de Lozada 
erneut ein Kandidat der MNR und ver-
suchte eine Reform der „nationalen Re-
volution“ einzuleiten. Er wurde 2002 
nach einer Unterbrechung wieder zum 
Präsidenten gewählt, musste aber 2003 
nach Massenprotesten zurücktreten 
und das Land verlassen. 2005 gewann 
der Gewerkschaftler und vormalige An-
führer der Coca-Bauern Evo Morales 
mit seiner „Bewegung zum Sozialismus“ 
(MAS) die Wahlen. Mit ihm wurde erst-

mals ein Angehöriger eines indigenen 
Volkes Präsident Boliviens. Er hat wieder 
eine Renationalisierung des Erdgas- 
und Erdölsektors eingeleitet. Dabei 
spielt die Berufung auf indigene Wur-
zeln und die Zusammenarbeit mit den 
sozialen Bewegungen eine größere Rol-
le als die Bezugnahme auf die „unvoll-
endete Revolution“ von 1952.8

Die kubanische Revolution

In Kuba handelte es sich 1958/59 eben-
falls um eine „kleine“ Revolution. Aber 
groß und bis in die Gegenwart andau-
ernd sind ihre innen- und außenpoliti-
schen Wirkungen. Am 1. Januar 1959 
verkündete der damals 32-jährige Fidel 
Castro den Sieg der Revolution. Was 
die formale Unabhängigkeit anbelang-
te, war Kuba ein Nachzügler. Erst 1898 
befreite sich das Land von der Kolonial-
herrschaft, geriet allerdings in Abhän-
gigkeit von den USA. Durch Interventio-
nen und später durch Investitionen si-
cherten sich die USA ihren Einfluss auf 
der Insel; hier wurzelt aber auch der 
starke Antiamerikanismus. Die formale 
Demokratie konnte kaum Wurzeln auf 
der Zucker- und Touristeninsel schla-
gen. 1956 eröffneten Revolutionäre den 
Guerilla-Kampf. Die kleine Gruppe um 
die Castro-Brüder und den Argentinier 
Ernesto Che Guevara avancierten mit 
ihren langen Haaren und Bärten (bar-
budos) zum internationalen Protestsym-
bol. Mit einer Rebellenarmee, die auch 
in der Endphase nicht mehr als ca. 3.000 
Mitstreiter hatte, gelang es ihnen, das 
unpopuläre und marode Batista-Re-
gime zu stürzen. Zunächst galt sie als 
nationalistische Revolution. Die Maß-
nahmen der Anfangszeit – Lohnerhö-
hungen, Senkung der Mietpreise, Nati-
onalisierungen, Agrarreformen – brach-
ten ihr die notwendige Anhängerschaft 
in der Bevölkerung. Nach einer geschei-
terten Invasion in der Schweinebucht 
von Exil-Kubanern aus Miami verkünde-
te Castro 1961 den sozialistischen Cha-
rakter der Revolution.
Erst 1965 wurde die Kommunistische 
Partei Kubas gegründet, 1976 eine sozi-
alistische Verfassung verabschiedet. 
Bestimmend blieb aber der Einfluss des 
máximo líder Fidel Castro, der nach 
47-jähriger Herrschaft 2006 krankheits-
bedingt die Macht zunächst für 18 Mo-
nate an seinen nur unwesentlich jünge-
ren Bruder Raúl abgeben musste. 2008 
erklärte er den Verzicht auf seine Füh-
rungsämter.
Die politische Wirkung der kubanischen 
Revolution ging über die der mexikani-
schen Revolution noch hinaus. Erstmals 
entstand im so genannten Hinterhof der 
USA ein sozialistisches Regime. Nach 
radikalen Reformen im Inneren versuch-
te das kleine Kuba den Revolutionsex-
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port nach Lateinamerika, der zunächst 
scheiterte. Er folgreicher war die außen-
politische Revolutionsstrategie in Afri-
ka, wo bis zu 50.000 Soldaten aus Kuba 
die Entkolonialisierungsprozesse in An-
gola, Mosambik und auch Südafrika un-
terstützten. Das Ende des Staatssozia-
lismus in Osteuropa nach 1989 hat die 
kubanische Revolution entgegen man-
chen Prognosen überlebt, zumal sie ab 
1999 Hilfe aus dem ölreichen Venezue-
la erhielt, wo mit dem gewählten Präsi-
denten Chávez ein Anhänger der Cast-
ros regiert. In den 50 Jahren seit der Re-
volution propagierte Kuba zunächst 
den Revolutionsexport, später galt es 
vorübergehend als sozialistisches Ent-
wicklungsmodell. Insgesamt hat die 
kleine und von elf Millionen Menschen 
bevölkerte Insel aufgrund der Revoluti-
on eine enorme Rolle in der jüngeren 
Weltpolitik gespielt.

Die Sandinistische Revolution in 
Nicaragua

Nur in Nicaragua hat eine modifizierte 
Form des kubanischen Revolutionsmo-
dells 1979 zum Erfolg geführt. Vorausge-
gangen war die Bereicherungsdiktatur 
der Somozas, die von den USA unter-
stützt wurde. Dagegen richtete sich der 
Kampf der Sandinistischen Befreiungs-
front (FSLN), die sich auf Augusto César 
Sandino (1895–1934) berief, ein Antiim-
perialist und so genannter „General der 
freien Menschen“, der von einem der So-
moza-Präsidenten ermordet wurde. Drei 
Gründe können für den Erfolg der FSLN 
1979 genannt werden: (1.) Im Unter-
schied zu anderen mittelamerikanischen 
Ländern bestand in Nicaragua eine ver-
einigte Opposition. (2.) Angesichts des 
rücksichtslosen Vorgehens der Natio-
nalgarde lief alles auf eine bewaffnete 
Lösung hinaus, bei der eine politisch-mi-
litärische Organisation, eben die FSLN, 
eine Führungsrolle übernahm. (3.) Durch 
den Volksaufstand und die bewaffnete 
Einnahme der Städte durch so genannte 
comandantes besaß die FSLN zunächst 
eine starke Legitimationsgrundlage und 
setzte anfangs auf das Prinzip der kol-
lektiven Führung. Die USA versuchten 
unter Präsident Ronald Reagan die neue 
Regierung durch Unterstützung gegen-
revolutionärer Kräfte (contras) zu stür-
zen. 2006 wurde die FSLN, die sich in 
den 1980er Jahren als Partei konstituier-
te, in freien Wahlen wieder zur Regie-
rungspartei. Ein kleinerer Flügel so ge-
nannter Erneuerer hat sich abgespalten.

„Echte“ Revolutionen

Nach den eingangs genannten Kriteri-
en kommen nur die vier genannten Fälle 
(Mexiko ab 1910, Bolivien 1952, Kuba 

1959, Nicaragua 1979) und hierbei 
wohl auch nur Mexiko und Kuba als 
„echte“ Revolutionen in Betracht. Fol-
gende Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede lassen sich festhalten:
 Mit der Ausnahme Mexikos fanden 

wirkliche Revolutionen in kleineren 
Ländern Lateinamerikas statt.

 Außer in Kuba wurde die Revolution in 
den drei anderen Ländern unterbro-
chen, wobei die Revolutionsparteien in 
Nicaragua 1990 und in Mexiko 2000 
freie Wahlen bzw. deren Ergebnisse 
akzeptierten und die Macht wieder 
abgaben.

 In Nicaragua wurde die FSLN 2006 
wieder gewählt. In Mexiko ist ein 
Wahlsieg der PRI 2012 möglich. 

 Die Entwicklung in Bolivien 2005 steht 
nicht unmittelbar in Beziehung zur Re-
volution von 1952. Die indigene Frage 
spielt mittlerweile eine größere Rolle 
als Mitte des 20. Jahrhunderts.

Wenn auch die Zahl der erfolgreichen 
Revolutionen in Lateinamerika im 20. 
Jahrhundert gering war, so müssen doch 
die Revolutionsversuche und Guerilla-
bewegungen zumindest erwähnt wer-
den. Zentral war dabei die Ausstrah-
lungskraft der kubanischen Revolution. 
Die Stadt-Guerilla-Bewegungen in Süd-
amerika in den 1960/70er Jahren sind 
ohne das castro-guevaristische Revolu-
tionskonzept undenkbar. Für viele jünge-
re Menschen und linke Bewegungen in 
Lateinamerika war Kuba ein Beispiel, 
hinzu kamen die logistische Unterstüt-
zung und der Mythos der Revolu tion.9
Bei den gescheiterten Revolutions- und 
Rebellionsversuchen, die von den Mili-
tärdiktaturen der 1960/70er Jahre be-
kämpft und unterdrückt wurden, spiel-
ten jedoch nationalistische und antiim-
perialistische Impulse teilweise eine 
größere Rolle als sozialistische Vorstel-
lungen. Bei der nicaraguanischen Revo-
lution 1979 machte sich darüber hinaus 
der Einfluss der Befreiungstheologie 
bemerkbar. Im Zuge des gesellschaftli-
chen und religiösen Wandels hat der 
Einfluss der christlichen Linken jedoch in 
den vergangenen 20 Jahren an Bedeu-
tung verloren, wichtiger wurden statt-
dessen regionale, lokale und indigene 
Einflussfaktoren.

Staatsstreiche (golpes)

Dogmengeschichtlich hat sich der Be-
grif f des Staatsstreiches als Gegen-
stück zur Idee der Revolution herausge-
bildet.10 Im Unterschied zur Revolution 
geht der Staatsstreich (von französisch 
Coup d’État) „von oben“ aus und wird 
meist ohne direktes Zutun der Masse 
durchgeführt.11 Der traditionelle Staats-
streich kommt damit ohne Massen und 
ohne Ideologie aus. In der Regel wird er 

von einem Mann oder einer kleinen 
Gruppe durchgeführt. Er hat blitz-
schnell, schlagartig und unvorgesehen 
zu erfolgen. Meist konzentriert er sich 
auf die Hauptstadt und die neuralgi-
schen Punkte. Der vorherige Präsident 
erhält freies Geleit zugesichert, in eini-
gen Fällen wird er mit dem Hubschrau-
ber vom Regierungssitz ins Ausland ge-
bracht. Mit der gewaltsamen Änderung 
der Staatsleitung und dem Regierungs-
wechsel ist der Zweck häufig erfüllt. Die 
meisten dieser „Revolutionen“ spielten 
sich bis Mitte des 20. Jahrhunderts dank 
ihrer schnellen Ausführung fast ohne 
Verluste von Menschenleben ab. Dies 
änderte sich mit dem Staatsstreich in 
Brasilien 1964 und vor allem mit dem 
blutigen Militärputsch am 11. Septem-
ber 1973 in Chile, der gegen eine frei 
gewählte sozialistische Regierung ge-
führt wurde, konterrevolutionäre Züge 
besaß und den Tod von Präsident Sal-
vador Allende im Präsidentenpalast zur 
Folge hatte.
Für den traditionellen, d.h. weitgehend 
unblutigen Militärputsch trif f t dagegen 
die Aussage zu: „Das Orchester wech-
selt, die Musik aber bleibt die gleiche.“ 
Häufig kommt es während des Staats-
streiches zu Telefonaten zwischen ver-
schiedenen Militärgarnisonen. In deren 
Verlauf wird klar, welche Truppenteile 
loyal zur bisherigen Regierung stehen 
und welche sich der „Erhebung“ an-
schließen. Es gilt jeweils im Detail zu 
prüfen, welche Zusagen und „faulen 
Kompromisse“ im Verlauf des Staats-
streiches gemacht wurden. Es hat auch 
Fälle eines Vor-Putsches (pre golpe) ge-
geben, d.h. dessen Durchführung dien-
te lediglich dem Zweck, herauszufin-
den, mit welchen Truppenteilen die Put-
schisten rechnen können. Zuweilen folgt 
auf einen solchen Vor-Putsch dann eini-
ge Monate später der tatsächliche 
Putsch. Neben dem Begrif f Staats-
streich (golpe de estado) finden sich in 
der spanischen Sprache noch andere 
Bezeichnungen. Zum Beispiel cuartela-
zo (von spanisch cuartel, d.h. Kaserne). 
Ein idealtypische Verlauf kann folgen-
dermaßen aussehen: (1.) Die Aktionen 
beginnen in einer Kaserne. (2.) Es er-
folgt ein pronunciamiento (Erhebung 
und Erklärung eines Militärs oder cau-
dillos), um die Unterstützung für den 
Putsch aufzubauen. (3.) Anschließend 
wird versucht, die wichtigsten Macht-
zentren und Kommunikationsmittel zu 
übernehmen. (4.) Die Bevölkerung wird 
informiert, dass eine Gruppe die Regie-
rungsaufgaben übernommen hat. (5.) 
Die Mitglieder der Regierung oder der 
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Regierungsjunta werden bekannt gege-
ben und in der Regel der Ausnahmezu-
stand (estado de sitio) ausgerufen. So-
lange ein staatlich kontrolliertes Radio- 
und Fernsehsystem bestand, ertönte 
zunächst Marschmusik oder klassische 
Musik.
Als in den 1960/70er Jahren das so ge-
nannte Junta-Phänomen in Lateinameri-
ka auftrat, d.h. die drei Waffengattun-
gen übernahmen gemeinsam die Regie-
rung, wurden einzelne Militärcoups 
auch als Ergebnis einer aufsteigenden 
Mittelschicht („Reform in Uniform“) be-
trachtet.12 Im Ergebnis fielen die Unter-
schiede zwischen rechten und linken 
Militärregierungen jedoch gering aus. 
Sie führten in der Regel zu einem An-
stieg von Militärausgaben und in eini-

gen Ländern zu massiven Menschen-
rechtsverletzungen.
Zum traditionellen Repertoire des 
Staatsstreiches gehört auch der so ge-
nannte Selbstputsch (auto golpe). 1992 
löste Präsident Alberto Fujimori in Peru 
den Kongress auf, wofür er die Duldung 
des Militärs und Unterstützung bis hin-
ein in die Mittelschichten erhielt. In 
den Begründungen war „von der neuen 
Rolle des Volkes als staatsbürgerliches 
Subjekt, das nunmehr direkt mit dem 
Führer kommuniziert, ohne die ver-
zerrende Vermittlung der verbrauchten 
Politikerklasse“ die Rede.13 Zu seiner 
Scheindemokratie gehörten Bestechung 
und Erpressung. Ende 2000 nutzte Fuji-
mori einen Auslandsaufenthalt, um sich 
nach Japan abzusetzen. Als er später 

ins Nachbarland Chile zurückkehrte 
und wieder in die peruanische Innenpo-
litik eingreifen wollte, wurde er ausge-
liefert. In seinem Heimatland wurde er 
2007 zu 25 Jahren Gefängnis verurteilt. 
Wohl unter dem Eindruck des Selbstput-
sches von Fujimori versuchte Guatema-
las Präsident Jorge Serrano Elias 1993 
ebenfalls einen auto golpe, der aller-
dings am Protest sozialer Bewegungen 
und Interessengruppen scheiterte. Er 
musste nach Panama ins Exil gehen, alle 
Auslieferungsanträge scheiterten.
Es hat Fälle in der lateinamerikanischen 
Geschichte gegeben, wo ein Staats-
streichversuch an kleineren technischen 
Pannen gescheitert sein soll. So betrat 
der Ex-Oberstleutnant Chávez 1992 mit 
einem gescheiterten Putschversuch, bei 
dem zahlreiche Menschen erschossen 
wurden, die politische Bühne. Das Ab-
spielen einer vorbereiteten Botschaft an 
die Bevölkerung im Fernsehen soll am 
falschen Format des Videos gescheitert 
sein. Gleichwohl markierte dieser Re-
bellionsversuch den Beginn seines poli-
tischen Aufstieges, denn er durfte eine 
kurze Erklärung im Fernsehen abgeben, 
wo er mitteilte, dass die Offiziersgruppe 
nur „fürs Erste“ gescheitert sei. Dies und 
die anschließende Gefängnishaft för-
derten seine Popularität. Der Fall Chá-
vez unterstreicht auch, dass Staatsstrei-
che nicht nur einen restaurativ-reaktio-
nären Charakter haben können, son-
dern auch einen nationalistisch-revolu-
tionären, wie es 1992 in Venezuela der 
Fall war. Auch hier gilt es, jeden Staats-
streich im Einzelnen zu untersuchen.
Seit der Re-Demokratisierung in Süd- 
und später Mittelamerika in den 1980er 
Jahren sind Staatsstreiche seltener ge-
worden. Zwei Gründe lassen sich an-
führen: Zum einen konnten Militärput-
schisten nach dem Ende des Kalten 
Krieges nicht mehr auf die Unterstüt-
zung durch US-Regierungen bauen, wie 
es vorher häufig der Fall war. Zum ande-
ren hat die Organisation Amerikani-
scher Staaten (OAS) im Jahr 2001 eine 
generelle Ächtung von Staatsstreichen 
beschlossen. Dies bewährte sich 2002 
in Venezuela, als eine Gruppe von Mili-
tärs und Zivilisten den gewählten Präsi-
denten Chávez absetzte. Die neue Re-
gierung erhielt keinerlei Unterstützung 
aus dem Ausland. Nur kurze Zeit später 
konnte der Präsident wieder die Amts-
geschäfte übernehmen. In diesem Fall 
hat der gescheiterte Staatsstreich so-
gar zur Festigung der Regierung ge-
führt.
Etwas anders verlief der Staatsstreich 
2009 gegen den Präsidenten von Hon-
duras, Manuel Zelaya. Er wurde in sei-
ner Dienstvilla vom Militär festgenom-
men, in ein Flugzeug gesetzt und ins 
Nachbarland Costa Rica verbracht. 
Zelaya wurde vorgeworfen, er habe 

Als neue Populisten gelten die populistisch auftretenden Präsidenten, die im 21. Jahrhun-
dert in mehreren südamerikanischen Ländern nach freien Wahlen die Regierung über-
nommen haben. Venezuelas Präsident Hugo Chávez ist einer der bekanntesten Vertreter 
des „radikalen“ Populismus. picture alliance/dpa
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rechtliche Vorgaben ignoriert und ge-
genläufige Entscheidungen anderer 
Verfassungsorgane nicht akzeptiert.14 
Auch in diesem Fall gab es zunächst kei-
nerlei Anerkennung im Ausland. Nach 
politisch umstrit tenen Verhandlungen 
unter Beteiligung einzelner mittelameri-
kanischer Regierungen und der US-Re-
gierung fanden die ohnehin für 2010 
geplanten Neuwahlen statt. Zelaya, 
der unterdessen wohl mit venezolani-
scher Unterstützung in der brasiliani-
schen Botschaft der Hauptstadt Tegui-
cigalpa aufgetaucht war, wurde ins Exil 
in die Dominikanische Republik ausge-
flogen. 
Jüngeren Datums sind die so genannten 
golpes populares, in etwa „Putsche des 
Volkes“. In Ecuador und anderen Staa-
ten haben soziale Bewegungen im Ver-
bund mit einzelnen Militärs durch mehr-
tägige Demonstrationen und Revolten 
die Absetzung von Präsidenten erreicht. 
Diese Form, die auch als failed presi-
dencies (gescheiterte Präsidentschaften) 
bezeichnet wird, macht deutlich, dass 
trotz einer nachlassenden Rolle der 
Streitkräfte in den lateinamerikanischen 
Ländern einzelne Militärs im Verbund 
mit sozialen Bewegungen in Krisen-
situationen durchaus Einfluss nehmen 
können. Auch im 21. Jahrhundert sind 
Staatsstreiche also nicht völlig von der 
politischen Bildfläche verschwunden.

Populismus und Populismen

In Lateinamerika trat der Populismus im 
20. Jahrhundert eher in einer linken Va-
riante auf, im Unterschied zu Europa, 
wo Formen des Rechtspopulismus vor-
herrschen. Die lateinamerikanische Va-
riante weist damit Züge eines demokra-
tischen Populismus auf, die sich auch in 
der nordamerikanischen Politik finden. 
Allerdings lässt sich eine genaue Tren-
nung zwischen linkem und rechtem Po-
pulismus in Lateinamerika nicht durch-
halten, zumal einige der bekanntesten 
Populisten Militärs waren. Dazu zählen 
etwa Juan Domingo Perón in Argentini-
en, den einzelne Autoren in die Nähe 
des Faschismus zu rücken versuchten,15 
und Hugo Chávez in Venezuela, der seit 
2004 einen nicht näher definierten „So-
zialismus des 21. Jahrhunderts“ oder 
„Bolivarianischen Sozialismus“ propa-
giert.
Die Dauerhaftigkeit lateinamerikani-
scher Populismen resultiert auch aus der 
Schwäche sozialistischer und kommu-
nistischer Parteien. Sie konnten bis auf 
einzelne Ausnahmen (Chile) keine gro-
ßen Wahlerfolge erringen oder starke 
Organisationen aufbauen. Charakte-
ristisch für die dortige Linke bleibt viel-
mehr eine spezifische Mischung aus 
nationalistischen, antiimperialistischen 

und sozialistischen Forderungen. Dies 
zeigt sich besonders beim argentini-
schen Peronismus, der ein breites ideo-
logisches Feld umfasst. Während der 
drit ten Amtszeit von Perón (1973–1974) 
bzw. nach seinem Tod eskalierten die 
Gegensätze. Links- und Rechtsperonis-
ten bekämpften sich teilweise mit Waf-
fengewalt, was u. a. zu der Machtüber-
nahme des Militärs 1976 beitrug.
In historischer Perspektive lassen sich 
drei Epochen des Populismus in Latein-
amerika unterscheiden:
 Unter historischem Populismus versteht 

man Bewegungen und Regime, die seit 
den 1930er Jahren in verschiedenen 
Staaten auftraten. Die bekanntesten 
Namen waren Juan Domingo Perón, 
argentinischer Präsident von 1946–
1955 und 1973–1974, Getulio Vargas, 
Regierungschef in Brasilien von 1930–
1945 und von 1950–1954 sowie Präsi-
dent Lázaro Cárdenas (1934–1940) in 
Mexiko. Aber auch in anderen Ländern 
finden sich populistische Politiker und 
Bewegungen, so dass von populisti-
schen Traditionen und Versuchungen 
gesprochen werden kann.16 Populisti-
sche Regime besaßen im Gegensatz 
zu den bis dahin vorherrschenden Par-
teien eine Massenbasis vor allem bei 
den vom Land zugewanderten Unter-
schichten und bei Teilen der Mittel-
schicht. Im Zusammenhang mit der 
Importsubstituierenden Entwicklung in 
den 1940/50er Jahren förderten sie mit 
Maßnahmen zur Industrialisierung und 
Schutzzöllen den Ausbau des staatli-
chen Sektors. Sie vertraten einen ge-
mäßigten, gegen England und gegen 
die USA gerichteten Antiimperialismus. 
Die klassischen Populisten griffen zwar 
auch zu extra-konstitutionellen Mitteln, 
so war Perón 1943 an einem Militär-
putsch beteiligt. In der Folgezeit er-
zielten sie jedoch klare Wahlsiege. 
Sie setzten soziale Verbesserungen zu-
gunsten der Ärmeren durch und orga-
nisierten die „Massen“ teilweise „von 
oben“ in Gewerkschaften. Perón, Cár-
denas und Vargas gehören zu den my-
thenbesetzten Figuren in der latein-
amerikanischen Geschichte.

 In den 1980er Jahren kamen in einzel-
nen Ländern so genannte Neopopulis-
ten auf. Die Bezeichnung ergab sich 
aus der zeitlichen Koinzidenz zwischen 
dem wirtschaftlichen Neoliberalismus 
und dem Auftauchen von Anti-Politi-
kern, Outsidern und Neopopulisten, 
die in einigen Staaten das Präsiden-
tenamt übernahmen.17 Carlos Menem 
war 1989–1999 Präsident Argentini-
ens, seine Abkehr vom etatistischen 
Peronismus wurde auch als Menemis-
mus bezeichnet. Beim Fuji-Populismus 
von Präsident Fujimori (1990–2000) in 
Peru handelte es sich dagegen um eine 
neu geschaffene Bewegung.

 Als neue Populisten gelten die populis-
tisch auftretenden Präsidenten, die im 
21 . Jahrhundert in mehreren Ländern 
nach freien Wahlen die Regierung 
übernommen haben. Hugo Chávez in 
Venezuela seit 1999, Evo Morales in 
Bolivien seit 2006, Rafael Correa in 
Ecuador seit 2007 und Daniel Ortega 
in Nicaragua seit 2007 gelten als die 
bekanntesten Vertreter eines „radika-
len“ Populismus. Damit ist vor allem die 
zunächst von Chávez in Umlauf ge-
brachte Bezeichnung von einem „Sozi-
alismus des 21 . Jahrhunderts“ gemeint. 
Nicht zuletzt aufgrund seiner großzü-
gigen Hilfeleistungen (auch an Kuba) 
spielt das ölreiche Venezuela eine ge-
wisse Vorreiterrolle. Sie bezieht sich 
einmal auf die von Chávez umgesetzte 
Form der Verfestigung der Macht über 
eine Verfassungsgebende Versamm-
lung und eine partizipativ-plebiszitäre 
Demokratie, zum andern auf einen 
(verbal-)radikalen Antiamerikanismus. 
Innenpolitisch haben die neuen Po-
pulisten einen erheblichen Rückhalt 
bei den ärmeren Schichten der Bevöl-
kerung, die durch Transferleistungen 
und Klientelbeziehungen eingebunden 
werden.18 Insofern bestehen Verbin-
dungslinien zwischen den historischen 
und den neuen Populisten, wozu auch 
beiträgt, dass die hohen Rohstoffprei-
se zwischen 2003 und 2008 eine aktive 
Rolle des Staates erleichterten.

In den Sozialwissenschaften besteht 
kein Konsens, was der Populismus ist. Ei-
ne gerade auch für die aktuelle Entwick-
lung aussagekräftige Definition von Po-
pulismus gibt Di Tella: „A political move-
ment that emphasises the interests, cul-
tural traits, and spontaneous feeling of 
the common people, as opposed to 
those of a privileged elite.”19 Gerade 
die so genannten “radikalen Populisten“ 
propagieren einen antagonistischen 
Stil der Politik, wobei sie die „Feinde“ im 
Ausland, in der Oligarchie oder bei der 
Presse ausmachen. Andere Autoren hat-
ten den lateinamerikanischen Populis-
mus vor allem als eine Methode der 
Machtergreifung geschildert, dessen 
ideologischer Gehalt weniger wichtig 
sei.20 Ganz offensichtlich handelt es 
sich um ein traditionelles Muster in der 
lateinamerikanischen Politik, das auch 
im Modernisierungsprozess nicht ver-
schwindet, wie noch in den 1950er Jah-
ren vermutet worden war. Immerhin 
dauert die Herrschaft von Präsident 
Chávez in Venezuela jetzt schon länger 
als die von Präsident Perón in Argentini-
en. Chávez hat mittlerweile die Mög-
lichkeit der unbegrenzten Wiederwahl 
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durchsetzen können. Nach eigenen An-
gaben möchte er bis 2024 regieren. 
Dann jährt sich die Batalla de Ayacu-
cho (d.h. das Ende der Unabhängig-
keitsbewegung von Spanien) zum zwei-
hundersten Mal. 
Der Begrif f Populismus bleibt nicht nur in 
seiner wissenschaftlichen Aussagekraft 
umstrit ten, die Bezeichnung wird auch 
von vielen lateinamerikanischen Politi-
kern abgelehnt, vor allem von denen an 
der Regierung. Dies gilt auch für die 
These von den zwei Linken in Latein-
amerika:21 Neben dem bereits erwähn-
ten radikalen Populismus bestünde ein 
sozialdemokratischer Populismus – wie 
er etwa in Brasilien zum Ausdruck käme. 
In Südamerika wird dagegen die Be-
zeichnung einer neuen Linken nach dem 
Neoliberalismus bevorzugt.22 Der Links-
ruck ist übrigens keineswegs durchgän-
gig: In Chile, Panama und Kolumbien 
wurden 2009/2010 liberal-konservati-
ve Präsidenten gewählt. 

Konstanten der lateinamerikanischen 
Politik?

Besteht ein Zusammenhang zwischen 
den drei behandelten Aspekten? Las-
sen sich spezifische Traditionen in der 
südamerikanischen Politik ausmachen? 
Können Merkmale der politischen Sys-
teme in Lateinamerika in einer zuneh-
mend multipolaren Welt festgehalten 
werden?
Die so genannte Drit te Welle der Demo-
kratisierung setzte in Südamerika schon 
vor 1989 ein.23 In einzelnen Ländern ist 
die (Wahl-)Demokratie seit fast 30 Jah-
ren the only game in town.24 Damit wäre 
Lateinamerika Teil eines internationa-
len Transformationsprozesses,25 der al-
lerdings regionalspezifische Charakte-
ristiken aufweist. Diese Besonderheiten, 
die Gegenstand der Regionalstudien 
(area studies) bilden, haben mit der 
Ausformung und den historischen Erfah-
rungen mit der Demokratie auf dem 
Halbkontinent zu tun.
Nach den frühen Unabhängigkeitsbe-
wegungen/ -revolutionen Anfang des 
19. Jahrhunderts übernahmen die Län-
der Verfassungen nach westlichem 
Muster, die der gesellschaftspolitischen 
Wirklichkeit nicht entsprachen. Neben 
modernen sowie konstitutionell-wohl-
fahrtstaatlich ausgerichteten (Interes-
sen-)Gruppen und den im 20. Jahrhun-
dert aufkommenden Massenparteien 
bestand zum Beispiel der Einfluss der 
Agraroligarchie weiter. Auch das Aus-
land spielte damals eine größere Rolle 
als heute. Die sozialen Beziehungen 
blieben lange Zeit von patrimonialen 
und klientelistischen Strukturen ge-
prägt. Nur ein geringer Teil der staatli-
chen Einnahmen wurde und wird über 

Einkommenssteuern erhoben, weitaus 
häufiger sind indirekte Steuern und 
staatliche Renteneinnahmen, die sich 
als Anteil aus den Rohstoffausfuhren 
ergeben. Im „magischen Jahrfünft“ 
(2003–2008), als die Preise für Rohstof-
fe hoch waren, hat sich dieser Mecha-
nismus erneut gezeigt.
Wie lässt sich ein solches System be-
schreiben, das auf ein Nebeneinander 
von traditionellen und modernen Akteu-
ren hinausläuft? Charles W. Anderson 
bezeichnet das politische System Latein-
amerikas in seiner entwicklungssoziolo-
gisch angelegten Studie als „lebendi-
ges Museum“.26 Dies klingt auf den ers-
ten Blick schlichter, als seine differen-
zierte Analyse ausfällt. Neue Akteure 
aus der Mittelschicht und „Revolutionen“ 
würden in der Regel in das alte System 
integriert. Nur in wenigen Fällen (Kuba 
nach 1959) kam es zur Ausschaltung der 
alten Eliten. Auch lateinamerikanische 
Autoren analysierten die besonderen 
Merkmale des politischen Prozesses. 
Der peruanische Essayist und Politiker 
Víctor Rául Haya de la Torre (1895–
1985) konstatierte „unterschiedliche his-
torische Zeiten“, in denen die politischen 
Akteure leben würden. Der Italo-Argen-
tinier Gino Germani (1911–1979) entwi-
ckelte ein lateinamerikanisches Modell 
der Modernisierung und erkannte im 
Phänomen des Populismus eine Reaktion 
auf die nicht eingelösten Versprechen 
westlicher Demokratie.27 Von einigen 
argentinischen und brasilianischen So-
zialwissenschaftlern sind diese Überle-
gungen fortgeführt worden. Sie bleiben 
angesichts der Renaissance der Populis-
men seit dem Ende des 20. Jahrhunderts 
aktuell.

Revolutionen sind – entgegen den wäh-
rend des Kalten Krieges nach der Kuba-
nischen Revolution aufgekommenen Er-
wartungen – nicht zum Motor der Ge-
schichte auf dem Halbkontinent ge-
worden. Angesichts der anhaltenden 
sozialen Ungleichheit bleibt der Appell 
an eine revolución nach wie vor ein eher 
politisches Stilmittel, das gerade die 
neuen Populisten in ihren Diskursen ver-
wenden, auch wenn sie durchweg nach 
demokratischen Wahlen an die Regie-
rung gelangten. Tatsächlich handelt es 
sich eher um Varianten eines Staatskapi-
talismus, bei dem die Regierenden sozi-
ale Transferleistungen zur Anbindung 
der Wähler- und Anhängerschaft ein-
setzen. So zielt der revolutionäre Diskurs 
nicht zuletzt gegen politische Gegner im 
Aus- und Inland und dient dem persönli-
chen Machterhalt.
In diesem Zusammenhang bleibt der 
Staatsstreich trotz aller Fortschrit te in 
der demokratischen Konsolidierung der 
letzten 20 Jahre und trotz internationa-
ler Ächtung in Einzelfällen ein Mittel der 
Politik. Dies zeigte sich in Venezuela 
2002, wo ein gescheiterter Putsch zur 
Stabilisierung der Regierung beitrug, 
während er in Honduras 2009 einen 
später wieder zumindest in demokrati-
sche Formen gelenkten Regierungs-
wechsel einleitete.
Und schließlich der Populismus: Auch er 
setzt weniger auf die Institutionen, son-
dern auf eine direkte Beziehung zwi-
schen Präsident bzw. Anführer und Volk. 
Mit den Gesetzen und dem Rechtsstaat 
hält er es nicht so genau, auf eine pro-
grammatische Begründung möchte er 
zugunsten einer Personenorientierung 
verzichten. Formen populistischer De-
mokratie sind aber nicht zuletzt deshalb 
in Lateinamerika so langlebig, weil die 
gewaltenteilige, repräsentative und li-
berale Demokratie bei der Bevölke-
rungsmehrheit nicht wirklich populär ist. 
Deshalb werden auch im 21. Jahrhun-
dert in Lateinamerika immer wieder po-
pulistische Demokratien auftauchen.
Da in Teilen Europas ebenfalls eine Ten-
denz zu populistischen Demokratien 
feststellbar ist, fällt die lateinamerikani-
sche Entwicklung nicht völlig aus dem 
Rahmen. Dort bekennt man sich aller-
dings offen zu einem populistischen Poli-
tikstil. Im brasilianischen Wahlkampf 
2010 trat der noch amtierende Präsident 
Lula da Silva, auch als „Vater der Brasili-
aner“ bekannt, für die Spitzenkandidatin 
seiner Arbeiterpartei, Dilma Rousseff, in 
einem Wahlspot mit folgenden Worten 
ein: „Ich vertraue Dir das brasilianische 
Volk an, damit Du es wie eine Mutter hü-
test.“ Und er setzte hinzu: „Regieren ist 
ein Wort, das die Intellektuellen erson-
nen haben; die richtige Bezeichnung ist, 
sich um das Volk zu kümmern und wir ha-
ben gelernt, für das Volk zu sorgen.“28

Prof. Dr. Nikolaus Werz studierte Ger-
manistik, Geschichte und Politikwissen-
schaft an der Universität Freiburg; 
1980/81 Mitarbeiter am CENDES/Ca-
racas; 1982–1993 Mitarbeiter am Ar-
nold-Bergstraesser-Institut Freiburg; seit 
1994 Lehrstuhl für Vergleichende Re-
gierungslehre an der Universität Ros-
tock. Jüngste Veröffentlichung: Nikolaus 
Werz (Hrsg.) 2010: Populisten, Revo-
lutionäre, Staatsmänner. Politiker in La-
teinamerika. Frankfurt a. M.
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ANMERKUNGEN

1 So Guy Hermet in seinem Buch über die Po-
pulismen im Kapitel über Lateinamerika; siehe 
Hermet 2001, S. 207–247.
2 Vgl. den Gesamtüberblick bei Rinke 2010.
3 So Puhle 1971.
4 Bolívar zitiert nach Bernecker 2010, S. 96.
5 Vgl. Wende 2000, S. 12ff. Der Band enthält 
jeweils einen Aufsatz zur mexikanischen und ku-
banischen Revolution.
6 Zur Geschichte vgl. Bieber 1996.
7 Zur „Nationalen Revolution“ und ihren Folgen 
s. Jost 2003, S. 87ff.
8 Zur bolivianischen Revolution 1952 insgesamt 
s. Malloy 1989. Zur Entwicklung unter Präsident 
Morales siehe Ernst/Schmalz 2009.
9 Ein erster Überblick zu den Guerillabewe-
gungen mit Literaturhinweisen findet sich bei 
Werz 2008, S. 164–174.
10 So Hector 1964, S. 15.
11 Schmidt 2004, S. 683.
12 Vgl. Nun 1969.
13 Vgl. Vargas Llosa 1995, S. 675.
14 Dazu Nolte 2010, S. 28ff.
15 Vgl. Lipset 1959.
16 Vgl. De la Torre 2010.
17 Vgl. Weyland 2003.
18 Untersuchungen bestätigen, dass die sozial-
demokratische Variante der Linken in Lateiname-
rika bessere Resultate vorzuweisen hat; vgl. Cas-
tañeda/Morales 2008 und Weyland u. a. 2010.
19 Vgl. Di Tella 1995, S. 985.
20 Vgl. Weyland 2001.
21 Vgl. Petkoff 2005.
22 Vgl. Natanson 2008.
23 Vgl. Huntington 1991.
24 Vgl. Nohlen 2005.
25 Einzelne Autoren gehen von einem welt-
weiten Trend zur Systemtransformation aus, so 
Merkel 2010.
26 Anderson 1967, S. 104.
27 Siehe Germani 1964 und in seiner Tradition 
Di Tella 2001.
28 El País, 26.8.2010.
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SÜDAMERIKAS GESELLSCHAFTS- UND SOZIALSTRUKTUR

Historische und aktuelle Tendenzen der 
Sozialstrukturentwicklung
Dieter Boris

Die soziale Ungleichheit in Südamerika 
ist höher als in anderen Weltregionen. 
Diese Ungleichheit ist mithin ein Erbe 
der kolonialen Vergangenheit des Kon-
tinents. Die bis heute fortbestehende 
Ungleichheit, die gesellschaftlichen und 
sozialen Entwicklungstendenzen sowie 
nicht zuletzt die Kraft- und Mächtever-
hältnisse können auf dem Wege einer 
angemessenen Sozialstrukturanalyse er-
klärt und verständlich gemacht werden. 
Dieter Boris analysiert im folgenden Bei-
trag die grundlegenden ökonomischen 
Spannungs- und Spaltungslinien der süd-
amerikanischen Gesellschaften. Für die 
Entwicklung der Sozialstrukturen werden 
vier Phasen der Differenzierung seit der 
Unabhängigkeit bis heute unterschie-
den: (1) die Post-Unabhängigkeitspe riode 
(1825–1860/70); (2) die Phase des „Ex-
port-Import-Systems“ (1870/80–1930); 
(3) die Periode der „Importsubstituieren-
den Industrialisierung“ (1930–1980); (4) 
die „neoliberale Phase“ (1982 bis etwa 
2000). Entlang dieser vier Phasen wird 
die Lage gesellschaftlicher Gruppen, so-
zialer Klassen und bestimmter Bevöl-
kerungsteile sowie deren Verhältnis zu 
den Grundachsen des wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Machtgefüges er-
örtert. 

Einleitung

Mit dem gehäuften Aufkommen neuer – 
als „Mitte-Links“ bezeichneter – Regie-
rungen seit der Jahrhundertwende hat 
sich das Interesse an Lateinamerika 
auch hierzulande wieder etwas ver-
stärkt. Proklamierten doch neue Politiker 
eine Abkehr vom bis dahin nahezu über-
all auf dem Subkontinent vorherrschen-
den neoliberalen Modell, welches auch 
in anderen Teilen des Globus kritische 
Analysen auf sich gezogen hatte. Auf-
fallend ist allerdings, dass die meisten 
journalistischen und wissenschaftlichen 
Beiträge über diese Veränderungen 
sich eher der Analyse von Politik- und 
Wirtschaftsphänomenen widmeten, da-
gegen die Ebene der kollektiven so-
zialen Akteure, d.h. der großen gesell-
schaftlichen Gruppen, sozialen Klassen 
und Klassenfraktionen, von besonderen 
sozialen Milieus oder bestimmter Bevöl-
kerungssegmente kaum in das Blickfeld 
der Beobachter geriet.

Dies ist insofern erstaunlich, als politi-
sche und ökonomische Prozesse bzw. 
Ereignisse weder von einzelnen Indivi-
duen noch von anonymen Mächten 
und/oder Strukturen determiniert wer-
den, sondern letztlich als Produkte und 
Resultanten gesellschaftlicher Interakti-
onen und Auseinandersetzungen zwi-
schen den verschiedenen kollektiven 
Akteuren anzusehen sind. Aus diesem 
Grund scheint eine angemessene Sozi-
alstrukturanalyse eine unabdingbare 
Grundlage für das Verständnis von all-
gemeinen gesellschaftlichen Entwick-
lungstendenzen sowie der jeweiligen 
Kräfte- und Machtverhältnissen zu sein.

Was soll Sozialstrukturanalyse 
leisten?

Sozialstrukturanalyse muss sich zu-
nächst der zentralen ökonomisch be-
stimmten Spannungs- und Spaltungsli-
nien der Gesellschaft versichern. Diese 
sind in kapitalistisch geprägten Syste-
men durch den Typus von Akkumulation 
und durch die Formen ihrer institutio-
nell-politischen Regulierung vorge-
zeichnet. Der Entwicklungsstand der 
Produktivkräfte, die Verteilung und Ver-
fügungsmacht über Ressourcen, die 
Struktur und Bedeutung des Binnen-
markts und der außenwirtschaftlichen 
Reproduktion sowie der Charakter der 
jeweiligen Wirtschaftspolitik sind we-
sentliche Dimensionen der makroöko-
nomischen und makropolitischen Ebe-
ne, die die Rahmenbedingungen für 
zentrale gesellschaftliche Auseinander-
setzungen vorgeben (Becker u. a. 2007, 
S. 33ff.). Im nächsten Schrit t gilt es, die 
Hauptgruppen und Sektoren der Ge-
sellschaft in ihrem Verhältnis zu diesen 
Grundachsen des gesellschaftlichen 
Machtgefüges zu bestimmen, wobei 
mindestens zwei Anforderungen in der 
Abgrenzung dieser Hauptgruppierun-
gen erfüllt sein müssen: Erstens, die aus-
gewählten Gruppen sollten eine relati-
ve Homogenität aufweisen und sich von 
anderen Gruppen abgrenzen lassen; 
zweitens sollten sie nicht nur Klassen/
Gruppen „auf dem Papier“ (Bourdieu) 
sein, sondern mehr oder minder artiku-
liert in gesellschaftlichen oder politi-
schen Prozessen sichtbar werden. Diese 
Postulate ziehen weitere Schrit te nach 
sich: Jede in diesem Sinne als relevant 

ausgewählte Gruppe gilt es nach ob-
jektiver Lage, Umfang der ökonomi-
schen, kulturellen und politischen Res-
sourcen, nach Sozialisationsspezifika, 
nach deren Organisationsverhalten, 
Bewusstseinslage, Lebensstil und politi-
sche Praxen zu untersuchen (Krais 
2007). Unter Umständen wird dabei ei-
ne Binnendifferenzierung der Groß-
gruppen in bestimmte Fraktionen oder 
soziale Milieus erforderlich, soweit 
hierdurch spezifische Handlungen und 
Praxen besser erklärt werden können. 
Die Interaktionen wesentlicher Grup-
pen oder diejenigen bestimmter Koaliti-
onen im Zeitverlauf können Aufschluss 
über relevante Entwicklungstendenzen 
geben. 
Zu der zeitlich differenzierenden Pers-
pektive muss sich die räumliche hinzuge-
sellen, da Sozialstrukturen sich immer in 
räumlichen Gliederungen niederschla-
gen. Desgleichen spielen Kriterien der 
ethnischen, der Geschlechter- und der 
Alterszugehörigkeit eine sozial sehr prä-
gende Rolle, was wahrscheinlich in peri-
pheren oder semi-peripheren Gesell-
schaften für die politische Artikulation 
bestimmter Gruppierungen noch be-
deutender als in entwickelten westli-
chen Gesellschaften sein dürfte.
Die Kunst der Klassen- und Sozialstruk-
turanalyse besteht darin, dieses vielfäl-
tige und scheinbar ungeordnete Mosa-
ik von sozialen Klassen, Gruppen, Mili-
eus, Organisationen und Bewegungen 
derart zueinander in ein Verhältnis zu 
setzen, dass daraus die über Tageser-
eignisse und kurzfristige Konjunkturen 
hinausweisenden mittel- oder länger-
fristigen Entwicklungstendenzen deut-
lich werden.
Letztere lassen sich in Lateinamerika in 
vier relevante, deutlich voneinander un-
terscheidbare Perioden aufteilen. 

Grundzüge der 
Sozialstrukturentwicklung in 
Lateinamerika

Die Tatsache, dass für Lateinamerika 
die Einbindung in kapitalistische Pro-
duktionsverhältnisse und Produktions-
dynamiken im Laufe des 19. Jahrhun-
derts durch den sich entfaltenden Welt-
markt zustande kam, war nicht nur we-
sentlich für die verschiedenen Phasen 
der ökonomischen Entwicklung, son-
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dern ebenso prägend für die Entfaltung 
und Differenzierung der Sozialstruktu-
ren (Faletto 1993). Unabhängig von den 
einzelnen Besonderheiten der jeweili-
gen Gesellschaften dieses Subkonti-
nents können für die allgemeine Ent-
wicklung der Sozialstrukturen im we-
sentlichen vier große Phasen der Diffe-
renzierung seit der Unabhängigkeit bis 
heute unterschieden werden:
 die Post-Unabhängigkeitsperiode von 

ca. 1825–1860/70;
 die Phase des „Export-Import-Systems“ 

von ca. 1870/80–1930;
 die Periode der „Importsubstituieren-

den Industrialisierung“ (ISI) von ca. 
1930 bis 1980;

 und die „neoliberale Phase“ von ca. 
1982 bis heute bzw. bis etwa 2000.

Die Post-Unabhängigkeitsperiode von 
ca. 1825–1860/70

In der ersten Phase nach der Unabhän-
gigkeit erlit ten die meisten Nachfolge-
staaten des spanischen Kolonialreichs 
ökonomische Rückschläge; sie mussten 
zudem um die territoriale Integration im 
Inneren und um die Behauptung der 
Souveränität nach außen kämpfen. Im 
Inneren waren sie zu Schauplätzen von 
regionalen und lokalen Rivalitäten zwi-
schen Caudillos um die staatliche Kont-
rolle bzw. jeweilige Machterweiterung 
geworden. Damit waren De-Urbanisie-
rungsprozesse und ein wachsendes Ge-
wicht der Großgrundeigentümer ver-
bunden. Diese waren Herren von an die 
Hacienda gebundenen Campesinos, 
von Saisonarbeitern und Kleinpächtern; 
die ländlichen Teile der Sozialstruktur 
bildeten vermutlich 80 bis 90 Prozent der 
Gesamtbevölkerung, die auch zu einem 
ähnlich großen Teil als Analphabeten zu 
bezeichnen waren. Die indigenen Be-
völkerungsteile erlebten in der Phase 
der so genannten „Anarchie“ und Wir-
ren der Nach-Unabhängigkeitsperiode 
eine relative Besserstellung in ökonomi-
scher und sozialer Hinsicht, da eine zen-
tralstaatliche politische Herrschaftsins-
tanz weitgehend fehlte (vgl. Katz 1993, 
S. 98).1 Die Spitzen der kolonialspani-
schen Gesellschaft, hohe Beamte und 
Vertreter des Klerus sowie Grundbesit-
zer, die auf Seiten der spanischen Krone 
gestanden hatten, waren geflüchtet 
oder entmachtet. Ein städtisches Han-
dels- und Finanzbürgertum war erst im 
Entstehen begriffen. Verwaltungsperso-
nal und öffentliche Infrastrukturbetreu-
ung war infolge der politischen und mili-
tärischen Auseinandersetzungen wäh-
rend des über 15-jährigen Bürgerkrie-
ges nur noch rudimentär vorhanden.2 
Urbane Lohnabhängigengruppen bil-
deten sich in den wenigen Manufaktur- 
und gewerblichen Handwerksbetrieben 
sowie im Bereich von Dienstleistungen, 

auch in den Haushalten des verbliebe-
nen und sich zögernd herausbildenden 
städtischen Bürgertums. Die Sklaverei 
war in den jungen Republiken, die dem 
spanischen Kolonialreich nachfolgten, 
aufgehoben worden. Die Präsenz von 
ausländischen Handels- und Kapital-
vertretern kündigte sich erst in den spä-
ten 30er und zu Beginn der 40er Jahre in 
Ländern wie Argentinien und Venezue-
la, teilweise auch in Brasilien an. Brasili-
en hatte sich zwar von Portugal losge-
löst, war aber Kaiserreich geworden, in 
welchem die Sklaverei bis 1888 legal 
fortexistierte: Mit der Unabhängigkeit 
waren in Brasilien noch weniger Sozial-
strukturveränderungen verbunden als 
im spanischen Teil der ehemaligen iberi-
schen Kolonialreiche in Amerika.
Insgesamt war die ökonomische Einbin-
dung in den Weltmarkt noch schwach, 
die prägende Kraft der ländlichen Herr-
schaftsstrukturen kaum gebrochen und 
eine nicht eindeutige zentrale und hier-
archische Herrschaftsstruktur mit deut-
lich entgegengesetzten Klassenpolen 
etabliert. Die Hauptlinien der politi-
schen Auseinandersetzungen – soweit 
sie nicht ausschließlich machtpolitisch 
und regionalistisch begründet waren, 
was sehr häufig der Fall war – lagen 
zwischen den Konservativen und den Li-
beralen, wobei erstere in der Regel 
stärker mit einem föderalistisch dezent-
ralen und pro-kirchlichen Weltbild und 
einer vorsichtigeren Außenpolitik ge-
genüber den europäischen Monarchi-
en sympathisierten, während die libera-
len Kräfte meistens einem einheitlichen 
Zentralstaat laizistischer Prägung und 
einer republikanischen Idealen ver-
pflichteten Außenpolitik zuneigten (Bai-
ley/Nasatir 1975, S. 443ff.). Während 
die Konservativen überwiegend aus 
dem ländlichen Milieu und dem Groß-
grundbesitz stammten, entfalteten sich 
die liberalen Kräfte im urbanen Bereich 
und waren vor allem im städtischen 
Handelsbürgertum präsent.

Die Phase des „Export-Import-Systems“ 
von ca. 1870/80–1930

In fast allen Ländern Lateinamerikas 
setzte in den 50er und 60er Jahren des 
19. Jahrhunderts eine deutliche wirt-
schaftliche Prosperitätsphase ein, die 
vor allem durch die gesteigerte Nach-
frage nach lateinamerikanischen Roh-
stoffen in Europa angestoßen und durch 
die modernen Transportmittel (transat-
lantische Dampfschiff fahrt und Eisen-
bahnbau) ermöglicht wurde. Die Aus-
weitung des Banken- und Finanzsektors 
und der Beginn von Auslandsinvestitio-
nen im Hafenausbau, im Straßenbahn- 
und Eisenbahnverkehr sowie in den 
Bergbaubereichen waren tragende Ele-
mente dieser neuen Entwicklungsphase, 

die sich rasch ab 1870 und 1880 in fast 
allen Ländern Lateinamerikas fortsetzte 
und intensivierte.
Mit der Vervielfachung des Außenhan-
delsvolumens in wenigen Jahrzehnten 
konnte der Zentralstaat über erhebliche 
Zoll-, Export- und Importabgaben be-
trächtliche Ressourcen einnehmen, die 
für den Ausbau des Staatsapparats 
(Verwaltung, Polizei, Streitkräfte; später 
Gesundheits- sowie Bildungsbereiche) 
genutzt werden konnten. Dieser Res-
sourcenfluss machte die sich konsolidie-
rende zentrale Staatsgewalt von loka-
len und regionalen Großgrundeigentü-
mern und Caudillos unabhängig und 
konnte ihrerseits dazu eingesetzt wer-
den, notfalls machtpolitisch und mit Ge-
walt gegen deren eventuelle Unbotmä-
ßigkeit vorzugehen.
Ein weiteres wichtiges Moment in der 
Art der Weltmarkteinbindung Latein-
amerikas jener Periode bestand darin, 
dass Großbritannien im Laufe des 19. 
und vor allem zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts von den USA als dominanter 
wir tschaftlicher und politischer Macht 
verdrängt wurde. Ergänzend muss aber 
hinzugefügt werden, dass im Verlauf 
dieser Periode in einigen großen Län-
dern wie z.B. Brasilien, Argentinien, teil-
weise Mexiko die – durch die Eigen-
tumsverhältnisse vermittelte – nationale 
Kontrolle über wesentliche Produktions-
bereiche erhalten bleiben konnte, wäh-
rend in anderen Fällen – in der Regel bei 
kleineren Ländern – die für den Export 
zentralen Ressourcen von ausländi-
schem Kapital beherrscht wurden. Dies 
hatte natürlich für das jeweilige Sozial-
strukturgefüge und das politische Sys-
tem in den respektiven Ländertypen 
entscheidende Auswirkungen (Cardo-
so/Faletto 1976, S. 81ff.).
Bezüglich der Sozialstrukturentwick-
lung kann generell festgestellt werden, 
dass die außenorientierten Teile der 
herrschenden Klasse überall in dieser 
Periode zur dominanten Fraktion auf-
stiegen, da von ihrem Wirken und ihren 
Außenkontakten in letzter Instanz die 
wirtschaftliche Prosperität abhing. Das 
heißt keineswegs, dass diese Grup-
pierungen schlicht „Befehlsempfänger“ 
oder „Brückenköpfe“ für die metropoli-
tanen Interessen (die ihrerseits auch in 
Konkurrenz zueinander standen) ge-
wesen sind, sondern durchaus über ei-
gene Handlungsspielräume verfügten. 
In manchen Gesellschaften allerdings 
war die nationale Kontrolle über we-
sentliche Exportressourcen verloren ge-
gangen und die ausländischen Kapita-
le und Kapitalvertreter waren quasi di-
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schenden Klasse aufgestiegen und 
spielten häufig eine entsprechend zent-
rale Rolle in den politischen Entschei-
dungen. Natürlich gab es auch Diffe-
renzierungen zwischen den einzelnen 
Abteilungen dieser Gruppe, je nach 
den Bereichen, in denen sie vornehm-
lich tätig waren (Landwirtschaft, Trans-
port, Dienstleistungen, Handel, Banken, 
Versicherungswesen etc.). Die Auswei-
tung der staatlichen Tätigkeiten und 
des Staatsapparats sowie die Tendenz 
zur Institutionalisierung des politischen 
Systems (Wahlrechtssystem, Professio-
nalisierungstendenzen im Militär etc.) 
hatten eine ebenso große Bedeutung 
für die Differenzierung der Sozialstruk-
turen. Zum einen nahm die Urbani-
sierung in jener Periode stark zu, in 
Ländern mit großem potentiellen Bin-
nenmarkt entstanden bereits einzelne, 
elementare Industriezweige und es ent-
wickelte sich eine selbstständige und 
eine abhängige Mittelschicht (vor allem 
im öffentlichen Bereich). Deren Berufs- 
und Laufbahnverständnis verband sich 
zunehmend mit dem Wunsch nach Erhö-
hung der politischen Partizipation und 
Bildung, so dass gerade von dieser Sei-
te wichtige Impulse in Richtung auf Insti-
tutionalisierung und partielle Demokra-
tisierung des politischen Systems aus-
gingen. Je nach Bedeutung des Staats-
sektors und der Größe der im Lande 
selbst verbliebenen Mehrproduktantei-
le entfaltete sich stärker oder schwä-
cher ein derartiges Mittelschichtseg-
ment.3 
Analog zur fortschreitenden Aufglie-
derung der Oberklassen kam es zur Auf-
fächerung der subalternen Gruppierun-
gen in den meisten Gesellschaften La-
teinamerikas. In exportorientierten Plan-
tagen wurden vermehrt Lohn-, Wan-
der- und Saisonarbeiter eingesetzt; 
vielfach kam es zur Verschlechterung 
der Pachtbedingungen für kleine Bau-
ern, die auf Pachtland angewiesen wa-
ren. Besonders die indigenen und bäu-
erlichen Bevölkerungsteile erlebten in 
dieser Periode eine Schlechterstellung 
insofern, als sie im Zuge der liberalen 
Bodenreformen von Ländereien vertrie-
ben werden konnten, für die sie keine 
privatrechtliche Besitzurkunde vorwei-
sen konnten. Vielfach wurden die so 
„freigesetzten“ indigenen Gruppierun-
gen einem sehr rigiden Arbeitszwang 
unterworfen. Nicht vergessen werden 
darf, dass in diese Periode die internen 
Kriege zum Beispiel der argentinischen 
oder chilenischen Regierung gegen ihre 
indigene Bevölkerung um 1880 fielen, die 
zu deren erheblicher Dezimierung führte 
(Bailey/Nasatir 1975, S. 147f., S. 569).
Auch Kirchenländereien wurden in zu-
nehmendem Maße privatisiert und re-
duziert. Das Vorrücken von auf den 

Weltmarkt hin orientierten Großgrund-
eigentümern oder ausländischer Ge-
sellschaften zu Ungunsten von freien 
Dorfgemeinden hat den Konfliktstoff er-
heblich erhöht und führte nicht zuletzt in 
Mexiko 1910 zum Beginn der agrarrevo-
lutionären Bewegungen als einem maß-
geblichen Teil der Mexikanischen Revo-
lution. 
Ein wesentliches Element der sich entfal-
tenden und differenzierenden Sozial-
struktur bildeten die Immigrantenströme 
vor allem in die Cono Sur-Staaten (Ar-
gentinien, Uruguay, Chile, Südbrasilien) 

seit den 80er und 90er Jahren des 19. 
Jahrhunderts. Zeitweise stellten sie in 
den jeweiligen Hauptstädten und den 
ökonomischen Anlaufzentren der Emp-
fangsländer bis zu einem Drittel der 
Bevölkerung. Dieser durch relative Ar-
beitskräfteknappheit bedingte Bevölke-
rungszuwachs ging wesentlich auf die 
von den Regierungen geförderten Ein-
wanderungsprozesse zurück. Diese 
starken Immigrationsströme und ihre Be-
deutung für die Sozialstrukturentwick-
lung im späten 19. und dem ersten Drittel 
des 20. Jahrhunderts unterstreichen 
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noch einmal die beiden grundlegenden 
und relativ dauerhaften Spezifika in der 
lateinamerikanischen Gesellschaftsent-
wicklung: (1) Außenbestimmung und (2) 
hohe Heterogenität.
Die mit der dynamischen Entfaltung des 
Export-Import-Systems verbundene Er-
weiterung der Unterschichten bezog 
sich auf die nun entstehende urbane Ar-
beiterschaft bzw. auf ein Bergbaupro-
letariat. Eisenbahn- und Hafenarbeiter 
waren neben Bergarbeitern und Ar-
beitern in der Nahrungsmittel- und 
Textilindu strie die ersten neuen Lohn-

abhängigengruppierungen, die sich 
zunächst in Selbsthilfegemeinschaften, 
dann in Gewerkschaften zusammen-
schlossen. Einen erheblichen Anteil an 
dieser frühen Entstehung der jeweiligen 
Arbeiterklasse und -bewegung Latein-
amerikas hatten gerade die europäi-
schen Einwanderer, die zumeist nicht – 
wie häufig in Aussicht gestellt – ein 
Stück Land erhielten, sondern vom dy-
namischen Arbeitsmarkt des Export-Im-
port-Systems aufgesogen wurden. Da 
diese Arbeiter häufig in „strategisch“ 
wichtigen Sektoren tätig wurden, er-
langten sie ein – gegenüber ihrem 
quantitativen Anteil – weit überpropor-
tionales ökonomisches und politisches 
Gewicht (Bergquist 1986, S. 8).
Trotz zunehmender Polarisierung der 
Sozialstruktur bezüglich der Macht- und 
Ressourcenverfügung und trotz unglei-
cher sozio-ökonomischer Entwicklung 
(z.B. äußerst partikulare Industrialisie-
rungsprozesse) blieben die gesell-
schaftlichen Verhältnisse in den latein-
amerikanischen Ländern bis zum Ende 
des Jahrhunderts relativ stabil, da die li-
berale Hegemonie unter der scheinbar 
natürlichen Freihandels- und Fortschritts-
ideologie praktisch ohne gedankliche 
(und erst recht reale) Alternative klar ob-
siegt hatte. Der entscheidende Grund, 
weshalb bis in die 30er Jahre des 20. 
Jahrhunderts die Industrie relativ ver-
nachlässigt blieb und keine staatliche 
und systematische Förderung erfuhr, be-
steht vor allem darin, dass das vorhan-
dene Export-Import-System bis in die 
20er und 30er Jahre des vorigen Jahr-
hunderts eine sehr hohe Attraktivität 
und Effizienz demonstrierte und gegen-
über diesem exportorientierten Wachs-
tumsmodell keine Alternative eine ernst-
hafte Chance hatte. Gerade der große 
Erfolg dieses Entwicklungs- und Wirt-
schaftsmodells und die dadurch vermit-
telte Plausibilität der Freihandelstheori-
en, die die „natürliche“ Ressourcenver-
teilung scheinbar legitimierte (Rohstoffe 
in Lateinamerika, Industriegüter in Euro-
pa), führte dazu, dass der ideologische 
Wirkungsgrad dieser Orientierung alle 
Gesellschaftsschichten ähnlich stark 
durchdrang. Das heißt, dass nicht nur 
die unmittelbar und am meisten von die-

sem Wirtschaftsboom profitierenden 
Segmente der Exportoligarchie und ihre 
einheimischen und ausländischen Ver-
bündeten das Export-Import-System 
priesen und vehement verteidigten, son-
dern dass auch die wachsenden Mittel-
schichten und sogar die urbanen Arbei-
ter (und ihre Organisationen) im We-
sentlichen den hegemonialen Diskursen 
dieses Systems keine grundlegende Al-
ternative entgegenzusetzen vermoch-
ten. Unter anderem aus diesem Grund 
fehlten in der wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Entwicklung Lateiname-
rikas die typischen Konflikte zwischen 
einer Agrarelite und einem Industriebür-
gertum, wie sie z.B. für die englische, 
teilweise französische und deutsche 
Wirtschaftsgeschichte im 18. und 19. 
Jahrhundert charakteristisch waren.
Erste Risse in dem scheinbar natürlichen 
und alternativlosen Wirtschafts- und 
Gesellschaftsmodell entstanden durch 
Krisen und Erschütterungen kurz vor, 
während und nach dem Ersten Welt-
krieg, in deren Gefolge sich mit Gewerk-
schaften und sozialistischen und dann 
kommunistischen Parteien Gruppierun-
gen konstituierten, die auf der nationa-
len politischen Bühne allerdings in den 
meisten Ländern während jener Phase 
kaum Bedeutung erlangen konnten. 

Die Periode der „Importsubstituierenden 
Industrialisierung“ (ISI) von ca. 1930 bis 
1980

Bekanntlich bedeutete die Weltwirt-
schaftskrise von 1929 für die meisten la-
teinamerikanischen Länder eine tiefe 
Zäsur in der wirtschaftlichen, sozialstruk-
turellen und teilweise politischen Ent-
wicklung. Aufgrund des Zerfalls der 
weltwirtschaftlichen Verbindungen, die 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg, im 
Laufe der 50er Jahre wieder das Niveau 
der 20er Jahre erreichten, mussten fast 
alle Regierungen in Lateinamerika eine 
neue wirtschaftspolitische Orientierung 
suchen. Diese bildete sich in den meisten 
Ländern im Laufe der 30er und 40er Jah-
re heraus; das alsbald sich abzeichnen-
de „nach innen gerichtete Entwicklungs-
modell“ bedeutete: Schutzzölle, Binnen-
marktentwicklung, Importsubstituieren-
de Industrialisierung (ISI), dauernde und 
vermehrte Staatseingriffe in den Wirt-
schaftsprozess usw. Diese zur Strategie 
entfaltete neue Linie wurde mit verschie-
denen Modifikationen und unter sehr un-
terschiedlichen politischen Regimes bis 
Anfang der 80er Jahre, bis zum offenen 
Einsetzen der Verschuldungskrise 1982 
im Prinzip beibehalten.4 

Versammlung von Landpächtern in der 
Region Ubate (Kolumbien), die ihren 
Pachtzins in Naturalien entrichten. 
Obwohl in der Periode der „Import-
substituierenden Industrialisierung“ die 
Agraroligarchie und die Grundeigentümer 
an politischem Einfluss verloren, blieb 
ihre ökonomische Position unangetastet. 
So gelang es ihnen, die Besserstellung 
der ländlichen Unterschichten durch die 
staatliche Politik zu hintertreiben.

picture alliance/dpa
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schaftspolitische Paradigma stieß neue 
Tendenzen der Sozialstrukturentwick-
lung an. Mit der ISI nahm die Urbanisie-
rung stark zu und die internationale Mi-
gration (die im Prinzip Immigration war) 
brach zugunsten der internen Land-
Stadt-Migration ab. Waren 1930 ca. 20 
bis 30 Prozent der lateinamerikanischen 
Bevölkerung Stadtbewohner, so hatte 
sich diese Relation zu Beginn der 80er 
Jahre praktisch umgekehrt: Circa 70 
Prozent der lateinamerikanischen Be-
völkerung lebte Ende der 70er Jahre in 
urbanen Zentren oder Agglomeratio-
nen (Oliveira/Roberts 1994, S. 257). Die 
vom Land und teilweise von den Berg-
baugebieten freigesetzten bäuerlichen 
Existenzen füllten die Reihen der städti-
schen Arbeiter auf. Das rasche Wachs-
tum der städtischen Arbeiterschaft in 
handwerklichen Betrieben, in kleinen 
und mittleren Industrieunternehmen, 
später in staatlichen Infrastrukturbetrie-
ben, aber auch im Handels- und Trans-
portsektor war ein zentrales neues 
Moment der Sozialstrukturentwicklung 
in dieser Periode. Allerdings war die 
Bandbreite in der städtischen Arbeiter-
schaft bezüglich des Qualifikations-
niveaus, der Einkommenshöhe, der sozi-
alen Sicherung, der Organisationsfä-
higkeit etc. sehr unterschiedlich. Hinzu 
kamen die ständigen Versuche der poli-
tischen Führungen – zumindest in Ge-
stalt der populistischen Regierungen –, 
diese neuen urbanen Massen in das be-
stehende Politik- und Entwicklungsmo-
dell zu integrieren.
Daher wies die urbane Arbeiterklasse 
und Arbeiterbewegung während der 
gesamten Periode eine geringe Homo-
genität und einen – in der Regel von 
der Regierungsseite bestimmten – poli-
tischen Zusammenhalt auf, was sich als 
Mangel politischer Autonomie in vielen 
Fällen auswirkte. Im Rückblick kann man 
feststellen, dass es sich zwischen 1960 
und 1980 um die Periode gehandelt hat, 
in der die Industriearbeiter absolut und 
anteilsmäßig das größte Gewicht in der 
neueren Geschichte Lateinamerikas er-
langt hatten. Auch bezüglich ihrer ge-
werkschaftlichen Partizipation und ih-
rer politischen Präsenz kann – im Ver-
gleich zu vorangegangenen und fol-
genden Dekaden – von einem Zenit 
gesprochen werden. Dennoch war auch 
dieser Zeitraum von einer starken Trans-
formation der Beschäftigungs- und So-
zialstrukturen in Richtung einer noch 
stärker regressiven Einkommensvertei-
lung gekennzeichnet. „Im Allgemeinen 
gab es in der Periode bis Mitte der 70er 
Jahre einen Anstieg der Realeinkommen 
in allen Schichten der städtischen Be-
völkerung – ein genereller Trend, der in 
manchen Fällen durch ökonomische Zy-
klen und durch politische Konjunkturen 

unterbrochen wurde. Trotzdem erhöhte 
sich zur selben Zeit die Einkommenskon-
zentration in Lateinamerika. Die obers-
ten 10 Prozent aller Haushalte erhielten 
1975 einen größeren Anteil am Einkom-
men als 1960“ (Oliveira/Roberts 1994, 
S. 294).
Das Wachsen eines kleinen und mittle-
ren Unternehmertums in der industriel-
len Produktion, im Handel und Trans-
port, das auf den Binnenmarkt hin aus-
gerichtet war, bildete ein weiteres 
zentrales Moment der durch die ISI an-
gestoßenen Sozialstrukturentwicklung. 
Dies war naturgemäß in jenen „Gesell-
schaften des Enklaventypus mit auslän-
discher Produktionskontrolle“ in wesent-
lich geringerem Umfang der Fall, als in 

„Gesellschaften mit nationaler Produkti-
onskontrolle“ (Cardoso/Faletto 1976). 
Vielfach organisierten sich die neuen 
kleinen und mittleren Kapitalbesitzer in 
eigenen Industrieverbänden und ande-
ren Unternehmensorganisationen, da 
sie mit den alten Verbänden der Agrar- 
und Handelsoligarchie (auch wenn die-
se teilweise neuerdings in industriellen 
Branchen investierten) wenig gemein 
hatten. Gerade diese Segmente der 
Gesellschaft waren oft die aktivsten Un-
terstützer der die neuen populistischen 
Regimes tragenden ambivalenten Klas-
senallianzen. Auch die städtischen Mit-
telschichten – selbstständige wie ab-
hängige – konnten sich zumindest bis 
weit in die 50er und 60er Jahre positiv 

Eine bettelnde Frau in Quito (Ecuador). Durch den 2002/2003 beginnenden und bis 2008 
anhaltenden Wirtschaftsaufschwung konnte die durchschnittliche Armutsquote verringert 
werden. Dennoch ist die krasse soziale Polarisierung nach wie vor ein gravierendes Prob-
lem Südamerikas. picture alliance/dpa
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entwickeln, wobei allerdings ihr Auftre-
ten in der Politik naturgemäß – je nach 
Periode und Land – extrem unterschied-
lich ausfiel.5 
Die traditionelle Agraroligarchie und 
die Grundeigentümer (ebenso wie Teile 
des Handelskapitals) verloren in dieser 
Periode an politischem Einfluss, konnten 
aber in der Regel aufgrund ihrer (im 
Prinzip unangetasteten) ökonomischen 
Position und der hohen Bedeutung für 
die Reproduktion der Gesellschaften ei-
ne zentrale Rolle in vielen Fragen weiter 
spielen; zum Beispiel gelang es ihnen 
eine Besserstellung der ländlichen Un-
terschichten durch die staatliche Politik 
(wie z.B. die Zulassung von ländlichen 
Gewerkschaften) bis weit in die 60er 
und 70er Jahre zu hintertreiben. Mit der 
Öffnung der Regimes gegenüber dem 
Auslandskapital im Laufe der 50er Jahre 
konnte dieses als externes Segment der 
herrschenden Klasse seine Rolle festi-
gen. Mit Ausnahme der früher fortge-
schrit tenen Länder wie Argentinien, 
Uruguay und Chile, in denen sich Stag-
nationstendenzen bereits in den 50er 
und 60er Jahren deutlich artikulierten, 
war die wirtschaftliche Dynamik in den 
meisten übrigen Ländern durchaus hö-
her und damit auch eine Grundlage ge-
geben für eine gewisse Aufwärtsmobili-
tät für Zuwanderer vom Land und inner-
halb des urbanen Bereichs. In Mexiko, 
Brasilien, Kolumbien und Venezuela 
war bis in die 70er Jahre hinein auf-
grund höherer wir tschaftlicher Wachs-
tumsraten ein relativ hohes Absorpti-
onsniveau dieser zunächst randständi-
gen Gruppierungen in dem formellen 
Arbeitsmarkt durchaus noch gegeben. 
Anders sah es in den zuerst genannten 
Ländern aus, wo – keineswegs zufällig 
– die sozialwissenschaftliche Diskus-
sion um Marginalität bzw. den infor-
mellen Sektor als dauerhaftes und so-
gar wachsendes Phänomen in den 60er 
Jahren bereits begann.6 In den 1950er 
und 60er Jahren stieg die weibliche Er-
werbsquote in Lateinamerika insgesamt 
nur relativ schwach an (1950: 14 Pro-
zent; 1970: 18,5 Prozent). Dies änderte 
sich erst seit den 70er Jahren, als inner-
halb einer Dekade die weibliche Parti-
zipation im Erwerbsprozess auf über 
30 Prozent anstieg, wobei diese sich im 
nachfolgenden Jahrzehnt noch einmal 
im selben Ausmaß erhöhte und in den 
90er Jahren bei über 40 Prozent ange-
langt ist. Generelle Anhebung des Bil-
dungsniveaus (auch weiblicher Jugend-
licher), andauernde Urbanisierungs-
prozesse sowie die Häufung von öko-
nomischen Krisenkonstellationen, die 
während der 80er und 90er Jahre zur 
vermehrten Erwerbsarbeit in den Haus-
halten zwang, waren offenkundig als 
die Hauptdeterminanten dieses lang-
fristigen Prozesses zu identifizieren. 

Auch eine verstärkte politische Partizi-
pation von Frauen lässt sich – trotz Ein-
führung des Frauenwahlrechts in den 
meisten Ländern während der 40er und 
50er Jahre – erst in den 70er und 80er 
Jahren – zumeist im Zusammenhang mit 
Protesten gegen diktatorische Regimes 
– feststellen (Lavrin 1994).
Die indigenen Bevölkerungssegmente 
wurden in den meisten Gesellschaften 
Lateinamerikas in dieser Phase als bäu-
erliche und rückschrit tliche Sektoren 
angesehen, die es (kulturell) zu assimi-
lieren gelte, um dann bzw. dadurch eine 
entsprechende gesellschaftliche und 
politische Integration dieser Gruppie-
rungen zu realisieren. Nicht selten kont-
rastierte hierbei der „indigenistische“ 
und nationalistische Diskurs (der eine 
gewisse Überhöhung und Heroisierung 
der Ureinwohner implizierte) stark mit 
der faktischen Exklusions- und Diskrimi-
nierungspolitik gegenüber den indige-
nen Bevölkerungsteilen. Nicht zuletzt 
aus der kritischen Verarbeitung der-
artiger Widersprüche gewannen die 
neuen indigenen Bewegungen seit den 
80er Jahren zunehmend Profil und po-
litische Präsenz in einigen lateiname-
rikanischen Gesellschaften (Scheuzger 
2004).

Die „neoliberale Phase“ von 1982 bis 
heute bzw. bis etwa 2000

Die nach Eintreten der Verschuldungs-
krise und der Umsetzung der sogenann-
ten Strukturanpassungsprogramme in 
den meisten Ländern Lateinamerikas 
begonnene neoliberale Wende impli-
zierte eine mehr oder minder radikale 
Abkehr vom bisherigen ISI-Modell: Öff-
nung der Ökonomie, Rückzug des Staa-
tes aus der Wirtschaft, Privatisierung 
öffentlicher Funktionen und Unterneh-
men, Liberalisierung der Preise, Flexibili-
sierung der Arbeitsverhältnisse usw. Die 
tiefen Einschnitte in die Ökonomie und 
die durchaus ambivalenten Wirkungen 
auf die weitere Wirtschaftsentwicklung 
seit den 80er Jahren waren von erhebli-
chen Veränderungen der Sozialstruk-
turtendenzen begleitet. Grob kann fest-
gestellt werden, dass gerade die in der 
ISI-Periode relativ begünstigten sozia-
len Gruppen und Segmente jetzt ins 
Hintertreffen gerieten. Mit der fast voll-
ständigen Öffnung der Wirtschaft und 
dem weitgehenden Abbau der Zölle 
waren selbstverständlich die kleinen 
und mittleren Unternehmen negativ be-
troffen. Viele konnten dem Konkurrenz-
druck nicht standhalten und trugen da-
mit zur Erhöhung der Arbeitslosigkeit 
bei. Die Privatisierung der öffentlichen 
Unternehmen ging ebenso mit Entlas-
sungswellen und einer erheblichen 
Schwächung der Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes und der Staatsbe-

schäftigten einher. Die Tendenz zum 
„Outsourcing“, die von großen einheimi-
schen und ausländischen Unternehmen 
zunehmend praktiziert wurde, trug 
ebenfalls zur Dekonzentration von Ar-
beitskräfteagglomerationen in großen 
Betrieben bei. 
Die informell-prekären Arbeitsverhält-
nisse bzw. die Überlebensarbeiten, die 
so genannten Mikro-Unternehmen, die 
Mehrfachbeschäftigungen von ein und 
derselben Person nahmen nun erheb-
lich zu (Portes/Hoffman 2003). Beglei-
tet war dies alles von einem Anstieg der 
Arbeitslosigkeit über mehrere Jahre hin-
weg, einem Verfall des durchschnittli-
chen Reallohnniveaus und einer zuneh-
menden sozialen Polarisierung. In fast 
allen Ländern Lateinamerikas stieg im 
Laufe der 80er und teilweise sogar noch 
in den 90er Jahre die Armutsquote deut-
lich an. Der Verkleinerung der urbanen, 
formellen Arbeiterschaft entsprach der 
Anstieg der informell Tätigen, die Gren-
zen zwischen formeller und informeller 
Tätigkeit wurden zunehmend fließend, 
da der formelle Sektor seine Schutzme-
chanismen durch Veränderung der Ar-
beitsgesetze teilweise einbüßte. Empiri-
schen Untersuchungen zufolge bewirk-
te die neoliberale Wende im Ge-
schlechterverhältnis nicht selten, dass 
die objektive soziale Lage von männli-
chen und weiblichen Beschäftigten (vor 
allem von lohnabhängig Beschäftigten, 
aber auch informell und selbstständig 
„Tätigen“) sich dadurch tendenziell an-
geglichen habe, dass die bis vor kurzem 
noch vorhandenen „männlichen Privile-
gien“ abgeschmolzen worden seien 
(Bellone Hite/Viterna 2005).
 Die urbanen Mittelschichten polarisier-
ten sich in den meisten Gesellschaften 
Lateinamerikas während der 80er und 
90er Jahre in einen kleineren Teil, der 
seine Stellung halten konnte oder sogar 
aufstieg und in einen anderen – häufig 
größeren – Teil, der deutliche Abstiegs- 
und Degradierungsprozesse hinneh-
men musste. Diejenigen Gruppierungen 
der urbanen Mittelschichten, die mit 
dem Export-Import-Sektor, den Finanz-
dienstleistungen, dem Immobilienge-
schäft und dem Versicherungswesen 
verbunden waren, konnten häufig zu 
den Aufsteigern zählen. Große Seg-
mente der Mittelschichten, vor allem im 
öffentlichen Sektor wie z.B. Lehrer, Ärz-
te mussten deutliche Einbußen in ihrer 
sozialen Position und ihrem sozialen 
Status hinnehmen. Analog wurden die 
mittleren und kleineren Unternehmen in 
der Produktion und im Handel deutlich 
geschwächt, während die großen ein-
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gen (ohnehin teilweise mit Auslandska-
pital verbunden) und die ausländischen 
Unternehmen einen klaren Zuwachs an 
ökonomischer Verfügungsmacht und 
politischem Einfluss verzeichnen konn-
ten. Die Gesellschaftsstrukturen insge-
samt trugen Züge wachsender Atomi-
sierung, Individualisierung und der Zer-
split terung, da große Kollektive und ihre 
entsprechenden Interessenorganisatio-
nen von der neoliberalen Konkurrenz-
politik, der Deregulierung und Liberali-
sierung der Tendenz nach aufgelöst 
oder stark verkleinert wurden (Klein/
Tokman 2000). Die Kapitalseite ver-
mochte nun ihre noch mehr zum Trumpf 
gewordene hohe Mobilität für eine wei-
tere Verschiebung der asymmetrischen 
Machtstrukturen gegenüber den Ar-
beitnehmern zu ihren Gunsten zu nut-
zen. Verstärkte Konkurrenz unter den 
Arbeitern, Arbeiterinnen und Angestell-
ten um die knappen Arbeitsstellen, 
wachsende gesellschaftliche Exklusion 
und Prekarisierungsprozesse gingen mit 
einer noch größeren Konzentration des 
gesellschaftlichen Reichtums auf dem 
anderen Pol der Gesellschaft einher. So 
stiegen auch aus der lateinamerikani-
schen Region viele Top-Magnaten – 
wie z.B. der mexikanische Tycoon Car-
los Slim – zu den reichsten Menschen 
des Globus auf. Erst die inneren Wider-
sprüche und zunehmenden Krisenmo-
mente scheinen den neoliberalen Ge-
sellschaftsentwurf seit der Jahrtau-
sendwende wieder vermehrt in Frage 
gestellt zu haben.

Ausblick auf das 21. Jahrhundert

Nach einer mehrjährigen tiefen Rezes-
sionsperiode um die Jahrhundertwen-
de begann 2002/03 in fast ganz Latein-
amerika ein bis 2008 anhaltender, kräf-
tiger Wirtschaftsaufschwung (mit 5–6 
Prozent jährlichem BIP-Wachstum), in 
dessen Gefolge sich wichtige sozial-
strukturelle und soziale Veränderungen 
einstellten. Es scheint, als ob die seither 
ausgebrochene weltweite Finanz- und 
Wirtschaftskrise zwar auch Lateiname-
rika negativ betroffen hat, aber die da-
mit verbundene Verschlechterung wirt-
schaftlicher und sozialer Indikatoren 
(z.B. Arbeitslosigkeit, Armutsquote etc.) 
nur kurzfristig eingetreten ist.
Neben der hohen Wirtschaftsdynamik, 
der verringerten Bevölkerungszuwachs-
rate und der weiter angestiegenen Er-
werbsquote trugen die für einige Län-
der sehr wichtigen Gastarbeiterüber-
weisungen aus den USA und Europa 
und vor allem die ausgeweiteten Sozi-
altransfers einiger Regierungen dazu 
bei, die noch um die Jahrhundertwende 
krasse soziale Polarisierung zum Teil 

nicht unbedeutend zu verringern (vgl. 
zuletzt: Lopez-Calva/Lustig 2010).
So zum Beispiel konnte dadurch die 
durchschnittliche Armutsquote von ca. 
44 Prozent im Jahr 2003 auf 33 Prozent 
im Jahr 2008 verringert werden. Diese 
in fast allen Ländern zu registrierende 
Abnahme bedeutet in absoluten Zah-
len, dass zwischen 2002 und 2007 in 
Lateinamerika die Zahl der Armen um 37 
Millionen und die der extrem Armen um 
29 Millionen zurückgegangen ist (CE-
PAL 2008, S. 15ff). Dieser Rückgang in 
der ersten Dekade des neuen Jahrhun-
derts ist mit zehn bis elf Prozentpunkten 
wesentlich deutlicher als zwischen 
1990 und 2000, als die generelle Ar-
mutsquote nur um vier Prozent abnahm. 
Gegenüber dem zentralen Faktor des 
Einkommenswachstums war gerade in 
einigen Ländern (wie Venezuela, Ar-
gentinien, Brasilien, Nicaragua) der – 
politisch vermittelte – Distributionsfak-
tor ebenso wichtig oder möglicherwei-
se sogar noch relevanter.
In einigen Ländern konnten Elemente 
der prekären Arbeit zurückgedrängt 
werden. Dort, wo es zu einem deutli-
chen Beschäftigungswachstum kam 
(und entsprechend die offene und ver-
deckte Arbeitslosigkeit abnahm), die 
Mindestlöhne beträchtlich erhöht wur-
den (wie z.B. in Brasilien) und die Ge-
werkschaften nicht mehr durch arbeits-
rechtliche Deregulierungs- und Flexibili-
sierungsstrategien (wie in der neolibe-
ralen Phase) eingeschränkt wurden (so 
z.B. auch in Argentinien und Uruguay), 
konnte der informelle Sektor wieder 
etwas reduziert werden (Leubolt/Tit tor 
2008, S. 133f.).
Etwas weniger direkt als bei der Sen-
kung der Armutsquote wirkten sich die 
Pro-Kopf-Einkommenssteigerungen der 
letzten Jahre auf die Ungleichheitsrela-
tionen der Einkommen und Vermögen 
aus. Dennoch konnten auch auf diesem 
wesentlich schwierigeren Terrain einige 
beachtliche Erfolge registriert werden. 
In dem genannten Zeitraum hat sich in 
neun lateinamerikanischen Ländern die 
Ungleichheitsverteilung der Einkommen 
(gemessen am Abstand des obersten 
Einkommensdezils gegenüber den vier 
untersten Einkommensdezilen) mehr 
oder minder deutlich verringert. Die 
Tendenz war bei Venezuela, Brasilien, 
Nicaragua, Bolivien und Argentinien 
deutlicher als in den restlichen dieser 
neun Länder, was zweifellos auch mit 
den gerade in dieser Phase veränder-
ten politischen Machtverhältnissen – so 
moderat sie in manchen Fällen gewesen 
sein mögen – zu tun hat. In sechs Län-
dern stagnierten die krassen Ungleich-
heitsverhältnisse auch in dieser Phase 
(Chile, Mexiko, Peru, Uruguay u.a.), und 
in drei Ländern nahmen die ohnehin 
schon extremen Ungleichheitsverhält-

nisse sogar noch zu (Guatemala, Hon-
duras und Dominikanische Republik) 
(CEPAL 2008, S. 21f.). Verschiedene Stu-
dien verweisen beispielsweise darauf, 
dass in Brasilien (traditionell ein Land 
extremer Ungleichheit) der Gini-Koeffi-
zient (der das Ausmaß der Ungleichheit 
misst) vom Jahr 2003 von O,628 auf 
0,584 (2008) gefallen sei, was fast einer 
kleinen sozialen Revolution gleichkom-
me – auch wenn es für Außenstehende 
nur als geringfügige Verschiebung er-
scheinen mag.
Einige Autoren vermuten, dass mit die-
sen Tendenzen eines anhaltenden öko-
nomischen Aufschwungs und seinen 
verteilungspolitischen Folgen auch ein 
Aufstieg von (neuen) Mittelschichten 
verbunden war. Aus dem Umkreis der 
jüngeren Generation (zwischen 30 und 
40 Jahren und mit Grundqualifikationen 
ausgestattet) konnte offenbar ein Teil 
die Chancen auf mehr formale Arbeits-
plätze, höheres Einkommen und ent-
sprechende Alters- und Sozialversiche-
rung derart nutzen, dass zumindest 
einkommens- und kaufkraftmäßig von 
einem Aufstieg in die Mittelschicht ge-
sprochen werden kann. So wird im Fall 
Brasiliens geschätzt, dass während der 
letzten zehn Jahre etwa 25 Millionen 
Brasilianer und Brasilianerinnen sich 
dem Kauf- und Marktverhalten von Mit-
telschichtsangehörigen genähert ha-
ben (Le Monde v. 25 Mai 2010 und Eco-
nomist, Special Survey v. 14.2.2009). 
Andere Autoren sehen bereits die Mehr-
heit der Brasilianer den Mittelschichten 
anzugehören bzw. sich diesen zu nä-
hern, wobei allerdings ein sehr einseiti-
ger und auch für Schwellenländer prob-
lematischer Mittelschichtsbegrif f (z.B. 
ab 400 Euro Monatsverdienst pro Haus-
halt) zugrunde gelegt wird (Busch 2010, 
S. 23–28). Was in Brasilien und anders-
wo als Neubildung von Mittelschicht-
segmenten gelten kann, wäre beispiels-
weise für Argentinien – bei ähnlichen 
makro-ökonomischen Tendenzen – eher 
als eine Wiederherstellung der zuvor 
verlorenen oder stark degradierten so-
zialen Positionen zu qualifizieren.
Wie im ökonomischen Bereich sind 
diese jüngsten sozialstrukturellen Ver-
änderungen in Lateinamerika durch ei-
ne – je nach Land unterschiedlich pro-
portionierte – Mischung von Konti-
nuitätslinien zur neoliberalen Periode 
und neuen Erscheinungen einer „post-
neoliberalen“ Phase geprägt. Inwieweit 
sich die angedeuteten Tendenzen sta-
bilisieren werden, hängt von vielen 
Faktoren ab. Die weitere politische 
Entwicklung im Subkontinent und die 
Notwendigkeit, eine neue nachhaltige, 
stärker selbst bestimmte und erfolg-
reiche Wirtschaftspolitik finden zu müs-
sen, zählen dabei zweifellos zu den 
wichtigsten. 
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ANMERKUNGEN

1 „Diese zwei Merkmale jedoch – die Schwä-
chung der alten Zentren und die regionale Auto-
nomie – die von den Kreolen und den Mestizen 
als eine Katastrophe angesehen wurde, scheinen 
für viele der indianischen Bauern Lateinamerikas 
ein goldenes Zeitalter eingeleitet zu haben. Noch 
waren die neuen zentralistischen Staaten nicht 
ausgebildet, was es den indianischen Bauern er-
möglichte, nicht nur erfolgreich den Forderungen 
von Großgrundbesitzern zu widerstehen, son-
dern vielfach ihre Macht dadurch zu stärken, 
dass regionale Führer versuchten, sie im Kampf 
gegen andere Rivalen zu mobilisieren. Die so be-
waffneten Indianer konnten in manchen Fällen 
weitgehende Konzessionen erreichen.“ (Katz 
1993, S. 98).
2 „Die erfahrenen spanischen Beamten hatten 
ihre Posten verlassen, Steuern wurden nicht ein-
gezogen, die öffentlichen Arbeiten blieben un-
erledigt, Regierungsverpflichtungen unbezahlt. 
Selbst die Organisationen der Kirche waren zu-
sammengebrochen, da die meisten Bischöfe und 
Erzbischöfe die Partei des Mutterlandes ergriffen 
und damit auf lange Zeit hinaus eine antiklerikale 
Haltung der neuen Regierung provoziert hatten.“ 
(Miller Bailey/Nasatir 1975, S. 427).
3 Daher sind der Umfang und die politische 
Bedeutung von Mittelschichten in Ländern wie 
Argentinien/Uruguay einerseits oder in Ländern 
wie Bolivien, Ecuador oder Honduras anderer-
seits völlig verschieden. 
4 Mehr Einzelheiten hierzu u. a. bei Boris 2009, 
S. 27–66.
5 Während z.B. Teile der städtischen Mittel-
schichten die sozialen Proteste gegen die zentral-
amerikanischen Militärdiktaturen in den 40er 
Jahren anführten (so in Guatemala und in El Sal-
vador), waren in Argentinien erhebliche Teile der 
Mittelschichten antiperonistisch orientiert und 
sympathisierten nicht selten mit den Militärdikta-
turen, was ebenso in Brasilien der Fall war, wo im 
Vorfeld des Militärputsches von 1964 nicht unbe-
trächtliche Teile der Mittelschichten diese Ent-
wicklung postulierten.
6 Vgl. hierzu die Darstellung der entsprechen-
den Diskussion und Entwicklung der sozialwissen-
schaftlichen Behandlung bei Quijano 1977, S. 7ff. 
und die Schwerpunkt-Nummer der Revista Latino-
americana de Sociología, 2/1969.

Prof. Dr. Dieter Boris (i. R.) lehrte Sozio-
logie an der Universität Marburg von 
1972 bis 2008; Gastprofessur in Mexi-
ko 1999. Seine Arbeitsschwerpunkte 
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Weltwirtschaft und Entwicklungstheori-
en; Ökonomie, Sozialstruktur und sozi-
ale Bewegungen Lateinamerikas; His-
torische Soziologie und Theorien der 
Sozialstrukturanalyse. Letzte Buchveröf-
fentlichungen: Sozialstrukturen in La-
teinamerika. Ein Überblick (mit Therese 
Gerstenlauer u. a.) (2008); sowie: La-
teinamerikas Politische Ökonomie. Auf-
bruch aus historischen Abhängigkeiten 
im 21. Jahrhundert? (2009).
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DEMOKRATIEN AUF SCHWACHEM FUNDAMENT

Demokratie in Südamerika
Wilhelm Hofmeister

Dominierten in den 1970er Jahren in 
Südamerika noch Militärregime, können 
die 1980er Jahre als Jahrzehnt der De-
mokratisierung bezeichnet werden. In 
immer mehr südamerikanischen Staaten 
etablierten sich demokratische Regie-
rungen. Trotz all ihrer Schwächen und 
Probleme hat sich die Demokratie als 
vorherrschende Regierungsform durch-
gesetzt. Obwohl die Südamerikaner 
diese Staats- und Regierungsform be-
vorzugen, dokumentieren Meinungsum-
fragen, dass nur eine Minderheit der 
südamerikanischen Bevölkerung mit der 
Funktionsweise der Demokratie zufrie-
den ist. Dies liegt darin begründet, dass 
die Akzeptanz demokratischer Systeme 
in Südamerika daran gemessen wird, 
welchen Beitrag sie zur Verbesserung 
der Lebensverhältnisse der Menschen 
leisten. Die Menschen erwarten von den 
Demokratien sozialen Fortschritt. Wil-
helm Hofmeister zeigt in seiner konzisen 
Darstellung die Grundzüge der Demo-
kratisierung in den einzelnen Staaten 
Südamerikas auf. Er benennt die Beson-
derheiten der Demokratieentwicklung, 
zeigt aber auch die Schwäche demokra-
tischer Regierungen angesichts sozialer 
und wirtschaftlicher Probleme, die die 
Wahl populistischer Politiker begünsti-
gen und in Ausnahmefällen – so in Peru 
und Venezuela – zu autoritären Regres-
sionen führten. 

Einleitung

Demokratie ist die bevorzugte Staats- 
und Regierungsform der Südamerika-
ner. Das belegen Umfragen immer wie-
der. Etwa drei Viertel der Bürger des 
Subkontinents bezeichnen seit Jahren 
konstant die Demokratie als beste Re-
gierungsform, auch wenn sie Schwä-
chen und Probleme aufweisen könnte.1 
Tatsächlich sind alle zehn Länder2 der 
Region, die wir hier betrachten, nach ih-
rer Verfassung und Regierungsform re-
präsentative Demokratien. Überall fin-
den regelmäßig Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen statt. Nie zuvor gab 
es hier eine so lange Periode demokra-
tischer Regierungen wie seit der Re-De-
mokratisierung, die in den 1980er Jah-
ren begann. Die Militärs oder Wirt-
schaftseliten, die früher ihre Macht zur 
Boykottierung und Destruktion demo-
kratischer Regierungen einsetzten, un-
terstützen heute in der Regel die demo-
kratischen Prozesse vorbehaltlos. Selbst 

schwierige politische Krisen, die in der 
Vergangenheit unvermeidlich zu Staats-
streichen geführt hätten, sind auf demo-
kratischem Weg beigelegt worden. 
Ist somit der Wunsch der meisten Süd-
amerikaner nach Demokratie politische 
Wirklichkeit? Das lässt sich keineswegs 
so eindeutig behaupten. Denn, wie die 
Umfragen ebenfalls belegen, ist mit 
Ausnahme Uruguays eine große Mehr-
heit der Bürger Südamerikas der Mei-
nung, ihr Land sei nicht vollkommen de-
mokratisch. In Argentinien meinten im 
Jahr  2009 nur 13 Prozent der Befragten, 
ihr Land sei vollkommen demokratisch, 
in Paraguay und Bolivien waren es so-
gar nur vier bzw. fünf Prozent. 
Diese kritische Einschätzung ist nicht zu-
letzt eine Folge des mangelnden Ver-
trauens in zentrale Institutionen eines 
demokratischen Staates. Nur ein Drit tel 
oder weniger der Südamerikaner ha-
ben Vertrauen in die öffentliche Verwal-
tung, die Polizei, die Justiz, die Parla-
mente und die Parteien. Auch wenn eine 
Mehrheit der Befragten meint, Demo-
kratie sei ohne Parteien nicht möglich, 
rangieren diese in der Skala des Ver-
trauens konstant an letzter Stelle.
Wenn wir nach der Demokratie in Süd-
amerika fragen, dürfen wir somit keines-
wegs nur auf die Form schauen, die Ver-
fassungen und Regierungssysteme, die 
regelmäßige Veranstaltung von Wahlen 
oder die Existenz von Parteien und Parla-
menten. Das wird der Komplexität und 
Verschiedenartigkeit der Demokratien 
des Subkontinents nicht gerecht. Deshalb 
wollen wir bei unserer Analyse einige As-
pekte berücksichtigen, die die „Qualität“ 
jener Demokratien berühren – auch wenn 
es sehr schwierig ist, die „Qualität“ einer 
Demokratie zu bemessen.3 
Ein Punkt aber ist zunächst besonders 
hervorzuheben: die Verschiedenartig-
keit der zehn Länder dieser Region, die 
nicht zuletzt auch die Wahl- und Regie-
rungssysteme, die Art und Weise, wie 
Politik gemacht wird (der „politische 
Stil“), die Parteiensysteme und über-
haupt das Verständnis von Demokratie 
und die demokratischen Verfahren be-
trif f t. Die Grundprinzipien der Demo-
kratie werden in den Ländern Südame-
rikas auf sehr unterschiedliche Weise 
verwirklicht. Um jeder Klischeebildung 
vorzubeugen, muss das betont werden. 
Gleichwohl sind einige Trends zu beob-
achten, die zwar nicht in allen, aber 
mehreren Ländern des Subkontinents 
auftreten und die wir thematisieren wol-

len, weil sie die Entwicklung und weitere 
Konsolidierung von Demokratie unmit-
telbar berühren. 

„Demokratie“ in Südamerika

Was verstehen die Südamerikaner unter 
„Demokratie“? Kurz gefasst, im Wesent-
lichen das, was man auch in Europa da-
runter versteht. In der Regel orientieren 
sich die Vorstellungen der Bürger, aber 
auch die Verfassungen der Länder am 
Leitbild einer freiheitlichen, pluralisti-
schen und repräsentativen Demokratie, 
die sich im Wesentlichen durch drei zen-
trale Elemente kennzeichnet: „wirklicher 
und ausgeprägter Wettbewerb (Her-
vorhebung im Original) in regelmäßigen 
Abständen und ohne Gewaltanwen-
dung zwischen Individuen und Gruppen 
(besonders politischen Parteien) um al-
le wichtigen Regierungspositionen; ein 
hohes Niveau politischer Partizipation 
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bei der Auswahl von Führern und Politi-
ken, nicht zuletzt durch regelmäßige 
und faire Wahlen, so dass keine größere 
soziale Gruppe von Erwachsenen aus-
geschlossen ist; und ein Niveau bürgerli-
cher und politischer Freiheiten – freie Mei-
nungsäußerung, Pressefreiheit, Freiheit 
der Bildung von und des Beitrit ts zu Or-
ganisationen – welche ausreichen müs-
sen, um Beständigkeit politischen Wett-
bewerbs und politischer Partizipation 
zu gewährleisten“ (Diamond/Linz/Lip-
set 1988, S. XVI). Nicht die einzelnen 
Verfahren wie das Wahlsystem, das Re-
gierungssystem oder die Funktionen und 
Kompetenzen der Präsidenten oder Par-
lamente sind daher entscheidend, son-
dern die Beachtung jener grundsätzli-
chen Elemente. Wo diese missachtet 
werden, ist die Demokratie in Gefahr. 
Bei der Betrachtung und Bewertung der 
Demokratieentwicklung Südamerikas 
muss man diese Elemente besonders im 
Auge haben.

In ganz Lateinamerika aber besitzt für 
das Verständnis und die Akzeptanz von 
Demokratie noch ein weiteres Element 
eine zentrale Bedeutung. Demokratie 
wird meist verstanden als eine Re-
gierungsform, die neben der Gewähr-
leistung der politischen Freiheiten und 
Partizipationsmöglichkeiten noch einen 
weiteren Zweck erfüllen soll, nämlich ei-
ne Verbesserung der Lebensver hält nis-
se der Menschen. Demokratie wird in 
Südamerika durchgängig als soziale 
Demokratie gedacht und akzeptiert.4

Das ist keineswegs nur Theorie. In Boli-
vien, Ecuador oder Venezuela betonen 
die dortigen Präsidenten, sie würden 
diesen sozialen Anspruch der Demokra-
tie einlösen – um den Preis allerdings ei-
ner Geringschätzung oder gar offenen 
Missachtung eines Teils jener anderen 
Elemente demokratischer Ordnungen. 
Ihnen deshalb die demokratische Legiti-
mität abzusprechen, ist aber deshalb 
schwierig, weil sie wiederholt mit gro-

ßen Mehrheiten gewählt wurden. Das 
bestätigt, wie wichtig es ist, auf die 
„Qualität“ der Demokratien zu achten.

Die Entwicklung der Demokratien 
Südamerikas

Nach der letzten Phase der Militärre-
gierungen ab etwa Mitte der 1960er 
Jahre dauerte die Re-Demokratisierung 
Südamerikas mehr als ein Jahrzehnt. 
Der Übergangsprozess begann 1978/
79 in Ecuador und 1979/1980 in Peru. 
Doch erst im März 1990 übergab Chiles 
Diktator Augusto Pinochet die Regie-
rungsgeschäfte an den demokratisch 
gewählten Präsidenten Patricio Aylwin. 
In Paraguay war nur ein Jahr zuvor, 
1989, der Diktator Alfredo Stroessner 
gestürzt worden, der das Land 35 Jahre 
beherrscht hatte. In Brasilien fanden 
1989 erstmals nach der Militärdiktatur 
freie Prä sidentschafts- und Parlaments-

Die 1980er Jahre 
können als Jahr-
zehnt der Demo-
kratisierung be-
zeichnet werden. 
Bürgerliche und 
politische Frei-
heiten sind keine 
Selbstverständlich-
keit. Die Gedenk-
mauer in Buenos 
Aires mit den 
Namen der spurlos 
Verschwundenen 
erinnert an die 
Opfer der Militär-
diktatur in Argenti-
nien (1976–1983).
picture alliance/dpa
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er wahlen statt. Argentinien und Uruguay 
dagegen hatten bereits 1983 bzw. 
1985 Präsidenten gewählt. In Bolivien 
waren mehrere Demokratisierungsver-
suche seit 1978 jeweils von neuen Mi-
litärputschen unterbrochen worden, ehe 
sich ab 1982 ein demokratischer Prozess 
allmählich konsolidieren konnte.
Die Vorgänge in diesem Andenstaat 
verdeutlichen die zunächst weiter fort-
bestehende Macht der Militärs und die 
Notwendigkeit der neuen demokrati-
schen Regierungen, sich mit den Mili-
tärs zu arrangieren. Die Aufarbeitung 
der Verbrechen der Militärregierungen 
aber und die gesellschaftliche Versöh-
nung, die letztlich für die Festigung ei-
ner demokratischen politischen Kultur 
gewiss wichtig gewesen wären, fand in 
den meisten Ländern nicht bzw. nur sehr 
langsam statt. Das hat die Festigung 
der demokratischen Prozesse zweifellos 
behindert.
Die Gefahr eines Rückfalls in den Auto-
ritarismus ging aber keineswegs allein 
von den Militärs aus, wie das Beispiel 
des peruanischen Präsidenten Alberto 
Fujimori verdeutlicht. Er war 1990 demo-
kratisch gewählt worden, nutzte seine 
Popularität aufgrund einiger Er folge im 
Kampf gegen die Terrorgruppe Sende-
ro Luminoso (Leuchtender Pfad) aber 
1992 dazu, den Kongress aufzulösen 
und die verfassungsmäßigen Rechte 
der Judikative zu suspendieren. Nach 
einer Verfassungs- und Wahlrechtsän-
derung regierte er bis zum Jahr 2000 
mit einer Art plebiszitärer Legitimation 
und nicht zuletzt auch mit der teilweisen 
Unterstützung der Militärs. Fujimori war 
der erste Vertreter eines erneuerten 
Typs südamerikanischer Populisten, die 
zwar über Wahlen an die Macht ka-
men, danach aber die demokratischen 
Institutionen und Verfahren missachte-
ten und schwächten. 
Fujimori schuf zudem einen Präzedenz-
fall, der danach von etlichen Präsi-
denten nachgeahmt wurde. Er schaffte 
das Prinzip der „no-reelección“ ab, die 
„Nicht-Wiederwahl“ des Präsidenten. 
Aufgrund historischer Er fahrungen hat-
te man damit verhindern wollen, dass 
sich eine Person zu lange im Präsiden-
tenamt einrichtet und dann als Autokrat 
die Macht freiwillig nicht mehr aus den 
Händen gibt. Dem Beispiel Fujimoris fol-
gend verschafften sich danach in den 
meisten Ländern der Region die Präsi-
denten, meist mittels fragwürdiger Ver-
fahren der Verfassungsänderung, die 
Möglichkeit der unmittelbaren Wieder-
wahl. Nur in Chile und Uruguay muss 
heute ein Präsident eine Wahlperiode 
lang pausieren, ehe er wieder als Kan-
didat antreten kann. Zwar verleiht die 
Wiederwahl der Präsidenten den Re-
gierungen und politischen Prozessen 
ein höheres Maß an Kontinuität, was ei-

ne wichtige Voraussetzung für er folg-
reiches Regierungshandeln ist. Doch 
gleichzeitig bestätigt sich am Beispiel 
der heutigen Erfahrungen in Venezuela, 
Bolivien und Ecuador, dass die Stärkung 
der Rolle des Präsidenten auch autokra-
tische Neigungen fördert. 
Noch mehr aber haben die wirtschaftli-
chen und sozialen Verhältnisse die Ent-
wicklung und Konsolidierung der süd-
amerikanischen Demokratien belastet. 
Die Menschen erwarteten von den De-
mokratien sozialen Fortschritt. Doch die 
Staatskassen waren leer und die zivilen 
Regierungen waren zunächst zu unpo-
pulären Spar- und Anpassungsmaßnah-
men gezwungen, um die fast überall 
grassierende Inflation zu stoppen und 
die Voraussetzungen für neue Investitio-
nen zu schaffen. Nicht zuletzt unter dem 
Einfluss des Internationalen Währungs-
fonds und der Weltbank optierten die 
meisten Regierungen für sogenannte 
neoliberale Reformen, die bei Gewerk-
schaften, gesellschaftlichen Organisati-
onen und nicht zuletzt den linken Partei-
en auf erheblichen Widerstand stießen. 
Wenn wir nun die politische Entwicklung 
einzelner Länder skizzieren, werden wir 
sehen, dass die Wirtschaftsentwicklung 
und die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
einen großen Einfluss auf die politischen 
Prozesse ausübten.

Grundzüge der Entwicklung der 
südamerikanischen Demokratien

Venezuela

In Venezuela war der Oberst Hugo Cha-
vez bekannt geworden, als er 1992 ei-
nen Putschversuch aus Protest gegen die 
damalige liberale Wirtschaftspolitik an-
führte. Nach seiner Verhaftung,5 Verur-
teilung und Begnadigung gründete er 
eine politische Bewegung, als deren 
Führer er 1998 mit der seit Jahrzehnten 
höchsten Stimmenzahl von 56 Prozent 
zum Präsidenten gewählt wurde. Unmit-
telbar nach seiner Wahl erwirkte er ein 
Referendum für eine Verfassunggeben-
de Versammlung, in der seine Partei Mo-
vimiento V. República (MVR) 90 Prozent 
der Mandate gewann. Mit der im No-
vember 1999 per Referendum bestätig-
ten neuen „Bolivarianischen Verfas-
sung“ änderte Chavez das politische 
System grundlegend, reduzierte das 
Parlament auf eine Kammer und stärkte 
die Macht des Präsidenten. Bei Neu-
wahlen im Jahr 2000 wurde er mit knapp 
60 Prozent im Amt bestätigt. Danach ließ 
er sich von dem Kongress, in dem seine 
Partei MVR eine überwältigende Mehr-
heit gewann, quasi diktatorische Voll-
machten übertragen. Einen Putsch im 
April 2002 überstand er unbeschädigt. 
Im Dezember 2006 wurde er mit 62 Pro-

zent der Stimmen wiedergewählt. Seit-
her verfolgt er das Ziel, einen „Sozialis-
mus des 20. Jahrhunderts“ in Venezuela 
zu errichten. Zu diesem Zweck führte er 
bisher zahlreiche Verstaatlichungsmaß-
nahmen durch. Vom Parlament erhielt er 
freie Hand, um weitgehend mit Dekreten 
regieren zu können. 
Aufgrund des Ölreichtums von Venezu-
ela und der hohen Rohstoffpreise ver-
fügt Chavez praktisch über unbegrenz-
te Mittel, um staatliche Sozialprogram-
me zu finanzieren. Zudem nutzt er seine 
Ressourcen, um gleichgesinnte Präsi-
denten in Süd- und Mittelamerika – vor 
allem in Bolivien und Nicaragua, aber 
auch in Ecuador und Argentinien – zu 
unterstützen sowie „chavistische“ Be-
wegungen und Parteien in einigen an-
deren Ländern zu finanzieren. 
Weil er kontinuierlich seine persönliche 
Macht auf Kosten der Befugnisse des 
Parlaments ausbaute, die Rechte und 
Freiheiten der Justiz und der Medien be-
schnitt und gesellschaftliche Organisa-
tionen gleichzuschalten versuchte, pro-
vozierte Präsident Chavez scharfe inter-
ne, aber auch international Kritik an sei-
nem Regierungsstil. Trotz der hohen 
Staatseinnahmen haben sich die sozia-
len Indikatoren Venezuelas seit seinem 
Regierungsantritt eher verschlechtert, 
Ineffizienz und Korruption haben in den 
Staatsbetrieben ebenso zugenommen 
wie die Gewalt und Kriminalität auf den 
Straßen. Das Ergebnis der Parlaments-
wahlen vom September 2010 zeigt die 
wachsende Unzufriedenheit in der Be-
völkerung mit dem Regime. Chávez hat-
te eine Zwei-Drittel-Mehrheit angekün-
digt, doch gewann er nur eine knappe 
Mehrheit gegen die vereinte Opposi-
tion, die 47,2 Prozent der Stimmen er-
hielt. Auch wenn die Regierung wegen 
des Zuschnitts der Wahlkreise im Par-
lament 96 Mandate hat, gegenüber 
64 der Opposition, sind der selbstherr-
lichen Macht des Präsidenten künftig ei-
nige Grenzen gesetzt. 

Bolivien

Die Präsidenten von Bolivien und Ecua-
dor sind enge Verbündete von Chavez 
und pflegen einen ähnlichen Regie-
rungsstil. Evo Morales wurde im Dezem-
ber 2005 als erster Indígena in Bolivien 
zum Präsidenten gewählt, nachdem die 
von ihm angeführte Bewegung Movi-
miento al Socialismo (MAS) in den Jah-
ren 2003 und 2005 durch Massenpro-
teste den Sturz zweier Präsidenten er-
reicht hatte. Ähnlich wie Chavez hat 
Morales nach seiner Wahl eine Verfas-
sunggebende Versammlung erwirkt, in 
der seine Anhänger eine Mehrheit ge-
wannen und – teils unter dem Druck der 
Straße – grundlegende Reformen des 
politischen Systems und dabei auch die 
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DEMOKRATIE IN SÜDAMERIKAMöglichkeit der Wiederwahl des Präsi-
denten einführten. Vorgezogene Präsi-
dentschaftswahlen gewann Morales im 
Dezember 2009 mit 64 Prozent. Seine 
Partei MAS gewann in beiden Kammern 
des Kongresses eine Zweidrit telmehr-
heit. Morales ist damit eindeutig demo-
kratisch legitimiert. Allerdings gibt es 
auch im Fall Boliviens Kritik an seiner au-
toritären Amtsführung.

Ecuador

Ecuador war nach der Re-Demokratisie-
rung besonders stark von politischer In-
stabilität betroffen. Aufgrund verschie-
dener Regierungskrisen, ausgelöst u. a. 
durch Aufstände einer erstarkenden In-
digena-Bewegung gegen neoliberale 
Anpassungsmaßnahmen, aber auch 
wegen Massenprotesten gegen Kor-
ruption und Misswirtschaft, mussten in 
den zehn Jahren von 1997 bis 2007 
nicht weniger als neun Präsidenten vor-
zeitig ihr Amt aufgeben und zum Teil 
fluchtartig das Land verlassen. Erst seit 
der Wahl von Rafael Correa Ende 2006 
gibt es zumindest eine personelle Stabi-
lität. Seinen Wahlsieg verdankte er der 
Kritik an neoliberalen Wirtschaftsent-
scheidungen seiner Vorgänger und ei-
ner Kampagne gegen die Zahlung der 
ecuadorianischen Auslandsschulden. 
Auch er erwirkte durch politischen und 
außerparlamentarischen Druck auf das 
Parlament und das Oberste Gericht die 
Wahl einer Verfassunggebenden Ver-
sammlung und die Verabschiedung ei-
ner neuen Verfassung, die u. a. die Be-
fugnisse des Präsidenten stärkte und 
Grundlage sein soll für sein Projekt ei-
nes „Sozialismus des 20. Jahrhunderts“. 
Vorgezogene Neuwahlen gewann er im 
April 2009 mit knapp 52 Prozent der 
Stimmen. Wie seine Kollegen in Venezu-
ela und Bolivien versucht Präsident Cor-
rea kritische Medienstimmen und die 
politische Opposition zu beschneiden. 

Kolumbien

Kolumbien hatte als einziges Land Süd-
amerikas im 20. Jahrhundert keine Mili-
tärdiktatur. Das Land besitzt eine lange 
Tradition verfassungsmäßiger Regierun-
gen, die seit der Mitte des 19. Jahrhun-
derts bis zum Beginn des 21. Jahrhun-
derts nahezu ununterbrochen von den 
beiden traditionellen Parteien der Kon-
servativen und Liberalen gestellt wur-
den. Die Rivalität dieser Parteien um 
die Macht und die soziale Ungleichheit 
förderten seit Jahrzehnten gewaltsame 
Konflikte zwischen Regierungskräften, 
linksgerichteten Guerillas und rechten 
paramilitärischen Organisationen. Die 
Durchführung von Wahlen und de-
mokratische Regierungswechsel wurden 
davon zwar nicht unterbrochen. Doch 

die Kapazität des Staates und der Regie-
rung zur Kontrolle des gesamten natio-
nalen Territoriums und zur Durchsetzung 
von Regierungsentscheidungen war und 
ist noch immer eingeschränkt. Erst dem 
2002 als Vertreter eines neuen Parteien-
bündnisses gewählten Präsident Alvaro 
Uribe gelangen einige wichtige Erfolge 
bei der Bekämpfung der Guerilla und 
der mit dieser verbündeten Rauschgift-
mafia. Seine daraus bestärkte Populari-
tät nutzte Uribe für eine Verfassungsän-
derung zugunsten seiner Wiederwahl im 
Jahr 2006. Trotz bleibender Popularität 
hat das Oberste Gericht seinen Versuch 
einer neuen Verfassungsänderung zu-
gunsten einer weiteren Wiederwahl ge-
stoppt. Daraufhin wurde mit seiner Un-
terstützung der bisherige Vizepräsident 
Juan Manuel Santos im April 2010 zum 
Präsidenten gewählt. Uribe war wäh -
rend seiner gesamten Amtszeit ein Anti-
pode zu seinen Kollegen in Venezuela 
und Ecuador, mit denen er ständige Aus-
einandersetzungen hatte. Er pflegte en-
ge Beziehungen zu den USA und stabili-
sierte die kolumbianische Wirtschaft auf 
der Grundlage neoliberaler Kon zepte. 

Peru

In Peru scheint es seit der traumatischen 
Erfahrung mit Präsident Fujimori ein ge-
wisses Misstrauen gegenüber einem 
starken Präsidenten zu geben. Zwar be-
steht hier weiterhin prinzipiell die Mög-
lichkeit einer Wiederwahl des Präsiden-
ten, doch der in wirtschaftlicher Hinsicht 
erfolgreiche Präsident Alejandro Tole-
do, der als Oppositionsführer gegen Fu-
jimori 2001 mit hoher Zustimmung zum 
Präsidenten gewählt worden war, hatte 
zum Ende seiner Amtszeit jede Popula-
rität verloren. Sein Nachfolger wurde 
Alan Garcia, dessen erste Amtszeit von 
1985 bis 1990 von Hyperinflation, Kor-
ruption, Misswirtschaft und Kapital-
flucht geprägt war. Garcia setzte sich im 
Juni 2006 in einer Stichwahl knapp ge-
gen Ollanta Humala durch, der mit der 
expliziten Unterstützung von Präsident 
Chavez aus Venezuela als Führer einer 
neu gegründeten nationalistischen Par-
tei vor allem um Stimmen der Indigenas 
und ärmeren Schichten kämpfte. Garcia 
dagegen ist langjähriger Vorsitzender 
der sozialdemokratischen Partei APRA. 
Überraschenderweise hält Garcia an 
der liberalen Wirtschaftspolitik seines 
Vorgängers und an engen Beziehungen 
zu den USA fest. Die peruanische Wirt-
schaft wächst, seine Regierung leistet 
soziale Transferzahlungen in bislang 
nicht gekanntem Ausmaß, um die Armut 
zu lindern. Es gibt keine außergewöhnli-
chen politischen Skandale – und den-
noch sinkt die Popularität des Präsiden-
ten, sodass seine Wiederwahl eher un-
wahrscheinlich ist. 

Chile

Chile und Uruguay sind die beiden Län-
der Südamerikas, die nach der Re-De-
mokratisierung am schnellsten zu einer 
demokratischen Normalität zurückge-
funden haben. Beide galten auch vor 
der Zeit der Militärdiktaturen als die sta-
bilsten Demokratien der Region – ohne 
dass dies eine Garantie gegen die Mili-
tärcoups war. In Chile hat 20 Jahre lang, 
von 1990 bis Anfang 2010, die Koalition 
derjenigen Parteien regiert, die die de-
mokratische Opposition gegen das Pi-
nochet-Regime bildeten. Eine liberale 
Wirtschaftspolitik führte nicht nur zu ei-
nem kontinuierlichen Wachstum, son-
dern erlaubte auch bemerkenswerte 
Fortschritte bei der Reduzierung der 
Armut sowie in etlichen anderen sozia-
len Bereichen, z.B. im Erziehungswesen. 
Die Wahl des Unternehmers Sebastian 
Piñera Anfang 2010 als Kandidat der 
rechten Parteien, die früher Pinochet un-
terstützt hatten, war nicht zuletzt eine 
Folge des verpassten Generations-
wechsels auf Seiten der bisherigen Re-
gierungskoalition, zeigt aber auch, dass 
sich alte Gegensätze allmählich verwi-
schen. Bemerkenswert ist, dass das tra-
ditionelle Parteiensystem bisher weitge-
hend intakt geblieben ist. Das hat maß-
geblich zur Stabilität des politischen 
Prozesses beigetragen.

Uruguay

Auch in Uruguay ist das traditionelle 
Parteiensystem weiterhin intakt – mit 
der wichtigen Neuerung allerdings, 
dass dort 2005 mit Tabaré Vázquez 
erstmals ein Kandidat der linken Partei-
en die Präsidentschaftswahlen gewin-
nen konnte, nachdem sich bis dahin seit 
der Re-Demokratisierung 1985 die tra-
ditionellen Parteien der Colorados und 
Blancos in der Regierung abgewechselt 
hatten. Trotz seiner Herkunft von der 
politischen Linken hielt Vázquez Distanz 
zu der neuen Linken um den Venezola-
ner Chavez und praktizierte eine markt-
wir tschaftlich orientiere sozialdemo-
kratische Politik nach europäischem Zu-
schnitt. Im März 2010 übergab er die 
Präsidentschaft an José Mujica vom 
gleichen Parteienbündnis.

Argentinien

In Argentinien dominieren die Peronis-
ten den politischen Prozess, seitdem der 
erste demokratisch gewählte Präsident 
Raúl Alfonsín von der Radikalen Partei 
am Boykott der peronistischen Opposi-
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er tion scheiterte. Allerdings ist die pero-
nistische Partei in mehrere Fraktionen 
zerstrit ten, die in Wahlen gegeneinan-
der antreten. Zwar war 1999 mit Fernan-
do de la Rúa ein weiterer Vertreter der 
Radikalen Partei zum Präsidenten ge-
wählt worden. Doch vor dem Hinter-
grund von ständigen Auseinanderset-
zungen in seiner Mitte-Links-Koalition 
und einer dramatischen Verschlechte-
rung der wirtschaftliche Situation, einer 
wachsender Arbeitslosigkeit und Verar-
mung zahlreicher Familien zwangen 
Proteste der Mittelschichten und ge-
waltsame Auseinandersetzungen der 
neuen Arbeitslosenbewegung, den pi-
queteros, mit der Polizei im Dezember 
2001 den Präsidenten zum Rücktrit t. In 
den folgenden 13 Tagen hatte das Land 
fünf Präsidenten, ehe Eduardo Duhalde 
ab dem 1. Januar 2002 eine gewisse 
Stabilität zurückgewinnen konnte. Er re-
gierte bis zum Ende der Legislaturperio-
de im Mai 2003. Sein Nachfolger wurde 
Nestor Kirchner, dem es gelang, die 
Wirtschaft des Landes wieder zu stabili-
sieren. Angesichts wachsender Popula-
rität ließ er sich vom Parlament umfang-
reiche gesetzgeberische Kompetenzen 
verleihen und regierte hauptsächlich mit 
Hilfe präsidentieller Dekrete. Seine gro-
ße Popularität nutzte Kirchner, um seine 
Ehefrau Cristina als seine Nachfolgerin 
wählen zu lassen. Der plötzliche Tod von 
Nestor Kirchner im Oktober 2010 wird 
möglicherweise die politischen Konstel-
lationen in Argentinien deutlich verän-
dern. Es war erwartet worden, dass er 
2011 wieder für das Präsidentenamt kan-
didieren würde. Ob Cristina ohne die 
Unterstützung ihres Ehemannes die Wie-
derwahl betreiben wird, ist ungewiss. 

Paraguay

In Paraguay verlief die Entwicklung der 
Demokratie ebenfalls sehr wechselhaft. 
Nach dem Sturz des langjährigen Dikta-
tors Stroessner im Februar 1989, der Ver-
abschiedung einer neuen Verfassung 
und Wahlen übernahm im Mai 1993 
erstmals seit 39 Jahren ein Zivilist die 
Präsidentschaft des Landes. Allerdings 
kamen bis 2008 alle Präsidenten aus der 
ehemaligen Stroessner-Partei, dem Par-
tido Colorado, der weiterhin das Partei-
ensystem dominierte. Ständige Ausein-
andersetzungen verschiedener Grup-
pen innerhalb dieser Partei um Macht 
und Pfründen trugen zu einem perma-
nenten Klima politischer Instabilität bei, 
zumal das Militär als Machtfaktor kei-
neswegs isoliert war. Die Regierungs-
leistungen im Bereich der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik blieben schwach. Pa-
raguay verharrte neben Bolivien als das 
ärmste Land Südamerikas. Die Demo-
kratie brachte den Menschen vorerst 
keine erkennbaren materiellen Vorteile. 

Die Enttäuschung über die Regierung 
der Colorados und die Verständigung 
der Opposition auf einen gemeinsamen 
Kandidaten führten schließlich 2008 zur 
Wahl eines „Nicht-Politikers“ zum Präsi-
denten: des ehemaligen katholischen 
Bischofs Fernando Lugo. Bekannt ge-
worden durch sein Eintreten für die Ar-
men vertrit t Lugo rhetorisch zwar eine 
von der Befreiungstheologie geprägte 
Reformpolitik, doch in der Praxis sind 
ihm durch eine fehlende Mehrheit im 
Kongress und die Abhängigkeit von der 
Liberalen Partei, seinem Koalitionspart-
ner, die Hände für ambitionierte politi-
sche Projekte gebunden. Außerdem sind 
seine fehlenden politischen Erfahrun-
gen offensichtlich. So war die Wahl Lu-
gos zwar gewiss Ausdruck einer Stär-
kung der Demokratie in Paraguay. Doch 
viele Hoffnungen nach politischen und 
sozialen Veränderungen werden erneut 
enttäuscht.

Brasilien

In Brasilien dagegen hat die Demokra-
tie seit ihrem etwas holprigen Neube-
ginn 1989 mittlerweile zur deutlichen 
Verbesserung der Lebenssituation vie-
ler Menschen beigetragen. Der von vie-
len Hoffnungen begleitete erste demo-
kratisch gewählte Präsident war 1992 
wegen Korruption und Misswirtschaft 
vom Parlament abgesetzt worden. Doch 
die wirtschafts- und sozialpolitischen 
Reformen und Anstrengungen der Präsi-
denten Fernando Henrique Cardoso 

(1996–2002) und Luis Inacio Lula da Sil-
va (seit 2002) haben zur Stabilisierung 
des politischen Systems und vor allem 
zu sozialen Reformen geführt, die deut-
liche Fortschrit te bei der Reduzierung 
der Armut in diesem größten und bevöl-
kerungsreichsten Land Südamerikas er-
laubten. Korruption und Günstlingswirt-
schaft, der in Südamerika weit verbrei-
tete clientelismo (Klientelismus), kenn-
zeichnen jedoch den politischen Prozess 
ebenso wie ein fragmentiertes Parteien-
system, das stabile Parlamentsmehrhei-
ten verhindert und damit das Regieren 
erschwert. Doch trotz aller Kritik an Ver-
fahren und Institutionen ist die brasi-
lianische Demokratie gefestigt, wie die 
Wahlen im Oktober 2010 erneut be-
stätigten. Erstmals wurde mit Dilma 
Rousseff auch in Brasilien eine Frau zur 
Staatspräsidentin gewählt.

Besonderheiten und Trends der 
Demokratieentwicklung in 
Südamerika

Schon dieser knappe Überblick über 
die politische Entwicklung einzelner 
Länder seit dem Ende der Militärregie-
rungen lässt Eigenarten aber auch Pro-
bleme der südamerikanischen Demo-
kratien erkennen. Wichtige Trends, die 
wir anschließend noch etwas systemati-
scher betrachten wollen, sind: 
 In Südamerika finden regelmäßig 

Wahlen statt und in allen Ländern des 
Subkontinents – zum Teil erstmals in 
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ihrer Geschichte wie in Brasilien, Ar-
gentinien oder Paraguay – konnte mitt-
lerweile ein Kandidat der Opposition 
im Rahmen eines demokratischen 
Machtwechsels die Regierung über-
nehmen. Das ist zweifellos ein wichti-
ger Hinweis auf die Konsolidierung 
von Demokratie.

 Die Lösung aller Regierungskrisen der 
vergangenen Jahre erfolgte im Rah-
men der zivilen Ordnungen. Eine Reihe 
von Ländern erlebte schwere politi-
sche Krisen, in deren Verlauf eine rela-
tiv hohe Zahl von Präsidenten vor Ab-
lauf ihrer regulären Amtszeit zu einem 
vorzeitigen Amtsverzicht gezwungen 
war. Die Absetzung oder Vertreibung 
der Präsidenten erfolgte zumeist auf-
grund von Massenprotesten, weil sich 
ein erheblicher Teil der Bevölkerung 
einzelner Länder durch die amtierende 
Regierung nicht hinreichend repräsen-
tiert fühlte. Das weist auf ein Repräsen-
tationsproblem hin.

 Die Rolle und Position der Präsidenten 
ist auf Kosten einer Schwächung der 
Parlamente gestärkt worden. Das 
weist auf Probleme bei den Checks 
and Balances, den demokratischen 
Kontrollverfahren hin. 

 Populismus wird als Regierungsstil wie-
der praktiziert, woraus sich ebenfalls 
Belastungen für die Demokratieent-
wicklung ergeben. 

 Parteien sind zwar als zentrale Instituti-
onen der Demokratie akzeptiert, doch 
in etlichen Ländern kam es zu einer Ero-
sion der traditionellen Parteien und Par-

teiensysteme. Das trug zum Erstarken 
der Präsidenten bei, wirft aber erneut 
ein Licht auf das Problem der Repräsen-
tation und einer mangelhaften Verbin-
dung zwischen Gesellschaft und Staat.

 Die Demokratie hat das Aufkommen 
neuer sozialer Bewegungen gefördert, 
die ein beachtliches Maß an Hand-
lungskapazität erreichten und zur Er-
starkung neuer politischer Kräfte bei-
trugen.

 Indigene Bewegungen sind vor allem 
in Bolivien, Peru und Ecuador zu wich-
tigen politischen Akteuren geworden, 
nachdem die Indigenas seit Beginn der 
Kolonialzeit vom politischen Prozess 
ausgeschlossen waren. 

 Die sozialpolitische Leistungsfähigkeit 
zumindest einiger Staaten hat sich 
deutlich verbessert (besonders in Chile 
und Brasilen, aber auch in Uruguay, 
Kolumbien und Peru). Damit werden 
die Erwartungen an eine soziale De-
mokratie eingelöst, was insgesamt zur 
Konsolidierung der Demokratie in Sü-
den beiträgt.

Probleme der Regierungssysteme und 
der neue „Hyperpräsidentialismus“

Demokratien brauchen Zeit, um sich zu 
konsolidieren, um Institutionen zu bilden 
und zu stärken, um Regeln und Verfah-
ren einzuüben, die für mehr Transparenz 
und Rechtsstaatlichkeit sorgen, um Par-
teien und gesellschaftliche Organisati-
onen aufzubauen und um effiziente Ar-
beitsbeziehungen zwischen der Regie-
rung und dem Parlament zu entwickeln. 
Vielleicht sind die derzeit in den meisten 
Ländern des Subkontinents festzustel-
lenden Fortschritte bei der Konsolidie-
rung demokratischer Systeme ganz ein-
fach auf diesen Faktor Zeit zurückzufüh-
ren. Der Ost-West-Konflikt und die sys-
temfeindlichen Kräfte, die nach dem 
Zweiten Weltkrieg die Demokratieent-
wicklung belasteten, sind obsolet. Kein 
halbwegs vernünftiger Offizier würde 
sich heute auf das Abenteuer einlassen, 
einen Putsch organisieren zu wollen. 
Selbst die Absicht einzelner Regierun-
gen, einen „Sozialismus des 21. Jahrhun-
derts“ aufzubauen, ruft keine undemo-
kratischen Reaktionen mehr hervor. 
In Südamerika gibt es zwar keine Krise 
der Demokratie – wohl aber einige 
Schwierigkeiten, die mit dem gängigen 
institutionellen Muster der politischen 
Systeme zusammenhängen. Die unter-

schiedlichen Kombinationen von präsi-
dentiellen Regierungssystemen, Mehr-
parteiensystemen und dem Verhältnis-
wahlrecht sind dabei eine Ursache für 
die erwähnten Regierungs- und Reprä-
sentationskrisen. Gilt manchen Beob-
achtern das an die USA angelehnte Prä-
sidialsystem schon für sich genommen 
als eine Quelle der Instabilität, so ist sei-
ne Kombination mit einem europäisch in-
spirierten Verhältniswahlsystem zweifel-
los eine wesentliche Ursache für Proble-
me der Regierungsfähigkeit. Die Anwen-
dung des Mehrheitsprinzips bei den 
Präsidentenwahlen und des Verhältnis-
wahlsystems bei den Parlamentswahlen 
führt permanent zu einem schwierigen 
Beziehungsmuster zwischen der Exeku-
tive und der Legislative, weil in den Par-
lamenten keine klaren Mehrheiten herr-
schen und die meisten Präsidenten ge-
zwungen sind, Koalitionen mit ungelieb-
ten Partnern einzugehen, die nicht selten 
nur von kurzer Dauer sind. Ultima Ratio 
für die Mehrheitsbeschaffung ist nicht 
selten der Kauf von Stimmen bei wichti-
gen Abstimmungen. Damit aber wird die 
Korruption zu einem Strukturelement des 
Regierungsgeschäfts. Sie bleibt nicht 
verborgen und das Ansehen der Demo-
kratie leidet darunter.
Angesichts ausbleibender politischer 
Reformen, die dieses Strukturproblem 
beheben könnten,6 hat sich in den ver-
gangenen Jahren ein anderes Phäno-
men eingestellt: der „Hyperpräsidentia-
lismus“, der auch als „imperialer Präsi-
dentialismus“ bezeichnet wird. Nahezu 
alle Länder der Region mit Ausnahme 
Chiles, Uruguays und Perus sind davon 
in unterschiedlichem Ausmaß berührt. 
Weil die Präsidenten letztlich die zent-
ralen Machtinstrumente in den Händen 
halten, darunter nicht zuletzt die Verfü-
gung über die Staatseinnahmen, die im 
Zuge der günstigen Wirtschaftsent-
wicklung ebenfalls gestiegen sind, ist es 
ihnen gelungen, ihre Position im politi-
schen System weiter zu stärken. Wenn 
sie keine Parlamentsmehrheit haben, re-
gieren sie mit Dekreten. Die Parlamente 
aber sind zu schwach, um den starken 
Präsidenten zu trotzen. Die notwendige 
parlamentarische Kontrolle, die Checks 
und Balances, Transparenz und Re-
chenschaftspflicht der Präsidenten ge-
hen dabei verloren. Die Präsidenten re-
gieren imperial. Unvermeidlich werden 
durch solche Entwicklungen auch die 
traditionellen Elemente der lateinameri-
kanischen Politik am Leben gehalten, 
die die Demokratieentwicklung seit je-
her belasten: der Klientelismus, der Pat-
rimonialismus und die Korruption. 

Trotz aller Kritik an Verfahren und Institu-
tionen ist die brasilianische Demokratie 
gefestigt, wie die Wahlen im Oktober 
2010 erneut bestätigt haben. Erstmals 
wurde mit Dilma Rouseff in Brasilien eine 
Frau zur Staatspräsidentin gewählt.

picture alliance/dpa
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er Es ist nicht absehbar, wie lange dieser 
Trend des „Hyperpräsidentialismus“ an-
halten wird. Gewiss hängt das auch an 
den starken Persönlichkeiten einzelner 
Präsidenten. In Brasilien war Präsident 
Lula so klug, keine Verfassungsände-
rung anzustreben, die ihm eine noch-
malige Wiederwahl ermöglicht hätte. 
Damit hat er nicht nur für sein Land, son-
dern für den gesamten Subkontinent ein 
Zeichen gesetzt. 

Der Neopopulismus

In enger Verbindung mit dem „Hyper-
präsidentialismus“ steht die Wahrneh-
mung einer Rückkehr des Populismus.7 
Dieses Konzept gewann wieder an Ak-
tualität, um eine wichtige Dimension 
südamerikanischer Politik zu kennzeich-
nen. Populismus bezeichnet in erster Li-
nie einen Regierungsstil, bei dem der 
gesamte politische Prozess eines Lan-
des sehr stark auf eine zentrale Führerfi-
gur konzentriert ist, die zur Überwin-
dung der sozialen Ungleichheit eine Al-
lianz zwischen den Unter- und Mittel-
schichten propagiert und dem Staat 
eine zentrale Rolle sowohl bei der wir t-
schaftlichen Modernisierung als auch 
bei der Überwindung sozialer Benach-
teiligung zuweist. Die Überwindung der 
sozialen Ungleichheit und Ungerechtig-
keit ist das zentrale Anliegen des Popu-
lismus – und das wird im Prinzip kaum 
jemand ernsthaft in Frage stellen wol-
len. Das Problem des Populismus war 
und ist jedoch, dass populistische „Füh-
rer“ die soziale Integration in der Regel 
über korporatistische und klientelisti-
sche Beziehungsmuster anstreben und 
dass populistische Regimes die Instituti-
onen des demokratischen Rechtsstaa-
tes wie Parteien, Parlamente, unabhän-
gige Gerichte, die Anerkennung der 
Opposition oder unabhängige Medien 
behindern oder faktisch kaltstellen. An 
ihrer Stelle dominiert die Person des 
Führers, der die intermediären Institutio-
nen zwischen Staat und Gesellschaft 
ersetzt und die Kontrollmechanismen 
außer Kraft setzt. Bei „Neopopulisten“ 
wie den Präsidenten Chavez in Venezu-
ela, Morales in Bolivien oder Correa in 
Ecuador sind solche Verhaltensmuster 
durchaus anzutreffen.

Parteien und Parteiensysteme 

Trotz der Präsidialsysteme sind die süd-
amerikanischen Demokratien auch Par-
teiendemokratien. Parteien nehmen we-
sentliche Funktionen wahr, indem sie 
Wahlkämpfe organisieren, Regierun-
gen bilden, den Gesetzgebungspro-
zess strukturieren und politische Ideen 
und Ziele formulieren. Doch die Art und 
Weise, wie sie die Funktionen erfüllen, 
wird in der Regel als mangelhaft und 

ungenügend empfunden. Deshalb ge-
nießen die Parteien in Südamerika in der 
Regel ein denkbar schlechtes Ansehen. 
Enttäuschung und Kritik an der Demo-
kratie richtet sich insbesondere gegen 
die politischen Parteien. Nach allgemei-
nem Eindruck sind sie geprägt durch 
Korruption, partikularistische Macht-
ausübung, Unfähigkeit zur Förderung 
neuer Führungsschichten, demagogi-
sche Praktiken und klientelistische Rhe-
torik, caudillistischen Führungsstil und 
das Fehlen demokratischer Verfahren im 
Innern sowie die Unfähigkeit zur Über-
nahme neuer Herausforderungen und 
Aufgaben. Das mag etwas stereotyp 
klingen, ist aber wohl im Großen und 
Ganzen zutreffend.
Die unzureichende moralische und ethi-
sche Kompetenz der Parteien und ihrer 
Führer ist hier besonders anzusprechen. 
Korruption und ethische Skrupellosig-
keit gepaart mit mangelndem Sachver-
stand und Misswirtschaft sind ein Kenn-
zeichen vieler Parteieliten. Demokratie 
aber ist nicht nur eine Organisations- 
sondern auch eine Lebensform. Gerade 
von den politischen Führern erwarten 
die Menschen, dass sie dem ethischen 
Anspruch der Demokratie in ihrem eige-
nen Verhalten gerecht werden. Diese 
Erwartung wird in Südamerika immer 
wieder enttäuscht und ist ein Grund für 
das mangelnde Ansehen der Parteien 
und der Politik insgesamt. 
Die Parteiensysteme Südamerika sind 
bis auf wenige Ausnahmen nicht sehr 
fest institutionalisiert, und nur wenige 
Parteien sind in der Lage, über einen 
längeren Zeitraum hinweg ein relativ 
hohes Maß an Unterstützung zu erhal-
ten. In den meisten Ländern sind die 
Parteiensysteme heute fragmentierter 
als vor 20 Jahren. Verschiedene ehema-
lige Zweiparteiensysteme haben sich zu 
Drei- oder Mehrparteiensystemen ent-
wickelt. Die Parteiorganisationen sind 
in der Regel schwach, und die häufigen 
Parteiwechsel belegen, dass die Loyali-
tät gegenüber den Parteien gering ist. 
Trotz der Kritik wird die Existenz der Par-
teien jedoch nirgendwo grundsätzlich 
in Frage gestellt. Im Gegenteil: Die Legi-
timität der Parteien spiegelt sich nicht 
zuletzt in der Vielzahl von Parteien so-
wie in der vergleichsweise relativ hohen 
Mitgliederzahl von Parteien wider.8 Die 
Südamerikaner wollen keine Alternative 
zu den Parteien, sondern alternative 
Parteien.

Die Rolle der Zivilgesellschaft

Zivilgesellschaftliche Organisationen 
haben in den letzten zwei Jahrzehnten 
kontinuierlich zugenommen und leisten 
einen wichtigen Beitrag zur Stabilisie-
rung von Demokratie in ihren Gesell-
schaften.9 In verschiedenen Ländern ka-

men Parteien an die Regierung, die eine 
relativ starke Basis in zivilgesellschaftli-
chen Organisationen haben oder hat-
ten. Das gilt beispielsweise für die 
Wahlerfolge der Arbeiterpartei (PT) in 
Brasilien, die Frente Amplio (Breite Front) 
in Uruguay oder auch die Bewegung für 
den Sozialismus (MAS) in Bolivien.
Allerdings sind auch bei den gesell-
schaftlichen Organisationen ähnliche 
Tendenzen wie bei den Parteien festzu-
stellen: traditionell starke Institutionen 
wie die Gewerkschaften sind heute ge-
schwächt. Die Vielzahl der Organisati-
onen ist nicht unbedingt ein Beleg für 
größeren Einfluss, sondern auch ein 
Hinweis auf ihre Fragmentierung. Viele 
der Organisationen sind weder trans-
parent noch respektieren sie demokrati-
sche Spielregeln in ihren internen Ver-
fahren. Sie sind organisatorisch in der 
Regel eher schwach und bewirken sel-
ten langfristige Bindungen ihrer Mit-
glieder; die Identifikation mit ihnen ist 
häufig ephemer. Die Demobilisierung 
der Parteien wird somit nur teilweise 
durch die zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen ausgeglichen. 

Indigene Bewegungen 

Ein Phänomen, das die Stärkung der de-
mokratischen politischen Kultur und der 
demokratischen Prozesse insgesamt be-
legt, ist die politische Mobilisierung und 
formale Integration der indigenen Be-
völkerung in die politische Systeme vor 
allem solcher Länder, mit einem relativ 
hohen Anteil Indigener an der Gesamt-
bevölkerung. In Südamerika betrifft das 
besonders Bolivien (71 Prozent Indige-
ne), Peru (47 Prozent) und Ecuador (43 
Prozent).10 In Bolivien wurde mit Evo Mo-
rales ein Indigener sogar zum Präsiden-
ten gewählt und wiedergewählt. Wie 
kaum ein anderer verkörpert er das neue 
Selbstbewusstsein und den Machtan-
spruch der Indigenen – auch in seinen 
problematischen Aspekten. 
In den meisten Ländern des Kontinents 
bestanden lange Zeit erhebliche forma-
le Hürden für die Registrierung indige-
ner Organisationen und Parteien. Indi-
genen, die sich politisch engagieren 
wollten, blieb keine andere Wahl als 
die Mitgliedschaft in klientelistischen, 
korporatistischen oder linken Parteien, 
wo sie häufig den gleichen paternalisti-
schen und rassistischen Praktiken unter-
worfen waren, die auch die konservati-
ven Parteien prägten. 
Seit den 1970er Jahren entstanden vie-
lerorts indigene Organisationen, die 
sich zunächst eher auf kulturelle Anlie-
gen konzentrierten, vor allem die Vertei-
digung der Zweisprachigkeit. Repräsen-
tanten solcher Organisationen gelang 
es nach dem Ende der Militärregime in 
die Verfassunggebenden Versammlun-
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DEMOKRATIE IN SÜDAMERIKAgen gewählt zu werden, wo sie sich, wie 
etwa in Kolumbien, Ecuador oder Vene-
zuela, erfolgreich für die Verbriefung po-
litischer Ansprüche und Rechte für ihre 
Gruppen einsetzten. Die politische De-
zentralisierung mit der Einführung von 
Kommunalwahlen begünstigte vielerorts 
die Gründung zunächst lokaler indige-
ner Parteien und die Wahl indigener Ge-
meinderäte. Sehr bald gewannen indi-
gene Parteien auch Mandate in nationa-
len Parlamenten, etwa in Ecuador. In Bo-
livien gründeten Kokapflanzer, andere 
Bauern und indigene Organisationen 
vor den Kommunalwahlen 1995 eine ei-
gene Partei, aus der 1999 das von Evo 
Morales angeführte MAS hervorging. 
Gerade das Beispiel Bolivien zeigt aber 
auch die problematische Seite des Er-
starkens indigener Bewegungen. Seit 
der Sicherung seiner Macht Ende 2006 
praktiziert Morales einen eher autoritä-
ren Herrschaftsstil im Sinne des „Neo-
populismus“. Zwar gibt er einer Mehr-
heit der bolivianischen Bevölkerung 
zum ersten Mal das Gefühl, vom Staat 
ernst genommen zu werden, doch er be-
schädigt seine eigene demokratische 
Glaubwürdigkeit – und zugleich dieje-
nige anderer indigener Bewegungen in 
der Region. Bolivien steht daher eher 
für ein semi-autoritäres Regime im Stile 
eines Hugo Chavez denn als Modell 
für eine multiethnische Demokratie, was 
viele Politiker, Vertreter gesellschaftli-
cher Organisationen und Beobachter in 
Südamerika und außerhalb des Konti-
nents erhofft hatten.
Zugleich bestätigt sich in Bolivien, dass 
es für die Demokratie problematisch ist, 
wenn ethnische Faktoren das politische 
Leben und die politischen Institutionen 
bestimmen. Eine solche „Rassenpolitik“ 
neigt dazu, die Konflikte entlang der 
ethnischen Scheidegrenze eher noch zu 
verstärken. Diese Tendenzen kenn-
zeichnen auch das Verhalten einzelner 
indigener Gruppen in Peru, Ecuador, 
Kolumbien oder selbst in Chile, das in 

den vergangenen Jahren ebenfalls po-
litische Mobilisierungsaktionen der In-
digenen erlebte, die hier mit acht Pro-
zent einen vergleichsweise geringen 
Bevölkerungsanteil stellen. 
Trotz dieser Defizite und Probleme ha-
ben die indigenen Bewegungen und 
Parteien in den vergangenen Jahren ei-
nen wichtigen Beitrag zur Verbesserung 
der Qualität von Demokratie in Südame-
rika geleistet, indem sie die politische 
Bürgerrolle der Indigenen dauerhaft in 
ihren Gesellschaften verankert haben. 
Auch wenn es manchen Teilen der tradi-
tionellen Eliten noch schwer fällt, dies 
anzuerkennen, sind die Indigenen heute 
ein Teil der politisch aktiven Bevölke-
rung, die vor allem in jenen Ländern, in 
denen sie einen bedeutenden Bevölke-
rungsanteil stellen (Bolivien, Peru, Ecua-
dor), wohl dauerhaft Einfluss auf politi-
sche Prozesse nehmen. 

Perspektiven

„Auf halbem Weg“ – so lautet der Titel 
einer umfangreichen Analyse verschie-
dener Bereiche der politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung 
Lateinamerikas, herausgegeben von 
zwei der bedeutendsten Politiker und 
Wissenschaftler Südamerikas.11 In ihrem 
Vorwort schreiben sie: „Die Demokratie, 
die die diktatorischen und autoritären 
Regimes der Jahre von 1960 bis 1980 er-
setzte, war von großen Hoffnungen be-
gleitet, die nur teilweise erfüllt wurden. 
Heute kann man besorgniserregende 
Zeichen eines Verschleißes ihrer Grund-
lagen und die Wiederbelebung popu-
listischer Tendenzen und antidemokrati-
scher Werte beobachten, die Teil der 
widersprüchlichen Geschichte der Regi-
on sind.“ Für die Konsolidierung der De-
mokratien sei es notwendig, dass sie die 
wachsenden Erwartungen der Men-
schen nach Dienstleistungen, Konsum 
und einer Verbesserung der sozialen La-
ge erfüllten. Dafür müsse ein Staat exis-
tieren, der politisch legitim, fiskalisch 
verantwortlich und technisch kompetent 
sei, um mit den sozialen Organisationen 
und dem Privatsektor zum Wohl der Ge-
sellschaft zusammenarbeiten zu kön-
nen. Zu diesem Ziel ist bisher nur ein Teil 
der Strecke zurückgelegt. Wenn man 
auf dem Weg weitergeht, kann das Ziel 
erreicht werden. 
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INDIGENE BEWEGUNGEN ALS POLITISCHER FAKTOR

Emanzipationsbewegungen indigener Völker 
in Lateinamerika
Juliana Ströbele-Gregor

Indigene Bewegungen in Südamerika 
sind seit den 1990er Jahren ein nicht zu 
übergehender politischer Faktor gewor-
den. In Mexiko, Guatemala und den An-
denstaaten Ecuador, Bolivien und Ko-
lumbien beschränken sich ihre Organisa -
tio nen und Projekte nicht nur auf die 
Inte ressenvertretung eines sich als Indi-
gene de finierenden Teils der Bevölke-
rung. Ihr Aktionsradius hat sich zuneh-
mend ausgeweitet. Sie treten als Sprach -
rohr der Unzufriedenen und Benachtei -
ligten auf und sind in der Lage, ein breites 
soziales Protestpotential über die eige-
nen Reihen hinaus zu mobilisieren. Dabei 
bauen sie immer wirkmächtiger ihre Rolle 
als Bündnispartner jener gesellschaftli-
chen Kräfte aus, die für grundlegende 
Reformen oder alternative Gesellschafts-
modelle eintreten. Die indigenen Bewe-
gungen haben in den vergangenen Jah-
ren Verfassungsänderungen und eine 
Ausweitung ihrer Schutzrechte erreicht. 
Sie haben inzwischen internationale Prä-
senz und hohe politische Positionen er-
langt und setzen dabei auf Differenz so-
wie auf eine multiethnische Zusammen -
setzung der Gesellschaft. 

Indigene Bewegungen als wichtige 
politische Akteure

Spätestens seit mit Evo Morales 2005 
zum ersten Mal ein Angehöriger eines 
indigenen Volkes zum Staatpräsidenten 
in Bolivien gewählt wurde, hat das The-
ma indigene Völker auch das öffentli-
che Interesse in Europa und Nordameri-
ka geweckt. 
Allerdings hatte bereits der Aufstand 
der Zapatisten (Ejercito Zapatista de 
Liberación Nacional/EZLN) im Januar 
1994 im mexikanischen Chiapas kurz-
fristig die Aufmerksamkeit einer breiten 
internationalen Öffentlichkeit auf die 
indigene Bevölkerung nicht nur Mexi-
kos, sondern auch in anderen Teilen 
des lateinamerikanischen Subkonti-
nents gelenkt. Seit den 1990er Jahren 
kommt es auch in anderen Ländern im-
mer häufiger zu massiven sozialen Pro-
testen der indigenen Bevölkerung1 und 
Aufständen, an denen die Indígenas 
maßgeblich beteiligt sind. Beispiele da-
für sind u. a. Chile, Ecuador und Bolivi-
en. Ursache all dieser Proteste gegen 
die neoliberale Wirtschafts- und Res-

sourcenpolitik ist nicht allein eine zu-
nehmende Verarmung von Teilen der 
Bevölkerung. Zündstoff birgt ebenfalls 
eine Re-Demokratisierung der Regie-
rungssysteme, die nicht zu mehr Rechts-
staatlichkeit und Chancengleichheit al-
ler Bürgerinnen und Bürger geführt hat. 
Die Zapatisten in Chiapas machten 
deutlich, dass die indigenen Völker 
nicht mehr bereit sind, ihre schlechten 
Lebensbedingungen und gesellschaftli-

che Benachteiligung in allen Bereichen 
hinzunehmen. Sie fordern nicht nur mehr 
die Anerkennung ihrer Kulturen, son-
dern eine tief greifende Demokratisie-
rung der mexikanischen Gesellschaft 
und darüber hinaus der herrschenden 
Weltordnung. 
„Es ist falsch, wenn wir vom ‚Problem der 
indigenen Völker in unseren Staaten’ 
sprechen, denn nicht die indigenen Völ-
ker sind das Problem, sondern das Prob-
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lem sind die Mängel einer unvollständi-
gen Demokratie“. Diese Aussage eines 
Führungsmitgliedes der CONAIE (Con-
federación de Nacionalidades Indíge-
nas del Ecuador) in Ecuador kennzeich-
net treffend, dass die verschiedenen 
staatlichen Politikansätze weder wäh-
rend noch nach der Kolonialherrschaft 
es vermochten, die indigene Bevölke-
rung vollständig zu integrieren oder gar 
zu assimilieren. Das Integrationsprojekt 
des 20. Jahrhunderts der Criollo bzw. 
Criollo-Mestizo – der herrschenden eu-
ropäischstämmigen Mittel- und Ober-
schicht –, in das die indigenen Völker 
assimiliert und/oder integriert werden 
sollten, war das Modell des mestizi-
schen Nationalstaats nach westlichen 
Modernisierungsvorstellungen, in dem 
jedoch die in der Kolonialzeit konstru-
ierte soziale Hierarchie erhalten blieb. 

Ihre gesellschaftliche Unterprivilegie-
rung und ein Alltagsleben, das gekenn-
zeichnet ist von Marginalisierung und 
Benachteiligung auf allen Ebenen, hat 
bewirkt, dass sich die indigenen Völker 
diesem Integrationsmodell „von oben“ 
teilweise entzogen. Sie bewahren bis 
heute nicht nur viele Elemente ihre ei-
genständigen Kulturen und Weltsichten. 
Im Prozess ethnischer Organisierung 
und Konstruktion ethnischer Identität 
entwickelten sie darüber hinaus eigen-
ständige Vorstellungen von Staat und 
gesellschaftlichem Zusammenleben. 

Einige demographische Daten

In Lateinamerika leben zwischen 40 und 
50 Millionen Indígena.2 Es existieren 
über 400 ethnische Gruppen und Völ-

ker. Außer vielleicht in Uruguay gibt es 
in sämtlichen lateinamerikanischen Län-
dern indigene Völker. In Bolivien und 
Guatemala stellen sie die Mehrheit der 
Bevölkerung: In Bolivien bezeichneten 
sich im Zensus von 2002 62 Prozent als 
Angehörige eines indigenen Volkes (al-
lerdings fehlte im Zensus die Kategorie 
„mestizo“, was die Aussagekraft des 
Zensus mindert). In Guatemala liegen 
die Schätzungen bei annähernd 50 Pro-
zent. Die indigene Bevölkerung mit der 
größten kulturelle Vielfalt in einem Nati-
onalstaat lebt in Mexiko, wenngleich 
sie mit 10,9 Millionen prozentual an der 
Gesamtbevölkerung nur 12,6 Prozent 
ausmacht (letzte offizielle Schätzung 
1992). In Brasilien, dem größten latein-
amerikanischen Land, leben zwar 210 
indigene Völker – die Mehrheit in Ama-
zonien – jedoch machen sie nur einein-
halb Prozent der brasilianischen Bevöl-
kerung aus.3

Die Anzahl der Sprachen ist groß. Den 
Experten für Interkulturelle zweisprachi-
ge Schulbildung Luis López und Inge 
Sichra4 zufolge, werden aktuell 700 ver-
schiedene indigene Sprachen in der Re-
gion gesprochen; bei einigen handelt 
es sich um nur noch kleine Gruppen, an-
dere, wie die Quechua und Aymara, 
umfassen mehrere Millionen Sprecher. 

Indio – ein kolonialer Begriff 

Mit dem Begriff „indio“ benannten die 
spanischen Eroberer verallgemeinernd 
die autochthonen Völker des von ihnen 
in Besitz genommenen Kontinents, den 
sie Amerika nannten. Er ist ein Ausdruck 
der kolonialen Herrschaftsideologie 
und keineswegs eine präzise Kennzeich-
nung. Die Verallgemeinerung „Indio“ 
(und ihre deutsche Variante „Indianer“) 
ist ein politisches und soziales Konstrukt, 
mit dem die Kolonialherren die unter-
worfenen Völker rechtlich und ideolo-
gisch zu einer homogenen Gruppe zu-
sammenfassten. Im Kolonialrecht war 
die Beziehung der unterschiedlichen so-
zialen Gruppen in der Kolonie streng hi-
erarchisch nach „rassischen“ Kategori-
en und sozialer Herkunft geregelt und 
fand seinen Ausdruck in der förmlichen 
Trennung zwischen der „Republik der 
Spanier“ (república de españoles) und 
der „Republik der Indios“ (república de 
indios). Zur ersteren gehörten auch ihre 
in Amerika geborenen Nachkommen 
(criollos) und andere Europäer sowie die 
Kinder von Konquistadoren und adeli-
gen autochthonen Frauen. In der koloni-
alen Hierarchiepyramide hatten Spani-

Spätestens seit mit 
Evo Morales 2005 
zum ersten Mal ein 
Angehöriger eines 
indigenen Volkes 
zum Staatspräsi-
dent in Bolivien 
gewählt wurde, 
hat das Thema 
indigene Völker 
auch das öffent-
liche Interesse in 
Europa geweckt.
picture alliance/dpa
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er und Criollos den höchsten Status in-
ne; sie übten Herrschaftsrechte aus 
und genossen zahlreiche Privilegien. 
Die „Republik der Indios“ umfasste die 
autochthone Bevölkerung und war wie-
derum hierarchisch gegliedert. Angehö-
rige der ehemaligen Herrschaftsgrup-
pen – etwa der Inca – hatten einen hö-
heren Status als die gemeine Bevölke-
rung. Die afrikanischen Sklaven nahmen 
einen niederen Status außerhalb der 
beiden „Republiken“ ein. Für die Nach-
kommen zwischen den unterschiedli-
chen ethnischen und sozialen Gruppen 
wurden eigene neue Bezeichnungen 
konstruiert und verbunden mit spezifi-
schen eingeschränkten Rechten. 
In den ersten Jahrzehnten der Republi-
ken des 19. Jahrhunderts nach der Un-
abhängigkeit blieb diese soziale Pyra-
mide in soweit erhalten, als sich wenig 
am realen Status der Indios änderte. Die 
europäischstämmigen Oligarchien, die 
Criollos oder Criollos-Mestizos sahen 
sich als die rechtmäßigen Besitzer des 
amerikanischen Kontinents und legiti-
mierten damit ihren alleinigen Herr-
schaftsanspruch in den neuen Staats-
wesen. Als Besitzer der Latifundien und 
Bergwerke, auf denen die Indios zu Hun-
gerlöhnen bzw. in feudalistischer Ab-
hängigkeit ausgebeutet wurden, übten 
sie zugleich die wirtschaftliche Macht 
aus. Landraub und extreme Ausbeutung 
der Indios verschärften sich im folgen-
den Jahrhundert weiter und sind zum 
Teil noch heute nicht vollständig über-
wunden. 
Im Verlauf des 20. Jahrhunderts erlang-
ten die Indios zwar formale Bürgerrech-
te – doch in den postkolonialen Gesell-
schaften blieben die kolonialen Struktu-
ren und Mentalitäten noch weiterhin 
präsent.
In der Gegenwart werden die Begrif fe 
„indio“ und „indígena“ von Land zu Land 
und teilweise auch innerhalb eines Lan-
des unterschiedlich verwendet. Sie be-
inhalten eine paternalistische Einstel-
lung der Criollos im Umgang mit der so 
bezeichneten Bevölkerung, die nicht frei 
ist von rassistischen Zügen. Im Bewusst-
sein der Indigenen sind der pejorative 
Gehalt dieser Bezeichnungen und die 
damit verbundene Geschichte der Un-
terdrückung und Entwürdigung stets ge-
genwärtig. Gleichwohl existieren in 
den politischen Diskursen der indige-
nen Emanzipationsbewegungen ganz 
verschiedene Umgangsweisen mit den 
Termini, was auf ideologischen Diffe-
renzen basiert. Während indianistische 
Ideologen wie der Bolivianer Ramiro 
Reynaga „indio“ zum Kampfbegrif f um-
münzen und sich Parteien mit dem Zu-
satz „Partido Indio“ gründen, lehnen 
andere diese Bezeichnung strikt ab. 
Wenn sie sagen: „ya no somos indios“ 
(„Wir sind keine Indios mehr.“), verwei-

sen sie damit auf die Geschichte ihrer 
grausamen Unterdrückung. 
Wenn sich heute in der internationale 
Gemeinschaft der Begrif f „indigen“ 
durchgesetzt hat, dann ist dies der Ver-
such, eine „neutrale“ Bezeichnung für 
die einheimischen Völker Amerikas und 
auch der anderen Kontinente zu finden 
(siehe die ILO-Konvention sowie die De-
finition von Martinez Cobo für die UN5 
oder der UN-Erklärung der indigenen 
Menschenrechte von 2007).

Armut und Benachteiligung

Armut und extreme Armut kennzeichnen 
die Lebensumstände der Mehrheit der 
indigenen Völker Lateinamerikas. Das 
gilt für die städtische, aber mehr noch für 
die ländliche Bevölkerung. Insbesonde-
re ländliche indigene Gemeinden sind 
sehr von Armut betroffen. Trotz Armuts-
bekämpfungsprogrammen ist die Prog-
nose bis 2015 weiterhin negativ.6 In Gu-
atemala leben zwei Drittel der Gesamt-
bevölkerung unter der Armutsgrenze, 
davon sind über 90 Prozent Indigene.7 
Zu den Armen gehören insbesondere 
auch die Landlosen, die in Abhängig-
keitsverhältnissen auf großen Landgü-
tern leben, oder Saisonarbeiter, die von 
einer Arbeitsstelle zur anderen ziehen 
müssen, um ihr Überleben zu fristen.
Armut ist nicht nur am Einkommen zu 
messen, wie dies die Definition der 
Weltbank nahe legt (1 US-Dollar pro 
Tag). Armut bedeutet auch mangelhaf-
ter Zugang zu Bildung, Ausbildung, Ge-
sundheitsversorgung, Basis-Infrastruk-
tur und weitgehender Ausschluss von 
sozio-politischer Partizipation.
Trotz Verfassungsreformen und Schaf-
fung von Institutionen haben die latein-
amerikanischen Regierungen in ihrer 
Praxis bisher wenig getan, um diese rea-
len Lebensumstände der indigenen Be-
völkerung grundlegend zu verbessern. 
Rassistische Einstellungen sind weit ver-
breitet – insbesondere bei den sich als 
„Weiße“ begreifenden Criollo-Mittel- 
und Oberschichten. Zwar wurden in den 
1980er und 1990er Jahren auf Druck in-
digener Organisationen Rechtsrefor-
men zu deren Gunsten verabschiedet, 
und im Prozess von Staatsmodernisie-
rung und Dezentralisierung wurden in 
mehreren Ländern die Selbstverwal-
tungsstrukturen gestärkt und indigene 
Selbstverwaltungsformen anerkannt (u. 
a. Bolivien, Kolumbien, Ecuador). Als ex-
emplarisch galt das kolumbianische Ge-
setz der „Resguardos Indígenas“ sowie 
das Gesetz zur Volksbeteiligung – Ley 
de Participación Popular – von 1994 in 
Bolivien. Jedoch in vielfältigen Protest-
aktionen sowie im Aufstand in Bolivien 
im Oktober 2003, bei dem soziale und 
indigene Bewegungen in La Paz und an-

deren Landesteilen gegen die neolibe-
rale Wirtschafts- und Ressourcenpolitik 
der Regierung protestierten, manifes-
tierte die indigene Bevölkerung, dass sie 
sich immer noch von politischen und 
wirtschaftlichen Entscheidungsprozes-
sen ausgeschlossen fühlte. 

Organisierungsprozesse in der 
politischen Arena 

Indigenenbewegungen gehören seit 
den 1980er Jahren zu den wichtigsten 
sozialen Bewegungen in Lateinamerika. 
Ihre Dachverbände und Organisatio-
nen sind international vernetzt und 
agieren sowohl auf lokaler, regionaler, 
nationaler und internationaler Ebene. 
Jüngster Er folg auf internationaler Ebe-
ne war die Verabschiedung der „Decla-
ration on the Rights of Indigenous Peop-
les“ der UN Generalversammlung vom 
September 2007. Der Verabschiedung 
dieser Deklaration waren 23 Jahre Ver-
handlungen vorausgegangen. 

Traditionen und Widerstandsgeschichte 
als Anknüpfungspunkte

Bei ihren politischen Organisationspro-
zessen können die Indígena an ihre lan-
ge Tradition der Selbstverwaltung in 
indigenen Kommunen sowie an Rebelli-
onen und zahlreiche Formen des Wider-
stands während und nach der Kolonial-
zeit anknüpfen. Seit den 1960er Jahren 
verstärkten sich auf dieser Grundlage 
die Organisationsprozesse, in deren 
Zentrum zunächst der Kampf um Land 
und Bildung stand. Die starke Partizipa-
tion ganzer Gemeinden, an denen auch 
die Frauen teilnehmen, ist einer der Eck-
pfeiler dieser Organisationsprozesse.
Die Politik dieser Bewegungen in den 
letzten Jahrzehnten ist beeinflusst von 
mehreren Faktoren. Der Legitimationsver-
lust linker Parteien nach dem Ende der 
Sowjetunion sowie die an westlichen 
Vorstellungen orientierten Gesellschafts-
modelle spielten dabei durchaus eine 
Rolle. Der Bezug auf Ethnizität erhielt bei 
sozial, kulturell, wirtschaftlich und poli-
tisch benachteiligten Gesellschaftsgrup-
pen weltweit ein zunehmendes Gewicht. 
Die Tendenz, Konflikte immer stärker in 
ethnischen, nationalistischen und reli-
giösen Legitimierungsdiskursen zu be-
gründen, verstärkte sich. Die Forderun-
gen indigener Organisationen in Latein-
amerika zielten bisher allerdings nicht 
auf einen gewaltsamen revolutionären 
Umsturz. Sie richten sich aber auf die 
Transformation herrschender Verhältnis-
se in den jeweiligen Ländern. 
Im Bewusstsein der Indígena ist die Wi-
derstandsgeschichte sehr präsent und 
die Erinnerung daran spielt eine Rolle in 
den aktuellen Emanzipationsbewegun-
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gen. Auch wenn ihre politischen Strate-
gien und Staatsvorstellungen durchaus 
unterschiedlich sind, teilen die meisten 
indigenen Bewegungen Lateinamerikas 
die Vision einer multiethnischen und von 
kultureller Vielfalt geprägten Gesell-
schaft innerhalb einer sozial gerechten 
und partizipativen Demokratie. Wichti-
ge Unterstützung erfahren diese Visio-
nen und Forderungen von der internati-
onalen Ebene. 

Politische Aktivitätsfelder und 
Forderungen

Die Bedeutung indigener Organisatio-
nen beschränkt sich nicht nur auf den 
politischen Kampf, dieser ist jedoch ein 
zentrales Feld ihrer Aktivitäten. Sie rei-
chen von der Mobilisierung lokaler, re-
gionaler und nationaler Verbände für 
Protestmärsche und Blockaden von stra-
tegischen Straßen gegen spezifische 
Regierungsmaßnahmen (z.B. Staudamm-
Großprojekte) sowie die Besetzung 
von Erdöl- bzw. Gasbohrstellen bis hin 
zu gesamtgesellschaftlichen politischen 
Forderungen. Dabei sind nationale oder 
internationale Nichtregierungsorgani-
sationen (NGOs) oftmals Bündnispart-
ner. Etwa wenn es darum geht, Umwelt-
zerstörungen, Landvertreibung, die so-
zialen Folgen von Großprojekten, ille-
galen Holzschlag oder Biopiraterie 
sowie die Komplizenschaft staatlicher 
Institutionen bei solchen Unternehmun-
gen aufzudecken und anzuprangern. Zu 
ihren Forderungen gehören menschen-
würdige Lebensbedingungen, Land- 
und Ernährungssicherheit, Agrarrefor-
men, Anerkennung ihrer Kultur sowie Bil-
dung und medizinische Versorgung, die 
autochthones kulturelles Wissen ein-
schließen. Im Zentrum steht die territori-
ale Selbstverwaltung, die auf der sozia-
len Ordnung der lokalen Kultur basiert, 
Eigentumsrechte an den natürlichen 
Ressourcen in diesen Territorien und das 
Recht auf eine selbstbestimmte Wirt-
schaftsentwicklung. Darüber hinaus 
wird gesellschaftliche und politische Be-
teiligung eingefordert. Weitere Forde-
rungen sind Rechtsautonomie auf der 
Basis des indigenen Rechts einschließ-
lich des indigenen Kollektivrechts sowie 
überlieferter Strukturen der Entschei-
dungsfindung als Grundlagen der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Zur Legitimie-
rung ihrer Forderungen beziehen sich 
die Indígena sowohl auf ihre histori-
schen Anrechte wie auf die ILO-Konven-
tion 169. All diese Forderungen konnten 
in der neuen bolivianischen Verfassung 
verankert werden. Die Forderungen der 
Zapatisten nach einer tief greifenden 
Demokratisierung des jeweiligen Staa-
tes und darüber hinaus der herrschen-
den Weltordnung einschließlich der 
Abkehr vom neoliberalen Wirtschafts- 

und Staatsmodell gehören mittlerweile 
ebenfalls zu den Eckpfeilern der indige-
nen Emanzipationsbewegungen.

Organisierungsprozesse, 
Bündnisstrategien und Aktionsfelder

Ende der 1980er Jahre verstärkten sich 
die politischen Mobilisierungs- und Or-
ganisierungsprozesse. Zu dem breiten 
Spektrum gehören indigene Lokalver-
bände, Bauerngewerkschaften, Produ-
zenten- und Kulturvereine, Vereinigun-
gen indigener Frauen u. a., die auf ver-
schiedenen Wirkungsfeldern aktiv sind. 
Regionale Organisationsstrukturen und 
nationale Dachverbände fungieren als 
Interessenvertretung gegenüber dem 
Staat und nationalen Machtgruppen. 
Länderübergreifende Organisationen 
wie der Dachverband der Völker Ama-
zoniens COICA vertreten die Interessen 
indigener Völker auf internationaler 
Ebene. 
In den 1990er Jahre erweitern sich die 
Aktionsfelder und es kommt zu neuen 
Bündnisstrategien: Vor allem in Mexiko 
und den Andenstaaten Bolivien, Ecua-
dor und Kolumbien treten indigene Or-
ganisationen nun als Sprachrohr der so-
zial Benachteiligten auf und schaffen es, 
soziales Protestpotential über die eige-
nen Reihen hinaus zu mobilisieren. Indi-
gene Organisationen beteiligen sich an 
Protesten und Opposition gegen sozia-
le, ökonomische oder politische Maß-
nahmen der Regierungen, die nicht nur 
Indigene betreffen. Zu ihren politischen 
Instrumenten gehören basisdemokrati-
sche Kampfmittel – Protestmärsche, Auf-
stände, Besetzungen von Land oder Ins-
titutionen. Die gewaltsame Auseinan-
dersetzung wird nicht gesucht, jedoch 
bleibt die Konfrontation mit staatlichen 
Sicherheitsorganen oft nicht aus. Eine 
weitere Strategie ist der Ausbau der 
Rolle als Bündnispartner von gesell-
schaftlichen Kräften, die für funda-
mentale gesellschaftliche Reformen und 
weitergreifende Demokratisierung bzw. 
alternative Gesellschaftsformen ein-
treten. Partner sind andere soziale Be-
wegungen, Gewerkschaften, linke Par-
teien sowie mancherorts auch die ka-
tholische Kirche. Indigenen gelingt es 
zunehmend, ihre Forderungen auch me-
dienadäquat zu artikulieren. 
Dabei stellen Indigene klar, dass die 
von Regierungen und internationalen 
Gebern oder NGOs entworfenen Ent-
wicklungsstrategien sich nicht mit ihren 
Vorstellungen eines würdigen Lebens in 
der Gemeinschaft decken. Die Konzep-
te der selbstbestimmten Entwicklung, 
des „gute Lebens“ (auf Aymara: Suma 
Qamaña) zielen gerade nicht darauf, 
westliche Lebensstile zu kopieren. Aber 
hier ist noch viel Vision und es fehlt an 
Programmatik. Gleichwohl eröffnet der 

Umstand, dass diese Begrif flichkeit in 
die neuen Verfassungen von Ecuador 
und Bolivien eingegangen ist, neue Ge-
staltungswege; das bedeutet zugleich 
aber eine konzeptionelle Herausforde-
rung.

Nutzung des parlamentarischen 
Weges

Eine weitere Strategie der indigenen 
Bewegungen besteht in der Nutzung 
des parlamentarischen Weges sowie in 
der Übernahme von verantwortlichen 
Funktionen in der lokalen und regiona-
len Verwaltung. Die Anzahl der indige-
nen Parlamentarier, Minister, Bürger-
meister, Kreisverwaltungen, Senatoren 
nimmt seit den 1990er Jahren beständig 
zu. 1994 wurde In Bolivien erstmals mit 
Victor Hugo Cárdenas ein Indígena Vi-
zepräsident. Ende der 1990er Jahre 
wurde der Indígena Floro Tunubalá zum 
Gouverneur des Departements Cauca 
in Kolumbien gewählt. 2005 folgte die 
Wahl von Evo Morales zum Präsidenten 
von Bolivien. 2009 wurde er mit noch 
größerer Zustimmung der Wählerinnen 
und Wähler für eine zweite Amtszeit ge-
wählt. Als Repräsentant seiner Partei 
MAS – Movimiento Al Socialismo – steht 
„Evo“ für die Anerkennung der kulturel-
len Diversität auf allen politischen und 
rechtlichen Ebenen, für die Konstruktion 
eines „neuen Bolivien“ auf der Basis ei-
nes „Sozialismus des 21. Jahrhundert“, 
in dem soziale Gerechtigkeit die politi-
sche Leitlinie sein soll. Wieweit seine 
politische Vision in der zutiefst polari-
sierten bolivianischen Gesellschaft zu 
verwirklichen ist8, wird die Zukunft zei-
gen. 
In Ecuador erfolgte 1996 die Gründung 
des Wahlbündnis Movimiento Plurinaci-
onal Pachakutik – Nuevo País auf Initia-
tive des indigenen Dachverband CO-
NAIE zur Teilnahme an den Präsident-
schaftswahlen. CONAIE hatte bis dahin 
stets zum Wahlboykott aufgerufen. An-
gesichts des unerwarteten Zuspruchs 
der Bevölkerung bei einer massiven Pro-
testkampagne 1995 gegen die Privati-
sierungspläne des staatlichen Sektors, 
an der sich Gewerkschaften, linke Par-
teien und die CONAIE beteiligt hatten, 
entstand der Plan einer eigenen Partei. 
Dass diese Strategie richtig war, zeigte 
der große Erfolg von Pachakutik bei den 
nationalen Wahlen 1996. Erstmals wur-
de eine indigene Frau, die Rechtsanwäl-
tin Nina Pacari, Vizepräsidentin des Par-
laments. In den folgenden Jahren konn-
te Pachakutik seinen politischen Einfluss 
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ausbauen und schaffte es 2002 bis zur 
Regierungsbeteiligung. Das stellte sich 
jedoch schnell als eine politische Fehl-
entscheidung heraus. Pachakutik fehlte 
es an einer – der schwierigen Wirt-
schaftslage angemessenen – Program-
matik und an politischer Durchsetzungs-
kraft in der Koalition. Nach knapp ei-
nem Jahr sahen sich die Pachakutik-Mi-
nister zum Rücktrit t gezwungen.
Auch wenn der Einzug von indigenen 
Repräsentanten in nationale Parlamente 
als ein wichtiger und notwendiger 
Schritt der Emanzipationsbewegungen 
auf dem Weg zur politischen Beteili-
gung gewürdigt wird, sind ihre Erfahrun-
gen in dieser politischen Arena durch-
aus ambivalent. Zwar sind Indígena nun 
an den politischen Debatten beteiligt, 
müssen jedoch erleben, wie die herr-
schende politische Kultur und das Durch-
setzungsvermögen von Criollo-Macht-
gruppen sie an der Einflussnahme bei 

Zu den politischen 
Forderungen indige-
ner Organisationen, 
so wie anlässlich 
des Verfassungs-
referendums 2008 in 
Bolivien proklamiert, 
gehören menschen-
würdige Lebens-
bedingungen, Land- 
und Ernährungs-
sicherheit, Agrar-
reformen, Anerken-
nung ihrer Kultur 
sowie Bildung und 
medizinische Ver-
sorgung, die autoch-
thones kulturelles 
Wissen einschließen.
 picture alliance/dpa

wesentlichen politischen Entscheidun-
gen hindert. Ecuador ist ein Lehrstück. 
Hier zeigte sich, an welchen Klippen in-
digene Bewegungen bei Regierungsbe-
teiligungen scheitern können.
Hindernisse zum Erfolg in der politischen 
Arena ergeben sich auch aus bewe-
gungsinternen Differenzen. Trotz der ge-
meinsamen Forderung nach Anerken-
nung der Rechte der indigenen Völker 
und der Berufung auf die Konvention 169 
der ILO sind die ideologischen Unter-
schiede im breiten Spektrum der indige-
nen Organisationen und persönliche 
Profilierungsinteressen von Führungsper-
sonen nicht zu übersehen. Gemeinsames 
geschlossenes politisches Handeln kann 
damit verhindert werden und spielt Geg-
nern oder Rivalen in die Hände. In Peru 
beispielsweise konkurrieren zwei Dach-
verbände der Tieflandvölker – AIDESEP 
(Asociación Interétnica para el Desar-
rollo de la Selva Peruana) und CONAP 

(Confederación de Nacionalidades 
Amazónicas del Perú) – miteinander um 
internationale Gelder und Anerkennung 
als Verhandlungspartner der Regierung. 
Rivalitäten von Führungspersönlichkei-
ten standen auch hinter der Spaltung 
von COICA, dem internationalen Dach-
verband der Amazonasvölker.

Autonome Projekte 

Wie bereits erwähnt, beschränken sich 
die Aktionsfelder nicht auf die politi-
sche Arena. Im letzten Jahrzehnt hat 
sich das Spektrum ihrer, an den prak-
tischen Bedürfnissen der Bevölkerung 
ausgerichteten Aktivitäten immer weiter 
ausgedehnt – nicht selten mit Unter-
stützung externer Partner: mit Kirchen, 
NGOs oder entwicklungspolitischen 
Agenturen. Die Projekte verfolgen zwei 
Ziele: (1) Verbesserung der Lebensver-
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hältnisse und (2) Erhalt und Weitergabe 
des eigenen kulturellen Wissens. Leit-
gedanken bei beiden Zielen sind die 
Vergewisserung der eigenen Wurzeln 
sowie die Stärkung des Selbstbewusst-
seins und der eigenen indigenen Iden-
tität im Bewusstsein, Teil der lokalen 
Gemeinschaft zu sein. Auf diese Weise 
sollen die Individuen auch befähigt 
werden, Gemeinschaftsinteressen in-
nerhalb der nationalen Gesellschaft zu 
vertreten. 
Die Umsetzung des ersten Zieles ist eine 
Herausforderung an die indigenen Or-
ganisationen und variiert stark von 
Land zu Land und von Region zu Region. 
In der Regel konzentrieren sich die loka-
len Initiativen auf die Bereiche Bildung 
und Ökonomie. Darüber hinaus gibt es 
erfolgreiche Initiativen auf Munizipal- 
bzw. Provinzebene, oftmals angeleitet 
von indigenen Bürgermeistern. Von be-
sonderer Bedeutung sind eigene Schul-
programme.

Indigene Bildung – ein autonomes 
Projekt mit langer Geschichte 

Die autonomen indigenen Schulprojekte 
der Gegenwart sind dem Kulturerhalt, 
der Stärkung des Selbstwertgefühls und 
der Gemeinschaftsidentität verpflichtet. 
Hinzu kommt – wenn auch nicht in allen 
Projekten – der Erwerb der spanischen 
bzw. portugiesischen Sprache. Die Be-
herrschung der Amtssprachen – so die 
Erfahrung – ist ein unerlässliches Instru-
ment zur Selbstbehauptung im Umgang 
mit der staatlichen Administration und 
externen Akteuren. Gleichwohl soll ver-
hindert werden, dass mit dem Spracher-
werb zugleich eine Assimilierung an die 
herrschenden Normen, Werte und 
Weltsicht betrieben wird, wie dies in 
den staatlichen oder kirchlichen Schu-
len der Fall ist.
Die sehr unterschiedlichen Bildungsan-
sätze der indigenen Organisationen auf 
lokaler Ebene, etwa in Amazonien, Ko-
lumbien, der Guaraní-Völker im Chaco, 
der Maya-Völker in Guatemala, der Ay-
mara in Bolivien und Peru oder der Ma-
puche in Chile lassen sich unter dem Be-
griff indigene oder endogene Erziehung 
zusammenfassen. Dabei können die 
heutigen indigenen Bewegungen zum 
Teil auf eine lange Tradition zurückbli-
cken, die in einigen Regionen auch eng 
mit dem Widerstand gegen die postko-
loniale Politik im 19. bis Mitte des 20. 
Jahrhunderts verbunden war. In vielen 
Regionen war den Indios Schulbildung 
verboten. Die katholische Kirche legiti-
mierte diese Politik der Criollos und un-
termauerte sie mit Angst einflößenden 
Predigten. Aus indigenen Gemeinden 
auf dem Andenhochland in Bolivien 
wird berichtet, dass Priester der ersten 

Hälfte des 20. Jahrhunderts den Indios 
schweren Gottesstrafen androhten, weil 
sie gegen Gottes Willen verstoßen wür-
den, wenn sie das Lesen und Schreiben 
erlernten. In Irpa Chico nahe La Paz bei-
spielsweise drohten Latifundienbesitzer 
den Indios, die bereits seit 1922 insge-
heim in Privaträumen Unterricht von ad-
ventistischen Lehrern erhielten, die Zun-
ge oder die Finger abzuschneiden. Die 
autonome indigene Schulbewegung im 
Andenraum zeigt auch, dass es damals 
zum Teil eine enge Zusammenarbeit mit 
evangelikalen, zumeist adventistischen 
oder baptistischen Missionaren gab. 
Diese unterstützten im Zuge ihrer Missi-
onierung die Gemeinden gegenüber 
den Herrschaftsgruppen, insbesondere 
die Grundherren und katholische Kir-
che, die den indios den Zugang zu Bil-
dung verboten. In jener Zeit war in der 
Schulbewegung nicht die Vermittlung 
der eigenen Kultur vorrangig, sondern 
die Schüler sollten spanische Sprach-
kenntnisse, allgemeine Grundkenntnis-
se und Kenntnisse der Herrschaftskultur 
erwerben, um sich sowohl in der mestizi-
schen Welt zu behaupten wie auch um 
ihre Bürgerrechte einzufordern.9 
Die autonomen Schulprojekte der Ge-
genwart begreifen sich als Gegenge-
wicht zum nationalen Schulwesen und 
seinen von oben vorgegebenen Integra-
tionsvorstellungen. Indigene Führungs-
personen, religiöse und kulturelle Spezi-
alisten der Gemeinschaft und Älteste 
spielen in diesen Bildungsansätzen des 
Kulturerhalts eine zentrale Rolle. Das gilt 
sowohl für die Ausgestaltung des Unter-
richtsprogramms wie auch bei der Über-
mittlung von kulturellem Wissen sowie 
der Überlieferung von Normen und 
Werten. Lehrkräfte sind meist pädago-
gisch befähigte Gemeindeglieder, die 
über spezifische Kenntnisse und fachli-
che Fähigkeiten verfügen. Zur Recht hebt 
der Bildungsberater Matthias Abram 
hervor10, dass Spiritualität und Tradition 
zentrale Themen sind und große An-
strengungen unternommen werden, um 
traditionelles Wissen zu erforschen und 
curricular zu vermitteln. Die Erfolge der 
indigenen Bildungsprogramme sind je-
doch sehr unterschiedlich. 
In den letzten Jahren sind in verschiede-
nen Ländern Initiativen für eigene Uni-
versitäten hinzugekommen. Bekanntes-
tes Beispiel ist die Universität Uraccan in 
den Autonomen Regionen in Nicara-
gua. Mit internationaler Unterstützung 
und in Kooperation mit dem Fondo Indí-
gena wurde 2007 das Programm Uni-
versidad Indigena Intercultural einge-
richtet.11 Dabei handelt es sich um inter-
nationale Universitätslehrgänge und 
Fachausbildungen in unterschiedlichen 
Disziplinen. Schwerpunkte sind indige-
nes Recht, indigenes Wissen, Medizin 
und Sprachen. Diese Programme wer-

den im Rahmen der deutschen und spa-
nischen Entwicklungszusammenarbeit 
gefördert. 

Erfolge auf nationaler und 
internationaler Ebene

In Ecuador und Bolivien hatten die indi-
genen Bewegungen erstmals in den 
1990er Jahren Verfassungsreformen er-
reicht, in denen die ethnische bzw. kul-
turelle Diversität in Form eines multieth-
nischen Staates verankert wurde. 2009 
war ihre politische Kraft so weit ge-
wachsen, dass sie im Bündnis mit ande-
ren sozialen Bewegungen in ihren Län-
dern die Durchführung von demokra-
tisch legitimierten Verfassungskonven-
ten durchsetzen konnten. 
Darüber hinaus konnten Indígena in ih-
rem politischen Kampf auch auf dem in-
ternationalen Parkett Er folge erzielen. 
Bei der Reformbereitschaft von Regie-
rungen unter neoliberalem Vorzeichen 
spielte und spielt die internationale 
Konjunktur und die Wechselwirkung 
zwischen nationalen und internationa-
len Akteuren durchaus eine Rolle. Mit 
der kritischen Bestandsaufnahme von 
Geschichte und Gegenwart anlässlich 
des Gedenkens der Eroberung vor 500 
Jahren, mit dem Jahr der Indigenen Völ-
ker 1993 der Vereinten Nationen sowie 
den zwei UN-Dekaden der Indigenen 
Völker ab 1995 wurden die Themen in-
terner Kolonialismus, postkoloniale 
Strukturen der Gegenwart, Rassismus, 
Unterdrückung, Ausbeutung, religiöse 
und kulturelle Intoleranz in das öffentli-
che Bewusstsein gehoben – sowohl in 
den Ländern des Nordens wie auch in 
Lateinamerika. Die indigenen Völker 
traten aus der Unsichtbarkeit, in die sie 
die Criollos seit Jahrhunderten abge-
drängt hatten. Sie erhoben ihre Stim-
men und wurden unüberhörbar.
Die jahrelange beharrliche Arbeit der 
Organisationen indigener Völker welt-
weit, unterstützt von Menschenrechts-
gruppen, erreichte u. a. die Ratifizie-
rung der ILO Konvention 169, die seit 
Ende der 1980er Jahre zur Grundlage 
und Argumentationshilfe für Forderun-
gen gegenüber den Regierungen ist. 
Höhepunkt der erfolgreichen Lobbyar-
beit ist die eingangs erwähnte Verab-
schiedung der UN-Erklärung der indi-
genen Menschenrechte. Auch wenn die 
Kluft zwischen den darin verbrieften 
Rechten und der Realität in den meisten 
Ländern noch enorm ist, liefern beide 
Dokumente der indigenen Emanzipati-
onsbewegungen doch die Legitimation 
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ihrer Forderungen und stellen damit 
ein wichtiges Instrument im politischen 
Kampf dar.

Konfliktfelder Land – natürliche 
Ressourcen – indigenes Recht 

Ressourcennutzung

Mit ihrer Forderung nach Anerkennung 
indigener Territorien verbinden die In-
dígena die Verfügungsgewalt über er-
neuerbare und nicht erneuerbare Res-
sourcen auf diesem Land. Aktuelle Kon-
flikte – sowohl in den Anden wie in der 
Amazonasregion – zwischen indigenen 
Gemeinschaften und Staat sowie Wirt-
schaftsunternehmen eskalieren um die 
Ausbeutung von Erdöl, Erdgas und an-
deren Bodenschätzen auf indigenen 
Territorien oder in der unmittelbaren 
Nachbarschaft zu indigenen Gemein-
schaften. In der Amazonasregion ver-
schlimmert sich darüber hinaus die Ver-
drängung indigener Anbautechniken 
durch extensive Viehwirtschaft und den 
Anbau von Biotreibstoffen. Zur Lösung 
der Konflikte wird von indigenen Orga-
nisationen und in internationalen Doku-
menten die Einführung der „freien, infor-
mierten und frühzeitigen Zustimmung“ 
indigener Völker zu Projekten, die ihr 
Land betreffen, gefordert. Die augen-
blickliche Praxis ist jedoch noch weit 
von der Anwendung dieses Konzeptes 
entfernt. 
In der Auseinandersetzung um die Nut-
zung der biologischen Vielfalt – einem 
weiteren Konflikt feld – steht die Forde-
rung nach Anerkennung des traditionel-
len kollektiven Wissens und das Prinzip 
der ausgewogenen und gerechten Be-
teiligung (access and benefit sharing) 
im Vordergrund, wie dies in der inter-
nationalen Konvention über die biolo-
gische Vielfalt (Rio de Janeiro, 1992) 
vereinbart wurde.12

Die Unterzeichnung internationaler Ab-
kommen und Konventionen und sogar 
eigenes Verfassungsrecht verhindern je-
doch nicht, dass Regierungen abwei-
chende Strategien einschlagen, wenn es 
ihnen wirtschaftlich oder politisch op-
portun erscheint. Zu den jüngsten zahlrei-
chen Negativbeispielen gehört der Ge-
waltkonflikt in der nordwestlichen Ama-
zonasregion Perus im Juni 2009.13 Mit 
Protestmärschen, Straßen- und Flussblo-
ckaden sowie Besetzungen von Erdöl- 
und Erdgasinstallationen protestierten 
Indigene seit Anfang April gegen ein Ge-
setzespaket der Regierung zur wirt-
schaftlichen Erschließung Amazoniens, 
das besonders auch ihre Region betrifft. 
Es kam zu gewaltsamen Auseinanderset-
zungen, als mit Speeren und Macheten 
bewaffnete Indígenas mit der Polizei, die 
mit schwerem Geschütz angerückt war, 

aufeinander trafen. Offiziellen Angaben 
zufolge kamen 30 Indigene and 24 Poli-
zisten ums Leben. 
Mit neuen Dekreten beabsichtigte die 
Regierung zum einen die Ressourcen-
nutzung für den internationalen Berg-
bau und Erdölfirmen wie auch den Ab-
bau der Bodenschätze zu erleichtern. 
Zum andern ging es um die Erschlie-
ßung Amazoniens für die Holzwirt-
schaft und den Anbau von Agrotreib-
stoffen. Die Dekrete sind Bausteine für 
die Umsetzung des Freihandelsabkom-
mens mit den USA. Ihre Umsetzung wird 
katastrophale Folgen für den Lebens-
raum der ansässigen Bevölkerung und 
die Ökologie der Region haben. Das 
legen aktuelle wissenschaftliche Stu-
dien14 nahe, ebenso wie die jahrzehnte-
langen Erfahrungen lokaler Gemein-
schaften in Peru und Ecuador mit der 
Ausbeutung von Erdöl-Erdgasvorkom-
men und Bergbau. 
Das Massaker und die Verletzung von 
Menschenrechten und internationalen 
Abkommen riefen nationale und interna-
tionale Proteste auf den Plan. Die Regie-
rung ihrerseits qualifizierte die Indígena 
als Terroristen ab, sie und die Soli-
daritätsbewegung als von internationa-
len „Extremisten“ angeleitet. Allerdings: 
Wohl aufgrund der Proteste suspendier-
te das Parlament die Abstimmung über 
das Gesetzespaket zur weiteren Bera-
tung. Eine Woche später zog Präsident 
Garcia zwei der suspendierten Dekrete 
zurück und – man höre! – bat um Ent-
schuldigung wegen der Gewaltanwen-
dung. 
Jedoch weitere Dekrete und die damit 
verbundenen Gefahren aus- und inlän-
discher Firmenaktivitäten auf dem von 
den indigenen Völkern seit Urzeiten be-
wohnten Land sind damit nicht vom 
Tisch. Die Gefahr des Ausverkaufs der 
Naturressourcen und der Vertreibung 
der indigenen Bevölkerung der perua-
nischen Amazonasregion ist längst 
nicht gebannt. Gleiches gilt für die an-
deren Anrainerstaaten – allen voran 
Brasilien, aber auch Bolivien, Ecuador 
und Venezuela.

Recht15

Wenn indigene Gemeinschaften von 
überliefertem oder kommunalem Recht 
sprechen und dessen Anerkennung ein-
fordern, beziehen sie sich auf Normen, 
Werte und Verfahrensweisen, die ein-
gebettet sind in die „Traditionen“ und 
das Brauchtum der lokalen Gemeinde 
(„uso y costumbre“) und die überliefer-
ten Formen der Rechtssprechung, Kon-
fliktschlichtung und Sanktionen. Nicht 
zuletzt aufgrund der Abwesenheit funk-
tionierender staatlicher Rechtsorgane 
bzw. der geringen Reichweite des nati-
onalen Rechts auf dem Land sowie der 

Verwurzelung eigener indigener Werte 
haben sich indigene Ordnungsvorstel-
lungen und Mechanismen der Bearbei-
tung von Konflikten und Schlichtung er-
halten. 
In Ländern mit einem großen indigenen 
Bevölkerungsanteil – insbesondere in 
Guatemala, Mexico, Bolivien und Ecua-
dor – wurden Studien zu indigenen 
Rechtssystemen durchgeführt. Regie-
rungen anerkannten in bestimmtem Ma-
ße den faktisch bestehenden Rechtsplu-
ralismus. Die Forderung der Indígena 
nach Rechtsautonomie und die Aus-
handlung mit dem Staat darüber, wel-
che Rechtsbereiche dem jeweiligen 
Rechtsystem unterstellt werden sollen, 
haben zu einer verstärkten Ausdifferen-
zierung kulturalistischer Diskurse der In-
dígena geführt. Damit einher geht die 
Re-Konstruktion und teilweise Konstruk-
tion („Er findung“) von „traditionellem“ 
indigenen Recht. Dass es sich dabei re-
al vielfach um Amalgame von lokalem 
Brauchtum mit Einflüssen kolonialer 
Rechtspraktiken sowie der jeweiligen 
nationalen Rechtssysteme handelt (das 
betrif f t weniger Völker in entlegenen 
Regionen wie z.B. in Amazonien), beein-
trächtigt die kulturalistische Argumen-
tation nicht. Die Re-Konstruktion indige-
nen Rechts ist ein wichtiges Element bei 
der Konstruktion von Ethnizität. 
Die Neukonstituierung als pluralisti-
scher und multiethnischer Staat, zu dem 
sich beispielsweise Bolivien und Ecu-
ador bereits in ihren Verfassungsre-
formen der 1990er Jahre bekannten, 
schließt eine institutionelle Verwirkli-
chung von Rechtspluralismus ein. Das 
bedeutet nach René Kuppe das „Ne-
beneinanderbestehen von zwei oder 
mehreren rechtlichen Systemen im sel-
ben Staatsgebiet, von denen jedes Aus-
druck eines spezifischen kulturell-ethni-
schen Hintergrundes ist und jedem glei-
chermaßen Geltung zukommt“.16 Recht-
liche Autonomie kann als kollektives 
Recht verstanden werden. In Artikel 34 
der UN-Erklärung der indigenen Men-
schenrechte von 2007 heißt es: „Indige-
ne Völker haben das Recht, ihre instituti-
onellen Strukturen und ihre unterschied-
lichen Sit ten, Spiritualität, Traditionen, 
Verfahrensweisen und Praktiken und 
dort, wo sie existieren, ihre Rechtssyste-
me oder Sit ten in Übereinstimmung mit 
den internationalen Menschenrechten 
zu fördern, entwickeln und an ihnen 
festzuhalten“ (Übersetzung der Auto-
rin).
In den Verfassungen von Kolumbien, 
Bolivien und Ecuador kommt den indi-
genen Autoritäten, die nun rechtlich an-
erkannt werden, die Kompetenz der 
Rechtsausübung auf der Grundlage des 
eigenen indigenen Rechts zu. In seinen 
Rechtsvergleichen kommt der Rechtsan-
thropologe Kuppe u. a. zu der Schluss-
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folgerung, dass „die Verfassungen alle-
samt keine schrankenlose indigene 
Rechtsautonomie vorsehen, sondern 
diese einer formelhaften Umgrenzung 
unterwerfen“.17 Gemeint sind damit die 
internationalen Menschenrechte und 
Konventionen, denen das Land beige-
treten ist. 
In keinem der Staaten ist normiert, dass 
sich die indigene Jurisdiktion nur auf 
Fälle geringerer Bedeutung beschrän-
ken darf. Eine dringende Notwendig-
keit besteht, diese Rechtssprechung mit 
dem staatlichen Justizsystem in Ein-
klang zu bringen. Damit wird laut Kup-
pe zum Ausdruck gebracht, „dass die 
indigenen Autoritäten einen Stellen-
wert besitzen, der eine echte Koordinie-
rung oder jedenfalls Bezugnahme in 
Hinblick auf die ordentliche Gerichts-
barkeit nötig macht. Die indigene Juris-
diktion ist also nicht so etwas wie ein 
auf einer niedrigeren Ebene funktionie-
rendes, wenn auch toleriertes paralle-
les Rechtssprechungssystem, sondern in 
der Tat gleichwertiger Teil des öffentli-
chen Rechtssystems geworden“.18

Ein Streitpunkt dabei ist immer wieder 
die Universalität der Menschenrechte. 
Es gibt indigene Positionen, die die uni-
verselle Geltung der Menschenrechte 
ablehnen, weil sie den eigenen kulturel-
len Normen nicht entsprächen und ein 
Diktum der westlichen Welt seien. 
Aus den Divergenzen zwischen der UN-
Konvention der Allgemeinen Men-
schenrechte und indigenem Recht resul-
tieren zum Teil unterschiedliche Auffas-
sung von Delikt und Strafe sowie Wie-
dergutmachung. Auf der Grundlage 
der Prinzipien von Harmonie, Ehre und 
Reziprozität werden in indigenen Ge-
meinden bestimmte Handlungen als 
Delikte aufgefasst und hart bestraft, die 
nach dem modernen Strafrecht keine 
Delikte sind oder deren Form der Be-
strafung nicht dem modernen Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit entspricht. 
Eng damit verbunden ist das Thema 

Menschenrechte von Frauen. In vielen 
indigenen Kulturen gilt der Gleichheits-
grundsatz der Geschlechter nicht. Aus 
westlicher Sicht existiert hierbei teilwei-
se eine Benachteiligung von Frauen auf 
zahlreichen Gebieten. Auch häusliche 
Gewalt wird vielerorts nicht als Delikt 
aufgefasst.
In Bolivien ist die indigene Rechtsauto-
nomie jetzt Verfassungsrecht. Im Parla-
ment werden derzeit Gesetzesvorschlä-
gen zu Verfahrensfragen und Fragen 
der Koordinierung mit dem nationalen 
positiven Recht erarbeitet. 
Gegner der indigenen Rechtssysteme 
verweisen auf Fälle von Lynchjustiz in in-
digenen Gemeinden, von denen biswei-
len zu hören ist. Indigene Rechtsexper-
ten und Regierungsvertreter beispiels-
weise in Bolivien verurteilen solche Ta-
ten als Verbrechen und stellen klar, dass 
Lynchjustiz keinesfalls indigenem Recht 
entspricht. Die Ursachen dieser Gewalt-
akte sind häufig die fehlende Präsenz 
bzw. das Nicht-Funktionieren staatli-
cher Gerichtsbarkeit insbesondere auf 
dem Land. Allerdings ist im Kontext der 
Anerkennung indigenen Rechts ein dif-
fuser Raum entstanden, in dem biswei-
len Indigene mit dem Argument der ei-
genen Gerichtsbarkeit Gewaltübergrif-
fe rechtfertigen. Ob Schutzbehauptung 
oder Konfusion von Rechtsnormen – hier 
besteht dringender rechtlicher Klä-
rungsbedarf seitens indigener Organi-
sationen und der Regierung.

Fazit

Seit Ende des 20. Jahrhunderts sind in-
digene Emanzipationsbewegungen in 
Lateinamerika ein wichtiger Akteur in 
der politischen Arena. In Ecuador, Boli-
vien, Mexico, Guatemala und Kolumbi-
en verbinden ihre sozio-politischen Or-
ganisationen genuine Interessenvertre-
tung mit der Rolle des Bündnispartners 
anderer sozialer Bewegungen oder des 
Sprachrohrs der benachteiligten und 
unzufriedenen subalternen Schichten. 
Sie artikulieren breiten sozialen Protest 
gegen Neoliberalismus und gesell-
schaftliche Ungleichheit und vertreten 
alternative Forderungen. Dabei sind sie 
in der Lage, Massen zu mobilisieren. Ihr 
Aktionsradius hat sich zunehmend aus-
geweitet und umfasst eigenständige 
Projekte und Programme. Sie sind 
Ausdruck einer erstarkten indigenen 
Identität, die sich der Unterordnung un-
ter westliche Integrationsvorstellungen 
verweigert, vielmehr eigene Gesell-
schaftsvisionen vertrit t, die auf lokalen 
Kulturen und darin verankerten Welt-
bildern basieren. 
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GEWALT ALS ALLTAGSERFAHRUNG

Gewalt und öffentliche 
(Un-)Sicherheit in Südamerika
Sabine Kurtenbach

Blickt man auf Südamerika, so ist es nicht 
die zwischenstaatliche Unsicherheit, die 
für Schlagzeilen sorgt. Im Fokus der me-
dialen Wahrnehmung stehen vielmehr 
Drogenhandel und organisiertes Ver-
brechen sowie die Kriminalität in den 
Großstädten, die Gewalt und Unsicher-
heit zur Alltagserfahrung werden las-
sen. Die Ausdrucksformen, die Gewalt 
annehmen kann, haben sich in den letz-
ten zwei Dekaden in den Staaten Süd-
amerikas verändert. Die Gewalt hat sich 
weitgehend entpolitisiert. An die Stelle 
klassischer Guerillakriege, staatlicher 
und parastaatlicher Unterdrückung op-
positioneller Bewegungen ist nunmehr 
die Alltagsgewalt getreten. Gewalt und 
öffentliche (Un-)Sicherheit sind in Süd-
amerika im Hinblick auf die Ursachen, 
Entwicklungen und die innerregionalen 
Unterschiede höchst unterschiedlich prä-
sent. Anhand von Daten und konkreten 
Beispielen erörtert Sabine Kurtenbach, 
welche Formen Gewalt und Un sicherheit 
annehmen können. Nach einem Über-
blick über die beteiligten Akteure wer-
den Dynamiken und Ursachen der Ge-
walt systematisiert. Abschließend wer-
den Ansatzpunkte und Möglichkeiten 
der Einhegung von Gewalt und Herstel-
lung von Sicherheit dargelegt. 

Gewalt und Unsicherheit als 
Alltagserfahrung 

Analysen von Gewalt und (Un-)Si-
cherheit in Südamerika unterscheiden 
sich je nachdem, welcher Zeitraum und 
welche Definition von Gewalt und Si-
cherheit zugrunde gelegt werden. Im 
Bereich klassischer, zwischenstaatlicher 
Sicherheit gibt es hier selten Schlag-
zeilen. Trotz des vielfältigen Konfliktpo-
tentials in der Region eskalieren grenz-
überschreitende Konflikte nur selten ge-
waltsam, vielfach hängen sie mit inner-
staatlichen Problemlagen zusammen, 
wie dies der aktuelle Konflikt zwischen 
Kolumbien und seinen Nachbarstaaten 
zeigt.1
Der Großteil der Gewalt in Südamerika 
findet innerhalb der Staaten statt. Aller-
dings haben sich die Ausdrucksformen 
der Gewalt in den vergangenen 20 Jah-
ren gewandelt. Standen in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts überwie-
gend die klassischen Guerillakriege und 

die staatliche und parastaatliche Re-
pression oppositioneller Bewegungen 
im Mittelpunkt, so hat sich die Gewalt 
entpolitisiert. Heute macht vor allem die 
Alltagsgewalt in Form von Kriminalität 
etwa in den Elendsvierteln von Rio de 
Janeiro Schlagzeilen, zuletzt im August 
2010 als zehn schwer bewaffnete Män-
ner in einem Luxushotel in Rio de Janeiro 
35 Geiseln nahmen, die allerdings von 
der Polizei befreit werden konnten.
Gewalt und öffentliche Unsicherheit 
sind in Südamerika in höchst unter-
schiedlichem Maße präsent. Es lässt 
sich zum einen eine Art Nord-Süd-Ge-
fälle beobachten: Brennpunkte sind Ko-
lumbien, Venezuela und Brasilien – 
auch wenn die Gewalt in Chile, Argen-
tinien und Uruguay in den vergangenen 
Jahren angestiegen ist. Und selbst in 
den Ländern mit hohem Gewaltniveau 
ist Gewalt nicht omnipräsent, sondern 
konzentriert sich vor allem auf die Städ-
te und einzelne Landesteile.
Zur Erklärung dieser Entwicklungen so-
wie der innerregionalen Unterschiede 
und damit auch der Ursachen und Einhe-
gungsmöglichkeiten von Gewalt werden 
zunächst einige Definitionsprobleme 
und Daten zu Gewalt und Unsicherheit 
vorgestellt. In der Folge wird anhand von 
einigen konkreten Beispielen illustriert, 
welche Formen Gewalt und Unsicherheit 
annehmen. Nach einem Überblick zu 
den beteiligten Akteuren werden Ursa-
chen und Dynamiken der Gewalt syste-
matisiert. Abschließend werden einige 
Ansatzpunkte und Möglichkeiten zur Ein-
hegung von Gewalt und zur Herstellung 
von Sicherheit dargelegt.

Gewalt und Unsicherheit – 
Definitionen und Daten

Konzeptionen und Definitionen von Ge-
walt und Sicherheit haben sich in den 
vergangenen Jahrzehnten grundle-
gend verändert. Bei der Definition von 
Gewalt lassen sich zunächst enge und 
weite Konzeptionen unterscheiden. En-
ge Gewaltdefinitionen beziehen sich 
auf die Anwendung interpersonaler, di-
rekter physischer Gewalt. Die hier für 
zugrunde gelegten Daten sind die so 
genannten Homizidraten (d.h. die Zahl 
der Morde pro 100.000 Einwohner) wie 
sie in Statistiken von Polizei und Justiz 
erhoben werden. Die Vergleichbarkeit 

dieser Daten ist begrenzt, da Erhe-
bungsmethoden, Reichweite und Ge-
nauigkeit variieren und diese Daten 
vielfach auch politisch manipuliert wer-
den. Trotz dieser Einschränkungen sind 
die Homizidraten zumindest ein An-
haltspunkt für das Gewaltniveau einer 
Gesellschaft.
Die enge Definition von Gewalt schließt 
andere Formen – wie die ungleiche Ver-
teilung von Reichtum und den Zugang zu 
Ressourcen – oder die Diskriminierung 
ethnischer und anderer Gruppen zu-
nächst aus. Johan Galtung (1971) hat 
hierfür die Begriffe der strukturellen und 
der kulturellen Gewalt geprägt. Ge-
meint ist damit die Gewalt, die Men-
schen zugefügt wird, wenn bestehende 
Strukturen, Abhängigkeits- und Ausbeu-
tungsverhältnisse sie daran hindern, ih-
re Entwicklungschancen wahrzuneh-
men. Dieser weite Gewaltbegriff hat 
sich in Südamerika vor allem in den De-
batten über soziale Ungleichheit und 
die Marginalisierung der indigenen Völ-
ker niedergeschlagen (vgl. Albó 1994). 
Ist die Datenlage schon bei der direkten 
physischen Gewalt schwierig, so gilt 
dies umso mehr für strukturelle und kultu-
relle Gewalt. Daten wie der Gini-Index2, 
der die Ungleichverteilung von Einkom-
men oder Vermögen misst, differenzie-
ren selten zwischen Landesteilen und 
sozialen oder ethnischen Gruppen.
Auch bei der Diskussion über Sicherheit 
lassen sich enge und breitere Konzepti-
onen unterscheiden. Lange Zeit bezog 
sich Sicherheit vor allem auf die Frage 
der „nationalen Sicherheit“ und damit 
die Gewalt von und gegen Staaten. Der 
Bericht zur menschlichen Entwicklung 
des Entwicklungsprogramms der Verein-
ten Nationen (UNDP) – der Human De-
velopment Report – aus dem Jahr 1994 
führte den Begriff der „menschlichen Si-
cherheit“ ein, in dem entwicklungs- und 
friedenspolitische Ansätze verschmel-
zen. Menschliche Sicherheit wird – letzt-
lich im Galtungschen Sinn – verstanden 
als physische Sicherheit plus Grundbe-
dürfnisbefriedigung, womit das Konzept 
auf der Erfüllung grundlegender Men-
schenrechte und damit einem Minimum 
an Gerechtigkeit basiert.
Die beiden folgenden Tabellen zeigen 
das breite Spektrum in den unterschied-
lichen Dimensionen von Gewalt und 
Ungleichheit in Südamerika. Ein direkter 
Zusammenhang zwischen Ungleichheit 
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Tabelle 1: Homizidraten in Südamerika

Homizidraten

1990 * 2004 (niedrig/hoch) ** 2007/08 **

über 20

Kolumbien 65 45.5/61.1 38,8
Venezuela 16.0 32.5/37.0 52
Brasilien 23.0 26.2/30.8 22

10–20

Ecuador 15.3 16.8/18.5 18,1
Paraguay 12.6 15.3/17.8 12,2

< 10

Uruguay 4.4 4.7/6.0 5,8
Peru 3.0/5.7 3,2
Chile 3.0 2.9/5.5 8,1
Argentinien 4.7 5.3/5.5 5.2
Bolivien 3.7/5.3 10.6.1

Quellen: *WHO 2002, **UNODC 2009 (2007/2008 Justizdaten, die in der Regel niedriger sind als 
andere Angaben)

Tabelle 2: Ungleichheit in Südamerika

Ungleichheit (Gini- Index)

~ 1997 ~ 2001 ~ 2003 ~ 2007

Kolumbien 57.1 57.1 – 58.5

Bolivien 44.7 44.7 60.1 58.2

Ecuador 43.7 43.7 53.6 54.4

Brasilien 60.7 59.3 57.0 55.0

Paraguay 57.7 57.8 58.4 53.2

Peru 46.2 49.8 52.0 49.6

Chile 56.6 57.1 54.9 52.0

Argentinien – 52.2 51.3 50.0

Uruguay 42.3 42.3 44.9 46.2

Venezuela 49.5 48.2 49.1 43.4

Quellen: UNDP 2002, 2007/2008, 2009

und Gewalt lässt sich auf dieser makro-
quantitativen Basis allenfalls für Kolum-
bien und Brasilien zeigen, wo hohe Ho-
mizidraten mit großer Ungleichheit ein-
hergehen. Bolivien dagegen hat zwar 
eine hohe Ungleichheit, aber nur ein ge-
ringes Gewaltniveau.
Der folgende Abschnitt illustriert schlag-
lichtartig die Vielfalt der unterschiedli-
chen Formen der Gewalt, ohne umfas-
send auf alle Länder Südamerikas einge-
hen zu können.

Formen von Gewalt und Unsicherheit 
in Südamerika

Gewaltphänomene und die damit ver-
bundene Unsicherheit lassen sich ent-
lang unterschiedlicher Kriterien analy-

sieren, die mit dem Ausmaß der Gewalt, 
der Organisationsform der beteiligten 
Akteure und deren Zielsetzung zusam-
menhängen. So handelt es sich bei 
Krieg und bewaffneten Konflikten um 
Formen der Gewalt mit einem Mindest-
maß an Opfern und zentraler Organi-
sation.3 Ist von Kriegen die Rede, so 
wird meist auch eine politische Zielset-
zung unterstellt, wo diese fehlt – oder 
nicht sichtbar ist – wird dann schnell von 
Kriminalität oder Verbrechen gespro-
chen. Die Grenzen sind allerdings viel-
fach fließend. Zum einen können sich 
Zielsetzungen verändern, zum anderen 
hängen unterschiedliche Ziele teilweise 
eng zusammen, etwa weil alle bewaff-
neten Gruppen finanzielle Ressourcen 
zur Finanzierung ihres Kampfes benöti-
gen (vgl. Kurtenbach 2005).

Kolumbien – der älteste Krieg 
Lateinamerikas

Seit über 40 Jahren bekämpfen sich in 
Kolumbien verschiedene Guerillagrup-
pen, paramilitärische Verbände und 
die staatlichen Sicherheitskräfte.4 Der 
Krieg zeichnet sich durch Phasen wech-
selnder Intensität und regionaler Verbrei-
tung aus. Bisher war keine Seite in der La-
ge, ihn militärisch zu entscheiden. Spä-
testens seit dem Scheitern des Friedens-
prozesses zwischen den FARC (Fuerzas 
Armadas Revolucionarias de Colombia) 
und der Regierung Pastrana (1998–2002) 
sieht sich die Regierung nur noch mit Kri-
minellen und Terroristen konfrontiert, de-
nen sie einen politischen Anspruch ab-
spricht. Dies verkennt allerdings, dass 
schon zuvor ein Großteil der Gewaltop-
fer nicht bei Konfrontationen zwischen 
Guerilla und Militär ums Leben kam. Von 
den jährlich über 20.000 Toten starben 
hierbei in den vergangenen Jahrzehnten 
10 bis 25 Prozent (vgl. Helfrich/Kurten-
bach 2006a, S. 40). Allerdings hängt das 
hohe Maß an Gewalt eng mit dem Krieg, 
seinen Ursachen und seiner Dynamik zu-
sammen. Beispielsweise wurden selbst 
nach konservativen Schätzungen über 
drei Millionen Menschen innerhalb des 
Landes gewaltsam vertrieben; eine Zahl 
von Binnenflüchtlingen, die nur vom Su-
dan übertroffen wird.
Gewalt hat in Kolumbien eine lange 
Tradition. Der kolumbianische Staat 
hatte zu keiner Zeit das Gewaltmono-
pol inne. Er war (und ist) deshalb nicht in 
der Lage, Gewaltanwendung zu sankti-
onieren oder zu unterdrücken. Die ver-
breitete Straflosigkeit für die Mehrheit 
auch der Kapitalverbrechen – nur in sie-
ben von 100 Mordfällen werden Schul-
dige festgestellt und bestraft – zeigt 
dies ebenfalls. Bis zur Verabschiedung 
der neuen Verfassung 1991 waren be-
grenzte Möglichkeiten der politischen 
Partizipation eine Ursache für den be-
waffneten Kampf verschiedener Gueril-
lagruppen. Sozial und wirtschaftlich 
tragen vor allem die Lage im Agrarsek-
tor und der extrem ungleiche Zugang 
zur Nutzung der zahlreichen natürli-
chen Ressourcen zur Fortsetzung des 
bewaffneten Kampfs bei.
Die Ausbreitung von Drogenanbau und 
-handel hat den Krieg in den letzten 
Jahrzehnten dynamisiert. Zum einen ha-
ben alle Akteure direkt und indirekt (z.B. 
auch der kolumbianische Staat über die 
US-Unterstützung) Zugang zu Finanzen 
erhalten. Zum anderen kam es zu einer 
Vervielfältigung der Gewaltakteure, 
weil im Umfeld der Drogenhändler pa-
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ramilitärische Gruppen entstanden. In 
den 1990er Jahren brachten die Para-
militärs einige Regionen des Landes ge-
waltsam unter ihre Kontrolle, was zu ei-
nem explosiven Anstieg der Gewalt 
führte. Der Kontext des Drogenhandels 
und die Zunahme anderer illegaler Akti-
vitäten (z.B. Entführungen und Schutz-
gelderpressungen) haben dazu ge-
führt, dass verschiedentlich von einer 
„Degeneration“ des Kriegs gesprochen 
wird. Dies greift zu kurz, weil die Situati-
on in den ländlichen Gebieten Kolumbi-
ens nach wie vor eine maßgebliche Rol-
le bei der Rekrutierung neuer Kämpfer 
für alle bewaffneten Gruppen spielt 
und den Nährboden für Kokaanbau 
und -handel darstellt. Insofern haben 
beide Probleme dieselben Ursachen.
Das Scheitern des Friedensprozesses 
unter Andrés Pastrana und die im Fol-
genden ausufernde Gewalt war ein we-
sentlicher Grund für den Wahlsieg Ál-
varo Uribes, der gegenüber den FARC 
eine Politik der „harten“ Hand verfolgte, 
mit den Paramilitärs dagegen über eine 
Demobilisierung verhandelte. Der – in-
tern wie international umstrit tene – De-
mobilisierungsprozess mit den parami-
litärischen Gruppen ist aber nach wie 
vor fragil. Grundlegende Probleme wie 
die strafrechtliche Verfolgung von gra-
vierenden Menschenrechtsverletzungen 
und die Rückgabe gewaltsam angeeig-
neter Reichtümer bleiben ungeklärt. Au-
ßerdem haben sich zahlreiche Kämpfer 
nicht oder wieder bewaffnet. Die An-
zahl der Kämpfer der so genannten gru-
pos emergentes oder bandas crimina-
les wird auf 4.000 bis 10.000 geschätzt.

Peru – Nachkrieg oder Vorkrieg?

Peru zeigt alle typischen Problemla-
gen einer Nachkriegsgesellschaft, auch 
wenn der interne Krieg zwischen der 
maoistischen Guerillagruppe Sendero 
Luminoso und der Regierung seit über 
zehn Jahren durch einen militärischen 
Sieg der Regierung beendet ist.5 Die 
peruanische Kommission für Wahrheit 
und Versöhnung (Comisión de la Ver-
dad y Reconcilación/CVR 2004) be-
zeichnet die beiden Dekaden zwischen 
1980 und 2000 als die gewalttätigsten 
der peruanischen Geschichte seit der 
Unabhängigkeit. Über 69.000 Men-
schen starben oder „verschwanden“ – 
wobei die Region Ayacucho der geo-
graphische Schwerpunkt war und die 
indigene arme Landbevölkerung den 
überwiegenden Teil der Opfer stellte. 
Für Sendero Luminoso war die Gewalt 
– auch und vor allem gegen die Zivilbe-
völkerung – ein zentrales Mittel nicht 
nur des Kampfes gegen die Regierung 
selbst, sondern auch zur Einschüchte-
rung der Bevölkerung. Was die Lage in 
Peru von anderen lateinamerikanischen 

Ländern in den 1980er Jahren unter-
scheidet, ist die Tatsache, dass der 
Krieg in Peru (bis zum Selbstputsch von 
Präsident Alberto Fujimori 1992) gegen 
demokratisch gewählte Regierungen 
und nicht gegen Militärdiktaturen oder 
autoritäre Regime geführt wurde. Dies 
delegitimierte einerseits die Aufstands-
bekämpfung, zum anderen stellte dies 
die Regierungen aber auch vor be-
trächtliche Probleme, weil sie sich – zu-
mindest theoretisch – in der Wahl ihrer 
Mittel auf die Einhaltung rechtsstaatli-
cher und menschenrechtlicher Stan-
dards beschränken mussten. 
Gewalt und Krieg waren zweifelsohne 
wichtig für die anfänglich hohe Akzep-
tanz und Popularität von Präsident Fuji-
mori, der 1990 als krasser Außenseiter 
ins Amt gewählt wurde. Mit dem Selbst-
putsch 1992 setzte Fujimori dann aller-
dings die Verfassung außer Kraft, löste 
das Parlament auf und beschnitt die Un-
abhängigkeit der Judikative. Internatio-
nale Proteste erzwangen eine partielle 
Aufrechterhaltung der formaldemokra-
tischen Verfahren, letztlich war aber das 
gesamte politische System von der Per-
son Fujimori, seinem Geheimdienstchef 
Vladimiro Montesinos und der Zustim-
mung der Militärführung dominiert. Erst 
die Aufdeckung der überbordenden 
Korruption führte Ende 1999 zum Zusam-
menbruch des autoritären Systems. Seit-
her ist die peruanische Gesellschaft po-
litisch, wirtschaftlich und sozial gespal-
ten. Ein Teil der Probleme des Neuan-
fangs in Peru lässt sich aus der Tatsache 
erklären, dass es auf Seiten der Fujimori-
Gegner letztlich keinen Plan gab, was 
nach dessen Abgang geschehen sollte. 
Beispielsweise erhielt die Wahrheits-
kommission ein umfangreiches Mandat 
und legte einen detaillierten Bericht vor, 
ihre Empfehlungen wurden allerdings 
nur zum geringsten Teil umgesetzt. Ob-
wohl zahlreiche Problemlagen, die zur 
Gewalt beigetragen haben, fortbeste-
hen, ist das allgemeine Gewaltniveau in 
Peru im südamerikanischen Vergleich er-
staunlich niedrig. Einzelne Gewaltakte 
zeigen aber immer wieder das hohe 
Maß an Konfliktträchtigkeit und die Fra-
gilität ziviler Methoden der Konfliktbear-
beitung (Degregori 2004). 

Venezuela – Gewalt im „Sozialismus des 
21. Jahrhunderts“

Venezuela war in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts aufgrund seines 
geringen Gewaltniveaus, der politi-
schen Stabilität und der staatlichen 
Verteilungspolitik eine Ausnahme. Zwar 
versuchte auch hier eine kleine Gueril-
lagruppe in den 1960er Jahren dem ku-
banischen Modell zu folgen, dem Auf-
standsversuch fehlte jedoch die soziale 
ebenso wie die politische Basis. Militä-

risch besiegt, gründeten die gescheiter-
ten Kämpfer eine politische Partei und 
integrierten sich ins politische System 
(vgl. Ellner 1993).
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts hat sich 
diese Situation grundlegend gewan-
delt: In mehreren Etappen steig die Ge-
walt in Venezuela stark an. Heute weist 
das Land die höchsten Homizidraten 
auf. Obwohl die Regierung von Hugo 
Chávez die Veröffentlichung von Homi-
zidraten seit 2004 zu verhindern sucht, 
kursieren immer wieder inoffizielle Da-
ten von Nichtregierungsorganisationen. 
Im März 2010 hat das Observatorio Ve-
nezolano de Violencia eine Studie vor-
gestellt, wonach zwischen 1998 und 
2009 123.091 Morde begangen wur-
den. Damit ist die Homizidrate Venezue-
las mit 75 die höchste Südamerikas.6

Erklärungen dieser Entwicklung stellen 
vor allem zwei Faktoren in den Vorder-
grund: Den Zusammenbruch des sozia-
len und politischen Pakts sowie die Am-
bivalenz der Regierung im Umgang mit 
der Gewalt (Briceño-León 2006). Der 
Bruch des politischen Konsenses, Ge-
walt sei kein Mittel der Politik, wurde bei 
den sozialen Unruhen 1989 und den 
Putschversuchen von 1992 und 2002 
gegen Chávez deutlich. Seit ihrer Re-
gierungsübernahme hat die Regierung 
Chávez – der Präsident selbst auch – 
immer wieder einerseits Verständnis für 
Armutskriminalität geäußert, gleichzei-
tig aber die Gewaltbekämpfung milita-
risiert. Darüber hinaus haben die starke 
Polarisierung zwischen Regierung und 
Opposition, das hohe Maß an Straflo-
sigkeit und die grassierende Korruption 
den Anstieg der Gewalt begünstigt.

Bolivien – soziale und politische Proteste 

Die Problemlagen in Bolivien zeichnen 
sich durch ein hohes Maß an politischer 
und sozialer Mobilisierung zumindest 
bisher mit relativ geringer Gewaltan-
wendung aus. Beispiele sind die Proteste 
in Cochabamba im so genannten „Was-
serkrieg“ gegen die Privatisierung von 
öffentlichen Dienstleistungen im April 
2000. Im Februar 2003 forderte der Pro-
test gegen die Steuerreform dann aller-
dings mindestens 30 Menschenleben, im 
September 2003 starben 80 Menschen 
im Umfeld von Streiks und Blockaden ge-
gen Gaslieferungen an Chile. Massen-
proteste stürzten 2003 und 2005 die je-
weiligen Präsidenten. 2005 wurde eine 
neue Verfassung verabschiedet, 2006 
mit Evo Morales der erste Vertreter der 
indigenen Bevölkerungsmehrheit zum 
Präsidenten vereidigt. Während die da-
mit verbundene verbesserte Partizipati-
on der indigenen Bevölkerung zur Stabi-
lisierung beitrug, eskalierten gleichzeitig 
die Konflikte mit der – überwiegend von 
Mestizen dominierten – Opposition. Ne-
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ben der „ethnischen“ Komponente hat 
dieser Konflikt auch eine territoriale Sei-
te, weil die neu entdeckten reichen Erd-
gasvorkommen im von Mestizen besie-
delten Tiefland liegen. Die Frage, wem 
die Gewinne zugute kommen, hat dort 
sezessionistische Tendenzen befördert, 
die die Zentralregierung – verständli-
cherweise – strikt ablehnt. 2008 wurden 
im Vorfeld der Abstimmungen zu einer 
Verfassungsreform und Autonomierege-
lungen in Pando mindestens 20 Men-
schen getötet. Seither hat sich die Lage 
zumindest etwas beruhigt.

Gewalt und Kriminalität im südlichen 
Südamerika

Von den Ländern des südlichen Süd-
amerikas weist nur Brasilien ein hohes 
Gewaltniveau auf, obwohl Kriminalität 
in allen Ländern verstärkt als Problem 
diskutiert wird. In Brasilien macht die 
Gewalt im Umfeld der Elendsviertel in 
Rio de Janeiro und Saõ Paulo immer wie-
der Schlagzeilen. Zwischen 1980 und 
2002 haben sich Gewalt und Kriminali-
tät nach Angaben der Weltbank (World 
Bank 2006) mehr als verdoppelt. Vor al-
lem wenig gebildete junge Männer aus 
sozialen Brennpunkten sind Täter, aber 
auch Opfer der Gewalt. Dagegen ha-
ben die staatlichen Sicherheitskräfte zu 
den Elendsvierteln nur sehr begrenzt Zu-
gang. Dort, wo sie eingreifen, werden 
sie von Menschenrechtsorganisationen 
wegen unverhältnismäßiger Gewaltan-
wendung kritisiert.7

Der wirtschaftliche Aufschwung der ver-
gangenen Jahre und die soziale Integra-
tionspolitik auf nationaler wie auf lokaler 
Ebene haben jüngst einen deutlichen 
Rückgang der Gewalt bewirkt (vgl. Eco-
nomist 10.6.2010). Allerdings wird sich 
zeigen müssen, wie nachhaltig dies ist.8
Aber wer sind die Akteure von Gewalt 
und Unsicherheit? Auch hierbei hat es in 
den vergangenen Jahren Veränderun-
gen gegeben, die allerdings nicht so 
grundlegend sind, wie es die öffentliche 
Diskussion suggeriert.

Akteure von Gewalt und Unsicherheit

Die Akteure, die zur allgemeinen Unsi-
cherheit und Gewalt beitragen, lassen 
sich zunächst in zwei Gruppen unter-
teilen: Erstens die staatlichen Sicher-
heitskräfte, die zwar nicht mehr in dem 
Maße an der Gewalt beteiligt sind wie 
früher, aber dennoch eher ein Faktor 
der Unsicherheit sind. Zweitens die 
nicht-staatlichen Gewaltakteure, die 
sowohl die boomenden privaten Si-
cherheitsdienste als auch transnatio-
nale kriminelle Netzwerke umfassen. In 
diesem Bereich gelten männliche Ju-
gendliche in vielen Ländern als die be-

deutsamste Tätergruppe und als maß-
geblicher Faktor der Unsicherheit.
Die lateinamerikanische Polizei hat in 
den meisten Ländern eine wechselvolle 
Geschichte. In vielen Ländern war, in ei-
nigen Ländern ist sie Teil des Militärs 
und paramilitärisch organisiert.9 Histo-
risch war der Einfluss der Streitkräfte in 
allen Ländern groß. Im Zuge der Demo-
kratisierung hat es hier zahlreiche Re-
formversuche gegeben. Ein Problem in 
der gesamten Region stellt die chroni-
sche Unterfinanzierung dar, was sowohl 
für die Gehälter der Polizisten als auch 
für die Institution als ganze zutrifft. Dies 
begünstigt die Zunahme von Korruption 
und führt dazu, dass Polizisten in ihrer 
Freizeit Zusatzjobs bei privaten Sicher-
heitsfirmen übernehmen, um ihr Gehalt 
aufzubessern. Insgesamt steht die Poli-
zei in dem Ruf, korrupt zu sein, brutal und 
willkürlich zu agieren. In vielen Ländern 
wird der Polizei vorgeworfen, an Verbre-
chen – zum Beispiel beim Drogenhan-
del, Schmuggel aber auch an Todes-
schwadronen – beteiligt zu sein. Des-
halb gilt sie vielerorts als Teil des Prob-
lems und nicht als Teil der Lösung im 
Bereich der öffentlichen (Un-)Sicherheit. 
Dies wird in Umfragen deutlich, aber 
auch von der Politik zunehmend aner-
kannt. So hat der neue Präsident Kolum-
biens, Manuel Santos, nach seinem 
Amtsantritt angekündigt, dass er die Po-
lizeibehörde DAS auflösen werde.
Neben mangelndem Reformwillen ei-
nerseits und dem Einfluss von Blockade-
kräften andererseits werden der Polizei 
in vielen Ländern der Region nach wie 
vor Menschenrechtsverletzungen vor-
geworfen. Hierzu gehört einerseits der 
unverhältnismäßige Einsatz von Schuss-
waffen. Andererseits sind Polizei und 
Militär häufig an der selektiven Gewalt 
gegen Menschenrechtsaktivisten, Jour-
nalisten, Gewerkschafter und andere 
Vertreter einer kritischen und demokra-
tischen Öffentlichkeit beteiligt.
Die bestehenden Defizite der Bereitstel-
lung eines Mindestmaßes an Sicherheit 
durch den Staat haben zu einer Privati-
sierung von Sicherheit und zur „Selbst-
hilfe“ verschiedener Bevölkerungsgrup-
pen geführt: Private Sicherheitsdienste 
sind ein florierender Geschäftszweig, 
und in vielen Ländern überschreitet die 
Zahl der dort Beschäftigten diejenigen 
der jeweiligen Polizei (Lock 1998). FLAC-
SO (2007, S.93) gibt die Anzahl der in 
privaten Sicherheitsfirmen Beschäftig-
ten in Lateinamerika und der Karibik 
mit 1,63 Millionen Personen an. Selbst 
wenn sich die Firmen in vielen Ländern 
registrieren lassen müssen, gibt es eine 
große Grauzone und letztlich kaum ei-
ne Kontrolle seitens des Staats. Eine 
andere Form der Privatisierung ist die 
Bewaffnung der Zivilbevölkerung, die 
nicht zwangsläufig zur Erhöhung von 

Gewalt und Unsicherheit beiträgt, wohl 
aber im Kontext großer Polarisierung 
und fehlender ziviler Konfliktregulie-
rung zu sehen ist.
Darüber hinaus entwickeln parastaatli-
che bewaffnete Gruppen vielfach eine 
Eigendynamik und Autonomie, die sie 
der staatlichen Kontrolle (intendiert oder 
nicht-intendiert) entzieht. Ein Beispiel 
hierfür sind die kolumbianischen Para-
militärs, die bis Mitte der 1990er Jahre 
legal als Selbstverteidigungsgruppen 
agierten, sich in der Folgezeit dann aber 
verselbstständigt und politisiert haben.
Ein anderer nicht-staatlicher Akteur, der 
mittlerweile nicht mehr nur in einzelnen 
Ländern, sondern in der gesamten Regi-
on agiert, sind transnationale Netzwer-
ke der organisierten Kriminalität. Dreh- 
und Angelpunkt ihrer Aktivitäten ist nach 
wie vor der Drogenanbau und Drogen-
handel aus den Andenländern zu den 
Verbrauchern in den USA und Europa. 
Mit den Aktivitäten dieser Organisatio-
nen ist immer dort ein hohes Maß an Ge-
walt verbunden, wo sie mit und gegen 
andere Gruppen ihren Einfluss durchset-
zen wollen. Haben sie die Kontrolle über 
ein bestimmtes Territorium erlangt, so 
stellen sie durchaus eine Ordnungs-
macht dar – allerdings keine demokra-
tisch kontrollierte. Außerdem ist das 
transnationale Verbrechen im Umfeld 
des Drogenhandels längst kein Phäno-
men mehr, das sich auf Produzenten und 
Verbraucherländer beschränkt, sondern 
auch die Transitländer wie Brasilien und 
Venezuela massiv gefährdet. 
Die mit den Aktivitäten nicht-staatlicher 
Akteure zusammenhängenden Problem-
lagen werden bisher überwiegend aus 
der Perspektive von Kriminalität und Jus-
tiz betrachtet, während ihre politische 
Seite im politischen Geschehen vielfach 
ausgeblendet bleibt und allenfalls von 
Menschenrechtsorganisationen oder in 
wissenschaftlichen Publikationen aufge-
zeigt wird.10 Im Rahmen der Debatten 
über Kriminalität werden seit den 1990er 
Jahren Jugendliche, vor allem „Jugend-
banden“, als zentrale Akteure bei der 
Produktion von Unsicherheit betrachtet. 
Pandillas, bandas und andere Gruppen 
mehr oder minder organisierter Jugend-
licher sind ein überwiegend urbanes 
Phänomen. Sie bestehen vor allem, aber 
nicht ausschließlich, aus männlichen Ju-
gendlichen im Alter zwischen zwölf und 
25 Jahren. Ihr Aktionsradius beschränkt 
sich meist auf das eigene Stadtviertel. Ih-
re Zielsetzung richtet sich in erster Linie 
auf das eigene Überleben und ist im Rah-
men der Gruppe auf die soziale, ökono-
mische und politische Kontrolle des eige-
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nen Stadtviertels gerichtet, was durch 
die Androhung oder den direkten Ein-
satz von Gewalt geschieht (Erpressung 
von Schutzgeldern, etc.). Gleichzeitig er-
füllen diese Gruppen vor dem Hinter-
grund rapiden sozialen Wandels, mas-
senhafter – vor allem illegaler – Migra-
tion in die USA und der damit verbun-
denen Auflösung traditioneller Familien- 
und Sozialstrukturen vielfach Ersatzfunk -
tionen für Familie, Nähe, Unterstützung 
und Rückhalt.
Der strukturelle Hintergrund für die Des-
integration von Jugendlichen in Süd-
amerika wird anhand aktueller Statisti-
ken deutlich. Kinder und Jugendliche 
haben heute eine längere Lebenser-
wartung, besseren Zugang zum Ge-
sundheitswesen und auch eine längere 
Schulausbildung als ihre Eltern. Den-
noch fehlen ihnen trotz einer Verlangsa-
mung des Bevölkerungswachstums Per-
spektiven auf einen Arbeitsplatz im for-
malen Sektor der Wirtschaft (vgl. CEPAL 
2004). Der Anteil der arbeitslosen Ju-
gendlichen nahm in den vergangenen 
Jahrzehnten kontinuierlich zu. Er ist in 
den Städten, die – wie Medellin und Rio 
de Janeiro – auch die Brennpunkte der 
Gewaltkriminalität sind, deutlich höher 
als anderswo. Angesichts der fehlen-
den Integration von Jugendlichen in Po-
litik, Wirtschaft und Gesellschaft wer-
den sie zum Sündenbock.

Ursachen und Dynamiken der 
Gewalt

Dieser kurze Überblick zu den verschie-
denen Formen und Akteure der Gewalt 
macht es zumindest auf den ersten Blick 
schwer, gemeinsame Ursachen oder 

Dynamiken der Gewalt zu identifizie-
ren. Allerdings lassen sich vier Prozesse 
identifizieren, die zur Erklärung sowohl 
unterschiedlich hoher Gewaltniveaus 
als auch der verschiedenen Formen von 
Gewalt beitragen.

Armut, Ausgrenzung und Urbanisierung. 

Unabhängig davon, ob das Gewaltni-
veau im regionalen Vergleich hoch oder 
niedrig ist, findet in allen Ländern quan-
titativ der überwiegende Teil der Ge-
walt in den großen Städten statt. Seit 
den 1950er und 1960er Jahren fand in 
Südamerika ein Prozess der Urbanisie-
rung statt, der mit wachsender Armut 
und Ausgrenzung einherging. In der Fol-

ge wuchsen vor allem die Slums der 
Städte, während sich die reiche Bevöl-
kerung in abgetrennte und stark be-
wachte Wohngebiete zurückzog. Ne-
ben der territorialen Fragmentierung 
der Städte führte dies auch zu einer so-
zialen Spaltung der Bevölkerung, in de-
ren Rahmen der alltägliche Kontakt und 
die – zumindest auf dem Land verbreite-
ten – traditionellen Formen der (asym-
metrischen) Integration nicht mehr exis-
tierten.11 

Mangelnde staatliche Kapazitäten zur 
sozialen Integration

Der oben skizzierte Prozess rapiden so-
zialen Wandels und die Urbanisierung 

Tabelle 3: Verstädterung

Städtische Bevölkerung (%) Informelle Ökonomie: Anteil 
am BIP (in Prozent) 2002/20031990 2010

Argentinien 87.0 92.4 28,9

Bolivien 55.6 66.5 68,3

Brasilien 74.8 86.5 42,3

Chile 83.3 89.0 20,9

Ecuador 55.1 66.9 36,7

Kolumbien 68.3 75.1 43,4

Paraguay 48.7 61.5 31,4

Peru 68.9 71.6 60,9

Uruguay 89.0 92.5 51,9

Venezuela 84.3 94.0 36,7

Quellen: Zur Verstädterung UNDP 2009; zur informellen Ökonomie Schneider 2005 (zum Vergleich 
Deutschland 16,3)

Tabelle 4: Staatliche Dienstleistungen

Steuerquote der Zentralregierung 
inkl. Beiträge zur Sozialversicherung

Ausgaben für Gesundheit 
(in Prozent des BIP)

Öffentliche Ausgaben für Bildung 
(in Prozent vom Gesamthaushalt) 

1990 2008 2007 um 2006–2008

Argentinien 16,0 30,6 10,0 15,0

Bolivien 9,3 21,7 5,0 k. A.

Brasilien 26,5 35,5 8,4 16,2

Chile 15,5 20,9 6,2 18,2

Ecuador 10,1 16,5 5,8 k. A.

Kolumbien 9,5 18,4 6,1 14,9

Paraguay 9,9 13,7 5,7 k. A.

Peru 11,7 17,4 4,3 16,4

Uruguay 21,2 23,3 8,0 14.4

Venezuela 18,7 14,2 5,8 28,1

Quellen: CEPAL 2009, S. 229; Weltbank, Development Indicators Data Base (http://data.worldbank.org/indicator)
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fanden parallel zur Schwächung staat-
licher Kapazitäten statt. Die ohnehin 
prekäre staatliche Präsenz und fehlen-
de staatliche Dienstleistungen (z.B. im 
Bereich von Gesundheit und Bildung) 
erreichen die Slums und Randgebiete 
der Städte kaum. Die in den 1980er Jah-
ren in der gesamten Region durchge-
führten Programme der Strukturanpas-
sung verkleinerten nicht nur ineffiziente 
Bürokratien, sondern förderten auch 
die Privatisierung zentraler staatlicher 
Dienstleistungen im Sozialbereich und 
reduzierten traditionelle Integrations-
mechanismen wie die Vergabe von Jobs 
im Staatsapparat. Dies trägt maßgeb-
lich zur sozialen Ausgrenzung der städ-
tischen Armen bei, die in der informellen 
– und teilweise auch der kriminellen – 
Ökonomie um ihr tägliches Überleben 
kämpfen.

Transformation staatlicher 
Sanktionsmöglichkeiten von Gewalt und 
Erosion traditioneller Formen der 
Gewaltkontrolle

Die Demokratisierung der politischen 
Regime Südamerikas trug zweifelsohne 
zur Reform der meist repressiven staatli-
chen Sicherheitskräfte bei, die in den 
1960er und 1970er Jahren ein zentraler 
Gewaltakteur waren. Die zivile Kontrol-
le über die staatlichen Sicherheitskräfte 
war ein zentrales Anliegen der demo-
kratischen Öffnung Lateinamerikas. Al-
lerdings war dieser Prozess von Anfang 
an mit großen Problemen belastet und 
wurde stark vom Anstieg der Gewalt 
beeinflusst. Der Rückzug der Streitkräfte 
in die Kasernen fand überwiegend auf 
paktiertem Weg statt, in dessen Rah-

men die Militärs mehr oder minder frei-
willig aus den Regierungspalästen in 
die Kasernen zurückkehrten. Dies er-
laubte ihnen gleichzeitig als Institution, 
bestehende Vorrechte zu erhalten und 
diese teilweise in den neuen Verfassun-
gen zu verankern. Eine Ausnahme ist 
hier Argentinien, wo das Militär nach 
dem verlorenen Falkland-Malvinas 
Krieg stark geschwächt war. Der – nicht 
intendierte – Nebeneffekt dieser Refor-
men war ein Machtvakuum durch die 
Verringerung staatlicher Repressions- 
und Sanktionsmöglichkeiten von Ge-
walt. Das Ergebnis dieser Reformpro-
zesse ist letztlich ein Spiegel der Macht-
verhältnisse zwischen zivilen und militä-
rischen Eliten. Dieser Prozess ist nicht 
abgeschlossen, sondern verändert sich 
permanent.

Ausbreitung von Drogenproduktion 
und -handel

Die Drogenökonomie wird von densel-
ben Faktoren befördert wie andere For-
men der Gewalt, dynamisiert die Ge-
waltausübung aber gleichzeitig. Die 
Rollen sind verteilt. Kolumbien ist – ge-
folgt von Peru und Bolivien – nach wie 
vor das Land mit der größten Anbauflä-
che von Kokablättern und Hauptprodu-
zent von Kokain. Venezuela und Brasili-
en gehören zu den wichtigsten Tran-
sitländern auf dem Weg nach Nord-
amerika und Europa. Argentinien und 
Brasilien sind die größten südamerika-
nischen Märkte für den Konsum von Ko-
kain (vgl. UNODC 2010). Eine klare 
Kausalität zwischen unterschiedlichen 
Formen der Einbindung in die globale 
Drogenökonomie und Gewaltsamkeit in 

Südamerika lässt sich dennoch nicht 
konstruieren.
Betrachtet man aber das von Land zu 
Land unterschiedliche Aufeinandertref-
fen und das Zusammenwirken der hier 
nur kurz skizzierten Prozesse, so entste-
hen sehr wohl Muster unterschiedlicher 
Problemlagen bei Gewalt und Unsicher-
heit. Kees Koonings und Dirk Kruijt for-
mulieren diesen Zusammenhang fol-
gendermaßen: „Armut alleine führt nor-
malerweise nicht zu systematischer oder 
organisierter Gewalt. Aber dauerhafte 
soziale Ausgrenzung, verbunden mit al-
ternativen nicht-legalen Quellen des Ein-
kommens und der Macht, kombiniert mit 
einem abwesenden oder zerfallenden 
Staat in besonderen territorialen/sozia-
len Gebieten, stellt Möglichkeiten und 
Motive für Gewaltaktionen zur Verfü-
gung, die wiederum zur Desintegration 
des sozialen und moralischen Zusam-
menhalts beitragen“ (2007a, S. 13).

Wege aus der Gewalt

Vor dem Hintergrund dieser komplexen 
Gemengelagen müssen Strategien zur 
Reduzierung und Kontrolle der Gewalt 
in eine breitere Konzeption von Entwick-
lung sowie politischer und sozialer Inte-
gration eingebettet sein. Dafür sind An-
strengungen auf mehreren Ebenen not-
wendig, die sich wechselseitig ergän-
zen und verstärken können:
 Zuallererst geht es darum, einzelne Be-

völkerungsgruppen (Arme, Jugendli-
che, ethnische Minderheiten) nicht aus-
zugrenzen, sondern anzuerkennen, 
dass sie alle Bürgerinnen und Bürger 
sind. Daraus leitet sich ein Anspruch auf 
Partizipation über Wahlen hinaus ab. 
Die historisch gewachsenen und ver-
ankerten sozialen Probleme Südameri-
kas lassen sich nicht per Ausgrenzung 
oder Kriminalisierung lösen.

 Reformen staatlicher Institutionen dür-
fen nicht an Kriterien der Effizienz, son-
dern müssen an einer Förderung des 
Gemeinwohls ausgerichtet sein. Dazu 
gehört zwingend, dass Staat und Ver-
waltung auf allen Ebenen (national, 
regional, lokal) der Gesellschaft ge-
genüber rechenschaftspflichtig sind, 
demokratischer Kontrolle unterliegen 
und transparent agieren müssen.

 Eine grundlegende Stärkung des 
Rechtsstaats ist eine unabdingbare 
Voraussetzung von Gewaltreduzie-
rung. Nur so kann Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit in Regeln und zivile 
Formen der Konfliktbearbeitung ent-
stehen und wachsen. 

Tabelle 5: Reformen des Sicherheitssektors

Sicherheitssektorreform Rolle des Militärs in der 
öffentlichen Sicherheit

Argentinien umfassend nur in Ausnahmesituationen

Bolivien Verfassung und Mandat ja

Brasilien umfassend ja

Chile
umfassend (nicht Militärgerichts-
barkeit) nur in Ausnahmesituationen

Ecuador Ausbildung ja

Kolumbien
Organisation des Ministeriums, 
Ausbildung, Militärgerichtsbarkeit ja

Paraguay umfassend ja

Peru Organisation des Ministeriums ja

Uruguay
Organisation des Ministeriums, 
Ausbildung ja

Venezuela k.A. k.A.

Quelle: FLACSO 2007, S. 19 und 38; Reformen beinhalten eine Veränderung von Verfassung, Mandat 
und Organisation sowie der Ausbildung und Militärgerichtsbarkeit.
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Letztlich geht es darum, transparente 
und rechenschaftspflichtige Strukturen 
in Politik und Gesellschaft zu stärken. 
Dies schließt die Wirtschaft ein. Eine 
Stärkung der formalen Wirtschaft re-
gelt nicht nur Arbeitsbeziehungen, son-
dern ist Grundlage der Besteuerung 
von Löhnen, Gehältern und Gewinnen 
und damit der finanziellen Basis staatli-
chen Handelns. Dies hat auch grundle-
gende politische Folgen. Einigermaßen 
stabile Arbeitsplätze sind eine zentrale 
Voraussetzung für die Organisationsfä-
higkeit und Konflikt fähigkeit sozialer In-
teressen, die auch der politischen De-
mokratisierung ein solides Fundament 
verschaffen. Nur so entsteht die Mög-
lichkeit, Gewalt nicht nur aus der Politik, 
sondern auch aus dem sozialen Alltag 
Südamerikas zu verdrängen.
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ANMERKUNGEN

1 Im Mittelpunkt stand hier der Vorwurf Kolum-
biens, Ecuador und Venezuela unterstützen und 
duldeten die kolumbianische Guerilla. Zu den 
zwischenstaatlichen Konflikten in Lateinamerika 
vgl. Kurtenbach 2000, Holsti 1996 sowie zu den 
sicherheitspolitischen Problemlagen aus Sicht der 
Region den Sammelband von Grabendorff 2003.
2 Der Gini-Index ist eine Maßzahl für die 
Gleich- oder Ungleichverteilung eines Gutes (z.B. 
für die Verteilung des Einkommens auf die Privat-
haushalte). Der Index hat ein Minimum von 0,0 
und ein Maximum von 1,0. Ein Wert, der nahe 0,0 
liegt, indiziert geringe Ungleichverteilung bzw. 
annähernd Gleichverteilung, wohingegen eine 
Maßzahl von 1,0 eine krasse Ungleichverteilung 
anzeigt.
3 Das Datenbankprojekt der Universität Upp-
sala legt bei Kriegen eine Mindestzahl von 
jährlich 1 .000 Toten in direktem Zusammenhang 
mit der bewaffneten Auseinandersetzung zu-
grunde, während qualitative Definitionen wie 
die der Hamburger Arbeitsgemeinschaft Kriegs-
ursachenforschung (AKUF) Kriterien wie zentrale 
Organisation und ein Mindestmaß an Kontinui -
tät in den Vordergrund stellen (s. www.ucdp.se; 
www.akuf.de).
4 Siehe hierzu vor allem die Sammelbände von 
Hefrich/Kurtenbach 2006, Bouvier 2009 sowie im 
Überblick Helfrich/Kurtenbach 2006a, Kurten-
bach 2004, 2005, 2010.
5 Die Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenfor-
schung (AKUF) der Universität Hamburg führte 
den Kampf von Sendero Luminoso gegen den 
peruanischen Staat von 1980 bis 1997 als Krieg, 
bis 1999 und seit 2007 wieder als bewaffneten 
Konflikt; der Kampf des MRTA (Movimiento Revo-
lucionario Túpac Amaru) galt von 1987 bis 1994 
als Krieg. Zum Krieg und seinen Ursachen siehe 
Palmer 1992, Belay u. a. 2004, Burt 2007, Came-
ron/ Mauceri 1997, Degregori 1996, 1999, Gorri-
ti 1999, Kruijt 1999.
6 http://informe21 .com/actualidad/impuni-
dad-corrupcion-16047-homcidios-nuestro-pais-
2009-segun-informe
7 Siehe hierzu Cano 1998, Human Rights 
Watch 2009 sowie zum Thema Kinder und Ju-
gendliche in Banden Dowdney 2005.
8 Ein ähnlicher Zusammenhang zwischen sozi-
aler Integration, rechtsstaatlicher Sanktionierung 
von Gewalt und Reduzierung der Homizidraten 
lässt sich auch für Bogotá feststellen (siehe Sanín 
2009).
9 Zur Polizei in Lateinamerika siehe Waldmann 
1994 und 1996, Waldmann/Schmid 1996, Schmid 
2007, Lateinamerika Analysen Nr. 15/ 2005 und 
FLACSO 2007.
10 Kolumbien ist mit seiner regional wechseln-
den Gewaltintensität hier ein paradigmatisches 
Beispiel. Dort, wo die Paramilitärs (und/oder die 
Guerilla) die territoriale Kontrolle ausüben, ge-
hen die Gewaltzahlen zurück, wo die Kontrolle 
umkämpft ist, steigt sie an. Zu Drogen und orga-
nisiertem Verbrechen vgl. u. a. Thoumi 2003, 
Youngers/Rosin 2005, Bailey/Godson 2000, ICG 
2008, Kurtenbach 2010.
11 Hierzu gehören beispielsweise rituelle Paten-
schaften des Großgrundbesitzers für Kinder sei-
ner Landarbeiter und Pächter, die zwar asymme-
trisch waren, dennoch einen zentralen Mechanis-
mus sozialer Kohäsion darstellen. Chefs von 
Drogenbanden wie der Kolumbianer Pablo Esco-
bar benutzen genau diese traditionellen Mecha-
nismen des Klientelismus zur Mobilisierung von 
Unterstützung in ihrem Einflussbereich. Zu Armut, 
Urbanisierung und Gewalt siehe Koonings/Kruijt 
2007, zur Lage der städtischen Armen Fay 2005.
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Alltags- und Populärkultur: 
Lateinamerika steht für Vielfalt
Eva Karnofsky

Lateinamerikas Alltagskultur wird von 
verschiedensten Faktoren geprägt. Über 
Staatsgrenzen hinweg gestaltet sich das 
Leben in der kalten, dünnen Luft der 
Hochanden anders als in heißen Küsten-
regionen, als im tropischen Regenwald 
des Amazonastieflandes oder in den 
grünen Weiten der Pampa. Regionale 
Gegebenheiten verbinden erst recht 
über Landesgrenzen hinweg, wenn letz-
tere das Gebiet einer indigenen Ethnie 
trennen. Die indigenen Völker, die be-
reits vor der spanischen und portugiesi-
schen Kolonisation auf dem Kontinent 
siedelten, waren ebenso verschieden in 
ihren Sitten und Gebräuchen wie es 
Spanier und Portugiesen waren. Und 
auch die Struktur der Einwanderung in 
den Jahrhunderten nach der Kolonisie-
rung war nicht homogen: Die Vorfahren 
von Brasiliens schwarzer Bevölkerung 
brachten andere Essgewohnheiten und 
andere Rhythmen mit als die russischen, 
japanischen oder niederländischen Ein-
wanderer, als chinesische Immigranten 
in Peru, deutsche in Chile oder italieni-
sche Siedler in Argentinien oder Urugu-
ay. Und nicht zuletzt drückt auch die 
politische und wirtschaftliche Entwick-
lung der einzelnen Länder der Populär-
kultur ihren Stempel auf. Eine Diktatur 
bringt zwangsläufig andere Lieder her-
vor als ein demokratisch regiertes Land, 
und Armut zwingt zu anderen Lebensge-
wohnheiten als Reichtum. So steht La-
teinamerika für Vielfalt, denn in jedem 
Land hat sich eine eigene Alltagskultur 
herausgebildet, die zudem regional ver-
schieden und schichtenspezifisch ist. 
Überall allerdings sprüht man vor Ideen, 
ist spontan und lebt im Jetzt. Auch eine 
positive Grundstimmung, die sich bei-
spielsweise in der Liebe zu Musik und 
Tanz ausdrückt, eint den Subkontinent, 
obwohl die meisten Menschen dort um 
ihr Überleben mehr kämpfen müssen als 
in Europa. 

Die Familie als Sozialversicherung

Über Grenzen hinweg wissen Latein-
amerikaner und Lateinamerikanerinnen 
widrigen Lebensumständen zu trotzen, 
denn sie sind Meister der Improvisation. 
„Es gibt immer einen Weg“, sagen die 
Brasilianer, wenn eine Situation aus-
sichtslos erscheint. Dieser Weg ist dann 

längst nicht immer gerade. Man zückt 
einen Geldschein oder lässt Beziehun-
gen spielen, um zum Ziel zu kommen. 
Vor allem familiäre Bande werden dafür 
genutzt. 
Ein ausgeprägter Familiensinn ist über-
all in Lateinamerika anzutreffen. Bis 
heute sind dort die Familien größer als 
in Deutschland, auch wenn durch zu-
nehmende Bildung, Verstädterung und, 
damit einhergehend, leichteren Zugang 
zu Verhütungsmitteln die Geburtenra-
ten abnehmen. Jede Frau bekommt im 
Schnitt aber noch 2,3 Kinder. Wenn La-
teinamerikaner und Lateinamerikane-
rinnen von ihrer Familie sprechen, mei-
nen sie damit nicht nur Großeltern, El-
tern und Kinder. Zur Kusine hat ein Ku-
baner oder Guatemalteke meist eine 
fast ebenso enge Bindung wie zu seinen 
Geschwistern. Großonkel oder Vettern 
zweiten Grades werden noch als nahe 
Verwandte begrif fen, und wenn sie vom 
Land in die Hauptstadt zu Besuch kom-
men, versteht es sich von selbst, ihnen 
Unterschlupf zu gewähren. Bei einer 
Hochzeitsfeier im Familienkreis kommen 
schnell hundert Personen zusammen, 
und um den Weihnachtsbaum sitzt man 
zu Dutzenden.
Die engen Beziehungen zur (Groß-)Fa-
milie haben längst nicht nur einen emo-
tionalen Hintergrund. Vielmehr sind sie 
den politischen und sozialen Bedingun-
gen geschuldet, denn nicht in allen Län-
dern existieren Arbeitslosenversiche-
rung oder Sozialhilfe. So stehen wäh-
rend der landauf, landab wiederkeh-
renden Wirtschaftskrisen immer viele 
Häuser und Wohnungen zum Verkauf, 
weil die Bewohner aus Kostengründen 
zumindest vorübergehend zu Verwand-
ten ziehen. Auch im Krankheitsfall fehlt 
vielen Menschen die Lohnfortzahlung, 
etwa, weil sie im informellen Sektor tä-
tig, also schwarz beschäftigt sind oder 
auf eigene Rechnung auf der Straße 
Tortillas verkaufen. Es ist dann die Fami-
lie, die die Menschen auffängt. Und 
diese bemüht sich, über ihr Netzwerk 
arbeitslose Verwandte wieder in Lohn 
und Brot zu bringen. Der weit verbreite-
te Nepotismus hat somit auch soziale 
Wurzeln. 
In einer Betrachtung der argentinischen 
Gesellschaft spricht Peter Waldmann in 
diesem Zusammenhang von Gruppen-
egoismus, einer abgewandelten Form 
des in den meisten Ländern anzutref-

fenden exzessiven Individualismus: „Im 
Mittelpunkt steht in diesem Fall nicht der 
Einzelne, sondern die jeweilige Grup-
pe, sei es ein Familienverband, eine In-
teressengemeinschaft oder ein Hobby-
verein“ (Waldmann 2002, S. 81). Es wer-
de strikt zwischen Binnenmoral und Ver-
haltensmaßstäben gegenüber Drit ten 
unterschieden. In den Genuss der Vor-
teile gegenseitiger Solidarität und 
Hilfsbereitschaft kommen nur jene, die 
der Gruppe angehören oder ihr irgend-
wie nahe stehen. Waldmann spricht 
von „handfesten Sanktionen“ für die, 
die sich nicht an die gruppeninterne 
Moral halten. 
Allzu häufig wird dabei über die Strän-
ge geschlagen, wenn beispielsweise 
die Präsidentin der venezolanischen 
Nationalversammlung mehr als vierzig 
Familienangehörige auf verschiedenen 
Posten des Parlaments untergebracht 
hat. Ihr Präsident Hugo Chávez geht mit 
gutem Beispiel voran, denn seine weit 
verzweigte Familie kontrolliert fast den 
gesamten Bundesstaat Barinas. 
Es hat nicht nur finanzielle Hintergrün-
de, dass selbst Präsidenten und Präsi-
dentinnen ihre Familien ungeniert mit 
Posten versehen: Familienangehörigen 
schenkt man mehr Vertrauen als Frem-
den. Viele Kubaner beispielsweise wa-
gen es bis heute nur im Familienkreis, 
sich kritisch über das Regime zu äußern. 
Lediglich dort sind sie sich sicher, nicht 
denunziert zu werden, denn Familien-
bande wiegen schwerer als politische 
und ideologische Bindungen. Alle Län-
der Lateinamerikas haben in der Ver-
gangenheit unter repressiven Regimen 
gelit ten. Das wirkt bis heute nach.
Zwar steigt in Lateinamerika vor allem in 
den Großstädten die Zahl der allein le-
benden Singles, denn auch dort neh-
men die Scheidungen zu. Doch viele 
junge Leute bleiben immer noch bis zu 
ihrer Eheschließung – und darüber hi-
naus – im Hause der Eltern wohnen, weil 
sie sich allein keine eigene Wohnung 
leisten können. Ältere Menschen leben 
oft bei ihren Kindern und werden, wenn 
sie gebrechlich sind, von ihren Ver-
wandten gepflegt. Altersheime sind sel-
tener als hier, denn man traut einem 
Fremden nicht zu, die Eltern wirklich gut 
zu versorgen. Zudem kann sie sich kaum 
jemand leisten. Ein städtischer Haushalt 
in Venezuela hatte denn auch 1999 im 
Schnitt 4,7 Mitglieder, in Argentinien 
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3,3. In armen Familien lag der Schnitt 
bei 5,4 bzw. 4,7 Familienmitgliedern. 
Für Lateinamerikaner und Lateinameri-
kanerinnen ist es selbstverständlich, die 
Eltern im Alter finanziell zu unterstützen, 
weil diese sonst Not leiden müssten. In 
Uruguay oder Chile existiert zwar eine 
kleine staatliche Rente für alle, in Hon-
duras hingegen kommt nur jede(r) Vierte 
im Rentenalter in den Genuss einer Al-
tersversorgung. Selbst im Krankenhaus 
ist man auf Unterstützung angewie -
sen: Die Familie übernimmt aufgrund 
der knappen Finanzdecke öffentlicher 
Krankenhäuser und des damit einherge-
henden Personalmangels einen Teil der 
Pflege und oft auch die Verpflegung.

Geschlechtergleichstellung versus 
Machismo

„Jeder Hurensohn kann dein Vater sein, 
Mutter hast du nur eine“, lautet ein ko-
lumbianisches Sprichwort. Die Histori-
kerin und Genderforscherin Barbara 
Potthast spricht vom „Mythos der Hei-
ligkeit und Friedfertigkeit“, der latein-
amerikanischen Müttern anhängt. Ihre 
„angenommene moralische Überlegen-
heit und Spiritualität“ führt bis heute 
dazu, dass sie im Haus uneingeschränkt 
das Kommando und gewöhnlich auch 
bei der Kindererziehung das letzte 
Wort haben (vgl. Potthast 2010). In vie-
len Fällen neigt die Mutter dazu, die 
Söhne den Töchtern vorzuziehen, zu 
verwöhnen und besonders eng an sich 
zu binden, womit sie dazu beiträgt, den 
Machismo zu reproduzieren. Während 
Mädchen, zumindest in den unteren 
Schichten, im Haushalt helfen müssen, 
sind die männlichen Nachkommen von 
diesen Pflichten befreit. „Spülen macht 
weibisch“, hört man bis heute von La-
teinamerikanerinnen. Die Söhne, für die 
Koseworte wie „mein König“ oder „mein 
kleiner Chef“ nicht selten sind, bringen 
ihren Müttern im Gegenzug besondere 
Verehrung entgegen.
Hausarbeit ist also in der Regel Frauen-
sache. In der Ober- und oberen Mittel-
schicht wird sie gewöhnlich von (fast 
ausschließlich weiblichen) Hausange-
stellten erledigt, die nicht selten im Hau-
se der Familie wohnen. In der Mittel-
schicht setzt sich in den letzten Jahren 
vorsichtig eine gewisse Arbeitsteilung 
zwischen Mann und Frau durch. Die zu-
nehmende Berufstätigkeit der Frauen, 
oftmals der abnehmenden Kaufkraft 
der Löhne und Gehälter geschuldet, so-
wie die bewusstseinsverändernde Ar-
beit von Feministinnen sind die Haupt-
gründe dafür. So sind in Kolumbien und 
Argentinien laut Barbara Potthast nur 
noch 15 Prozent der Männer und elf Pro-
zent der Frauen der Meinung, der Platz 
der Frau sei im Haus.

In Chile dagegen hat eine vom Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Natio-
nen (UNDP) 2009 durchgeführte Unter-
suchung ergeben, dass 62 Prozent der 
Bürger und Bürgerinnen noch immer ge-
gen volle Geschlechtergleichheit sind. 
18 Prozent davon sind eingefleischte 
Machistas. Sie glauben, Frauen sollten 
gehorchen und sich auf ihre Rollen als 
Mütter und Ehefrauen beschränken. Et-
wa 80 Prozent dieser Machistas sind 
Männer aus den unteren Einkommens-
schichten. Weitere 18 Prozent der Chi-
lenen und Chileninnen glauben, dass 
sich Männer und Frauen bei der Er fül-
lung ihrer traditionellen Rollen ergän-
zen und unterstützen sollten. Diese 
Gruppe setzt sich vor allem aus über 
Fünfzigjährigen beiderlei Geschlechts 
– vorwiegend aus der unteren Mittel-
schicht – zusammen. Die übrigen Geg-
ner für volle Geschlechtergleichheit, die 
26 Prozent der Gleichheitsgegner aus-
machen, glauben, dass Geschlechter-
rollen, wenn nötig, verändert werden 
können, aber dass es wichtig ist, die Un-
terschiede zwischen Mann und Frau so-
wie die traditionelle Moral aufrechtzu-
erhalten. Dies sind vor allem Chilenen 
mittleren Alters und mittleren Einkom-
mens. Nur 38 Prozent aller Befragten 
treten für Geschlechtergleichheit ein. 
Zu dieser Gruppe gehören vor allem re-
lativ junge Leute, oftmals aus höheren 
Einkommensschichten. 
Die UNDP-Studie ergab auch, dass 
Frauen weiterhin fast alle oder alle täg-
lich anfallenden Hausarbeiten erledi-
gen. 78 Prozent der Frauen berichteten, 
dass sie allein oder vorwiegend für die 
Hausarbeit verantwortlich sind, wäh-
rend 52 Prozent der Männer antworte-
ten, dass sie normalerweise nichts im 
Haushalt tun. Im Übrigen sind latein-
amerikanische Haushalte weniger tech-
nisiert als deutsche. Die Familien, die 
sich eine Spülmaschine oder einen Wä-
schetrockner leisten könnten, überlas-
sen den Abwasch und die Wäsche der 
Haushaltshilfe. 
Vor allem in den unteren Schichten ist 
die Zahl der weiblichen Haushaltsvor-
stände groß – oftmals als Folge der 
prekären Wohnsituation und/oder der 
materiellen Unsicherheit. Frauen haben 
es leichter als Männer, im Falle von Ar-
beitslosigkeit auf den informellen Sek-
tor auszuweichen, etwa putzen zu ge-
hen oder am Straßenrand selbst ge-
machte Backwaren zu verkaufen; sie 
werden somit zu Haupternährerinnen. 
Dies erschütter t das Selbstbewusstsein 
der Männer und treibt diese nicht sel-
ten aus dem Haus. In ihrer Männlichkeit 
verletzt, suchen sie sich eine neue Frau. 
In den unteren Schichten zieht man oft 
ohne Trauschein zusammen und be-
kommt Kinder, was Trennungen erleich-
ter t. 

In der Mittel- und Oberschicht ist die 
formelle Eheschließung allerdings nach 
wie vor wichtig. Kaum ein junges Mäd-
chen, das nicht vom Príncipe azul, dem 
Märchenprinzen, und von einer Hoch-
zeit in Weiß träumte. Die Heirat ist auch, 
sieht man von Intellektuellenzirkeln ab, 
für den sozialen Status vor allem der 
Frau noch von Bedeutung, und sie hat 
auch als Versorgungsinstitution keines-
wegs gänzlich ausgedient. Immer wie-
der geben auch junge Akademikerin-
nen, kaum sind sie verheiratet, ihre Ar-
beit auf und erwarten vom Ehemann, 
dass er sie ernährt. Die Ausnahme bil-
det Kuba. Im nach der Revolution von 
1959 eingeführten sozialistischen Sys-
tem ist es selbstverständlich, dass beide 
Ehepartner bis zur Pensionierung durch-
gehend arbeiten.
Außereheliche Beziehungen der Män-
ner wurden seit der Kolonialzeit – auch 
von den Ehefrauen – meist stillschwei-
gend toleriert, solange es diesen an 
nichts fehlt und der äußere Schein der 
glücklichen Familie gewahrt bleibt. In 
Mexiko wurde für die Geliebte des 
Mannes der Begrif f la casa chica, zu 
Deutsch: das kleine Haus, geprägt. In-
zwischen nehmen es auch immer mehr 
Frauen mit der ehelichen Treue weniger 
genau. Wie sich dieser Wandel der me-
xikanischen Gesellschaft manifestiert, 
hat die Schriftstellerin und Feministin 
Angeles Mastretta in ihrem Erzählungs-
band „Ehemänner!“ literarisch aufgear-
beitet. 
Das Aufeinanderzugehen der Ge-
schlechter ist noch stärker als hier Ritua-
len unterworfen, die widerspiegeln, 
dass die Frau den Ernährer und Macho 
sucht: Der Mann lädt ein, nur wenige La-
teinamerikanerinnen kommen auf die 
Idee, wenn sie mit einem Vertreter des 
anderen Geschlechts ausgehen, die Ze-
che zu teilen. Frauen erwarten meist, 
dass man ihnen den Hof macht. Bevor 
sich eine Frau nach einer Weile des 
„Hofierens“ mit einem Mann „einlässt“, 
wird sie ihn gewöhnlich erst einmal ihrer 
Familie vorstellen. Eine Frau, die in Bra-
silien die Einladung eines Mannes zum 
Abendessen annimmt, signalisiert da-
mit, dass sie auch an „mehr“ interessiert 
ist. Eine Einladung zum Kaffee oder 
zum Mittagessen ist dagegen unver-
fänglich.

Der Umgang mit den Mitmenschen

Freunde kennt man gewöhnlich seit frü-
hester Jugend – und hatte somit Zeit, 
Vertrauen aufzubauen. Einmal erwach-
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ky sen, dauert es lange, bis man engere 
Freundschaft schließt und einen Frem-
den zu sich nach Hause einlädt. Enge, 
langjährige Freunde gehören dann al-
lerdings fast zur Familie. Auf Besucher 
geht man jedoch freundlich zu und zeigt 
sich hilfsbereit. Besonders herzlich sind 
die Menschen im Karibikraum: Die fröh-
liche Offenheit der Kubaner ist fast 
schon sprichwörtlich. In den Anden, die 
von indigenen Kulturen geprägt sind, 
trif f t man dagegen auf mehr Zurückhal-
tung und größere Verschlossenheit ge-
genüber Fremden.
Freundschaften über Klassengrenzen 
hinweg sind höchst selten. Man trif f t 
auch nur selten aufeinander: Die Wohn-
viertel der Reichen sind für die Mittel-
schicht zu teuer, und in deren Vierteln 
kann sich kein Arbeiter ein Heim leisten. 
Während Reiche und die obere Mittel-
schicht teure Privatschulen besuchen, 
sind ärmere Schichten auf (meist weni-
ger gute) staatliche Schulen angewie-
sen. Es ist selbstverständlich, dass das 
Personal nicht mit den Herrschaften am 
Tisch, sondern in der Küche isst. Nie-
mand käme auf die Idee, der Haushalts-
hilfe oder dem Gärtner das „Du“ anzu-
bieten, selbst dann nicht, wenn sie seit 
Jahrzehnten im Hause arbeiten – und 
man selbst sie duzt. Ein neuer Kollege 
wird dagegen von vornherein geduzt, 
es sei denn, er ist erheblich älter. Das 
„Du“ hat sich in den letzten Jahren als 
vorherrschende Umgangsform durch-
gesetzt. Älteren Herrschaften zollt man 
allerdings Respekt, indem man sie siezt. 
In Kolumbien siezen sich jedoch häufig 
auch Freunde und sogar Ehepartner; 
dies wird als Ausdruck der Hochach-
tung verstanden. 
Singles und verheiratete Paare leben in 
getrennten Welten. Singles bleiben un-
ter sich und Paare laden gewöhnlich nur 
Paare ein, denn niemand holt sich frei-
willig „Konkurrenz“ ins Haus. Es schickt 
sich im Übrigen nicht, als verheiratete 
Frau mit einem befreundeten, ebenfalls 
verheirateten Mann ohne die beiden 
anderen Partner ins Kino oder Essen zu 
gehen. 
Man legt auch sonst Wert auf Etikette. 
Am Arbeitsplatz ist formelle Kleidung 
üblich, selbst bei Hitze zwängt man 
sich in Südamerika meist in Anzug oder 
Kostüm. In Mittelamerika ist für Män-
ner auch die Guayabera, das Biesen-
hemd, erlaubt. Bei Veranstaltungen sind 
lange, förmliche Reden üblich, bei de-
nen anwesende Würdenträger über-
schwänglich begrüßt werden.
Die Vorliebe für ein strenges Protokoll 
kontrastiert mit der in verschiedenen 
Ländern weit verbreiteten Angewohn-
heit, gegen Normen zu verstoßen, etwa 
Verkehrsregeln zu missachten: „Einer 
Studie aus Buenos Aires zufolge miss-
achtet fast jeder Privatwagen eine rote 
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Ampel pro Tag. Jeder Bus fährt sogar 
pro Stunde zweimal über rote Ampeln“, 
schreibt die argentinische Politologin 
Carlota Jakisch. Sie benutzt für dieses 
Sozialverhalten den vom französischen 
Soziologen Emile Durkheim im 19. Jahr-
hundert geprägten Begrif f der Anomie: 
„Es ist nicht das Fehlen der Normen, das 
den ‚anomischen’ Charakter Argentini-
ens erklärt, sondern ihre Geringschät-
zung durch beachtliche Teile der Ge-
sellschaft“, so Jakisch. Wenn die Gren-
zen verwischen, würden Leidenschaften 
und Wünsche maßlos. Als eine Ursache 
der Anomie sieht Jakisch die Schwäche 
des Justizsystems an (vgl. Jakisch 2010). 
Jakischs Beschreibung der argentini-
schen Verhältnisse lässt sich auch auf 
die meisten anderen Länder Lateiname-
rikas übertragen. So kommt man fast 
überall gern zu spät, doch fast nur Euro-
päer stören sich daran. „Lateinamerika-
nische Uhren gehen anders“, schrieb 
Joaquín Ibarz, seit drei Jahrzehnten La-
teinamerika-Korrespondent der spani-
schen Tageszeitung La Vanguardia. 
Pünktlich zu einem Termin zu erschei-
nen, so musste er immer wieder feststel-
len, ist gesellschaftlich keineswegs gut 
angesehen, und jemanden warten zu 
lassen, ist eine Form, Hierarchie auszu-
drücken. Je höher jemand aufgestiegen 
ist, desto größer ist die Wahrscheinlich-
keit, dass er andere warten lässt. Zwi-
schen Río Grande und Feuerland fängt 
kaum eine öffentliche Veranstaltung 
pünktlich an, und auch bei geschäftli-
chen oder privaten Verabredungen lie-
gen Wartezeiten von bis zu drei Stun-
den im Rahmen des Möglichen. Busi-
ness Schools haben inzwischen Kurse 
über Pünktlichkeit auf den Lehrplan ge-
setzt, und der ehemalige Präsident Ecu-
adors, Lucio Gutiérrez, hat 2003 einen 
Kreuzzug gegen die Unpünktlichkeit 
begonnen, da sich die durch Verspätun-
gen entstehenden wirtschaftlichen Ver-
luste in seinem Land jährlich auf rund 
1,7 Millionen Euro beliefen. 
Die individuelle Konflikt fähigkeit ist 
nicht sehr ausgeprägt. Wenn etwa der 
Bus auf offener Strecke zusammen-
bricht, nimmt man dies schicksalserge-
ben und schweigend hin. Selten fragt 
jemand den Fahrer, wann und wie es 
weitergeht. Man steht klaglos vor Bank-
schaltern Schlange, lässt das zähe 

Steak im Restaurant nicht zurückgehen 
und neigt weniger als hier dazu, sich of-
fiziell zu beschweren. Mit deutscher Di-
rektheit löst man meist Erstaunen aus. 
Auch im persönlichen Bereich sagt man 
sich die Dinge selten ins Gesicht. „In La-
teinamerika lügt jeder, und niemand ist 
darüber überrascht“, erklärte Ecuadors 
Präsident Rafael Correa in einem Inter-
view. Wer in Mexiko oder Peru nach 
dem Weg fragt, wird immer eine aus-
führliche Antwort erhalten, das erfor-
dert die Höflichkeit. Allerdings muss der 
beschriebene Weg nicht unbedingt 
zum Ziel führen. Die Unterdrückung un-
ter den Kolonialherren ist daran schuld, 
dass so viel gelogen wird, lautet eine Er-
klärung. Aus Angst vor Strafe gewöhnte 
man sich an, immer das zu sagen, wo-
von man glaubte, dass der Herr es hö-
ren wollte. 

Schlank und auf Stilettos

Den Männern gefallen, um sich den 
Märchenprinzen zu angeln und ver-
sorgt zu sein, das ist zumindest für viele 
Lateinamerikanerinnen wichtiger als für 
Europäerinnen. Und so legen sie beson-
deren Wert auf ihr Äußeres und verwen-
den viel Mühe auf die Pflege des Kör-
pers. Lange, lackierte Nägel gehören 
zum gepflegten Erscheinungsbild einer 
Frau, und unrasierte weibliche Achseln 
und Beine gelten als ungepflegt. 
Miss-Wahlen erfreuen sich großer Be-
liebtheit. Sie sind in vielen Ländern nati-
onale Ereignisse, die vom Fernsehen live 
übertragen werden. Selbst angesehe-
ne Intellektuelle mit emanzipatorischem 
Anspruch sind bereit, dabei als Juroren 
zu fungieren. Auch viele Frauen sehen 
die Präsentation ihrer leicht bekleideten 
Geschlechtsgenossinnen nicht als Wi-
derspruch zur Forderung nach Ge-
schlechtergleichheit an, sondern als Be-
weis dafür, welche Schönheiten das ei-
gene Land hervorbringt. Ein Miss-Titel 
ist für die Karriere gebildeter Frauen för-
derlich: So ist die ehemalige „Miss Ko-
lumbien“, Patricia Janiot, als politische 
Journalistin und Moderatorin von CNN 
in ganz Lateinamerika bekannt, und die 
ehemalige „Miss Universum“, die Polito-
login Irene Sáez, war Bürgermeisterin 
eines Bezirks der venezolanischen 
Hauptstadt Caracas, Präsidentschafts-
kandidatin und schließlich bis 1999 
Gouverneurin eines venezolanischen 
Bundesstaates.
Der ausgeprägte Körperkult geht in fast 
allen Ländern, vor allem in der Mittel- 
und Oberschicht, mit Schlankheitswahn 

Nicht zuletzt im Tango, bei uns ein Mar-
kenzeichen Argentiniens und ein Symbol 
für Melancholie aber auch Lebenslust, 
offenbaren sich der südamerikanische 
Machismo und der ausgeprägte weibliche 
Schönheitskult der Mittel- und Ober-
schicht.

picture alliance/dpa
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ky einher. Der hat zur Folge, dass sich die 
Psychologen vermehrt mit Essstörungen 
vor allem junger Menschen befassen 
müssen. Lediglich in Kuba, wo der Staat 
den Zugang der Bürger zu ausländi-
schen Medien und deren Werbung 
noch weitgehend verhindert, hat sich 
dieses fragwürdige Schönheitsideal 
noch nicht durchgesetzt. Fitnessstudios 
haben überall regen Zulauf, es wird ge-
joggt und Schönheitsoperationen ste-
hen hoch im Kurs, wobei sich inzwischen 
auch Männer für ein Facelif ting ent-
scheiden und die Dienste einer Manikü-
re in Anspruch nehmen, um sich die Nä-
gel polieren oder gar klar lackieren zu 
lassen.
Zwar betont man den Körper gern durch 
enge Kleidung, doch in der Sauna gibt 
man sich prüde: Man betrit t sie niemals 
nackt, sondern lediglich im Badeanzug. 
Auch Nacktbadestrände sind kaum zu 
finden, denn Nacktheit wird immer mit 
Sexualität assoziiert. 
Internationale Markennamen haben 
große Bedeutung, sie gelten vor al-
lem bei Jugendlichen als Zeichen von 
Wohlstand. Wer sie sich nicht leisten 
kann, kauft Fälschungen oder näht sich 
das Krokodil von Lacoste auf ein billi-
ges T-Shir t. Immer dann, wenn Importe 
aufgrund des Währungsgefälles teuer 
sind, gewinnen nationale Designer an 
Bedeutung, die jedoch oft von der Bild-
fläche verschwinden, wenn Importe 
wieder billiger werden. Wer es sich 
leisten kann, fliegt zum Einkauf nach 
Miami. Politisch werden die USA zwar 
meist abgelehnt, doch gleichzeitig 
hegt man Bewunderung für alles, was 
von dort kommt. Indigenes Design da-
gegen, wie etwa das der Kuna in Pana-
ma oder der indigenen Völker Guate-
malas steht fast nur bei Touristen hoch 
im Kurs. Die peruanischen Alpakapull-
over mit traditionellen Lama-Mustern 
werden zwar von der indigenen Bevöl-
kerung getragen und auf Souvenir-
märkten verkauft, die weiße und mesti-
zische Bevölkerung orientier t sich je-
doch an der europäischen und nord-
amerikanischen Mode. Im stark indigen 
geprägten Bolivien hat sich allerdings 
eine Modemanufaktur herausgebildet, 
die sich auf die Trachten der Quechua 
und Aymara spezialisier t hat. 
Zum gepflegten Outfit der Mittel- und 
Oberschicht gehört unbedingt ein sau-
berer Schuh. Für Letzteres sorgen die 
Schuhputzer, die in den Städten an je-
der Straßenecke ihre Dienste anbieten. 
Jugendliche legen besonderen Wert 
auf den Markenturnschuh, Männer set-
zen auf dunkle Halbschuhe und latein-
amerikanische Frauen halten selbst auf 
den höchsten und dünnsten Stilettos die 
Balance. Europäische oder nordameri-
kanische Touristen erkennt man schnell: 
an ihren Gesundheitssandalen. 

Musik, Musik, Musik…

Unsere Ohren empfinden Lateiname-
rika oft als laut, nicht zuletzt, weil Mu-
sik zum Alltag gehört: Beim argentini-
schen Metzger kauft man zu Tango-
Rhythmen ein, der mexikanische Taxi-
fahrer lauscht traditionellen Rancheras 
und in Kuba dringt aus jedem zweiten 
offenen Fenster ein Son oder ein Salsa-
Stück. Selbst der Tango, bei uns ein 
Markenzeichen Argentiniens und Sym-
bol für Melancholie und Depression, 
ist Ausdruck von Lebenslust: Er wurde 
von armen Einwanderern Ende des 
19. Jahrhunderts geschaffen, um sich 
nach Feierabend von dem harten Leben 
fern der Heimat abzulenken. Salsa und 

Merengue stehen für karibische Lebens-
freude. 
Auch wenn „Made in USA“ sich norma-
lerweise großer Beliebtheit er freut, hat 
spanisch- bzw. portugiesischsprachige 
Musik in Lateinamerika einen höheren 
Stellenwert als englischsprachiger Rock 
oder Pop, nicht zuletzt, weil weniger 
Menschen eine Fremdsprache beherr-
schen als hier. Nationale, traditionelle 
Folklore erfreut sich großer Beliebtheit, 
aber auch Mischformen aus Folklore, 
Rock und Pop feiern Er folge. Der in ganz 
Lateinamerika bekannte Argentinier Fi-
to Páez webt Tango-Elemente in seine 
Popsongs ein, der auch hier beliebte 
Kolumbianer Juánes arbeitet mit traditi-
onellen Cumbia-Rhythmen.
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Sänger und Geschichtenerzähler zo-
gen in einigen Ländern noch bis in die 
ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts 
von Dorf zu Dorf. In abgelegenen Ge-
genden ohne Medien und Postzustel-
lung waren sie diejenigen, die Neuig-
keiten über die Ernte, die Trockenheit, 
den Hunger, aber auch Klatsch und 
Tratsch weiter trugen. So entstanden im 
ländlichen Norden Kolumbiens Mitte 
des neunzehnten Jahrhunderts die Val-
lenatos. Carlos Vives hat alte Vallena-
tos neu arrangiert, den traditionellen 
Instrumenten Akkordeon, Trommel, Gai-
ta-Flöte und Guacharaca (ein Metallzy-
linder, über den mit einem Metallbesen 
gefegt wird), ein Schlagzeug und eine 
elektrische Gitarre hinzugefügt und fei-

ert damit bereits seit 20 Jahren weltweit 
Er folge. Traditionelle Vallenato-Anhän-
ger sehen ihm bis heute nicht nach, dass 
er Frauen in seine Band aufgenommen 
hat. Für sie ist Vallenato Männersache.
Die Salsa – in den 1970er Jahren in 
New York entstanden aus dem Aufein-
andertreffen von kubanischem Son und 
nordamerikanischem Jazz – kam in den 
Süden zurück und wurde hauptsächlich 
in Kuba, Venezuela und Kolumbien wei-
terentwickelt. Gelegentlich geht es in 
den Texten um Liebe, häufig um Sex, 
aber noch öfter werden Alltagsthemen 
besungen: Armut und Gewalt in den 
Großstädten, die schädlichen Auswir-
kungen der Werbung, die Wohnungs-
not in Havanna. Salsa kann durchaus 

auch zu Texten von Heimatliedern ge-
spielt werden, die wir als Schnulzen be-
zeichnen würden. 
Musik ist aber auch Medium politischer 
Botschaften und des Protests. Nach der 
kubanischen Revolution 1959 entstand 
um 1970 die sogenannte nueva trova 
cubana (dt.: neues kubanisches Lied), 
deren bekannteste Vertreter bis heute 
Pablo Milanés und Silvio Rodríguez 
sind. Ihr wichtigstes Instrument ist die 
Gitarre. Die nueva trova transportierte 
in ihren Texten die Ideale der Revoluti-
on, den sozialen Umbau der Gesell-
schaft und den sozialistischen Internati-
onalismus, brachte aber auch romanti-
sche Liebeslieder hervor. Von der nueva 
trova cubana beeinflusst, wurde auch 
die sandinistische Revolution in Nicara-
gua 1979 von Liedermachern begleitet, 
und in den Jahren vor der Machtüber-
nahme der Volksfrontregierung des so-
zialistischen Präsidenten Salvador Al-
lende in Chile (1970–1973) entstand 
ebenfalls eine neue, stark von der Folk-
lore beeinflusste musikalische Bewe-
gung, la nueva canción chilena (dt.: das 
neue chilenische Lied). Ihre Hauptver-
treter waren Violeta, Isabel und Angel 
Parra, Víctor Jara und die Gruppen Inti 
Illimani und Quilapayún. Sie sangen 
über die Notwendigkeit gesellschaftli-
cher Umbrüche. Víctor Jara ist eine Sym-
bolfigur jener Epoche, da er nach dem 
Staatsstreich von General Augusto Pi-
nochet 1973 verhaftet und wie Tausen-
de anderer Regimegegner in ein Fuß-
ballstadion verschleppt worden war. 
Weil er die Inhaftierten mit seinen Lie-
dern aufmunterte, schnitten ihm die Mi-
litärs die Zunge heraus und ermordeten 
ihn schließlich. Das Stadion in Chiles 
Hauptstadt Santiago trägt heute seinen 
Namen, auf seinem Grab auf dem Zent-
ralfriedhof fehlt es nie an Blumen. Einige 
Vertreter der nueva canción chilena 
sind bis heute aktiv, so die Gruppe Illa-
pu, die nach wie vor kontroverse politi-
sche und soziale Themen besingt. So 
hat sie vor einigen Jahren musikalisch zu 
Safer Sex aufgerufen. 
Kaum ein Land, in dem sich die politische 
und soziale Situation nicht in der Musik 

Die 2009 verstorbene Argentinierin Mer-
cedes Sosa, von ihrem Publikum liebevoll 
„La Negra“ (Die Schwarze) genannt, war 
eine weltberühmte Interpretin südameri-
kanischer Folklore und politischer Protest-
lieder. So wandte sie sich nach dem Ende 
der Diktatur in Argentinien mit einem Lied 
gegen das Vergessenen der Verschwun-
denen. picture alliance/dpa
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ky widerspiegelte. Der Argentinier León 
Gieco sang während der argentini-
schen Militärdiktatur (1976–1983) über 
das Gespenst von Canterville und jeder 
wusste, dass damit die Militärs gemeint 
waren. Seine weltberühmte Landsmän-
nin Mercedes Sosa wandte sich nach 
dem Ende der Diktatur mit einem Lied 
gegen das Vergessen der Verschwun-
denen. Bolivianische Folklore-Musiker 
sangen gegen die neoliberalen Wirt-
schaftsreformen und über das Elend der 
Minenarbeiter, brasilianische Barden 
protestierten zu Samba-Rhythmen ge-
gen die Abholzung der Regenwälder, 
und der Kolumbianer Juánes themati-
siert immer wieder die Gewalt in seinem 
Land, vor allem in seiner Heimatstadt 
Medellín. 
Der Musikgeschmack hängt auch von 
der sozialen Schicht ab. Der Tango ent-
stand Ende des 19. Jahrhunderts in den 
armen Einwanderervierteln von Buenos 
Aires und Montevideo und wurde erst 
von den Wohlhabenden akzeptiert, 
nachdem er in den Pariser Salons reüs-
siert hatte. Argentiniens Mittel- und 
Oberschicht musste im Jahr 2000 fest-
stellen, dass sich in den Vierteln der ein-
fachen Leute erneut eine eigene Mu-
sikrichtung entwickelt hatte, als der Sän-
ger Rodrigo bei einem Autounfall starb: 
Tausende von meist jungen Hausange-
stellten und Fabrikarbeiterinnen eilten 
zum Unfallort des jungen Musikers. Rod-
rigo hatte in den Bailantas, den Tanz-
dielen an den Stadträndern, in denen 
am Wochenende tausende junger Leute 
einfacher Herkunft feiern, zu schlichtem 
Folk-Rock über ihre Probleme gesungen, 
über den Verrat durch den Freund oder 
die Freundin, über Arbeitslosigkeit oder 
Alkoholismus. Seine Musikkassetten gin-
gen von Hand zu Hand, im Radio wurde 
er dagegen kaum gespielt. Sein Unfall-
ort ist heute eine Pilgerstätte, zu der ein-
fache Menschen aus dem ganzen Land 
kommen, zu seinem zehnten Todestag 
erschienen in den Tageszeitungen Son-
derbeilagen. Man schreibt dem Sänger, 
der zu Lebzeiten zu viel trank, Drogen 
nahm und seine Alimente nicht bezahlte, 
inzwischen sogar Wunder zu. „Heilige“ 
wie dieser, die sich das Volk selbst 
schafft, haben Tradition in vielen Län-
dern Lateinamerikas. 
Musik gehört zu allen Volksfesten, die 
Samba zum brasilianischen Karneval, 
metallisch scheppernde Folklore zum 
Umzug bei der Fiesta del Jesús del Gran 
Poder (Fest für Jesus den Allmächtigen), 
dem wichtigsten Volksfest in La Paz, dem 
bolivianischen Regierungssitz. Volksfes-
te lassen die Klassengrenzen für ein 
Weilchen vergessen. Dabei fließt der Al-
kohol gewöhnlich in Strömen. Vor allem 
in ländlichen Gemeinden wird der Jah-
restag des Schutzpatrons oder der 
Schutzpatronin groß gefeiert. Während 

der Karwoche wird mancherorts, so in 
Guatemala oder im kolumbianischen 
Medellín, der Leidensweg Christi auf 
der Straße nachgespielt. Weihnachten 
dagegen ist ein Familienfest, bei dem in 
vielen Ländern auch getanzt wird. In ei-
nigen Ländern wird nicht nur das neue 
Jahr, sondern auch der erste Weih-
nachtstag mit Feuerwerk begrüßt. Nach 
Mitternacht besuchen die jungen Leute 
ihre Freunde, um auch denen ein frohes 
Fest zu wünschen und mit ihnen zu feiern.
Auch die Politik feiert: Alle Länder bege-
hen den Tag der Unabhängigkeit von 
Spanien bzw. Portugal. Es ist schulfrei, 
Präsidenten halten Reden und es finden 
gelegentlich Militärparaden statt. In 
Chile begeht man im September sogar 
eine ganze Woche lang die Fiestas Pat-
rias, mit Straßenfesten und kulturellen 
Veranstaltungen – natürlich mit Musik.
Lateinamerikanische Mädchen haben 
ihr eigenes Fest. Wenn sie fünfzehn Jah-
re alt werden, richtet die Familie für sie 
die fiesta de los quince años aus. Selbst 
im sozialistischen Kuba wird diese „Ein-
führung der Mädchen in die Gesell-
schaft“ gefeiert, die ihren Ursprung in 
europäischen Adelskreisen hat und 
signalisiert(e), dass nun ein Bräutigam 
gesucht werden muss. Vom kubanischen 
Staat wird der große Tag der Fünfzehn-
jährigen mit Lebensmittel- und Geträn-
ke-Sonderrationen gefördert. Von den 

Eltern wird eigens ein Choreograph be-
stellt, der mit dem Geburtstagskind und 
ihren Klassenkameraden Tänze einstu-
diert. Der Auswahl des langen Abend-
kleides messen die Mädchen die glei-
che Bedeutung bei wie der des Hoch-
zeitskleides. 

Die Küche – ein Spiegel der 
Geschichte

In der Küche spiegelt sich die Geschichte 
der Länder wider: Regionale indigene 
Traditionen haben sich mit spanischen 
oder portugiesischen Gepflogenheiten 
vermischt, aber auch die schwarzen 
Sklaven sowie andere Einwanderer-
gruppen haben der Küche ihre Stempel 
aufgedrückt. Gemäß der Schöpfungsge-
schichte der Azteken und der Maya, nie-
dergelegt in der Maya-Bibel Popol Vuh, 
ist der Mensch aus Mais gemacht, und 
Mais ist seit je die wichtigste Ernährungs-
grundlage in Mexiko und Zentralameri-
ka. Die berühmte mexikanische Tortilla 
wird aus Maismehl hergestellt, wie auch 
die Tamales, die gefüllten Maismehlta-
schen, und der Atol, ein süßes Erfri-
schungsgetränk. Mais spielt jedoch auch 
in den südamerikanischen Küchen eine 
große Rolle, vor allem in den Andenlän-
dern und in Venezuela. Auf den Märkten 
findet man neben dem großkörnigen, 
weißen und dem kleineren gelben Mais 
sogar schwarzen und lilafarbigen. Es 
gibt über 50.000 Maissorten. Die Kartof-
fel stammt aus den Andenländern, dort 
werden über 300 verschiedene Sorten 
gezüchtet. Kartoffeln, frisch oder gefrier-
getrocknet (chuños), gekocht oder ge-
braten, fehlen in Kolumbien, Peru und Bo-
livien bei kaum einer Mahlzeit. Aller-
dings wird, wie in fast allen Ländern La-
teinamerikas, auch zu jeder Mahlzeit 
Reis serviert. Kartoffeln gelten als Gemü-
se. Auch schwarze und rote Bohnen ge-
hören zu den wichtigen Nahrungsmit-
teln des Subkontinents. In Mexiko wer-
den sie püriert zu vielen Speisen ge-
reicht, in Kuba und Brasilien gehören sie, 
als Eintopf zubereitet, wie der Reis zu je-
dem Hauptgericht. Schwarze Bohnen 
sind auch die Grundlage der Feijoada, 
des brasilianischen Nationalgerichts, zu 
dem die Familien traditionell am Sams-
tag zusammenkommen. In Argentinien 
und Uruguay – Länder, in denen die Zahl 
der Kühe die Zahl der Einwohner erheb-
lich übersteigt – ist das Leben ohne den 
Asado undenkbar. Der Asado (das Wort 
bedeutet eigentlich Braten, am Río de la 
Plata ist damit jedoch das Grillen ge-
meint) hat rituellen Charakter: Familie 
und Freunde kommen zusammen, um am 
Wochenende bei einem Glas Wein Un-
mengen von Würsten, Innereien und 
Rindfleisch vom Holzkohlegrill zu ver-
speisen. Wie der Asado gehört auch das 

Eva Karnofsky ist promovierte Politologin 
und arbeitet seit 25 Jahren als Journalis-
tin ausschließlich zu Lateinamerika. Sie 
war u. a. im Hörfunk der Deutschen Wel-
le für die spanisch- und portugiesisch-
sprachigen Programme verantwortlich. 
Von 1993 bis 2003 lebte sie in Buenos 
Aires und bereiste als Lateinamerika-
Korrespondentin der Süddeutschen Zei-
tung den gesamten Kontinent. Seit 2003 
arbeitet sie als Journalistin und Kritikerin 
lateinamerikanischer Literatur u.a. für 
Deutschlandfunk und WDR. Sie schrieb 
u. a. „Die Straße der Tugenden“ (Bad 
Honnef 2008), ein Roman zur Geschich-
te der kubanischen Revolution, und den 
Krimi „Bogotá Blues“ (Trier 2010) zur Ge-
walt in Kolumbien. Zuletzt erschien der 
von ihr herausgegebene Band „Reise 
nach Argentinien. Kulturkompass fürs 
Handgepäck“ (Zürich 2010).
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Mate-Trinken in Argentinien, Uruguay 
und Paraguay über Klassengrenzen hin-
weg zur nationalen Identität.
Argentinische und uruguayische Küche 
sind aufgrund der großen Zahl italieni-
scher Einwanderer stark von deren Kü-
che geprägt. Die Nudel hat darüber hi-
naus – nicht selten durch Lebensmittel-
„Hilfen“ aus den Industriestaaten – ih-
ren Siegeszug in ganz Lateinamerika 
angetreten und in einigen Ländern oft-
mals höherwertige traditionelle Nah-
rungsmittel wie die Quinua – eine uralte 
Kulturpflanze des Andenraums und 
wichtiges Grundnahrungsmittel – in Pe-
ru und Bolivien zurückgedrängt. Längst 
haben auch Fast-Food-Ketten Einzug 
gehalten. Sie sind jedoch vergleichs-
weise teuer und werden vor allem von 
jungen Leuten der Mittel- und Ober-
schicht frequentiert, da sie als chic gel-
ten, weil sie aus den USA kommen. 

Fußball: Soziale Gerechtigkeit 
ist möglich

Siege im Sport sind Symbole nationaler 
Identität und Emanzipation sowie inter-
nationaler Anerkennung. In Kuba be-
wegt die gesamte Nation, wie man ge-
gen das US-Baseballteam abschneidet. 
Der Fußballer Diego Maradona oder 
der Boxer José Gatica zählen zu den 
Mythen der argentinischen Nation, die 
nicht nur für die Möglichkeit des sozia-
len Aufstiegs stehen, sondern auch für 
Größe in der Welt. Das Gleiche gilt für 
das ebenso fußballvernarrte Brasilien, 
wo der legendäre Pelé nach dem Ende 
seiner sportlichen Karriere zum Sport-
minister avancierte. Zwischen den mit-
telamerikanischen Ländern Honduras 
und El Salvador entbrannte gar 1969 
nach einem Weltmeisterschafts-Quali-
fikationsspiel ein Fußballkrieg. 
„Land des Fußballs“, so der nordameri-
kanische Brasilienspezialist Joseph A. 
Page, definiert Brasilien ebenso korrekt 
wie „Land des Karnevals“. Das Spiel, so 
Page weiter, „fesselt die Bürger aus 
sämtlichen Ecken des Landes mit glei-
cher Intensität“, und das gilt für die 
Mehrzahl der Länder des Subkonti-
nents. Der Fußball spielt laut Page in 
Brasilien eine wichtige Rolle bei der Ei-

nigung der Nation und bei der Bildung 
von Gemeinschaftsgefühl: Jeder ist An-
hänger irgendeiner Mannschaft und 
verfolgt mit Stolz deren Siege. Neuan-
kömmlinge aus dem Ausland oder aus 
einem anderen Teil Brasiliens können 
sich in das Sozialleben einer Stadt oder 
eines Dorfes integrieren, wenn sie An-
hänger der örtlichen Mannschaft wer-
den oder selbst Fußball spielen (vgl. Pa-
ge 1996). 
Der brasilianische Sozialanthropologe 
Roberto da Matta erklärt die Populari-
tät des Spiels in Brasilien mit der Exis-
tenz universeller Regeln im Fußball. „In 
einer Gesellschaft, in der die Gesetze, 
die nicht die Reichen und Mächtigen fa-
vorisieren, ignoriert oder gebeugt wer-
den, ist der Fußball etwas besonderes, 
denn es gelten allen bekannte Regeln, 
die garantieren, dass das Talent siegt, 
und nicht das Geld oder der persönli-
che Einfluss. So zeigt der Sport den Ar-
men, dass die in ihrem Alltag inexistente 
soziale Gerechtigkeit möglich ist“, fasst 
Page da Mattas Theorie zusammen. 
Auch dies lässt sich auf die übrigen Ge-
sellschaften Lateinamerikas übertra-
gen. 
Der argentinische Schriftsteller Eduar-
do Sacheri, der Erzählungen und einen 
Roman über Fußball veröffentlicht hat, 
äußerte in einem Interview mit der Auto-
rin, dass viele seiner Landsleute den 
Fußball als Vehikel benutzen, um Gefüh-
len wie Liebe, Glück, Loyalität und Hoff-
nung, aber auch Angst Ausdruck zu ver-
leihen. 
Außer in der Karibik und Teilen Zentral-
amerikas, wo Baseball seine Stelle ein-
nimmt, ist Fußball Volkssport. Nicht nur 
die Mittelschicht kann ihn sich leisten, 
denn Kinder können ihn auf der Straße 
oder freien Plätzen spielen. Ausrei-
chend lokale Sportstätten, Anlaufpunk-
te für Jugendliche vor allem unterer Ein-
kommensgruppen, fehlen vielerorts, 
weil den Staaten das Geld dazu fehlt. 
„Das Fußballstadion kann als ein männ-
licher Sozialisationsraum par excel-
lence gelten“, schreibt Barbara Pott-
hast. Dies gilt für Zuschauer und Spieler 
gleichermaßen. Vor allem aber erlaubt 
das Fußballspielen den Traum vom Auf-
stieg, wie ihn Maradona und Pelé ge-
schafft haben. 
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SÜDAMERIKAS WIRTSCHAFTSSTRUKTUR

Wirtschaftlicher Strukturwandel und 
ungleiche Entwicklung in Südamerika
Hartmut Sangmeister

Wirtschaftlicher Aufschwung und 
Wohlstandszuwächse

Südamerika erlebt seit etwa zehn Jah-
ren einen beachtenswerten wirtschaft-
lichen Aufschwung, der durch die glo-
bale Finanz- und Wirtschaftskrise der 
Jahre 2008/09 nur mäßig gedämpft 
wurde (Sangmeister 2010). Nach einer 
langen Stagnationsphase mit Hyperin-
flation und wiederholten Schulden-, Fi-
nanz- und Währungskrisen hat die wirt-
schaftliche Erholung des Subkontinents 
für einen großen Teil der 390 Millionen 
Einwohner Wohlstandszuwächse ge-

bracht.1 Davon hat nicht nur die wach-
sende Mittelschicht profitiert, sondern 
auch die Zahl der in Armut lebenden 
Menschen ist in vielen Ländern der Re-
gion gesunken. In der wir tschaftlichen 
Boomphase der Jahre 2003–2008, die 
im Wesentlichen vom Export getragen 
war, konnte das chronische „Zwillings-
defizit“ südamerikanischer Volkswirt-
schaften – ein Defizit in der Leistungsbi-
lanz und in den öffentlichen Haushalten 
– abgebaut werden. Gleichzeitig wur-
den Programme der Armutsbekämpfung 
ausgeweitet und staatliche Sozialaus-
gaben erhöht.
Trotz dieser insgesamt positiven ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung im 
ersten Jahrzehnt nach der Jahrtausend-
wende ist in Teilen der südamerikani-
schen Gesellschaften die Befürchtung 
verbreitet, zu den Globalisierungsver-
lierern zu gehören, da das eigene öko-
nomische Leistungsprofil den Funktions-
bedingungen der globalisierten Wirt-
schaft nicht zu entsprechen scheint. Ent-
täuschte Erwartungen und die Furcht, 
dem Globalisierungsdruck nicht ge-
wachsen zu sein, spiegeln sich in den 
Anti-Globalisierungsdiskursen neopo-
pulistischer Wahlkämpfer wider, die in 
mehreren südamerikanischen Ländern 
die Mehrheit der Wählerstimmen für 
sich gewinnen konnten und die (wir t-
schafts-)politische Landkarte Südameri-
kas nachhaltig verändert haben. Zwar 
schienen nach den Verschuldungskrisen 
der 1980er Jahre, nach dem „verlore-
nen Jahrzehnt“, das marktwirtschaftli-
che Modell und die Orientierung am 
Weltmarkt als wir tschaftspolitische Pa-
radigmen in Südamerika mehrheitlich 
akzeptiert zu sein; zwischenzeitlich sind 
jedoch staatsinterventionistische Poli-
tikmuster vergangener Dekaden als 
Blaupausen für die Wirtschaftspolitik 
wiederbelebt und in Wahlsiege umge-
münzt worden. 
Die Folge ist eine ordnungspolitische 
Trennlinie, die Südamerika teilt. Auf der 
einen Seite stehen Länder wie Brasilien, 
Chile, Kolumbien und Peru, die markt-
wir tschaftlich orientiert sind und die 
Integration in den Weltmarkt fördern; 
auf der anderen Seite haben Länder 
wie Bolivien, Ecuador und Venezuela für 
ihre Wirtschaftspolitik das vage Kon-
zept eines „Sozialismus des 21. Jahrhun-
derts“ als Leitbild übernommen. In der 
Praxis bedeutet dies den Versuch, durch 

Verstaatlichung von Schlüsselsektoren 
der Wirtschaft und staatliche Lenkung 
die Abhängigkeit vom Weltmarkt zu 
vermindern. 

Strukturwandel und wirtschaftliche 
Heterogenität

Mit sehr unterschiedlichen Strategien 
wird in Südamerika versucht, die Her-
ausforderungen zu bewältigen, die mit 
dem tiefgreifenden Strukturwandel ein-
hergehen, der die meisten südamerika-
nischen Volkswirtschaften während der 
zurückliegenden Dekaden nachhaltig 
verändert hat. Jedoch sind die Produk-
tionsstrukturen von Land zu Land sehr 
unterschiedlich. Während beispiels-
weise in Paraguay die Landwirtschaft 
noch 20 Prozent zu der gesamtwirt-
schaftlichen Wertschöpfung beiträgt, 
sind es in Chile weniger als vier Pro-
zent; in Ecuador erwirtschaftet der In-
dustriesektor 40 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP), in Kolumbien hin-
gegen nur 22 Prozent (vgl. Tabelle 1). 
Im Zuge der importsubstituierenden In-
dustrialisierungsstrategien, die in vie-
len Ländern Südamerikas über mehrere 
Dekaden hinweg verfolgt wurden, hat-
te sich der Beitrag der industriellen 
Wertschöpfung zum BIP deutlich er-
höht. Jedoch erzwang die Verschul-
dungskrise der 1980er Jahre Struk-
turanpassungsprozesse und damit ein-
hergehend das Ende der protektionis-
tisch abgesicherten Ausrichtung der 
nationalen Industrien auf den Binnen-
markt. Die Folge war eine Deindustria-
lisierung, da sich vor allem die verar-
beitende Industrie nach der Liberalisie-
rung der Außenwirtschaft in den meis-
ten Ländern der Region nur bedingt als 
international wettbewerbsfähig er-
wies. Hatte in Brasilien der Industrie-
sektor 1980 noch über 40 Prozent des 
BIP erwirtschaftet, sind es inzwischen 
weniger als 30 Prozent.
In fast allen südamerikanischen Volks-
wirtschaften bilden heute Dienstleis-
tungen den mit Abstand wichtigsten 
Wirtschaftsbereich, mit Beiträgen zur 
gesamtwirtschaftlichen Wertschöp-
fung von bis zu 65 Prozent, wie in Bra-
silien, das auf dem Weg zur Dienstleis-
tungsgesellschaft am weitesten fortge-
schrit ten ist. In den sich im Zeitablauf 
verändernden Beiträgen der einzelnen 

Seit gut einem Jahrzehnt erlebt Süd-
amerika einen beachtenswerten wirt-
schaft lichen Aufschwung, der Wohl-
stands zuwächse zeitigt. Gleichwohl ist 
Südamerika in ökonomischer Hinsicht 
ein heterogenes Gebilde aus großen 
und kleinen Volkswirtschaften, die unter-
schiedlichen wirtschaftspolitischen Mo-
dellen und Ordnungsvorstellungen fol-
gen. Aufgrund dieser Vielfalt trifft das 
Klischee eines Entwicklungslandes mit 
„typischen“ Strukturmerkmalen nur noch 
für einige wenige Länder zu. Hartmut 
Sangmeister erörtert den wirtschaftli-
chen Strukturwandel, die Heterogenität 
und die markanten Unterschiede in der 
ökonomischen Leistungsfähigkeit süd-
amerikanischer Länder. Trotz regionaler 
Kooperationen, die zum Teil in einem 
Konkurrenzverhältnis zueinander ste-
hen, ist Südamerika von regionalem 
Freihandel und wirtschaftlicher Integra-
tion noch weit entfernt. Die Liberalisie-
rung der Außenwirtschaft und die diffe-
renzierte Struktur der Exportpalette 
haben neue Märkte erschlossen. Die 
Ausfuhr von Energieträgern sowie von 
mineralischen und nicht-mineralischen 
Rohstoffen führten zu einer engen wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit den 
aufstrebenden Wirtschaftsmächten Chi-
na und Indien. Die ökonomische Inwert-
setzung des vorhandenen Naturkapitals 
erfordert jedoch eine nachhaltige Nut-
zung der natürlichen Reichtümer und ein 
effizientes Management der Umwelt. 
Letztlich wird die zukunftsfähige Ent-
wicklung Südamerikas jedoch – so das 
Fazit – von der bisher noch unzureichen-
den Förderung des Humankapitals ab-
hängig sein. 
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WIRTSCHAFTLICHER STRUKTURWANDEL 
UND UNGLEICHE ENTWICKLUNG 

IN SÜDAMERIKA

fung in Guyana, der kleinsten Volks-
wirtschaft des Subkontinents, lediglich 
zwei Milliarden US-Dollar betrug (vgl. 
Abbildung 1).
Ähnlich ausgeprägt wie die Unter-
schiede in der wir tschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit sind die Einkommensun-
terschiede in der Region: Das jährliche 
Pro-Kopf-Einkommen erreicht in Chile 
über 9.000 US-Dollar, aber weniger als 
1.500 US-Dollar in Bolivien und Gu-
yana (vgl. Tabelle 2). Ausgestattet mit 
sehr unterschiedlichen wirtschaftlichen 
Potentialen, haben sich die Volkswirt-
schaften in Südamerika in den ver-
gangenen Dekaden stark auseinander 
entwickelt. Das „klassische“ Klischee 
eines Entwicklungslandes mit „typi-
schen“ Strukturmerkmalen trif f t in Süd-
amerika nur noch für einige wenige 
Länder zu. Südamerika – das sind dy-
namische Schwellenländer wie Brasi-
lien und Chile, denen es gelungen ist, 
wir tschaftliche Vorteile der Globalisie-
rung zu nutzen, aber auch Globalisie-
rungsverlierer, wie die kleinen Volks-
wirtschaften Surinam und Guyana, 
oder auch Argentinien und Venezuela.
Die ausgeprägte wirtschaftliche Hete-
rogenität des geographischen Raums 
Südamerika ist zum einen Ergebnis un-
terschiedlicher historischer Entwick-
lungspfade der regionalen Ökonomi-

Sektoren zur gesamtwirtschaftlichen 
Wertschöpfung spiegelt sich der Ent-
wicklungsprozess wider, den Südame-
rika wie andere Weltwir tschaftsregio-
nen durchlaufen hat. Dabei kommt dem 
Dienstleistungssektor im Zuge des 
Strukturwandels eine besondere Be-
deutung zu. Denn er nimmt sowohl die-
jenigen Arbeitskräfte auf, die aus der 
traditionellen Landwirtschaft und dem 
Kleingewerbe heraus „modernisiert“ 
werden, als auch die bei wachsender 
Bevölkerung Jahr für Jahr zusätzlich 
auf den Arbeitsmarkt drängenden Er-
werbspersonen, die aufzufangen die 
Wachstumsdynamik der Agrar- und In-
dustriesektoren nicht ausreicht. Bei die-
ser „Puffer funktion“ des Dienstleis-
tungssektors der südamerikanischen 
Wirtschaft ist ein nicht unerheblicher 
Teil der Arbeitskräfte in diesem Bereich 
– vor allem im öffentlichen Dienst – ver-
deckt unterbeschäftigt. 
Die statistischen Angaben zu den Pro-
duktionsstrukturen lassen allerdings 
nicht die informellen Aktivitäten erken-
nen, die einen festen Bestandteil der 
südamerikanischen Wirtschaft ausma-
chen und im täglichen Leben tief veran-
kert sind. Die ökonomische Bedeutung 
der informellen Erwerbstätigkeit lässt 
sich nicht genau beziffern. Schätzun-
gen, wonach beispielsweise in Brasili-
en ca. 50 Prozent der Erwerbstätigen 
informellen Beschäftigungen nachge-
hen und dabei ca. 30 bis 50 Prozent 
des Bruttonationaleinkommens (BNE) 
erwirtschaften, können nur einen unge-

fähren Hinweis darauf geben, um wel-
che Größenordnungen es sich handelt.

Markante Unterschiede in der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

Eine homogene Wirtschaftsregion Süd-
amerika mit Ländern identischer oder 
zumindest ähnlicher ökonomischer 
Strukturen und Probleme gibt es schon 
lange nicht mehr – wenn es sie über-
haupt je gegeben hat. Bereits 1494 
hatte der Vertrag von Tordesillas die 
„Neue Welt“ zwischen Spanien und 
Portugal aufgeteilt und damit für Jahr-
hunderte zwei unterschiedliche Syste-
me der kolonialen Inwertsetzung der 
eroberten Gebiete etabliert, die auch 
nach dem Ende der Kolonialzeit ihre 
Spuren hinterlassen haben. Heute ist 
Südamerika in wirtschaftlicher Hinsicht 
ein sehr heterogenes Gemisch aus eini-
gen großen und vielen kleinen Volks-
wirtschaften, aus rohstoffreichen und 
-armen Ländern, die sozioökonomisch 
unterschiedlich strukturiert sind und 
sich ungleich entwickelt haben. Süd-
amerika – dazu gehört ein Land wie 
Brasilien mit über 190 Millionen Konsu-
menten, ebenso wie Surinam mit nur 
515 Tausend Einwohnern. Die Unter-
schiede in der wir tschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit sind immens: Brasilien 
gehörte 2009 mit einem BIP von 1,6 Bil-
lionen US-Dollar zu den zehn größten 
Volkswirtschaften der Welt, während 
die gesamtwirtschaftliche Wertschöp-

Tabelle 1: Produktionsstrukturen der südamerikanischen Länder 1980 und 2008 (in %)

Land

Anteil der Land-
wirtschaft am BIP (in %)

Anteil der Industrie 
am BIP (in %)

davon: Anteil des Ver-
arbeitenden Gewerbes 
am BIP (in %)

Anteil des Dienst-
leistungssektors
am BIP (in %)

1980 2008 1980 2008 1980 2008 1980 2008

Argentinien 6,4 9,8 41,2 32,3 29,5 21,2 52,4 57,9

Bolivien 19,0 13,5 32,4 38,4 14,4 14,4 48,6 48,2

Brasilien 11,0 6,7 43,8 28,0 33,5 16,0 45,2 65,3

Chile 7,3 3,9 37,4 43,8 21,5 13,5 55,3 52,3

Ecuador .. 6,7 .. 40,6 .. 9,7 .. 52,7

Guyana 23,4 28,1 35,8 21,7 12,1 3,4 40,9 50,2

Kolumbien 19,9 8,6 32,5 36,5 23,9 16,0 47,6 54,9

Paraguay 28,6 20,2 27,4 18,3 16,0 12,7 43,9 61,5

Peru 11,2b 7,2 27,4b 36,2 23,7b 15,9 61,3b 56,6

Surinam 9,1 4,7 38,9 40,2 18,6 20,7 52,0 55,1

Uruguay 13,4a 10,8 33,1a 26,6 25,4a 17,6 53,4a 62,6

Venezuela 4,8 4,0c 46,4 57,8c 16,0 16,4c 48,8 38,2c

a1983 b1986 c2005  .. Nicht verfügbar.
Quelle: World Bank: World Development Indicators Online.
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en, mit verschiedenartigen Formen und 
Intensitäten der Einbindung in die inter-
nationale Arbeitsteilung. Die Ausdiffe-
renzierung der wir tschaftlichen Struk-
turen und der gesamtwirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit ist aber auch Re-
sultat der tiefgreifenden Wandlungs-
prozesse, die Südamerika in den zu-
rückliegenden Dekaden geprägt ha-
ben. Zu Beginn der 1970er Jahre hatte 
das Pro-Kopf-Einkommen in Argenti-
nien, dem seinerzeit reichsten Land der 
Region, mehr als das Fünffache des 
Durchschnittseinkommens in Bolivien 

betragen, eines der damals schon 
ärmsten Länder Südamerikas. Inzwi-
schen liegen die Einwohner Chiles mit 
einem Pro-Kopf-Einkommen von über 
9.000 US-Dollar an der Spitze der 
Wohlstandsskala. Das Durchschnitts-
einkommen in Chile ist mehr als sechs-
mal so hoch wie das Pro-Kopf-Ein-
kommen in Guyana, dem Schlusslicht 
in der einkommensorientierten Rang-
liste der südamerikanischen Volkswirt-
schaften. 
Während heute das Durchschnittsein-
kommen in Brasilien mehr als das Sieb-

zehnfache des Betrags von 1970 aus-
macht, hat sich das argentinische Pro-
Kopf-Einkommen in diesem Zeitraum 
nur vergleichsweise moderat um knapp 
das Sechsfache erhöht. Brasilien, das 
fünftgrößte Land der Erde, hat bei an-
haltendem Wirtschaftswachstum gute 
Aussichten, in wenigen Jahren die 
fünftgrößte Wirtschaftsmacht der Welt 
zu werden. Bereits jetzt kommt Brasilien 
unangefochten die Rolle der regional 
führenden Wirtschaftsmacht zu, auf die 
mehr als ein Drit tel der Wertschöpfung 
in Südamerika entfällt (Sangmeister 
2007a). Die brasilianische Wirtschafts-
leistung übersteigt die gesamtwirt-
schaftliche Wertschöpfung der übri-
gen elf Staaten des südamerikanischen 
Subkontinents um fast 30 Prozent. Die 
brasilianischen Produktionskapazitä-
ten in dem Dreieck São Paulo – Rio de 
Janeiro – Belo Horizonte bilden den 
größten und leistungsfähigsten Indust-
riepark Lateinamerikas. Die brasiliani-
schen Warenexporte, die zu über 50 
Prozent aus Industrieprodukten beste-
hen, machen mehr als ein Fünftel der 
gesamten Ausfuhrerlöse südamerikani-
scher Volkswirtschaften aus.

Regionale Kooperation und 
Integration in Südamerika

Mit dem Ziel, die intraregionalen Wirt-
schaftsbeziehungen zu intensivieren 
und zu vertiefen, haben sich alle Län-

Tabelle 2: Gesamtwirtschaftliche Eckdaten der südamerikanischen Länder 

Land Jährliche Verän derung 
des BIPa (%)

Ø 1996–2005

Pro-Kopf-BNEb 
(US-Dollar)

2008

Öffentlicher Gesamthaushalt
Überschuss (+)
Defizit (–)
(in % des BIP)
2009

Saldo der Leistungsbilanz
(in % des BIP)

2009

Argentinien 2,5 7.190 –3,9 +2,8

Bolivien 3,3 1.460 +0,1 +3,5

Brasilien 2,4 7.300 –3,3 –1,5

Chile 4,3 9.370 –4,4 +2,2

Ecuador 3,3 3.690 –3,6 –1,1

Guyana 1,6 1.450 –3,3 –8,5

Kolumbien 2,4 4.620 –2,8 –1,8

Paraguay 1,2 2.110 +0,7 –0,2

Peru 3,4 3.990 –2,0 +0,2

Surinam 3,4 4.760 –1,8 –2,0

Uruguay 1,3 8.260 –1,6 +0,8

Venezuela 2,0 9.230 –6,1 +2,5

a Bruttoinlandsprodukt in konstanten US-Dollar des Jahres 2000. b Bruttonationaleinkommen.
Quellen: International Monetary Fund: Regional Economic Outlook Western Hemisphere. May 2010, Washington DC; World Bank: World Development In-
dicators Online.

Abbildung 1: Das Bruttoinlandsprodukt der südamerikanischen Staaten 2009 
(in Mrd. US-Dollar)

1.574,01.574,0

337,3337,3 310,1310,1
228,8228,8

161,8161,8 126,8126,8 57,357,3 31,531,5 17,617,6 14,714,7 3,03,0 2,02,0

0

200

400

600

800

1. 000

1. 200

1. 400

1. 600
M

rd
. 

U
S$

B
ra

si
lie

n
B

ra
si

lie
n

V
e

n
e

zu
e

la
V

e
n

e
zu

e
la

A
rg

e
n

ti
n

ie
n

A
rg

e
n

ti
n

ie
n

K
o

lu
m

b
ie

n
K

o
lu

m
b

ie
n

C
h

ile
C

h
ile

P
e

ru
P

e
ru

E
cu

a
d

o
r

E
cu

a
d

o
r

U
ru

g
u

a
y

U
ru

g
u

a
y

B
o

liv
ie

n
B

o
liv

ie
n

P
a

ra
g

u
a

y
P

a
ra

g
u

a
y

S
u

ri
n

a
m

S
u

ri
n

a
m

G
u

ya
n

a
G

u
ya

n
a
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zu dem von den USA gewünschten Pro-
jekt einer Gesamtamerikanischen Frei-
handelszone (Área de Libre Comercio 
de las Américas/ALCA). Inzwischen er-
hebt ALBA den Anspruch eines umfas-
senden alternativen Integrationspro-
jektes für Lateinamerika und die Kari-
bik. ALBA verspricht den beteiligten 
Ländern „kooperative Vorteile” und will 
den wirtschaftlich schwächeren Mit-
gliedern durch Ausgleichsfonds helfen, 
Disparitäten abzubauen. Unter der po-
litischen und finanziellen Führung Ve-
nezuelas haben sich dem 2009 in Ali-
anza Bolivariana para los Pueblos de 
Nuestra América umbenannten Bünd-
nis bislang sieben weitere Staaten La-
teinamerikas und der Karibik ange-
schlossen.2 Für das ALBA-Projekt ist ei-
ne nationalistisch-populistische Integ-
rationsrhetorik kennzeichnend, die am 
profilier testen von Venezuelas Präsi-
dent Chávez gepflegt wird, der zudem 
einen nur dif fus formulierten „Sozialis-
mus des 21. Jahrhunderts“ beschwört. 
Verbündete für die Umsetzung seiner 
Vision eines nicht-kapitalistischen Ent-
wicklungsmodells sind u. a. die Staats-
präsidenten Evo Morales in Bolivien, 
Rafael Correa in Ecuador und Daniel 
Ortega in Nicaragua. Als neue Archi-
tektur der regionalen Integration in 
Südamerika erscheint das ALBA-Projekt 
von Hugo Chávez und Co. bislang al-
lerdings kaum tragfähig. Zudem lähmte 
der Führungsanspruch von Chávez 
Fortschrit te in der UNASUR und im 
MERCOSUR, dessen vier Gründungs-
staaten ihm die beantragte Vollmit-
gliedschaft bislang nicht bestätigt ha-
ben. Unter diesen Bedingungen kann 
ein integrationspolitischer Rückzug 
beispielsweise für Brasilien strategisch 
durchaus sinnvoll sein, was neue For-
men regionaler Kooperation erforder-
lich macht, die dem tatsächlichen Stand 
der Integrationsbereitschaft in Süd-
amerika besser entsprechen.
Zweifellos haben die Integrationsbe-
mühungen der Vergangenheit die Zoll-
schranken in Südamerika deutlich ge-
senkt, aber dennoch sind die intraregi-
onalen Handelsverflechtungen nach 
wie vor relativ bescheiden. So waren 
beispielsweise 2008 nur rund 15 Pro-
zent der gesamten Exporte des MER-
COSUR Ausfuhren in die Mitgliedstaa-
ten, und von den Gesamtausfuhren der 
Anden-Gemeinschaft3 CAN (Comuni-
dad Andina) gingen lediglich sieben 
Prozent in die Länder des subregiona-
len Bündnisses. Dass diese Zahlen auf 
ein niedriges Niveau der wir tschaftli-

der Südamerikas einem oder mehreren 
(sub-)regionalen Integrationsbündnis-
sen angeschlossen, und zudem gibt 
es eine Vielzahl neuer, wohlklingender 
Integrationsprojekte und -pläne. Das 
politisch und wirtschaftlich potenteste 
regionale Integrationsprojekt wurde 
1991 mit der Gründung des „Gemein-
samen Marktes des Südens“ (Mercado 
Común del Sur/MERCOSUR) durch Ar-
gentinien, Brasilien, Paraguay und Uru-
guay in Gang gesetzt. Damit war nicht 
nur ein entscheidender Schrit t zur 
Überwindung der traditionellen Rivali-
tät zwischen den Nachbarn Argentini-
en und Brasilien getan, sondern zu-
gleich wurde damit der Grundstein für 
ein subregionales Bündnis gelegt, das 
mit mehr als 240 Millionen Einwohnern 
und einem zusammengefassten BIP von 
über zwei Billionen US-Dollar einen 
der größten Wirtschaftsblöcke der 
Welt darstellt. Inzwischen sind dem 
MERCOSUR auch die Andenstaaten 
Chile, Bolivien, Peru und Ecuador sowie 
Kolumbien und Venezuela assoziiert. 
Allerdings ist der MERCOSUR auch 20 
Jahre nach seiner Gründung nicht viel 
mehr als ein konfliktreiches, unvollstän-
diges Freihandelsbündnis. Nach spek-
takulären Anfangserfolgen haben sich 
die Handelsbeziehungen zwischen 
den Mitgliedsländern des MERCOSUR 
als krisenanfällig erwiesen und die 
wirtschaftlichen Verflechtungen zwi-
schen den Bündnisstaaten und mit den 
anderen lateinamerikanischen Staaten 
sind nach wie vor relativ gering. Brasi-
liens Interesse an einer Ausweitung und 
Intensivierung der wir tschaftlichen In-
tegration im Cono Sur ist inzwischen 
nur noch begrenzt. Darüber kann auch 
nicht die trügerische Harmonie hin-
wegtäuschen, die auf MERCOSUR-
Gipfeltreffen offiziell verbreitet wird, 
wie zuletzt Anfang August 2010 im ar-
gentinischen San Juan. Ohnehin ist die 
Integrationspolitik im südlichen Süd-
amerika nach dem Beitrit tsgesuch Ve-
nezuelas zum MERCOSUR (2006) und 
angesichts des mit Brasilien rivalisie-
renden politischen Führungsanspruchs 
des venezolanischen Präsidenten Hugo 
Chávez komplizierter und konfrontati-
ver geworden.

Konkurrierende Projekte regionaler 
Integration

Die veränderte Integrationsperspektive 
Brasiliens zeigt sich deutlich in der auf 
brasilianische Initiative hin gegründe-
ten „Südamerikanischen Gemeinschaft 
der Nationen“ (Comunidad Surameri-
cana de las Naciones/CSN) im Jahr 
2004, der alle zwölf Staaten Südame-
rikas angehören. In dem Bündnis soll 
bis 2025 eine der Europäischen Union 
(EU) vergleichbare Integration erreicht 
werden, mit einem gemeinsamen Parla-
ment und gemeinsamer Währung. Bis-
lang sind die Integrationsresultate je-
doch eher spärlich, abgesehen von der 
Änderung des Namens in „Union der 
Südamerikanischen Nationen“ (Unión 
de Naciones Suramericanas/UNASUR), 
die 2007 auf Bit ten des venezolani-
schen Präsidenten Chávez er folgte.
Teil des UNASUR-Projektes ist die Initi-
ative zur Integration der regionalen In-
frastruktur in Südamerika (Iniciativa 
para a Integración de la Infraestructu-
ra Regional Suramericana/IIRSA). Mit 
diesem bereits im Jahr 2000 von den 
zwölf südamerikanischen Staaten ver-
einbarten Vorhaben soll die Infrastruk-
tur des Subkontinentes in den Berei-
chen Transport, Energie und Tele kom-
mu nikation über Ländergrenzen hin-
weg ausgebaut werden. Die geplan-
ten IIRSA-Korridore für Integration und 
Entwicklung verbinden alle Regionen 
Südamerikas, um durch die Moderni-
sierung der Infrastruktur auch die wirt-
schaftliche Dynamik in bislang ver-
nachlässigten Subregionen zu fördern. 
Hauptbegünstigte dieses grenzüber-
schreitenden Ausbaus der Infrastruktur 
sind allerdings die großen nationalen 
und internationalen Unternehmen, für 
die sich neue Absatzmöglichkeiten und 
sinkende (Transport-)Kosten ergeben. 
Das gegenwärtig ehrgeizigste, aber 
gleichzeitig auch das am kontroverses-
ten beurteilte Integrationsprojekt ist 
die „Bolivarianische Alternative für die 
Völker unseres Amerikas” (Alternativa 
Bolivariana para los Pueblos de Nues-
tra América/ALBA), die 2004 von Kuba 
und Venezuela gestartet wurde. ALBA 
war ursprünglich ein Gegenvorschlag 

Tabelle 3: Der MERCOSUR

Einwohnerzahl 2008 
(in Mio.) Länderanteile am BIP 2009 (in %)

Brasilien 193,73 81,5%

Argentinien 40,28 16,1

Paraguay 6,35 0,8

Uruguay 3,34 1,6
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chen Integration hinweisen, wird deut-
lich, wenn zum Vergleich die Intra-
Block-Exporte der EU desselben Jahres 
herangezogen werden, die 68 Prozent 
der EU-Gesamtausfuhren erreichten.
Südamerika ist von regionalem Frei-
handel und wirtschaftlicher Integration 
noch weit entfernt – trotz einer Vielzahl 
von Abkommen mit vielversprechenden 
Namen wie „Gemeinsamer Markt des 
Südens” oder „Anden-Gemeinschaft”. 
In der Praxis handelt es sich dabei je-
doch lediglich um unvollständige, se-
lektive Freihandelsabkommen; denn im 
günstigsten Fall gibt es zwar einen ge-
meinsamen Zolltarif, der aber zahl-
reiche Ausnahmen enthält, und außer-
dem gibt es Mitgliedsländer mit un-
terschiedlichen Integrationspflichten. 
Dass die regionale Integration trotz 

wiederholter feierlicher Beschwörun-
gen auf südamerikanischen Gipfeltref-
fen nicht vorankommt, hat mehrere 
Gründe. Zwar ist Freihandel in der 
Wirtschaftstheorie für alle Beteiligten 
von Vorteil, aber in der Praxis gibt es 
Gewinner und Verlierer. Daher versu-
chen potentielle Verlierer, die über ent-
sprechenden politischen Einfluss verfü-
gen, protektionistische Mechanismen 
und vielfältige Ausnahmeklauseln in 
den Integrationsverträgen durchzuset-
zen, solange ihnen keine Entschädi-
gungen für ihre Verluste garantiert wer-
den. Zudem sind die Regierungen Süd-
amerikas nur begrenzt integrations-
willig. Es dominiert das Prinzip des 
Nationalstaates, der nicht bereit ist, 
auf Souveränitätsrechte zu Gunsten in-
stitutionalisierter Gemeinschaftsaktio-

nen zu verzichten. Die Integrationspro-
jekte haben daher vor allem mit dem 
Problem zu kämpfen, dass die Ver-
tragspartner vereinbarte Regeln immer 
wieder nicht einhalten – mit der Be-
gründung, „nationale Interessen“ zu 
schützen. Auch schon länger bestehen-
de und anfänglich durchaus erfolgrei-
che südamerikanische Integrations-
bündnisse wie CAN und der MERCO-
SUR befinden sich seit geraumer Zeit in 
einer Situation der Stagnation und des 
Niedergangs. Die Regierungen der 
Mitgliedsländer scheinen davon aus-
zugehen, dass sich die Probleme auf 
absehbare Zeit nicht lösen lassen. Die 
Bündnisse verlieren zunehmend ihren 
Charakter als Projekte wirtschaftlicher 
Integration und verändern sich zu blo-
ßen Foren politischer Diskurse.

Kaffee-Ernte in Brasilien: Obwohl Südamerika mehr als nur Bananen und Kaffee exportiert, machen agrarische Erzeugnisse immer 
noch gut ein Viertel der südamerikanischen Warenausfuhr aus. picture alliance/dpa
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le Fertigprodukte wie Motoren und Au-
toteile nach China ausführen. Die auf-
steigende asiatische Wirtschaftsgroß-
macht hat bereits 1993 mit Brasilien als 
erstem Land weltweit eine „strategische 
Partnerschaft“ etabliert. Vorzeigepro-
jekte dieser Kooperation sind der si -
no-brasilianische Erderkundungssatellit 
zur Exploration natürlicher Ressourcen 
(China-Brazil Earth Resources Satelli-
tes-Project/CBERS) oder das Gemein-
schaftsunternehmen des brasiliani-
schen Flugzeugbauers Embraer mit der 
chinesischen Harbin Aviation Industry 
zum Bau des international er folgrei-
chen Mittelstreckenflugzeugs ERJ 145. 
Im Mai 2004 wurde zudem die Zusam-
menarbeit im Bereich Nukleartechnolo-
gie vereinbart, welche die Lieferung von 
brasilianischem Uran nach China vor-
sieht sowie die Beteiligung Chinas an 
der Finanzierung des brasilianischen 
Nuklearprogramms (vgl. Sangmeister/
Zhang 2008, S. 18).

Südamerika exportiert mehr als nur 
Bananen und Kaffee

Südamerika hat seine Außenhandels-
beziehungen nicht nur geographisch 
diversifiziert, sondern auch die Aus-
fuhrpalette weist inzwischen eine we-
sentlich differenziertere Struktur auf 
als noch vor drei Jahrzehnten. Schon 
längst sind es nicht mehr die klassi-
schen „Kolonialwaren“, wie Kaffee, Ka-
kao oder Edelhölzer, welche für die 
Warenexporte aus südamerikanischen 
Ländern bestimmend sind. Allerdings 
machen Primärprodukte wie unverar-
beitete agrarische Erzeugnisse, Ener-
gieträger wie Erdöl und Erdgas, mine-
ralische und nicht-mineralische Roh-
stoffe immer noch zwei Drit tel der süd-
amerikanischen Warenexporte aus; 
lediglich knapp 30 Prozent entfallen 
auf Industrieprodukte (vgl. Tabelle 5). 

Tabelle 5: Struktur der 
südamerikanischen Warenausfuhr 
2008 (in %)

Rohstoffe und 
Energieträger

42,7%

Industrieprodukte 28,8%

Agrarprodukte 26,2%

Sonstiges 2,4%

Quelle: WTO: International Trade Statistics 2009.

Ein realistisches Projekt regionaler Inte-
gration steht in Südamerika noch aus. 
Denn die Erweiterung und Vertiefung 
des Integrationsprozesses in Südameri-
ka setzt voraus, dass (1.) die Erwartun-
gen der Mitgliedstaaten an Ziele und 
Ergebnisse der Integration übereinstim-
men; (2.) von allen Beteiligten eine ge-
meinsame politische Agenda für den 
weiteren Integrationsprozess akzep-
tiert wird und (3.) eine stärkere Institu-
tionalisierung der Integrationspolitik 
erreicht wird. Eine Intensivierung der 
regionalen Integration erfordert Har-
monisierung von Makropolitiken und 
die Akzeptanz supranationaler Institu-
tionen. Ohne makroökonomische Kon-
vergenz in Richtung auf monetäre Sta-
bilität und kompatible Wechselkurse 
sind Fortschrit te in dem südamerikani-
schen Prozess wirtschaftlicher Integra-
tion kaum zu erwarten. 

Südamerikas Partner in der 
Weltwirtschaft

Die Außenwir tschaftspolitik der meis-
ten lateinamerikanischen Staaten hat 
von der jahrzehntelangen Praxis Ab-
schied genommen, den nationalen Bin-
nenmarkt durch hohe Schutzzölle von 
der internationalen Konkurrenz abzu-
schotten. Über Dekaden hinweg wa-
ren Beschränkungen von Importen und 
die staatliche Lenkung der Ausfuhren 
die wichtigsten außenwir tschaftlichen 
Instrumente. Erst die „Schuldenfalle“, in 
die viele Volkswir tschaften Lateiname-
rikas zu Beginn der 1980er Jahre gera-
ten waren, bedeutete den Endpunkt 
der staatlich gelenkten und überwie-
gend extern finanzier ten Industriali-
sierungsstrategie. Sie erzwang auch 
 einen tiefgreifenden strukturellen An-
passungsprozess hin zu einer stärke-
ren Einbindung in den Weltmarktzu-
sammenhang.
Mit der Liberalisierung der Außenwirt-
schaft haben sich die überkommenen 
Liefer- und Absatzbeziehungen der Ko-
lonialzeit, die noch bis in die 1980er 
Jahre die außenwirtschaftlichen Bezie-
hungen Südamerikas geprägt hatten, 
geographisch deutlich diversifiziert. Zu-
nehmend ist es südamerikanischen Un-
ternehmen gelungen, ihre traditionelle 
Abhängigkeit von Abnehmern in Europa 
und Nordamerika abzubauen und neue 
Märkte zu erschließen, vor allem in Asi-
en, aber auch in anderen lateinameri-
kanischen Ländern. Inzwischen entfal-
len über 20 Prozent der südamerikani-
schen Ausfuhren auf Abnehmer in Asien, 
und damit gehen mehr Exporte nach 
Asien als nach Europa (vgl. Tabelle 4). 
Für viele südamerikanische Länder sind 
aber die USA und die Europäische Uni-
on (EU) nach wie vor die wichtigsten Au-

ßenhandelspartner, wenn auch mit ab-
nehmender Tendenz.

Tabelle 4: Geographische Verteilung 
der südamerikanischen Exporte 2008 
(in %)

Nordamerika 28,3%

Süd- und Mittel-
amerika

27,2%

Asien 21,9%

Europa 16,6%

Afrika 3,2%

Gemeinschaft 
Unabhängiger 
Staaten/GUS

1,7%

Naher Osten 1,2%

Quelle: WTO: International Trade Statistics 2009.

Es sind aufstrebende Wirtschaftsriesen 
wie China und Indien, die in dem Roh-
stoffreichtum Südamerikas und in den 
dortigen Märkten starke Anreize für ei-
ne engere wirtschaftliche Zusammenar-
beit sehen. Aber auch Russland hat in 
strategischen Bereichen wie Energie 
und Rüstung sein wirtschaftliches Enga-
gement in mehreren südamerikanischen 
Staaten ausgebaut, insbesondere in 
Venezuela. Von den neuen außenwirt-
schaftlichen Partnern Südamerikas ist 
es vor allem die Volksrepublik China, mit 
der sich die Handelsbeziehungen wäh-
rend der zurückliegenden Jahre verviel-
facht haben. Die boomende chinesi-
sche Wirtschaft ist in erster Linie an den 
in Südamerika reichlich vorhandenen 
Rohstoffen und Agrarprodukten interes-
siert. Es ist erklärte Absicht  Chinas, sei-
ne außenwirtschaftlichen Beziehungen 
zu mehreren Ländern Südamerikas zu 
strategischen Part nerschaften auszu-
bauen, die durch langfristige Lieferver-
träge und Direkt investitionen eine di-
versifizierte Versorgung mit Rohstoffen 
und Energie sicherstellen sollen. Zudem 
haben chinesische Unternehmen Süd-
amerika als Absatzmarkt der eigenen 
Produkte entdeckt sowie als Zielregion 
von Direktinvestitionen. 
Vor allem Brasilien kommt auf Grund 
seines Rohstoffreichtums und seines 
enormen agrarischen Potentials für Chi-
na eine besondere Bedeutung zu. Mehr 
als 70 Prozent der brasilianischen Liefe-
rungen nach China entfallen auf Pri-
märprodukte wie Eisenerz und Nichtei-
sen-Metalle, Soja und andere ölhaltige 
Früchte, Holz und zellulosehaltiges Ma-
terial sowie Erdöl und Ölderivate. Brasi-
lien ist aber auch eines der wenigen 
südamerikanischen Länder, die in nen-
nenswerter Größenordnung industriel-
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spezifische Unterschiede in den Wert-
schöpfungsstrukturen der Ausfuhren. 
Während beispielsweise Brasilien fast 
60 Prozent seiner Exporterlöse mit dem 
Verkauf industriell be- und verarbeiteter 
Erzeugnisse erzielt, sind es in Argentini-
en lediglich 30 Prozent. Vergleichswei-
se schwach im Weltmarkt vertreten sind 
High-Tech-Produkte aus Südamerika; 
auch in Brasilien machen solche Erzeug-
nisse lediglich zwölf Prozent der Aus-
fuhren industriell erzeugter Produkte 
aus, während beispielsweise in den Phi-
lippinen über 60 Prozent der exportier-
ten Industrieerzeugnisse Hochtechno-
logieprodukte sind, und in China fast 30 
Prozent. Die Rolle einer weltwir tschaftli-
chen Großmacht wie China kommt Bra-
silien, dem wirtschaftlichen Schwerge-
wicht Südamerikas, noch längst nicht 
zu. Trotz seiner bemerkenswerten Ex-
porterfolge während der zurückliegen-
den Jahre ist die größte Volkswirtschaft 
Südamerikas mit weniger als zwei Pro-
zent am Welthandel beteiligt.
In der internationalen Arbeitsteilung 
wird Südamerika auf absehbare Zeit 
hauptsächlich Primärgüterlieferant der 
Weltwir tschaft bleiben. Vor allem in 
dem globalen Poker um die nicht erneu-
erbaren Energierohstoffe Erdöl und Erd-
gas sind die südamerikanischen Länder 
Argentinien, Bolivien, Brasilien, Ecua-
dor und Venezuela in einer günstigen 
Position, da hier ein erheblicher Teil der 
weltweiten Reserven liegt, die zu heuti-
gen Preisen und mit heutiger Technik 
wir tschaftlich ausbeutbar sind (Sang-
meister 2007b). Die USA beziehen ei-
nen beträchtlichen Teil ihrer Erdölim-
porte aus Ecuador und Venezuela, des-
sen Beziehungen zu den USA jedoch 
seit dem Amtsantrit t von Staatspräsi-
dent Chávez gespannt sind (Buchholz 
2010). So mussten die US-Konzerne 
Conoco Phillips, ChevronTexaco und 
Exxon Mobil – ebenso wie andere aus-
ländische Unternehmen – 60 Prozent 
ihrer Anteile an Erdölförderprojekten 
im Orinoco-Gürtel an den staatlichen 
Konzern Petróleos de Venezuela S.A. 
(PdVSA) abgeben.
Aber nicht nur für die USA ist das be-
deutende energiewirtschaftliche Po-
tential Südamerikas von Interesse, son-
dern auch für andere weltwir tschaftli-
che Akteure, in deren Ländern die in-
tern verfügbaren Energierohstoffe den 
wachsenden Energiebedarf nicht de-
cken. Dies gilt in besonderem Maße für 
China, dessen staatliche Energiefirmen 
durch Akquisitionen und Beteiligungen 
rund um den Globus eine diversifizierte 
Energieversorgung des Landes zu si-
chern bestrebt sind. So wurden 2004 
im Rahmen der Staatsbesuche des chi-
nesischen Präsidenten Hu Jintao in Ar-
gentinien und Brasilien Vorverträge für 

milliardenschwere Kooperationspro-
jekte in den Bereichen Erdöl und Erd-
gas unterzeichnet. Chinesische Erd-
öleinfuhren aus Südamerika sind in den 
zurückliegenden Jahren erheblich ge-
steigert worden, da China im Interesse 
seiner Versorgungssicherheit bemüht 
ist, seine Ölbezugsquellen zu diversifi-
zieren. Allein aus Venezuela sind die 
chinesischen Erdölimporte zwischen 
2004 und 2005 von 12.300 Barrel pro 
Tag auf 70.000 Barrel pro Tag gestie-
gen, und es wird erwartet, dass die Öl-
importe aus Venezuela bis zum Jahr 
2012 auf 15 bis 20 Prozent der gesam-
ten Öleinfuhr Chinas ansteigen (Juba-
ny/Poon 2006, S. 24).
Mittelfristig werden auch die südame-
rikanischen Erdgasvorkommen für die 
Energieversorgung Chinas an Bedeu-
tung gewinnen, allerdings erst, wenn 
entsprechende Transportkapazitäten 
vorhanden sind. Denn Erdgas aus Süd-
amerika kann nach China nur in für 
Transportzwecke verflüssigter Form (Li-
quified Natural Gas/LNG) exportiert 
werden, wozu Flüssiggasterminals und 
LNG-Tanker benötigt werden. Entspre-
chende Investitionen sind geplant bzw. 
bereits in der Durchführung, wie bei-
spielsweise der Bau einer LNG-Lade-
platt form in Pisco an der peruanischen 
Pazifikküste, wohin eine 540 Kilometer 
lange Gaspipeline aus dem Gasfeld 
Las Malvinas östlich der Hauptstadt Li-
ma führt. Verladeterminal und Pipeline 
sind Teil des Camisea-Projekts zur Er-
schließung von Erdgasvorkommen im 
peruanischen Amazonaswald, mit de-

nen die Energieversorgung des Landes 
verbessert und zusätzliche Devisenein-
nahmen durch Gasexporte erwirt-
schaftet werden sollen. Das milliarden-
schwere Investitionsvorhaben ist zwar 
einerseits ökologisch höchst umstrit-
ten4, gilt andererseits aber als Private-
Public-Partnership von peruanischen, 
argentinischen, spanischen und US-
amerikanischen Unternehmen als mo-
dellhaft für die Mobilisierung bislang 
ungenutzter südamerikanischer Ener-
gieressourcen, was nur mit sehr hohen 
Investitionen möglich ist.

Primärgüterbasierte 
Wachstumsstrategien garantieren 
keine nachhaltige Entwicklung 

Über mehrere Dekaden hinweg hatten 
die meisten südamerikanischen Volks-
wirtschaften eine Strategie binnenori-
entierter Industrialisierung favorisiert, 
die mit wachsender Auslandsverschul-
dung finanziert werden musste. Aller-
dings hat diese Strategie, mit der die 
dependencia – die Abhängigkeit von 
den Industrieländern – überwunden 
werden sollte, nur in Brasilien zum Auf-
bau eines wettbewerbsfähigen Indust-
riesektors geführt. Ein Manko dieser 
Strategie war die Mixtur aus Staatsin-
terventionismus und unvollkommener 
Marktsteuerung, die den Staat als wir t-
schaftlichen Akteur überforderte und 
die privaten Unternehmen unterforder-
te, und im Ergebnis zur Herausbildung 
wettbewerbsbehindernder Monopol- 
und Oligopolstrukturen führte. Erst mit 
den Strukturanpassungsprozessen in 
den „Modernisierungsdekaden“, den 
1980er und 1990er Jahren, wurde die 
einseitige Ausrichtung auf den Binnen-
markt beendet, so dass andere ent-
wicklungsstrategische Paradigmen für 
die Wirtschaftspolitik in Südamerika 
handlungsleitend werden konnten. Für 
die erfolgreiche Positionierung in der 
globalisierten Wirtschaft von heute 
werden in Südamerika unter Berück-
sichtigung der länderspezifischen Aus-
gangsbedingungen unterschiedliche 
Strategien verfolgt; diese unterschei-
den sich hauptsächlich durch die Art 
der Weltmarktintegration und die sek-
toralen Spezialisierungsmuster der na-
tionalen Produktionsprozesse. 
Mehrheitlich haben sich die südameri-
kanischen Länder für Strategien passi-
ver Weltmarktintegration durch Spezi-
alisierung auf Primärgüterexporte ent-
schieden. Diese Option erscheint vor 
allem für diejenigen Länder attraktiv, 
die mit Naturkapital reichlich ausge-
stattet sind. Tatsächlich zeigt der Sub-
kontinent im internationalen Vergleich 
ein Vorteilsprofil, das die Ausbeutung 
von Rohstoffen und die wirtschaftliche 

Prof. Dr. Hartmut Sangmeister, Studium 
der Volkswirtschaftslehre; Professor für 
Entwicklungsökonomik an der Fakultät 
für Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten der Ruprecht-Karls-Universität Hei-
delberg; Leiter der Arbeitsgruppe Ent-
wicklungspolitik des Alfred-Weber-Insti-
tuts für Wirtschaftswissenschaften der 
Universität Heidelberg. Zahlreiche Ver-
öffentlichungen zu Lateinamerika. For-
schungsschwerpunkte der letzten Jahre: 
Internationale Entwicklungszusammen-
arbeit, Probleme der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung Lateiname-
rikas.
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ANMERKUNGEN

1 Soweit keine anderen Quellen angegeben, 
sind die statistischen Daten in diesem Beitrag den 
World Development Indicators der Weltbank ent-
nommen; URL: http://databank.worldbank.org/
ddp/home.do [8.8.2010].
2 Mitgliedstaaten der ALBA sind derzeit Anti-
gua und Barbuda, Bolivien, Dominica, Ecuador, 
Kuba, Nicaragua, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Venezuela; Honduras ist nach dem Staats-
streich 2009 wieder ausgetreten, Grenada und 
Paraguay haben Beobachterstatus.
3 Der 1996 gegründeten CAN gehören Bolivi-
en, Ecuador, Kolumbien und Peru an; Venezuela 
trat 2004 aus der Anden-Gemeinschaft aus, um 
sich dem MERCOSUR anzuschließen; Chile, das 
1976 aus der Grupo Andino – der Vorgänger-In-
stitution der CAN – ausgetreten war, ist seit 2006 
„assoziiertes Mitglied“ der CAN. Alle Mitglied-
staaten der CAN sowie Chile sind dem MERCO-
SUR assoziiert.
4 Die Pipeline, die seit August 2004 in Betrieb 
ist, führt von dem sensiblen Ökosystem des Re-
genwaldes im südöstlichen Amazonastiefland 
Perus über die Anden und endet an der pazifi-
schen Küste in Perus einzigem Küstennaturreser-
vat; zudem findet die Erdgasförderung des Cami-
sea-Projektes in einem Reservat indigener Ge-
meinschaften statt. 
5 Zu einem Verzicht der ökonomischen Nut-
zung nicht erneuerbarer natürlicher Ressourcen 
in fragilen Ökosystemen sind Regierungen in Süd-
amerika gegen Ausgleichszahlungen der inter-
nationalen Staatengemeinschaft durchaus be-
reit. So sieht beispielsweise eine Vereinbarung 
Ecuadors mit dem Entwicklungsprogamm der Ver-
einten Nationen (UNDP) vor, dass die Erdölförde-
rung im Yasuní-Nationalpark im Amazonasgebiet 
unterbleibt, sofern die internationale Gemein-
schaft in den kommenden 13 Jahren rund 2,7 Mil-
liarden Euro als Entschädigung aufbringt.

WIRTSCHAFTLICHER STRUKTURWANDEL 
UND UNGLEICHE ENTWICKLUNG 

IN SÜDAMERIKA

Nutzung agrarischer Potentiale im Rah-
men der internationalen Arbeitsteilung 
nahe legt. Denn hier finden sich die 
weltweit größten (bekannten) Vorkom-
men an Rohstoffen wie Eisenerz, Man-
gan, Kupfer, Nickel, Bauxit; die nach-
gewiesenen Reserven an Erdöl und 
Erdgas sind die weltweit zweitgrößten 
nach dem Mittleren Osten; auch das 
weltweit immer knapper werdende Gut 
Wasser ist reichlich vorhanden. Im 
Südwesten Boliviens, unterhalb der 
Salzkruste des Salar de Uyuni, lagern 
schätzungsweise 5,4 Millionen Tonnen 
Lithium, das als Rohstoff der Zukunft 
gilt, da es für Laptops und Handys so-
wie für die Herstellung von Lithium-Ak-
kus verwendet wird. 
Der natürliche Reichtum Südamerikas 
ermöglicht ressourcenbasierte Wachs-
tumsstrategien, die das vorhandene 
Naturkapital ökonomisch in Wert set-
zen, um die steigende Nachfrage nach 
Rohstoffen und Agrarprodukten aus 
den dynamischen Zentren der Welt-
wir tschaft zu nutzen. Wie sich als Pri-
märgüterlieferant der Weltwir tschaft 
beachtliche Exporterfolge erzielen las-
sen, die das Wirtschaftswachstum be-
schleunigen, haben Brasilien und Chile 
in den zurückliegenden Jahren gezeigt. 
Jedoch sind die primärgüterbasierten 
Exporterfolge während der letzten 
Jahre keine Garantie dafür, dass sich 
mit einer solchen „Reprimarisierungs-
strategie“ anhaltendes Wirtschafts-
wachstum generieren lässt. Eine res-
sourcenbasierte Wachstumsstrategie 
ohne nachhaltige Nutzung des Natur-
kapitals und ohne ein effizientes Ma-
nagement der Umwelt zerstört ihre ei-
gene Grundlage.5 Zwar sind Natur- 
und Umweltschutz in mehreren Ländern 
Südamerikas verfassungsrechtlich ver-
ankert und es bestehen staatliche Insti-
tutionen für Umweltschutz und nach-
haltige Entwicklung – aber zwischen 
Verfassungstext und Verfassungswirk-
lichkeit klafft häufig eine tiefe Kluft. So 
ist beispielsweise in Artikel 225 der 
brasilianischen Verfassung von 1988 
das Grundrecht auf eine Umwelt im 
ökologischen Gleichgewicht festge-
schrieben und Verfassungsrang hat 
auch der Schutz des tropischen Regen-
waldes im Amazonasgebiet, dessen 
Nutzung als „nationales Erbe“ gesetz-
lich so zu regeln ist, dass die Umwelt 
erhalten bleibt. Dennoch wird dem tro-

pischen Regenwald im brasilianischen 
Amazonasgebiet weiterhin an mehre-
ren Fronten gleichzeitig der Garaus ge-
macht. Irreversible Schädigungen der 
Umwelt nehmen überall in Brasilien und 
in anderen südamerikanischen Ländern 
teilweise dramatisch zu (vgl. Sangmeis-
ter 2006).
Wachstumsstrategien, die im Wesentli-
chen auf der Ausfuhr von Primärgütern 
basieren, können langfristig nicht 
nachhaltig sein, wenn sie die Heraus-
bildung von Wertschöpfungsketten im 
eigenen Land vernachlässigen. Die 
höchsten Wertschöpfungszuwächse 
werden in den kommenden Dekaden 
weltweit in wissensbasierten Produkti-
onsprozessen generiert. Um in diesen 
Bereichen im internationalen Wettbe-
werb bestehen zu können, sind die süd-
amerikanischen Gesellschaften auf die 
Fähigkeiten für technologische Ent-
wicklungen und für die Assimilation 
neuer Technologien angewiesen. Über 
die hier für notwendigen leistungsfähi-
gen Institutionen in Kernbereichen wie 
Bildung, Wissenschaft und Technolo-
gie verfügen jedoch bislang nur weni-
ge südamerikanische Länder.
Zukunftsfähige Entwicklung kann nicht 
allein auf der Nutzung des Naturkapi-
tals basieren. Er forderlich sind hierfür 
auch in Südamerika hinreichendes Hu-
mankapital, d.h. eine durch (Aus-)Bil-
dung qualifizierte Bevölkerung, Innova-
tionskapital, d.h. personen- und orga-
nisationsgebundenes Wissen für Inno-
vationsprozesse, sowie Sozialkapital, 
d.h. mithin Vertrauen, Verantwortungs-
bewusstsein der Gesellschaftsmitglie-
der und soziale Gerechtigkeit. Zu-
kunftsfähige Entwicklung in Südameri-
ka muss es auch Millionen bislang mar-
ginalisierter Menschen ermöglichen, 
ihre materielle Existenz in einer dauer-
haft lebenswerten Umwelt selbstbe-
stimmt gestalten zu können.
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INFRASTRUKTURINTEGRATION: ÖKOLOGISCHE UND SOZIALE FOLGEKOSTEN

Lautloser Aderlass oder 
„Bau einer gemeinsamen Zukunft“?
Bettina Hoyer

Die Initiative zur regionalen Infrastruktu-
rintegration IIRSA ist ein gigantisches 
Unterfangen. Mehr als 500 einzelne Pro-
jekte in den Bereichen Energie, Transport 
und Kommunikation sollen die Einbin-
dung Südamerikas in die Weltwirtschaft 
forcieren und die regionale Integration 
der südamerikanischen Staaten fördern. 
Die Einzelprojekte entstehen entlang 
von zehn miteinander verbundenen Ent-
wicklungs- und Infrastrukturachsen, die 
Südamerika von Nord nach Süd, von 
Ost nach West durchschneiden. Bettina 
Hoyer zeigt auf, dass dieses – von der 
Öffentlichkeit kaum wahrgenommene – 
Projekt auf natürliche Ressourcen sowie 
auf soziale Folgekosten für die indigene 
Bevölkerung wenig Rücksicht nimmt. Für 
Umweltverträglichkeitsstudien und Un-
tersuchungen darüber, welche Auswir-
kungen die Projekte auf die in digenen 
Völker haben, sind trotz im menser Inves-
titionskosten keine Mittel vorgesehen. 

„IIRSA war von Beginn an ein ‚lautloses’ 
Projekt, das sehr wenig bekannt ge-
macht wurde – ein Aspekt, der zu seinem 
rasanten Fortschreiten beigetragen hat. 
Paradoxerweise wurde auch seine Ent-
wicklung durch den spärlichen Wider-
stand sowie das unzureichende Han-
deln der Umweltbehörden begünstigt.“1 

Glücklicher ohne Strom?

Sie möchten gern im Dschungel leben? 
Abgeschieden von der Hektik des mo-
dernen Lebens, entspannt und eins mit 
der Natur, nicht diese elendige Ver-
schwendung, dieser Konsumzwang. Le-
ben in einer intakten, übersichtlichen 
Gemeinschaft. Mehrere Generationen 
kümmern sich umeinander, leben viel-
leicht sogar unter einem Dach. Keine 
Straße, kein Strom? Nur über eine Sand-
piste, die bei starkem Regen zu einer un-
passierbaren Schlammpiste mutiert, ge-
langt man zum Haus. Es gibt keine 
Waschmaschine. 
Die Realität des „naturverbundenen Le-
bens“ ist weniger rosarot: Wasser muss 
meist aus einem mehrere Gehminuten 
entfernten Fluss mit Kanistern geholt 
werden. Der Generator der Gemeinde, 
der die Pumpe für die Zisterne antreibt, 

läuft nur wenige Stunden am Tag, wenn 
überhaupt. Der Gemeindevorsteher 
sagt, es gebe kein Benzin. Die Familien 
im Dorf leben mehr schlecht als recht 
von dem, was der Eigenanbau hergibt 
und was Söhne, die auf der Suche nach 
Arbeit in die Hauptstadt gegangen 
sind, an Geld nach Hause schicken. 
Und wenn Sie schnell einen Arzt brau-
chen, ist das fast wie ein Todesurteil: Bis 
zur nächsten Gesundheitsstation sind 
es mehrere Stunden auf holprigen Stra-
ßen im Pick-up, dann im Bus – wenn es 
mit der Verbindung klappt. 
Mit der südamerikanischen Infrastruktur-
initiative IIRSA könnte das alles ganz 
anders werden: IIRSA verspricht Strom, 
Straßen und Kommunikation. Sie woh-
nen im Dschungel, aber die Waschma-
schine läuft, das Handy klingelt und auf 
einer asphaltierten Straße können Sie 
binnen kurzer Zeit zur nächsten Stadt 
fahren und Ihre Mutter ins Krankenhaus 
bringen. Sie arbeiten eine halbe Auto-
stunde von zu Hause entfernt in einem 
Dienstleistungsunternehmen, denn die 
neue Straße hat Handel und Tourismus 
in Schwung gebracht. So ist das Ent-
wicklungsprojekt doch angelegt. Oder 
etwa nicht?

Zehn Entwicklungsachsen für 
75 Milliarden US-Dollar

IIRSA, die Initiative zur regionalen Infra-
strukturintegration in Südamerika, ist ein 
gigantisches Unterfangen: Mehr als 
500 Einzelprojekte in den Bereichen 
Energie, Transport und Kommunikation 
sollen bis zum Jahr 2020 die Einbindung 
Südamerikas in die Weltwirtschaft vor-
antreiben und die „regionale Integrati-
on“ fördern. Bis Ende 2010 sollen in einer 
ersten Phase „prioritäre Projekte“ ver-
wirklicht werden. Mindestens 52 dieser 
Projekte sind bereits beendet (vgl. www.
iirsa.org; Stand vom August 2009). 
Die Einzelprojekte entstehen entlang 
von zehn miteinander verbundenen 
„Achsen“, so genannten Entwicklungs- 
oder Infrastrukturachsen, die den Konti-
nent von Nord nach Süd, von Ost nach 
West durchschneiden. Die geschätzten 
Investitionskosten betragen insgesamt 
knapp 75 Milliarden US-Dollar. Für de-
taillier te Umweltverträglichkeitsstudien 
und Untersuchungen darüber, welche 
Auswirkungen die Projekte auf die indi-

genen Völker haben, sind bei IIRSA kei-
ne Mittel vorgesehen.
Der „Zugang zu Zonen mit hohem pro-
duktivem Potential, die derzeit isoliert 
sind bzw. deren Potential aufgrund feh-
lender Infrastrukturangebote in den Be-
reichen Transport, Energie oder Tele-
kommunikation nicht genutzt werden 
kann, soll durch diese harmonische 
Neuordnung und Entwicklung erleich-
tert werden“, heißt es auf der Home-
page von IIRSA.2 Mit dieser Maßnahme 
wolle man erreichen, dass sich Firmen 
entlang der Achsen ansiedeln und so-
wohl für den südamerikanischen Markt, 
als auch für den Export in globale Märk-
te produzieren, so die Vision des Mam-
mutprojekts. Anders ausgedrückt: Es 
werden Korridore geschaffen, die es er-
möglichen sollen, dass südamerikani-
sche Rohstoffe dem (Welt-)Markt zu-
gänglich sind. Dafür werden Straßen 
neu gebaut oder befestigt, Flüsse zu 
Wasserstraßen ausgebaut oder umge-
leitet, Kanäle geschaffen. Häfen und 
Flughäfen werden erweitert oder ent-
stehen neu, zahlreiche Wasserkraft-
werke sollen Energie bereitstellen, Pipe-
lines für den Transport von Erdgas- und 
Erdöl werden gelegt. 

Das Überwinden „geographischer 
Barrieren“

Wenn auf der aufwändig gestalteten 
Homepage des Großprojekts vom Über-
winden „geographischer Barrieren in 
der Region“ die Rede ist, sind damit die 
noch wenig erschlossenen Landschaf-
ten im Amazonasgebiet oder in den An-
den gemeint: Flüsse, die unbegradigt 
ihrem natürlichen Verlauf folgen, Hoch-
ebenen mit sensiblen Ökosystemen, na-
hezu unberührte Urwälder der „grünen 
Lunge“ des Planeten, des Amazonasge-
biets. Es sind zudem Gebiete von hoher 
Artenvielfalt und nicht zuletzt sind in die-
sen „Barrieren“ häufig auch Territorien 
indigener Völker anzutreffen. 
IIRSA wurde im August 2000 in Brasilia 
aus der Taufe gehoben. Schirmherr der 
Gründungsversammlung war der da-
malige Präsident Brasiliens, Fernando 
Henrique Cardoso von der Partei der 
Brasilianischen Demokratischen Bewe-
gung (PMDB). Alle zwölf Staaten Süd-
amerikas sind mit von der Partie: Argen-
tinien, Bolivien, Brasilien, Chile, Ecua-
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LAUTLOSER ADERLASS ODER 
„BAU EINER GEMEINSAMEN ZUKUNFT“?

dor, Guayana, Kolumbien, Paraguay, 
Peru, Surinam, Uruguay, Venezuela – 
die einzige Ausnahme bildet Franzö-
sisch-Guayana. 
Angeschoben wurde IIRSA durch die 
Interamerikanische Entwicklungsbank 
(IDB), die Andine Entwicklungskoopera-
tion (CAF) und den Finanzfonds für die 
Entwicklung des Beckens des Río de la 
Plata (FONPLATA), die gemeinsam die 
Leitung des Projekts übernommen ha-
ben.
Die Gewichtung der Infrastrukturpro-
jekte nach Sektoren fällt dabei sehr un-
gleich aus: 87 Prozent der Projekte fal-
len in den Bereich des Transportwe-
sens, nur rund elf Prozent betreffen den 
Energiesektor und knapp zwei Prozent 
der Projekte sollen im Bereich der Tele-
kommunikation umgesetzt werden. 
Ein kostengünstigerer Rohstofftransport 
sowie die Schaffung von Zugängen zum 
Weltmarkt für Güter aus Südamerika 
werden sowohl von IIRSA selbst, als 
auch von den Kritikern der Initiative als 
zentrales Ziel des Infrastrukturpakets 
ausgemacht. Während die Fürsprecher 
von IIRSA darin jedoch eine Chance für 
eine gewichtigere Rolle Südamerikas 
auf dem Weltmarkt und auf der politi-
schen Bühne sehen, gehen Kritiker mit 
dem Projekt wegen seiner einseitig-ex-
traktiven und externen Ausrichtung hart 
ins Gericht: Die sozialen Kosten und die 
Umweltkosten, die IIRSA verursacht, sol-
len lokal beglichen werden und seien 
nicht mit einberechnet, warnen sie. 
So erklärt beispielsweise Christian Rus-
sau, Vorstandsmitglied des bundeswei-
ten Netzwerks der Brasilien-Solidari-
tätsgruppen „KoBra – Kooperation Bra-
silien“ im Interview: „So sehr der Ausbau 
in den genannten Bereichen grundsätz-
lich begrüßenswert ist, so unerlässlich 
ist aber auch die Frage: Was genau 
wird wie von wem gemacht? Um welche 
Projekte handelt es sich? Wurden die 
Auswirkungen auf Natur, Mensch und 
Umwelt in allen Stufen des Genehmi-
gungs- und Bauprozesses eingehalten? 
Werden die auf dem Papier festgeleg-
ten Ansprüche eingehalten, beispiels-
weise was die von der UNO geforderte 
Einhaltung der freien, vorherigen und 
informierten Zustimmung der vom jewei-
ligen Projekt Betroffenen anbelangt?“ 
(Interview am 15.11.2010)

Undemokratische Top-Down-
Implementierung

Genau dies, beklagen Experten und Be-
troffene, geschehe aber nicht. Stattdes-
sen wird ein gewaltiges Demokratie-
defizit festgestellt (vgl. Fuser 2008; Ri-
bera 2008; Dourojeanni 2009). „Grund-
sätzlich“, so der brasilianische Journalist 
und Politikwissenschaftler Igor Fuser, 

„werden die Projekte als bereits be-
schlossen bekannt gegeben. Die demo-
kratische Debatte beschränkt sich dann 
auf die Wege und Mittel zur Anpassung 
an diese Unumkehrbarkeiten. In vielen 
Fällen wird die lokale Bevölkerung nicht 
über die direkten Konsequenzen der 
geplanten Bauten informiert“ (Fuser 
2008). Partizipative Strukturen der Ent-
scheidungsfindung, die gemäß natio-
nalen wie internationalen Verträgen 
verpflichtend sind, bleiben einfach au-
ßen vor. Hierzu zählt beispielsweise die 
laut Konvention 169 der Internationalen 
Arbeitsorganisation ILO vorgeschriebe-
ne Konsultation indigener Völker, wenn 
ihre Territorien von Maßnahmen oder 
Gesetzen betroffen sind (vgl. Fuser 
2008; Ribera 2008; Dourojeanni 2009), 
sowie ihr Recht, Maßnahmen abzuleh-
nen oder Änderungen zu verlangen. 

Konsultation der Bevölkerung – 
Fehlanzeige 

So erklärt der Vorsitzende Miguel Pa-
lacinin des Dachverbands CAOI der 
indigenen Organisationen des Anden-
raums unumwunden: „Zu diesen Projek-
ten gibt es keine Anhörungen, es gibt ja 
noch nicht einmal Informationen darü-
ber. Es werden einfach Verwaltungsdi-
rektiven in Kraft gesetzt, die überhaupt 
keine Partizipation der Zivilgesellschaft 
möglich machen“ (2009, CAOI-Video).3 
Und Cristian Domínguez, Referent für 
natürliche Ressourcen bei der Vereinig-
ten Bauerngewerkschaft Boliviens, er-
klärt: „Sie sagen zwar, dass sie eine An-
hörung machen, aber das stimmt nicht. 
Sie kommen und geben einen Informati-
onsworkshop, aber das ist keine Konsul-
tation“ (2009, CAOI-Video).4 Zudem, so 
unterstreicht Christian Russau, „gibt es 
unzählige belegte Fälle, in denen ver-
meintliche Anwohner gegen Geld oder 
Sachleistungen zu Anhörungen ange-
karrt wurden, um ohne Vor-Ort-Kenntnis 
ihre Zustimmung zu signalisieren; un-
zählige Fälle, in denen Anhörungen 
deshalb zur Farce wurden, weil Betrof-
fene zwar kritische Fragen stellen durf-
ten, die Antworten aber in einer nur 
Spezialisten verständigen Fachsprache 
und mit dem Verweis auf die Beurteilung 
durch einen ‚Experten vom Fach‘ gege-
ben wurden.“ (Interview am 15.11.2010)

Wem nützt dieses „pharaonische“ 
Projekt?

Fuser mahnt, ebenso wie Russau und 
Dourojeanni, nicht beim Hadern zwi-
schen Wirtschaftswachstum und Um-
weltschutz stehen zu bleiben, sondern 
die Frage nach den eigentlichen Inter-
essen hinter den „pharaonisch anmu-

tenden Infrastrukturprojekten“ zu stel-
len: Wem dient die Energie der Wasser-
kraftwerke? Wer gewinnt am Waren-
transport? Wer sind die Nutznießer der 
schiffbaren Flüsse?
„IIRSA ist ein aus lauter einzelnen Me-
gaprojekten zusammengeschnürtes Pa-
ket, das sich liberale Regierungen aus-
gedacht haben, denen sehr viel am Pro-
zess der Integration gelegen ist, aller-
dings nicht im Sinne einer Integration 
der Völker. Man wird Straßen, Wasser-
wege, Wasserkraftwerke und Stromlei-
tungen errichten, die den transnationa-
len Unternehmen künftig einen leichte-
ren Zugang zu den natürlichen Ressour-
cen ermöglichen werden. Darin besteht 
das hauptsächliche Ziel“, erklärt Miguel 
Palacin von der CAOI (Palacin 2009, Vi-
deo CAOI).5 Der in Brasilien lebende 
peruanische Agrarökonom und Forst-
wir tschaftler Dourojeanni hat 2009 ein 
Buch veröffentlicht,6 in dem er aufzuzei-
gen versucht, welche Folgen die derzei-
tigen Infrastrukturpläne für das perua-
nische Amazonasgebiet haben. Der Au-
tor, der u. a. in Brasilien als Berater für 
die IDB arbeitet, unterstreicht, das Pro-
jekt „ zeigt die Merkmale einer Philoso-
phie der Eroberung, der Kolonisierung 
und der Ausbeutung. Anders gesagt: Es 
handelt sich nicht um die Besetzung ei-
nes Territoriums, um darin zu leben, sich 
darin zu entwickeln und mit ihm zu 
wachsen. Nein, es geht darum, hinein-
zugehen, soviel wie möglich herauszu-
holen und wieder zu verschwinden. Das 
ist eine unbestreitbare Tatsache“ (Dou-
rojeanni 2010, Video).7 
Sein Buch bezeichnet Dourojeanni eher 
als einen Bericht. Geschrieben habe er 
ihn als „Antwort auf die Tatsache, dass 
die Gesellschaft, die peruanische Öf-
fentlichkeit sehr wenig oder nichts darü-
ber weiß, was man mit Amazonien vor-
hat. Besonders augenfällig sind dabei 
die Probleme der Indigenen, die im Ba-
guazo8 kulminierten, oder das Auftau-
chen von Inambari9 als beschlossene, 
schon zwischen den Regierungen abge-
kartete Sache – während die Bevölke-
rung praktisch überhaupt keine Kenntnis 
davon hatte“ (Dourojeanni 2010, Vi-
deo).10

Spot 1: Das Öffnen der Adern – 
Straßen

Projekte im Transportsektor befinden 
sich bei IIRSA, wie bereits erwähnt, mit 
einem Anteil von 87 Prozent bzw. 444 
der insgesamt 510 Projekte eindeutig in 
der Überzahl. Bei 207 Projekten geht es 
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er um den Aus- oder Neubau von Straßen. 

„Die stärksten Auswirkungen haben 
Straßen. (…) Denn sie öffnen den Weg 
für alle Arten der Bodennutzung: Für 
den Bergbau, den Holzeinschlag, die 
Viehzucht, den Ackerbau – der den 
Wald dann schließlich ganz vernichtet“ 
(Dourojeanni 2010, Video).11 2004 gab 
es laut Angaben des brasilianischen 
Verkehrsministeriums im Amazonasge-
biet (Bundesstaaten Rondonia, Acre, 
Amazonas, Roraima, Pará, Amapá und 
Tocantins) insgesamt 110.000 Straßen-
kilometer. Nur 15.000 Kilometer davon 
waren allerdings asphaltiert. Selbst so 
genannte „Highways“ im Amazonasge-
biet sind vielfach Schlammpisten, die 
nur mit geländegängigen Fahrzeugen 
befahrbar sind und nach Regenfällen 
teilweise völlig unpassierbar werden. 
Doch lokale Akteure, hauptsächlich 
Holzfäller, Farmer, Viehzüchter und 

Bergbauunternehmen haben tausende 
Kilometer illegale und inoffizielle Stra-
ßen geschaffen, die häufig im Nachhin-
ein, ohne Prüfung, von Gemeindever-
waltungen legalisiert werden. So legen 
Satellitenaufnahmen offen, dass die 
Länge der offiziellen Straßen im Amazo-
nasgebiet 2003 bei nur 25.074 Kilome-
tern lag, die der illegalen jedoch bei 
172.405 Kilometern (WWF 2007, S. 14).
„Mehr als 80 Prozent der Regenwald-
vernichtung finden im Umkreis von fünf 
km entlang von legalen und illegalen 
Straßen statt. Führt die brasilianische 
Regierung die Straßenbaumaßnahmen 
wie geplant durch, ohne Maßnahmen 
für den Schutz des Amazonasregenwal-
des zu ergreifen, hätte dies die Zerstö-
rung von 170 Millionen Hektar Tropen-
wald zur Folge“, schreibt der World 
Wide Fund for Nature (WWF) in einer 
Studie zu den Auswirkungen des Stra-

ßenbaus im brasilianischen Amazonas-
gebiet von 2007 (WWF 2007, S. 6).
Für den globalen Klimaschutz ist die Er-
haltung des Amazonasregenwaldes un-
bestrit ten von großer Bedeutung. In den 
Bäumen sind ca. 120 Milliarden Tonnen 
CO2 gespeichert – das entspricht etwa 
dem 15-fachen der jährlichen Treib-
hausgasemissionen. Die Zerstörung der 
Wälder verursacht mit rund 20 Prozent 
mehr CO2-Ausstoß als der gesamte 
Transportsektor: „Um das Holz mit Trak-
toren und LKWs abtransportieren zu 
können, werden jedoch Straßen und 
Rückgassen in den Regenwald geschla-
gen, auf denen Siedler nachziehen kön-
nen – landlose Kleinbauern ebenso wie 
Grileiros – Großgrundbesitzer, die sich 
in einem Klima der Gesetzlosigkeit und 
fehlender Rechtsstaatlichkeit ganze 
Landstriche widerrechtlich aneignen“ 
(WWF 2007, S. 9). 
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Spot 2: Soja

Die zentrale interozeanische Achse, die 
zwischen Brasilien, Bolivien und Peru 
verläuft, soll die Transportkosten der 
brasilianischen Agroindustrie an den 
Pazifik verringern. „Dies ist das erklärte 
Ziel von zwei der umstrit tensten Bauvor-
haben: Rio Madeira, wo neben den 
Staudämmen eine Wasserstraße ge-
plant ist, und die interozeanische Stra-
ße, die bei 2.586 Kilometern Länge 
durch Peru die Anden überqueren soll“ 
(Fuser 2008).
Nach Einschätzung des brasilianischen 
Konsortiums der Unternehmen Furnas 
und Odebrecht würden die Infrastruk-
turprojekte die Erzeugung von 25 Milli-
onen Tonnen Soja pro Jahr in Brasilien 
möglich machen. Hierzu müsste das für 
eine voll mechanisierte Landwirtschaft 
nutzbare Land allerdings um etwa 

80.000 Quadratkilometer ausgedehnt 
werden. Diese Ausweitung der Agroin-
dustrie könnte nur durch gesetzeswidri-
ge Abholzungen, durch Vertreibung 
kleinbäuerlicher Landwirtschaft und 
traditioneller Bewohner erreicht wer-
den, denn sollte diese Entwicklung auf 
legalem Wege erfolgen und gleichzei-
tig die gesetzlich festgelegten Reserva-
te berücksichtigen wollen, müssten die 
privaten Landbesitze insgesamt mehr 
als 400.000 Quadratkilometer abge-
ben, um die notwendige Fläche zu errei-
chen, denn soviel privater Landbesitz ist 
in der Region überhaupt nicht vorhan-
den (Brasilicum 2009, S. 5).

Spot 3: Das Amazonasgebiet

Das brasilianische Amazonien durch-
laufen vier der so genannten Entwick-
lungsachsen. Als einer der besonders 
umstrit tenen Korridore sei hier die Ama-
zonasachse herausgegrif fen. Sie ver-
läuft quer über den Kontinent durch Ko-
lumbien, Ecuador, Peru und Brasilien. 
Durch den Ausbau von Transportwegen 
werde, so die Nichtregierungsorgani-
sation Bank Information Center (BIC), 
eine neue Handelsroute zwischen Asien 
und Brasilien geschaffen, die durchaus 
eine Alternative zum Panama-Kanal 
darstellt: Man rechnet beim Waren-
transport mit einer Zeitersparnis von bis 
zu 28 Tagen. 57 Projekte mit geschätz-
ten Investitionskosten von 5,2 Milliar-
den US-Dollar sind geplant. Dazu wer-
den die Pazifikhäfen Paita in Peru, Esme-
raldas in Ecuador und Tumaco in Kolum-
bien mit der Amazonasmündung bei 
Belém (Brasilien) verbunden. Minerali-
en aus dem Andenraum sollen durch 
diesen Korridor nach Europa gelangen 
und in der Gegenrichtung sollen Pro-
dukte Amazoniens, wie Fleisch, Holz, 
Fisch, Mineralien, Soja und andere Pro-
dukte der Agrarindustrie nach Asien 
und Nordamerika geliefert werden. 
Vorgesehen ist unter anderem der Bau 
von zwölf neuen Straßen, 21 Häfen für 
die Binnenschiff fahrt und fünf Flughä-
fen. 

Anhörung vor dem 
Interamerikanischen Gerichtshof 
(CIDH) 

Während der 138. Sitzungsperiode des 
Interamerikanischen Gerichtshofs im 
März dieses Jahres haben Vertreter des 
Juristennetzwerkes zur Verteidigung 
Amazoniens (RAMA) einen Bericht über 
die Umsetzung des Rechts auf freie, vor-
herige und informierte Zustimmung indi-
gener Völker in Bezug auf Kolumbien, 
Ecuador, Peru, Bolivien und Brasilien 
vorgelegt. Das Ergebnis ist besorgniser-

regend, man könnte auch sagen: IIRSA 
ist „durchgefallen“. Die RAMA fordert 
die CIDH zum Beispiel dazu auf, dafür 
zu sorgen, dass – egal, ob dies nun im 
Rahmen von IIRSA vorgesehen ist oder 
nicht – Umweltfolgestudien gemacht 
werden, ebenso wie Untersuchungen 
darüber, welche Auswirkungen die Pro-
jekte auf die indigenen Völker haben 
werden. Die Interamerikanische Kom-
mission für Menschenrechte solle sich 
zudem vor Ort ein Bild von der Lage ver-
schaffen und die nationalen Regierun-
gen an ihre Verpflichtungen zur Einhal-
tung von Menschenrechten gegenüber 
den indigenen Völkern erinnern. 
Der Bericht der RAMA listet Achse für 
Achse auf, welche Projekte geplant 
sind, welche indigenen Völker mit ihren 
Territorien von den jeweiligen Korrido-
ren betroffen sind und welche Natur-
schutzgebiete dort liegen. Bereits das 
schlichte Lesen einer derart langen Liste 
von Territorien und Schutzgebieten ver-
deutlicht, wie viele Völker dort leben, 
denen Rechte zugesprochen wurden, 
die es jetzt einzuhalten gilt. Die mit 
IIRSA verbundenen Projekte werden al-
lein in Brasilien Auswirkungen auf eine 
Fläche von etwa 2,5 Millionen Quad-
ratkilometer haben. „Innerhalb dieses 
Areals liegen 47 vollständig geschützte 
Naturreservate, 90 Zonen nachhaltiger 
Bewirtschaftung, 107 bereits vermesse-
ne Gebiete indigener Völker, 484 Flä-
chen, die von der Regierung bereits zum 
Schutz der Biodiversität vorgesehen 
wurden“ (Brasilicum 2009, S. 5). Die ge-
planten Projekte werden in den Territo-
rien verschiedener indigener Völker 
durchgeführt und werden die Kolonisie-
rung weiterer Völker bewirken. 

Fehlende Rechtssicherheit für lokale 
Bevölkerungen

Es ist nicht das erste Mal, dass Indi  -
gene wegen Menschenrechtsverletzun-
gen im Rahmen von IIRSA vor den CIDH 
gezogen sind. Bereits am 2. November 
2009 hatte es auf Betreiben des Dach-
verbands der Indigenen-Organisatio-
nen des Andenraums (CAOI) und des 
Indian Law Ressource Center eine An-
hörung mit Vertretern aus Bolivien, Peru 
und Brasilien zu IIRSA gegeben. Nar-
ciso Roca, Repräsentant der indigenen 
Gemeinden von Turubo (Department 
Santa Cruz, Bolivien) vom Volk der 
Chiquitano, schilderte der Kommission 
beispielsweise, dass die Vergabe der 
Landtitel nicht rechtzeitig vor dem Bau 
der Straße Bioceánica Santa Cruz nach 

Zur Zeit der Er-
oberung Brasiliens 
durch die Portugie-
sen Mitte des 15. 
Jahrhunderts be-
deckte der Regen-
wald die brasiliani-
sche Küste von Rio 
Grande do Norte 
bis Rio Grande do 
Sul. Von den einst-
mals 1,3 Millionen 
Quadratkilome-
tern sind heute im 
Südosten Brasiliens 
nur noch etwa 
acht Prozent vor-
handen. Die ver-
bleibenden Reser-
vate des Regen-
waldes wurden 
von der UNESCO 
1992 zum Biosphä-
renreservat und 
1999 zum Welt-
erbe erklärt.
picture alliance/dpa
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er Puerto Suárez durchgeführt worden 

war. Deshalb erhielten die Einwohner 
dann auch keine Entschädigungszah-
lungen, wenn die Straße auf ihrem Land 
gebaut wurde. Wilde Bodenspekula-
tionen und Auseinandersetzungen um 
Land hätten daraufhin begonnen, Wil-
derer waren plötzlich eine Konkurrenz 
zur gemeinschaftlich gepflegten Jagd, 
Agroindustrielle mit großen Viehherden 
beanspruchten Land. Letzten Endes, so 
Roca, drohe das Zusammenspiel von 
Rechtsunsicherheit, sich daraus erge-
benden Verwerfungen und den über 
die Bevölkerung hereinbrechenden Ver-
lockungen des Konsums, die eigene Kul-
tur auszulöschen. 

„… aber das haben sie nicht 
eingehalten!“ 

Aus den Top-Down-Effekten mit man-
gelnden Instrumentarien zur Partizipati-
on und großen Hindernissen für die be-
troffenen Bevölkerungsteile, ihre Rechte 
gegenüber Behörden und Unterneh-
men durchzusetzen, eröffnen sich um-
gekehrt Räume für die Willkür von aus-
führenden Firmen und Behörden. „Die 
Baufirma kippt einfach den Abraum auf 
unsere Felder“, erklärt beispielsweise 
Feliciana Amado Ch. von der Landes-
geschäftsstelle der Vereinigung der 
vom Bergbau Betroffenen in Peru. „Die 
großen Maschinen und Transporter der 
Bergbaufirmen, der Holzfirmen dringen 
einfach in unsere Territorien ein, ohne 
uns vorher zu fragen“ (Juan Ulmer Villar, 
Führungspersönlichkeit, Esse Ejja); „Es 
gab eine Übereinkunft, dass sie eine Zu-
fahrt von der Straße bis zur Gemeinde 
bauen sollen. Aber das haben sie nicht 
gemacht“ (Carmélo Céspedes, Füh-
rungspersönlichkeit, Volk der Chiquita-
no, Bolivien); „Sie hätten uns die Schule 
in perfektem Zustand übergeben sollen, 
mit Licht, Strom- und Wasseranschluss. 
Stattdessen haben sie uns hier fast ei-
nen Rohbau hinterlassen“ (Ivanio Sole-
to, Führungspersönlichkeit, Volk der 
Chiquitano, Bolivien); „Es gab Arbeit, 
allerdings höchstens für einen oder 
zwei Monate, zum Mindestlohn“ (Luis 
Chura, Leiter der Vereinigung der Klein-
produzenten, Esquilaya) (CAOI 2009). 

Spot 4: Die Finanzierung 

Erklärtes Ziel von IIRSA ist es, Koopera-
tionen zwischen Privatfirmen und öf-
fentlichen Gebern zur Finanzierung der 
Projekte zu schaffen. Die Nichtregie-
rungsorganisation BIC weist auf zwei 
kritische Punkte hin: Zum einen werden 
80 Prozent der Projekte aus öffentlichen 
Geldern finanziert, zum anderen hat 
sich die Brasilianische Entwicklungs-

bank BNDES zunehmend zum wichtigs-
ten Finanzier der Projekte entwickelt: 
Ärmere Staaten verschulden sich de 
facto im Zuge der IIRSA-Projektdurch-
führung bei Brasilien.

Besser weiter im Dunkeln sitzen?

Die WWF-Studie für das brasilianische 
Amazonasgebiet aus dem Jahr 2007 
enthält eine außerordentlich positive 
Nachricht: Straßenbau ist nicht unbe-
dingt mit einer noch schnelleren Zerstö-
rung des Regenwaldes verknüpft, wenn 
geeignete Gegenmaßnahmen ergrif fen 
werden. Wenn sich allerdings die üb-
liche Praxis nicht ändert, illegal gero-
detes Land im Nachhinein den (Groß-
grund-)Besetzern zuzusprechen, sieht 
die WWF-Studie keine Verbesserungs-
möglichkeiten. Vor allem wird die Durch-
setzung der bestehenden Umwelt-
schutzgesetze seitens der brasiliani-
schen Regierung gefordert, gekoppelt 
mit dem Druck internationaler Märkte 
und Finanzinvestoren auf die Agrarwirt-
schaft. Anders gesagt: Es wäre schon 
viel erreicht, wenn bereits bestehende 
Gesetze eingehalten würden. Dies 
würde einem ökologischen und sozial 
verantwortungsvollen Wirtschaften zu-
träglich sein. Das als „Governance“ be-
zeichnete Szenario dieser Studie geht 
zudem davon aus, dass das Netz an 
Gebieten, die unter einer Form von 
Schutz stehen, wie geplant von 32 Pro-
zent auf 41 Prozent des brasilianischen 
Amazonasgebietes erweitert wird, in 
den geschützten Gebieten der Wald 
vollständig erhalten bleibt und auf pri-
vatem Land nur 50 Prozent des Waldes 
gerodet werden (gemäß brasiliani-
schem Gesetz dürften eigentlich sogar 
nur 20 Prozent gerodet werden). 
So fordert der WWF etwa die Entwick-
lung und Umsetzung ökologischer und 
sozialer Richtlinien in der nationalen 
und transnationalen Infrastrukturpla-
nung unter aktiver Einbeziehung der Zi-
vilgesellschaft; die Entwicklung, Umset-
zung und Kontrolle ökologischer und 
sozialer Standards für die Finanzierung 
durch multilaterale Entwicklungsban-
ken und andere Finanzinstitutionen; auf 
Infrastrukturmaßnahmen in großen in-
takten Regenwaldblöcken (No-Go-Zo-
nen) sollte verzichtet werden; die Her-
stellung des Rechtsstaats im Amazonas 
und Durchsetzung der Gesetze; die 
Durchführung einer Umweltverträglich-
keits- und Nachhaltigkeitsprüfung vor 
Baubeginn, wodurch langfristige ökolo-
gische, soziale und ökonomische Kosten 
und Nutzen auf lokaler und überregio-
naler Ebene analysiert werden; die Ent-
wicklung geeigneter Strategien zur Ab-
milderung negativer Auswirkungen und 
zur Förderung positiver Auswirkungen 

auf eine nachhaltige Entwicklung; akti-
ve Einbeziehung der Zivilgesellschaft 
bei Planung, Durchführung und Erfolgs-
kontrolle dieser Maßnahmen.
Auch die vor dem CIDH klagenden indi-
genen Vertreter plädieren entschieden 
für Infrastrukturprojekte. Sie fordern al-
lerdings, dass diese Entwicklungspro-
jekte anders gestaltet und die lokalen 
Bevölkerungen als Akteure einbezogen 
werden. 
Der südamerikanische Hunger nach 
Energie, nach mehr Unabhängigkeit 
von und mehr Gewicht an den Welt-
märkten muss befriedigt werden. „Peru 
braucht ein Inambari, das steht außer 
Zweifel, die Frage ist nur: Wie viele müs-
sen es sein und wie müssen sie ausse-
hen?“, fragt der Forstwir tschaftler Dou-
rojeanni (Dourojeanni 2009, Video). 
„Wenn wir IIRSA kritisieren, bestreiten 
wir nicht die Notwendigkeit, Straßen, 
Eisenbahnstrecken, Wasserwege, Hä-
fen und Flughäfen zu bauen oder in den 
Energie- und Telekommunikationssektor 
zu investieren“, unterstreicht der brasili-
anische Soziologe Luiz Fernando Nova 
von der Nichtregierungsorganisation 
Rede Brasil. Binnenentwicklung und so-
ziale Entwicklung müssten jedoch zu-
erst berücksichtigt werden: „Die Pro-
duktion und Verteilung von Energie im 
Kontinent muss im Hinblick auf die För-
derung regionaler Wirtschaftsdynamik 
erfolgen – und nicht als reiner Nach-
schub für die transnationalen Produkti-
onsketten“, so Nova. Produktion mit ei-
nem Minimum an Umweltschäden sei 
durchaus möglich. Dafür sei aber eine 
öffentliche Planung im Bereich Infra-
struktur unabdingbar. „Das [ist das] ge-
naue Gegenteil von dem, was wir heute 
in Brasilien erleben“, so seine Warnung 
(Nova zitiert in Fuser 2008).

Bettina Hoyer (Ethnologin M.A.) arbei-
tet als freie Journalistin und Übersetze-
rin mit dem Schwerpunkt Lateinamerika. 
Sie ist Mitbegründerin des Übersetzer-
Netzwerks LinguaTransFair.
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Fazit

Dieser Beitrag kann und soll nicht mehr 
sein als der Hinweis auf einen Prozess, 
der im Stillen einen rasanten Fortgang 
nimmt. Wenn es weiterhin so still bleibt, 
wird es schwierig werden, Nachbes-
serungen einzufordern. Das Zukunfts-
szenario dürfte dann aus eher eilig 
durchgeführten Reparaturversuchen be -
stehen und in offenen, ausgeblute -
ten Adern Südamerikas. Es fehlen mit -
hin Kampagnen von Umweltschutz- und 
Menschenrechtsorganisationen zum 
Thema, die das Mammutprojekt thema-
tisieren und in den Blick nehmen und ei-
ne Diskus sion in Gang bringen. Das gilt 
sowohl für Südamerika selbst als auch 
für die internationale Gemeinschaft. 
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ANMERKUNGEN

1 Originalzitat: „El IIRSA desde su inicio, fue un 
proceso “silencioso” y muy poco difundido, as-
pecto que contribuyó a su raudo avance, pa-
radójicamente, también su desarrollo fue favore-
cido por el escaso nivel de resistencia y el escaso 
protagonismo de las oficinas ambientales (Gru-
enberger 2008, S. 6). 
2 Originalzitat: „Este ordenamiento y desarrollo 
armónico del espacio suramericano facilitará el 
acceso a zonas de alto potencial productivo que se 
encuentran actualmente aisladas o subutilizadas 
debido a la deficiente provisión de servicios bási-
cos de transporte, energía o telecomunicaciones.“ 
URL: http://www.iirsa.org/Banco Conocimiento/p/
principios_orientadores/principios_orientadores.
asp?CodIdioma=ESP [11 .11 .2010]
3 Originalzitat: „Estos proyectos no están con-
sultados, ni siquiera informados, porque se están 
haciendo por directorios que no tienen ningúna 
participación de la sociedad civil“ (2009, CAOI-
Video).
4 Originalzitat: „Dicen que hacen consulta, 
pero lo que hacen es: van y dan un taller infor-
mativo y no consultan“ (2009. CAOI-Video).
5 Originalzitat: „IIRSA es un conjunto de mega-
proyectos construido por gobiernos liberales que 
están muy relacionados con el proceso de la in-

tegración y no con el afán de integrar a los pue-
blos. Se va a construir carreteras, hidrovías, hid-
roelectricas, lineas de interconexión eléctrica 
que va a permitir facilitar a las empresas multina-
cionales tener mejor acceso a los recursos natu-
rales. Ese es el principal objetivo Miguel Palacin“ 
(2009, CAOI-Video).
6 Vgl. im Literaturverzeichnis Dourojeanni et. 
al. (2009).
7 Originalzitat: „… demuestra la aplicación de 
este tipo de filosofía: de conquista, colonización, 
explotación. O sea, no es la ocupación de un 
territorio con el proposito de vivir en el, de desa-
rollarse en el y de crecer con el. No, es un propó-
sito de entrar, tirar lo mas posible e irse. Eso es un 
hecho“ (Dourojeanni 2010, Video). 
8 Baguazo: Bezeichnung für die Eskalation der 
Gewalt am 5. Juni 2009 in Bagua, bei der min-
destens 33 Menschen starben, darunter 30 Indi-
gene. Indigene hatten aus Protest gegen eine 
Reihe von Gesetzen, durch die sie ihre Rechte 
angegriffen sahen, mehrere Wochen eine Straße 
besetzt gehalten. Polizei und Armee versuchten 
am 5. Juni die Straße gewaltsam zu räumen (vgl. 
www.npla.de/poonal/2331).
9 Der Fluss Inambari soll aufgestaut und ein 
Kraftwerk gebaut werden, wodurch ca. 10.000 
bis 15.000 Menschen vertrieben werden. Die Li-
zenz für den Bau sowie 80 Prozent des erzeugten 
Stroms wurden jedoch nach Brasilien verkauft, 
was heftige Debatten in Peru hervorrief (vgl. ht-
tp://www.noticiasaliadas.org/articles.asp?art = 
6232 und https://www.gtai.de/DE/Content/On
line-news/2009/20/medien/lm2-peru-erweitert-
wasserkraftkapazitaeten,https=1 .html).
10 Originalzitat: „… que fue hecho respondien-
do a la evidencia de que el público, la sociedad 
nacional sabe muy poco o nada de lo que se 
está planeando en la Amazonía. Quizas su ori-
gén más, digamos, resaltante fueron los proble-
mas de las indígenas que culminaron en el ba-
guazo y también la aparecion de Inambarí como 
puesta, decidida ya, entre los gobiernos y de lo 
que la sociedad sabía practicamente nada“ 
(Dourojeanni 2010, Video). 
11 Originalzitat: „El impacto principal es el de 
las carreteras. (…])Porque abren el camino para 
toda clase de uso de la tierra: para los mineros, 
forestales y ganadería, agricultura, que termina 
eleminando completamente el bosque (Douro-
jeanni 2010, Video).
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INTERNATIONALE UND INTERREGIONALE POLITIK

Südamerikas internationale Position 
und regionale Kooperation
Wolf Grabendorff

Südamerika in der internationalen 
Politik

Lateinamerika gehört nicht zu den welt-
politisch besonders bewegten Regio-
nen und ist deshalb bisher als Akteur im 
internationalen System eher gering 
eingeschätzt worden. Erst im 21. Jahr-
hundert beginnt Südamerika – und 
dort vor allem Brasilien – als wichtiger 
Akteur in der internationalen Politik 
aufzutreten. Die relativ frühe Selbst-

Lateinamerika wurde als Akteur im inter-
nationalen System bisher eher gering 
eingeschätzt. Dominierten zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts noch europäische 
Mächte in Südamerika, etablierten sich 
nach dem Zweiten Weltkrieg die USA als 
Hegemonialmacht. Südamerika beweg-
te sich lange Zeit eher im „Windschat-
ten“ der Weltpolitik. Mit Beginn und 
während des Kalten Krieges – zumal 
unter dem Eindruck der kubanischen Re-
volution (1959) und der Kuba-Krise 
(1962) – änderte sich dies gravierend. 
Zeitweilig gewann man den Eindruck, 
dass  südamerikanische Staaten unter 
dem Einfluss der USA in die Rolle von 
Klientelstaaten gerieten. Erst in diesem 
Jahrhundert beginnt Südamerika – und 
dort vor allem Brasilien – als wichtiger 
Akteur in der internationalen Politik auf-
zutreten. Seit der Jahrtausendwende 
mehren sich die Anzeichen für eine Neu-
verortung und größeren Einfluss Süd-
amerikas in der internationalen Politik. 
Wolf Grabendorff erörtert in seinem 
Beitrag die einzelnen Phasen sowie Epo-
chen der südamerikanischen Außenpo-
litik. Die konzise Darstellung berücksich-
tigt die Außenbeziehungen zu den USA, 
zur Europäischen Union (EU) und zu 
Deutschland sowie die interregionalen 
Integrationsversuche und Organisatio-
nen der Kooperation in Südamerika 
selbst. Die Diversifizierung der Außen-
beziehungen hat zu einem neuen Selbst-
bewusstsein Südamerikas beigetragen. 
Dabei ist freilich ein einheitliches Profil 
der südamerikanischen Staaten ange-
sichts der Themenvielfalt auf der inter-
nationalen Agenda nicht erkennbar. 
Südamerika spricht außenpolitisch mit 
vielen Stimmen. Immer noch bestimmen 
innenpolitische Faktoren Inhalt und Form 
der außenpolitischen Aktivitäten und 
damit auch das Allianzverhalten. 

ständigkeit der ehemaligen iberischen 
Kolonien zu Beginn des 19. Jahrhun-
derts mag ebenso wie die enge Anbin-
dung an die USA während des 20. 
Jahrhunderts zu dieser Position im 
„Windschatten“ der Weltpolitik beige-
tragen haben. So ist die Region von 
großen Kriegen und weltpolitischen 
Krisen verschont geblieben. Die einzi-
ge Ausnahme bildete während des Kal-
ten Krieges die Kuba-Krise (1962), bei 
der eine nukleare Auseinandersetzung 
zwischen den damaligen Supermäch-
ten Sowjetunion und USA gerade noch 
vermieden werden konnte. Heute bildet 
die Region die erste atomwaffenfreie 
Zone der Welt, und die lateinamerika-
nischen Staaten haben darüber hinaus 

auch auf den Besitz aller anderen Mas-
senvernichtungswaffen verzichtet. Die 
politischen und militärischen Auseinan-
dersetzungen in Lateinamerika lassen 
sich ohne Zweifel weniger als zwi-
schenstaatlich, dafür aber umso mehr 
als innerstaatlich charakterisieren. Re-
volutionen und Staatsstreiche, zivile 
und Militärdiktaturen haben, in zahlrei-
chen Fällen auch mit ausländischer Un-
terstützung, die Außenansicht der Regi-
on im 20. Jahrhundert bestimmt.
Dennoch ist Lateinamerika im Laufe sei-
ner Geschichte weitgehend durch sei-
ne Außenziehungen, in der Region 
selbst viele Jahre als „Abhängigkeit“ 
deklariert, definiert worden. Die viel 
beklagte Unfähigkeit, auf nationaler 
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ren, sondern auch zu zentralen Akteu-
ren in der Süd-Süd-Kooperation ge-
worden sind. Fast die ganze Region 
schaut zunehmend auf Asien und selbst 
auf Afrika, wie nicht nur die rasant ge-
stiegenen wirtschaftlichen Beziehun-
gen, sondern auch die Häufigkeit ge-
genseitiger Präsidentenbesuche zei-
gen. Diese Diversifizierung der Au-
ßenbeziehungen hat zu einem neuen 
Selbstbewusstsein Südamerikas beige-
tragen und den Halbkontinent damit 
auch zu einem stärker beachteten in-
ternationalen Akteur werden lassen. 
Dabei ist freilich ein einheitliches Profil 
der südamerikanischen Staaten ange-
sichts der Themenvielfalt auf der inter-
nationalen Agenda nicht erkennbar, 
denn weiterhin bestimmen vor allem in-
nenpolitische Faktoren und das jeweili-
ge Entwicklungsmodell Inhalt und Form 
der zunehmenden außenpolitischen 
Aktivitäten und damit auch das ent-
sprechende Allianzverhalten.

Die Monroe-Doktrin als Zwangsjacke 
regionaler Außenbeziehungen

Die nach der Unabhängigkeit der la-
teinamerikanischen Staaten zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts von US-Präsident 
James Monroe 1823 verkündete Doktrin 
galt zunächst der Abwehr ausländi-
scher Einmischung gegenüber selbst-
ständigen amerikanischen Staaten 
durch europäische Mächte. Die Mon-
roe-Doktrin wurde nach dem Ende des 
Spanisch-Amerikanischen Krieges und 
dem Aufstieg der USA zur Weltmacht 
von Präsident Theodor Roosevelt 1904 
um „internationale Polizeifunktionen“ 
erweitert und so zusammen mit dem 
„Panamerikanismus“, dem Deckmantel 
der wir tschaftspolitischen Expansion 
der USA seit Ende des 19. Jahrhunderts, 
zum Leitmotiv der US-amerikanischen 
Beziehungen zu Lateinamerika und in 
der Region selbst zum Symbol für die 
Einmischung der USA. Die zahlreichen 
US-Interventionen in den „Bananenre-
publiken“ in der Karibik und Zentral-
amerika konzentrierten sich auf die ers-
ten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts, 
haben aber auch noch während des 
Kalten Krieges in direkter oder indirek-
ter Form (Guatemala 1954; Kuba 1961; 
Dominikanische Republik 1965; Grena-
da 1983 und Panama1989) die inter-
amerikanischen Beziehungen schwer 
belastet.
Die dadurch nicht nur in der Westlichen 
Hemisphäre, sondern in der internatio-
nalen Politik generell weit verbreitete 

oder auf regionaler Ebene durch immer 
wieder neue Integrationsanstrengun-
gen Unabhängigkeit zu demonstrieren 
und eigene Interessen gegenüber aus-
ländischen Mächten durchzusetzen, 
prägt die außenpolitische Tradition der 
Region bis heute. Gleichzeitig macht 
dieser tief empfundene Mangel an 
„Selbstbestimmung“ auch die besonde-
re Betonung des Konzepts der nationa-
len Souveränität verständlich, die eine 
dauerhafte regionale Kooperation 
oder gar Integration bisher verhindert 
hat. Dieser Mangel an effizienter regi-
onaler Kooperation ist auch das Ergeb-
nis einer traditionellen „Politik der nati-
onalen Interessen“, die häufig in dem 
Nachbarland eher den Feind als den 
Partner sieht und auch vor kalkulierten 
Konfrontationen aus innenpolitischem 
Kalkül nicht zurückschreckt.

Lateinamerika als Schauplatz der 
internationalen Politik

Erst in diesem Jahrhundert – nach weit-
gehend abgeschlossener Demokrati-

sierung und fortgeschrit tener Globali-
sierung der Region – hat das internati-
onale Profil Lateinamerikas deutlich 
zugenommen. Während in vergange-
nen Jahrzehnten nur Brasilien und Ku-
ba als Nationen mit einer globalen Au-
ßenpolitik galten, sind heute Argentini-
en, Chile, Mexiko und Venezuela – zum 
Teil wieder – außenpolitisch sehr aktiv 
und auch das regionale Engagement in 
internationalen Organisationen (UN, 
G-20, APEC) hat erheblich zugenom-
men. Allen voran hat sich Brasilien mit 
seinen diplomatischen Aktivitäten und 
als BRIC-Staat (Brasilien, Russland, In-
dien, China) sowie IPSA-Mitglied nicht 
nur als regionale Führungsmacht, son-
dern auch als Global Player etabliert 
und darüber hinaus dazu beigetragen, 
dass regionale Organisationen wie 
der Gemeinsame Markt des Südens 
(Mercado Comun del Sur/MERCOSUR) 
und vor allem die Union der Südameri-
kanischen Nationen (Unión de las Na-
ciones Suramericanas/UNASUR) nicht 
nur die zunehmende Sonderstellung 
des geopolitischen Konzepts „Südame-
rika“ innerhalb der Region dokumentie-

Gipfel der BRIC-
Staaten (Brasilien, 
Russland, Indien 
und China) im Ap-
ril 2010 in Brasilia. 
Brasilien hat sich 
als BRIC-Staat 
nicht nur als regio-
nale Führungs-
macht, sondern 
auch als Global 
Player etabliert 
und dazu beige-
tragen, dass re-
gionale Organi-
sationen wie der 
MERCOSUR oder 
UNASUR die 
zunehmende 
Sonderstellung 
des geopolitischen 
Konzepts „Süd-
amerika“ inner -
halb der Region 
dokumentieren.
picture alliance/dpa
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Vorstellung von Lateinamerika als dem 
„Hinterhof“ der USA hat alle außenpoli-
tischen Verbindungen eingeschränkt 
und damit für über ein Jahrhundert die 
politische und wirtschaftliche Hegemo-
nie der USA in der Region weitgehend 
stabilisiert. Die dadurch erzwungene 
Rücksicht der meisten Staaten auf die 
Interessen der USA hatte hinsichtlich 
des Verlaufs und der Intensität der intra-
regionalen Konflikte durchaus einen 
Konflikt reduzierenden Einfluss. Waren 
die fünf kriegerischen Auseinanderset-
zungen während des 19. Jahrhunderts 
vornehmlich bilaterale Grenzkonflikte 
postkolonialen Charakters, ging es bei 
den vier Kriegen im 20. Jahrhundert 
nicht nur um Grenzen, sondern durch-
aus auch um wirtschaftliche und/oder 
ausländische Interessen. Im Chaco-
Krieg (1932–35) zwischen Bolivien und 
Paraguay ging es um vermutete Erölre-
serven; ebenso wie im Cenepa-Krieg 
(1941–42), in dem Ecuador den Großteil 
seines Amazonasgebietes an Peru ver-
lor und der zu andauernden Grenzstrei-
tigkeiten bzw. 1981 und 1995 zu neuer-
lichen kriegerischen Auseinanderset-
zungen zwischen beiden Staaten führ-
te. Der Leticia-Krieg (1932–33) zwischen 
Peru und Kolumbien hatte nur teilweise 
wirtschaftliche Gründe; ebenso wie der 
Malvinas- bzw. Falkland-Krieg (1982) 
zwischen Argentinien und Großbritan-
nien, bei dem es vornehmlich um die 
Souveränität der Inselgruppe im Südat-
lantik, aber natürlich auch um die be-
sonders ergiebigen Fischfanggründe 
und die dort vermuteten Erdölvorkom-
men ging. In allen militärischen Ausein-
andersetzungen haben die USA, teil-
weise zusammen mit der Organisation 
Amerikanischer Staaten (OAS), eine 
zentrale Rolle bei der Beendigung der 
Kriegshandlungen bzw. der jeweiligen 
Friedensregelung gespielt.

Der Kalte Krieg und seine innen- und 
außenpolitischen Folgen

Die starke Einbindung Lateinamerikas 
in das geopolitische US-Konzept der 
„Westlichen Hemisphäre“ hat in Zei -
ten des Kalten Krieges zu einer Fülle 
von Auseinandersetzungen geführt, die 
nicht nur die internationale Einbindung, 
sondern vor allem auch die innenpoliti-
sche Entwicklung der Region – auch 
noch über das Ende des Kalten Krieges 
1990 hinaus – geprägt haben. Schon 
lange vor der kubanischen Revolution 
1959, die zum Symbol des Kalten Krie-
ges in der Westlichen Hemisphäre wur-
de, hatten die USA mit dem Beistands-
pakt von Rio de Janeiro 1947 und der 
Gründung der OAS 1948 sicherstellen 
wollen, dass Lateinamerika von den 
weltweiten kommunistischen Entwick-

lungen verschont bleiben sollte. Dies 
bedeutete nicht nur eine klare Beschrän-
kung der außenpolitischen Möglichkei-
ten lateinamerikanischer Staaten, son-
dern vor allem auch eine Warnung ge-
genüber „kommunistischen Tendenzen“ 
nach innen. Dazu zählten aus Sicht der 
USA unliebsame Gewerkschaftsaktivi-
täten ebenso wie eine nationalistische 
Wirtschaftspolitik. Alle Reformkräfte in-
nerhalb der Region standen unter US-
Beobachtung und die Zusammenarbeit 
mit Diktatoren und Militärs wurde über-
all gefördert. Der vom US-Geheim-
dienst CIA (Central Intelligence Agen-
cy) initiier te Putsch gegen eine reformis-
tische Regierung in Guatemala (1954) 
und die vielfachen Versuche, die kuba-
nische Revolutionsregierung zu stürzen 
(1960–65) – von denen vor allem die 
gescheiterte „Schweinbuchtinvasion“ 
(1961) auch international wahrgenom-
men wurde –, waren zusammen mit der 
Unterstützung des Militärputsches in 
Brasilien (1964), der Invasion in der Do-
minikanischen Republik (1965) und der 
Unterstützung des Putsches gegen Sal-
vador Allende in Chile (1973) die offen-
sichtlichsten Auswirkungen des Kalten 
Krieges in der Region. Das Beispiel der 
kubanischen Revolution führte in ver-
schiedenen Ländern zur Bildung von 
Guerillagruppierungen, die zwar nur 
zum Teil von den jeweiligen kommunisti-
schen Parteien oder aus dem Ausland 
unterstützt wurden, gleichzeitig aber 
als Beweis für die Notwendigkeit einer 
antikommunistischen Strategie von Sei-
ten der USA und der Etablierung einer 
„Nationalen Sicherheitsdoktrin“ und 
der durch sie gerechtfertigten zahllosen 
Menschenrechtsverletzungen in den je-
weiligen Staaten dienten. Lateinameri-
ka hatte so zahllose Opfer des Kalten 
Krieges zu beklagen und oft Jahrzehnte 
lang Militärregierungen zu ertragen, 
weil die außenpolitische Allianz mit den 
USA und die sich häufig mit den Interes-
sen der USA identifizierenden Ober-
schichten dies erforderten.
Die sandinistische Revolution 1979 in 
Nicaragua und die verschiedenen Kon-
flikte in Zentralamerika im folgenden 
Jahrzehnt standen zwar auch noch 
ganz im Zeichen des Kalten Krieges und 
wurden in den USA als geopolitisch mo-
tivierte kommunistische Strategie inter-
pretiert. Hingegen wurde die Revoluti-
on in Nicaragua aber in Europa und 
Teilen der Region anders interpretiert. 
Schon vor dem Ende des Kalten Krieges 
wurde erkennbar, dass Lateinamerika 
nicht länger willens war, seine außen-
politischen Optionen nur im Ost-West- 
Kontext wahrzunehmen. Mit der kuba-
nischen Revolution hatte der Ost-West-
Konflikt den Nord-Süd-Konflikt in der 
Region zwar überlagert, aber gleich-
zeitig dazu beigetragen, diesen zu ak-

zentuieren. Gerade der Er folg der ku-
banischen Politik im Kontext der Süd-
Süd-Beziehungen trug deshalb dazu 
bei, dass die in Asien entstandene 
Blockfreienbewegung auch in einigen 
Staaten der Region politisch akzepta-
bel wurde. Neben Kuba, das schon seit 
der Gründung der Blockfreienbewe-
gung 1961 Mitglied der blockfreien 
Staaten war, identifizierten sich immer 
mehr Staaten mit den Prinzipien der 
Blockfreiheit. Das galt natürlich beson-
ders für jene Länder, die ohnehin Ausei-
nandersetzungen mit den USA hatten, 
zumindest zeitweilig über reformisti-
sche Regierungen verfügten und des-
halb den Versuch unternahmen, ihre 
„Abhängigkeit“ von den USA durch in-
tensive Kontakte mit anderen Staaten 
der Drit ten Welt zu reduzieren.

Konflikte und Kooperationen mit 
den USA

In Lateinamerika hat es zu verschiede-
nen Zeiten immer wieder antiamerikani-
sche Tendenzen gegeben. Dabei ist das 
Verhältnis zu der oft kritisierten „Hege-
monialmacht“ eher von einer Hass-Lie-
be geprägt, denn für viele Lateinameri-
kaner ist nichts erstrebenswerter als die 
Möglichkeit, in den USA Arbeit zu fin-
den und auch sich selbst oder ihre Kin-
der dort ausbilden zu lassen. Der ameri-
kanische Lebensstil wird nicht nur ak-
zeptiert, sondern – so weit möglich – 
auch kopiert, während gleichzeitig der 
Einfluss der USA auf die eigene politi-
sche und wirtschaftliche Entwicklung 
oft und heftig kritisiert wird. Der Grenze 
zwischen Erster und Drit ter Welt war 
seit Mitte des 20. Jahrhunderts nirgends 
so deutlich erkennbar wie in der Westli-
chen Hemisphäre, wo sie entlang der 
US-Grenzen mit Mexiko und der Karibik 
letztlich die krassen Entwicklungsun-
terschiede zwischen Nord und Süd de-
monstrierte. Erst das Ende des Kalten 
Krieges und der Friedensprozess in Zen-
tralamerika gaben den lateinamerika-
nischen Staaten die Möglichkeit, eine 
aktivere Rolle bei der Ausgestaltung 
der interamerikanischen Beziehungen 
zu spielen.
Die drei wichtigsten Themen in den oft-
mals angespannten lateinamerikani-
schen Beziehungen mit den USA sind 
seither (1) die Handelsliberalisierung, 
(2) der „Krieg gegen die Drogen“ – der 
als Markenzeichen der US-Politik den 
Kampf gegen den Kommunismus in der 
Region während des Kalten Krieges er-
setzt hat – und (3) die Stärkung der De-
mokratie. In allen drei Bereichen beste-
hen erhebliche Auffassungsunterschie-
de zwischen Nord und Süd, vor allem 
hinsichtlich der Form des US-Einflusses 
und des jeweiligen Nutzens der Koope-
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vereinte Europa sogar als mögliches 
Gegengewicht gegenüber der als allzu 
dominant empfundenen Vorherrschaft 
der USA betrachtet wurde. Intensive bi-
laterale Beziehungen pflegen die meis-
ten südamerikanischen Staaten mit 
Frankreich und Italien, mit Deutschland 
und Großbritannien – und seit den 
1990er Jahren vor allem mit Spanien. 
Die engen politischen Verbindungen 
wurden vor allem durch die Emigration 
nach Europa während den Jahren süd-
amerikanischer Militärdiktaturen und 
später auch während des Demokratisie-
rungsprozesses gefestigt. Der Integrati-
onsprozess in Europa wurde schon seit 
den 1960er Jahren zum Vorbild für die 
eigenen, sehr unterschiedlichen sub-
regionalen Integrationsprozesse. Seit 
Mitte der 1970er Jahre hat die Europäi-
sche Kommission nicht nur umfangrei-
che Kooperationsprogramme für Latein-
amerika aufgelegt, sondern auch be-
gonnen, eine vielschichtige biregionale 
Dialogstruktur aufzubauen, wie sie ge-
genüber anderen Regionen der Welt 
nicht besteht.
Dabei ist es bisher jedoch nicht gelun-
gen, biregionale Assoziierungsabkom-
men – mit Ausnahme von Zentralame rika 
(2010) – abzuschließen, während dies 
auf bilateraler Ebene mit Mexiko (1997), 
Chile (2002), Kolumbien und Peru (2010) 
erfolgreicher war und es sicherlich kein 
Zufall ist, dass genau diese Staaten 
auch mit den USA Freihandelsabkom-
men geschlossen haben. Die EU-Assozi-
ierungsabkommen sind nicht nur auf-
grund ihrer Freihandelskomponente für 
einzelne Länder recht attraktiv, sondern 
auch wegen des kontinuierlichen politi-
schen Dialogs und der Kooperations-
struktur. Aber gerade beim MERCOSUR, 
dem 1991 gegründeten Integrations-
projekt zwischen Argentinien, Brasilien, 
Paraguay und Uruguay, ist es trotz inten-
siver Verhandlungen seit 1999 nicht ge-
lungen, ein Abkommen abzuschließen, 
weil sich bisher weder die EU auf eine 
rasche Reduzierung der Agrarsubventi-
onen noch die MERCOSUR-Staaten auf 
eine gemeinsame Linie für ihre Marktöff-
nung für Industrieprodukte und Dienst-
leistungen einigen konnten. Aber erst 
eine Assoziierung zwischen der EU und 
dem MERCOSUR, als einem der größten 
Wirtschaftsblöcke der Welt, würde aus 
den EU-Südamerika-Beziehungen wirk-
lich eine biregionale Allianz machen. 
Dies würde nicht nur mit erheblichen 
wirtschaftlichen Vorteilen für beide Re-
gionen, sondern auch mit einer deutli-
chen Stärkung ihres Gewichts in der in-
ternationalen Politik einhergehen.

ration mit den USA für einzelne Staaten 
bzw. gesellschaftliche Gruppen. Dabei 
sind die Erwartungshaltungen häufig 
auf beiden Seiten überzogen, weil zahl-
reiche gemeinsame Interessen voraus-
gesetzt und auch postuliert werden, die 
in Wirklichkeit nicht bestehen.
Die von den USA ursprünglich geplante 
gesamtamerikanische Freihandelszone 
FTAA (Free Trade Area of the Americas) 
– als Ausdehnung der zwischen Kana-
da, Mexiko und den USA 1994 geschaf-
fenen Freihandelszone NAFTA (North 
American Free Trade Agreement) auf 
den ganzen Doppelkontinent – kam 
aufgrund des Widerstandes Brasiliens 
und der übrigen MERCOSUR-Staaten 
nicht zustande. Deshalb haben die USA 
inzwischen mehrere bilaterale Freihan-
delsabkommen mit Chile, Peru und Ko-
lumbien sowie das regionale Abkom-
men CAFTA-DR (Central American Free 
Trade Agreement) mit Zentralamerika 
und der Dominikanischen Republik ab-
geschlossen. Die Auswahl auf latein-
amerikanischer Seite verwundert nicht, 
denn fast alle dieser Staaten entspre-
chen – ebenso wie Mexiko – sowohl hin-
sichtlich ihres Entwicklungsmodells wie 
ihrer Außenpolitik weitgehend den Vor-
stellungen der USA.
Im „Krieg gegen Drogen“ – 90 Prozent 
des in den USA konsumierten Kokains 
kommt über Zentralamerika und Mexiko 
oder die Karibik aus den Andenstaaten 
– arbeiten vor allem Kolumbien und Me-
xiko sowie zunehmend auch Zentral-
amerika eng mit den USA zusammen. 
Die Milliarden schweren US-Program-
me Plan Colombia (1999) und die Meri-
da-Initiative (2007) sind Ausdruck einer 
militärischen Zusammenarbeit in der 
Drogenbekämpfung, die von anderen 
Staaten der Region häufig kritisiert wird, 
vor allem wenn es sich – wie in Kolumbi-
en – um die direkte Nutzung militäri-
scher Basen durch US-Streitkräfte han-
delt. Auch das massive Besprühen der 
Kokaanbaugebiete hat aufgrund der 
Umweltauswirkungen zu internationaler 
Kritik an den bisher ohnehin wenig er-
folgreichen Methoden der US-amerika-
nischen Antidrogenpolitik geführt. An-
gesichts extremer Gewaltausübung, der 
ausufernden Korruption und dem Zerfall 
sicherheitsrelevanter nationaler Institu-
tionen aufgrund der schier unbegrenz-
ten Möglichkeiten der organisierten Kri-
minalität – vornehmlich in Kolumbien 
und Mexiko – nimmt die Diskussion in 
Südamerika um eine generelle Ände-
rung der Drogenpolitik zu. Die organi-
sierte Kriminalität wird in Lateinamerika 
überwiegend mit der Produktion, dem 
Transport und dem auch in der Region 
selbst rasch wachsenden Konsum von 
Drogen identifiziert. Die USA haben bis-
her allerdings allen Initiativen zur parti-
ellen Legalisierung von Drogenanbau 

oder Drogenkonsum eine scharfe Absa-
ge erteilt und erheben die Zusammenar-
beit in Drogenfragen weiterhin zu einer 
zentralen Meßlatte für die bilateralen 
Beziehungen.
Die Förderung und Festigung der Demo-
kratie in Lateinamerika gehört zu den 
bevorzugten Themen aller US-Regie-
rungsvertreter, die in und über Latein-
amerika reden. Allerdings stimmt das 
Demokratieverständnis im südlichen 
Teil der Westlichen Hemisphäre auf-
grund der sehr unterschiedlichen politi-
schen Entwicklungen in den einzelnen 
Staaten oft nicht mit demjenigen der 
USA überein; und nach dem Staats-
streich in Honduras (2009) waren es vor 
allem südamerikanische Staaten und 
gerade nicht die USA, die auf der Ein-
haltung demokratischer Spielregeln be-
harrten. Angesichts der demokratischen 
Konsolidierung in den meisten Staaten 
der Region sind die Lateinamerikaner 
zunehmend empfindlich gegenüber der 
US-Meßlatte „demokratische Reife“. Sie 
sehen in den Beziehungen zu den USA 
weniger die ordnungs- und sicherheits-
politischen Themen im Vordergrund, 
sondern vor allem die Probleme in der 
Handels- sowie Migrationspolitik. Die 
Diskussion um den Zugang zum US-
amerikanischen Markt und die prekäre 
Situation der etwa zwölf Millionen ille-
galer „Hispanics“ in den USA dürfte 
deshalb auch die Zukunft der Beziehun-
gen prägen. Etwa 50 Millionen Ameri-
kaner lateinamerikanischer Herkunft 
bilden die größte Minderheit in den 
USA und machen sie damit nach Brasili-
en und Mexiko zum drit tgrößten „latein-
amerikanischen“ Land. Davon kann der 
Charakter der Beziehungen zu dem 
„Koloss im Norden“ ebenso wenig un-
berührt bleiben wie von den neuen 
außer-hemisphärischen Bündnissen der 
Staaten Südamerikas.

Beziehungen mit der EU – eine 
enttäuschte Hoffnung?

Die historischen Beziehungen zwischen 
Europa und Lateinamerika sind durch 
die Kolonialzeit, die nicht nur spanische 
und portugiesische, sondern auch briti-
sche, französische, holländische und 
dänische Kolonien in der Region hervor-
gebracht hatte, geprägt. Der kulturelle 
und wirtschaftliche Einfluss Europas hat 
bis zu Beginn des 20. Jahrhundert an-
gehalten, wurde dann aber durch die 
beiden Weltkriege und die Rolle der 
neuen Hegemonialmacht USA in der 
Region sehr reduziert. Dennoch hat sich 
bei den Eliten Lateinamerikas und vor 
allem Südamerikas eine gewisse Vorlie-
be für Europa gehalten, so dass seine 
Rolle auch in den letzten Jahrzehnten 
oft eher überbewertet und vor allem das 
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Trotz einer immer wieder deklarierten 
Bereitschaft der EU, mit Lateinamerika 
stärker zusammenarbeiten zu wollen, 
einem eingespielten Mechanismus bire-
gionaler Aktivitäten – bei denen die 
Gipfeltreffen zwischen beiden Regio-
nen seit 1999 im zweijährigen Rhythmus 
den Anlass zum obligaten Familienfoto 
bieten – und der respektablen Position 
des größten Entwicklungshilfegebers 
sowie des zweitgrößten Investors hat 
die Bedeutung der EU für die Entschei-
dungsträger in Südamerika deutlich ab-
genommen. Die Süd-Süd-Beziehungen 
haben aufgrund des wirtschaftlichen 
Aufstiegs von Asien die traditionellen 
Süd-Nord-Beziehungen der Region ver-
ringert und die politische Aufmerksam-
keit eher auf die Entwicklungen im pazi-
fischen Raum verschoben. Die von der 
EU mit Brasilien (2007) und Mexiko 
(2009) vereinbarte „Strategische Part-
nerschaft“ soll zwar eine Kooperation 
bei der Lösung dringender globaler 
Probleme erleichtern, hat aber bisher 
wenig zur Koordination in den verschie-
denen multilateralen Politikfeldern bei-
tragen können. Lateinamerika sieht die 
EU vornehmlich mit eigenen Problemen 
beschäftigt, in weiterhin enger transat-
lantischer Partnerschaft mit den USA 
verbunden und daher weniger als Alli-
anzpartner für die Durchsetzung eige-
ner Interessen in der sich rasch verän-
dernden internationalen Ordnung ge-
eignet. Das viel zitierte „Atlantische 
Dreieck“ (EU, USA und Lateinamerika) 
westlicher Werte und Interessen scheint 
– zumindest aus lateinamerikanischer 
Sicht – zunehmend von einem „Pazifi-
schen Dreieck“ (China, USA und Latein-
amerika) abgelöst zu werden.

Bilaterale Beziehungen mit 
Deutschland – ein partieller Partner?

Deutschland hat generell einen guten 
Ruf in Lateinamerika, das gilt für seine 
Menschen und seine Produkte. In Brasi-
lien und Mexiko ist der VW genauso 
bekannt und auf den Straßen präsent 
wie in Deutschland. Deutsche Firmen 
produzieren mit ihren Tochterunterneh-
men zum Teil schon seit über hundert 
Jahren in der Region und haben damit 
in verschiedenen Ländern – vor allem in 
Argentinien, Brasilien, Chile und Mexi-
ko – in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts einen wichtigen Beitrag zur 
Industrialisierung geleistet. So tragen 
diese Unternehmen in Brasilien und 
Mexiko heute noch mit rund fünf Pro-
zent zum nationalen Bruttosozialpro-
dukt bei, und Sao Paulo bezeichnet 
sich nicht umsonst als der größte „deut-
sche“ Industriestandort.
Die Grundlage für die „traditionell gu-
ten“ Beziehungen Deutschlands zu La-

teinamerika haben jedoch die deut-
schen Einwanderer gelegt. Verschiede-
ne Einwanderungswellen haben schon 
seit der Unabhängigkeit der verschie-
denen Republiken immer wieder Deut-
sche in großer Zahl nach Lateinamerika 
gebracht, so dass heute von etwa fünf 
Millionen Südamerikanern deutscher 
Herkunft gesprochen werden kann, die 
weit über ihr zahlenmäßiges Gewicht 
hinaus in manchen Gastländern (Ar-
gentinien, Brasilien und Chile) einen be-
deutenden wirtschaftlichen und/oder 
kulturellen Einfluss erlangt haben. Die 
bis heute vor Ort oft als „Deutsche Kolo-
nien“ bezeichneten Siedlungsgebiete 
sind größtenteils noch an deutschen 
Namen zu erkennen, während sich ihre 
Bewohner längst in die Gesellschaft in-
tegriert und sich vielfach in Wirtschaft, 
Politik und Kultur einen Namen gemacht 
haben.
Nach dem Zweiten Weltkrieg sind es 
aber weniger die „alten“, sondern die 
„neuen“ Deutschen gewesen, die die 
Zusammenarbeit mit Lateinamerika ge-
prägt haben. Firmenvertreter, Wissen-
schaftler, Entwicklungshelfer, Vertreter 
der Kirchen und der politischen Stif tun-
gen haben mit ihrem unterschiedlichen 
Engagement zu einem inzwischen diffe-
renzierten und vielfältigen bilateralen 
Beziehungsgeflecht beigetragen und 
damit auch das traditionelle Deutsch-
landbild Lateinamerikas, das durch Er-
innerungen an die Nazi-Diktatur und 
den Gegensatz des Auftretens von 
DDR- und BRD-Repräsentanten in der 
Region mitgeprägt war, verändert.
Heute dominiert ein partnerschaftli-
cher Dialog auf vielen Ebenen, wobei 
sicherlich die wissenschaftlich-techno-
logische Zusammenarbeit in zahlrei-
chen Ländern im Vordergrund steht. 
Dies reflektiert freilich auch die Wirt-
schaftsinteressen einer Exportnation 
wie Deutschland und ihren Blick auf die 
derzeitige „Boomregion Lateinameri-
ka“. Gerade aufgrund der auch in La-
teinamerika kontrovers geführten Um-
weltdebatte wird Deutschland als 
wichtiger Modernisierungspartner ge-
sehen, während die klassischen Han-
delsbeziehungen eher zurückgegan-
gen sind, denn die Region hat nur noch 
einen Anteil von 2,5 Prozent am gesam-
ten deutschen Außenhandel. Ange-
sichts der vielfachen Veränderungen in 
der Region und ihrer Rolle in der Welt 
ist eine gegenseitige Neueinschätzung 
angesagt. Die Bundesregierung hat 
2010 ein neues und ambitiöses Latein-
amerikakonzept mit inhaltlichen und re-
gionalen Schwerpunktsetzungen vor-
gelegt, in der die gemeinsamen Inter-
essen ebenso wie die Kooperations-
möglichkeiten bei der Ausübung 
globaler Verantwortung betont wer-
den. Ob und wie Lateinamerika darauf 

einzugehen bereit sein wird, ist eher 
ungewiss, denn während Brasilien jetzt 
nicht nur in Lateinamerika als Global 
Player angesehen wird, schätzt man 
Deutschland je nach Land und Thema 
eher als partiellen Partner ein.

Lateinamerika als Akteur in der 
internationalen Politik.

Schon seit den 1970er Jahren lassen 
sich zwei unterschiedliche Wege der 
Region hin zu einer aktiveren Außen-
politik erkennen. Der eine Weg führte 
über die Süd-Süd-Zusammenarbeit in-
nerhalb der Blockfreienbewegung und 
der zweite über eine Intensivierung 
der lateinamerikanischen Aktivitäten im 
Rahmen der Vereinten Nationen. Ob-
wohl bei der Gründung der Vereinten 
Nationen 20 der 51 Gründungsmitglie-
der lateinamerikanische Staaten wa-
ren, hatte das politische Profil der Regi-
on in der Weltorganisation während 
der Dekolonisierungsphase eher abge-
nommen. Nicht zuletzt weil alle intra-
regionalen Probleme zunächst im Rah-
men der OAS ausgetragen wurden, und 
nur wenn dort keine Konfliktbeilegung 
erreicht werden konnte – wie etwa in 
der Zentralamerika- und der Malvinas-
Krise –, wurden die Vereinten Nationen 
eingeschaltet. Die Drit te Welt-Orientie-
rung der 1970er Jahre führte vor allem 
durch die geschickte multilaterale Dip-
lomatie Mexikos dann 1974 zur Verab-
schiedung der „Charta der wir tschaftli-
chen Rechte und Pflichten der Staaten“ 
durch die UN-Vollversammlung. Damit 
war die erste lateinamerikanische Initi-
ative zur Stärkung der Interessen des 
„Südens“ – abgesehen von der Grün-
dung der OPEC (Organization of Petro-
leum Exporting Countries) 1960 durch 
Venezuela – auf den Weg gebracht und 
eine neue Phase koordinierter latein-
amerikanischer Außenpolitik eingelei-
tet worden.

Außenpolitische Ambitionen und 
regionale Kooperation

Dies spiegelt sich auch in neuen For-
men der intraregionalen Zusammenar-
beit wider. 1975 wurde das SELA (Sis-
tema Económico Latinoamericano) ge-
meinsam von Mexiko und Venezuela 
als erste, alle lateinamerikanischen 
und karibischen Staaten umfassende 
Regionalorganisation gegründet. Es 
war vor allem als Koordinationsinstru-
ment innerhalb des Nord-Süd-Dialogs 
gedacht und sollte gemeinsame Positi-
onen der Region nach außen erarbei-
ten und vertreten. Da SELA aber nur in 
wenigen Fällen auf die volle politische 
Unterstützung seiner Mitglieder zählen 
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angehören. ALBA hat sich durch seine 
deutliche Ablehnung aller US-Initiati-
ven in der Region inzwischen politisch 
etabliert und will seine Mitgliedsländer 
durch praktische Solidarität und vor-
nehmlich staatliche Zusammenarbeit 
stärken. Diese wird vor allem durch die 
von Präsident Hugo Chávez aufgeleg-
ten Subventionsprogramme Petrocari-
be und Petrosur – die venezolanisches 
Erdöl zu Vorzugspreisen an die Mit-
gliedstaaten liefern – gefördert.
Ebenfalls seit 2004 verfügt Südamerika 
über ein politisches Koordinationsinst-
rument, dem alle zwölf Staaten des 
Halbkontinents angehören. UNASUR, 
das nicht nur zum Aufbau gemeinsamer 
außenpolitischer Positionen, sondern 
vor allem zur Herausbildung einer neu-
en regionalen Identität beigetragen 
soll, erhebt sogar den Anspruch, als In-
tegrationsfaktor nach innen und Akteur 
nach außen globale Präsenz zu zeigen 
und im interregionalen Kontext die Re-
gion zu repräsentieren. Hinter diesem 
neuen politischen Koordinationsinstru-
ment, das neben anderen Unterorgani-
sationen auch im Sicherheitsbereich 
durch den Südamerikanischen Verteidi-
gungsrat CDS (Consejo de Defensa Su-
damericana) aktiv geworden ist, steht 
das Bemühen der regionalen Führungs-
macht Brasilien, eine südamerikanische 
Regionalorganisation aufzubauen, in 
der weder die USA noch die regiona-
le Konkurrenzmacht Mexiko vertreten 
sind. Dahinter steht die strategische 
Konzeption einiger – aber bei weitem 
nicht aller – südamerikanischen Länder, 
dass Mexiko, Zentralamerika und die 
Karibik wir tschafts- und sicherheitspoli-
tisch so sehr auf die USA ausgerichtet 
sind, dass ein gemeinsames außenpoli-
tisches Auftreten oder gar ein regiona-
les Integrationsprojekt mit dem nördli-
chen Teil Lateinamerikas kaum zu er-
reichen sei. Inwieweit UNASUR aber 
ausreichende Konsensfähigkeit unter 
seinen Mitgliedern herzustellen ver-
mag, ist angesichts der sehr unter-
schiedlichen politischen Profile und In-
teressen schwer einzuschätzen. Seine 
bisherigen intraregionalen Erfolge, wie 
die Beilegung des Autonomiekonflikts in 
Bolivien und der Schlichtungserfolg bei 
der Konfrontation zwischen Kolumbien 
und Venezuela, haben ebenso wie sei-
ne vielfältigen Aktivitäten im interre-
gionalen Süd-Süd-Verhältnis nicht nur 
machtpolitischen Pragmatismus, son-
dern auch unerwartete Geschlossen-
heit gezeigt. Ob über die Ad-hoc-Maß-
nahmen hinaus es UNASUR gelingen 
wird, auch in den Bereichen Wirtschaft, 

konnte, blieb es bis heute eher ein 
Thinktank als ein außenpolitisches Inst-
rument der Region. Erst durch die Kon-
flikter fahrungen in Zentralamerika ent-
stand schließlich ein effektiveres Koor-
dinationsinstrument auf Außenminister-
ebene. So begann die Übernahme 
außenpolitischer Verantwortung für die 
Probleme in der eigenen Region mit 
der Gründung der Contadora-Gruppe 
1983 durch Kolumbien, Mexiko, Pana-
ma und Venezuela, ohne deren diplo-
matische Aktivitäten der Friedensplan 
für Zentralamerika nicht hätte durchge-
setzt werden können, aber auch das 
erste friedenspolitische Engagement 
der Europäischen Gemeinschaft in der 
Region keinen Partner gehabt hätte.
Schon 1986 wurde aus der Contadora-
Gruppe die um demokratische Staaten 
Südamerikas erweiterte Rio-Gruppe, 
die bis heute die wichtigste diplomati-
sche Koordinationsstelle der Außenmi-
nisterien darstellt und die seit 1990 
auch jährliche Außenministertreffen mit 
der EU und gelegentlich auch mit ande-
ren Regionen durchgeführt hat. Nicht 
die Integration nach innen, sondern die 
regionale Position nach außen – vor al-
lem auch gegenüber Afrika und Asien 
sowie in den multilateralen Verhandlun-
gen – steht im Mittelpunkt der Arbeit der 
Rio-Gruppe, zu der seit 2008 auch Ku -
ba gehört. Die Rio-Gruppe soll 2011 in 
der neuen Organisation der Staatenge-
meinschaft Lateinamerikas und der Kari-
bik CEALC (Comunidad de Estados de 
América Latina y el Caribe) aufgehen.

Statt wirtschaftlicher Integration 
politische Koordination? 

Keine Region außerhalb Europas hat so 
zahlreiche und strukturell umfassende 
Versuche zur Integration unternommen 
wie Lateinamerika. Ähnlich den Vorstel-
lungen in den USA sollte dabei vor-
nehmlich die wirtschaftliche Integration 
gefördert werden, um dadurch größere 
Märkte zu schaffen und die regionalen 
Handelsbeziehungen zu verbessern.
Daneben wurden auch regionale Parla-
mente und Gerichte gegründet, die 
aber auf keinerlei supranationale Kom-
petenzen zählen konnten und dadurch 
innerhalb der Integrationsprozesse zu 
einem Schattendasein verdammt wa-
ren. Die Vielzahl von regionalen Insti-
tutionen gaben den subregionalen In-
tegrationsprozessen in Südamerika, der 
bereits 1969 als Andengruppe geschaf-
fenen Gemeinschaft CAN (Comunidad 
Andina de Naciones) und dem 1991 ge-
gründeten MERCOSUR, eine gewisse 
Ähnlichkeit zur EU, ohne dass die je-
weiligen Mitgliedstaaten jemals beab-
sichtigt hätten, vergleichbare Souverä-
nitätsübertragungen einzugehen.

Die CAN hatte sich in ihrer Gründungs-
phase zunächst als ein auf die Industri-
alisierung ihrer Mitgliedsstaaten (Boli-
vien, Chile, Ecuador, Kolumbien und Ve-
nezuela) orientiertes Entwicklungsmo-
dell verstanden und verschrieb sich erst 
bei ihrer Reform 1996 dem Ziel einer 
Zollunion mit einem funktionierenden 
Gemeinsamen Markt, der aber bisher 
nicht erreicht worden ist. Die Bereit-
schaft Kolumbiens und Perus, ein Frei-
handelsabkommen mit den USA abzu-
schließen, führte 2006 zum Austrit t Ve-
nezuelas aus der CAN und zur – formell 
noch nicht abgeschlossenen – Aufnah-
me in den MERCOSUR. Seither hat der 
Versuch der CAN, mit der EU ein Assozi-
ierungsabkommen auszuhandeln, zu ei-
ner weiteren institutionellen Spaltung 
der CAN geführt, da Bolivien und Ecua-
dor keine gemeinsame Verhandlungs-
position mit Kolumbien und Peru finden 
konnten und die letzteren deshalb bila-
terale Assoziierungsabkommen mit der 
EU eingegangen sind. Mit der Funkti-
onsunfähigkeit nach außen ist jetzt 
auch die Kooperation nach innen in der 
CAN sehr reduziert – zumal das Ziel ei-
nes Gemeinsamen Marktes aufgrund 
der nur von zwei Mitgliedern abge-
schlossenen externen Abkommen hin-
fällig geworden ist.
Der MERCOSUR galt bei seiner Grün-
dung durch Argentinien, Brasilien, Pa-
raguay und Uruguay als das aussichts-
reichste und modernste Integrati-
onsmodell in der Region und war als 
südamerikanische Antwort auf die He-
rausforderungen einer Weltmarktinteg-
ration unter Globalisierungsbedingun-
gen gedacht. Rasche Handelsfort-
schrit te – vor allem zwischen Argentini-
en und Brasilien – schienen den Weg 
zur Zollunion zu ebnen, die aber durch 
eine Fülle bilateraler Ausnahmerege-
lungen dann doch nicht zustande kam, 
ebenso wenig wie Assoziierungsver-
handlungen mit der EU. Während der 
MERCOSUR in der politischen Zusam-
menarbeit erhebliche Fortschrit te ge-
macht hat – nach Chile und Bolivien 
sind auch Ecuador, Kolumbien und Peru 
assoziierte Mitglieder geworden –, 
stagniert der wir tschaftliche Integrati-
onsprozess in den letzten Jahren. Auch 
hat die noch ausstehende Aufnahme 
Venezuelas das subregionale Integrati-
onsmodell vor gravierende Herausfor-
derungen gestellt. Nicht zuletzt weil 
Venezuela zusammen mit Kuba schon 
seit 2004 ein gänzlich anderes Integra-
tionsmodell unter dem Namen „Boliva-
rische Allianz unserer Amerikas“ (Alian-
za Bolivariana para los pueblos de nu-
estra America/ALBA) als Gegenstück 
zu dem nicht realisierten US-Vorhaben 
der FTAA gegründet hatten, dem heute 
auch Bolivien, Ecuador und Nicaragua 
sowie einige kleine karibische Inseln 
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Energie, Infrastruktur und öffentliche Si-
cherheit ein tragfähiges Kooperations-
modell zu entwickeln, wird nicht zuletzt 
von der Bereitschaft der Mitgliedstaa-
ten abhängen, ihre unterschiedlichen 
nationalen Konzepte nicht zur alleini-
gen Richtschnur für ein regionales Pro-
jekt zu machen. 

Die „Westliche Hemisphäre“ – Ende 
eines geopolitischen Konzepts?

Die Entwicklung Südamerikas zum in-
ternationalen Akteur ist freilich nicht 
nur auf die Notwendigkeiten der Glo-
balisierung und die zumeist er folgrei-
che Demokratisierung in der Region zu-
rückzuführen. Sie steht auch in direk-
tem Zusammenhang mit dem veränder-
ten Interessenprofil der USA gegenüber 
der Region – beginnend mit dem Ende 
des Kalten Krieges und verstärkt durch 
den „Krieg gegen den Terrorismus“ seit 
2001. Die USA sehen ihre zentralen Si-
cherheitsinteressen heute kaum noch 
durch Entwicklungen in Lateinamerika 
bedroht, auch wenn der Kampf gegen 
die Drogen schwerwiegende Sicher-
heitsprobleme für die Produktions- und 
Transitländer in der Region mit sich ge-
bracht hat. Die US-Politik beschränkt 
sich zunehmend auf die Governance-
Probleme in ihrer unmittelbaren Nach-
barschaft (Mexiko, Zentralamerika und 
die Karibik) und überlässt Südamerika 
eher der brasilianischen Führung. Da-
durch ist freilich auch ein ernstzuneh-
mender Konkurrent in der Westlichen 
Hemisphäre entstanden, der nur noch 
dort zur Kooperation bereit ist, wo dies 
seinen nationalen und regionalen Inte-
ressen entspricht. Angesichts der politi-
schen Realitäten des 21. Jahrhunderts 
ist freilich damit das Konzept der ge-
meinsamen Interessenlage in der West-
lichen Hemisphäre obsolet geworden, 
was sich auch an dem deutlichen Ein-
flussverlust der OAS in der Region ab-
lesen lässt. In allen neueren Krisensitu-
ationen (Kolumbien, Venezuela, Ecua-
dor, Bolivien und Honduras) ist die 
Organisation, der alle Staaten der 
Westlichen Hemisphäre mit Ausnahme 
Kubas angehören, aufgrund ihres Man-
dats zur friedlichen Konfliktbeilegung 
und zur Kontrolle demokratischer Ver-
fahrensweisen zwar präsent gewesen, 
hat aber die eigentliche Beilegung der 
jeweiligen Krisensituation zumeist an-
deren Akteuren wie etwa der Rio-
Gruppe oder UNASUR überlassen 
müssen. Grund sind keineswegs aus-
schließlich die Interessenkonflikte zwi-
schen den USA und zahlreichen Staa-
ten der Region, sondern vor allem die 
unterschiedlichen Entwicklungsmodelle 
in Südamerika, die sich auch in der po-
litischen Konkurrenz zwischen den Re-

gionalallianzen ALBA und UNASUR – 
trotz oder vielleicht gerade wegen der 
Doppelmitgliedschaften – widerspie-
geln. So sind etwa Venezuela und Bo-
livien zur Absicherung ihrer Herrschaft 
an externen Allianzen interessiert, die 
aus Sicht der USA nicht akzeptabel 
sind und damit die zentrale sicherheits-
politische Funktion des interamerikani-
schen Systems in Frage stellen. Die er-
heblichen wirtschafts- und machtpoliti-
schen Verschiebungen im internationa-
len System haben gleichzeitig dazu 
geführt, dass sowohl einige „alte“ als 
auch „neue“ Mächte in Lateinamerika 
als zumindest partielle Allianzpartner 
zur Verfügung stehen. So sind China, 
Russland und der Iran in unterschiedli-
chem Umfang zu wichtigen Handels-, 
Investitions- und auch Rüstungspart-
nern geworden, wobei die rege Be-
suchsdiplomatie durchaus als ein Zei-
chen dafür gewertet werden kann, 
dass es in dieser Phase der Diversifizie-
rung verschiedener südamerikanischer 
Außenpolitiken nicht ausschließlich um 
„gute Geschäfte“ geht. Ohne die „alten 
Allianzen“ mit den USA und der EU völ-
lig zu vernachlässigen, suchen einige 
Staaten Südamerikas ihre außenpoli-
tischen Ambitionen durch „neue Al-
lianzen“ zu verwirklichen, wobei der 
Schwerpunkt eindeutig auf den Süd-
Süd-Beziehungen liegt. Angesichts der 
enormen Nachfrage nach Rohstoffen 
und der damit verbundenen Auswei-
tung der Wirtschaftsbeziehungen kon-
zentrieren sich auch die außenpoliti-
schen Aktivitäten Südamerikas zuneh-
mend auf Asien. Dabei wird die zukünf-
tige Rolle Chinas für die Region schon 
ähnlich eingeschätzt wie die dominie-
rende Rolle von Großbritannien und 
der USA in den letzten beiden Jahrhun-
derten.

Brasilien – eine umstrittene 
Führungsmacht?

Ein „Trendsetter“ – und aufgrund von 
Geschichte und schierer Größe auch 
ein Sonderfall – dieser Entwicklung ist 
Brasilien. Sein rapider Aufstieg von ei-
ner eher zurückhaltenden „Anti-Status 
quo-Regionalmacht“ zum globalen Ak-
teur hat seine Nachbarn ebenso wie 
die USA teilweise überrascht. Seit 
Gründung der Vereinten Nationen hat 
Brasilien allerdings keinen Zweifel dar-
an gelassen, dass es die Festschrei-
bung der internationalen Machtkons-
tellation am Ende des Zweiten Welt-
krieges für ungerecht hält. Entspre-
chend haben sich alle brasilianischen 
Regierungen immer wieder für eine 
„gerechtere“ Weltordnung eingesetzt, 
an deren Gestaltung der „Süden“ aus-
reichend beteiligt sein müsse. Brasili-

ens Absicht, mit Hilfe der G-4-Initiative 
(Brasilien, Deutschland, Indien und Ja-
pan) seit 2005 die Reform des UN-Si-
cherheitsrats voranzutreiben, ist sein 
wohl bekanntester Einsatz für eine neue 
multipolare Weltordnung. Weniger 
spektakulär, aber dafür er folgreicher, 
war 2003 die Gründung einer G-20 
aus verschiedenen Staaten des Südens 
innerhalb der Verhandlungsrunde der 
Welthandelsorganisation in Cancun 
(Mexiko), deren strikte Ablehnung des 
gemeinsamen Verhandlungsangebots 
der USA und der EU zur Reform des Ag-
rarhandels damals zum Scheitern der 
Verhandlungen beitrug. Auch die ge-
schickte Nutzung seiner Mitgliedschaft 
in der BRIC- und der IPSA-Gruppe hat 
Brasilien zu einem der wichtigsten Ak-
teure unter den „emerging powers“ des 
21. Jahrhunderts werden lassen. Der 
Er folg innenpolitischer Reformen und 
wirtschaftlicher Strategien hat dem 
Land zusätzliche Legitimität für seine 
Führungsrolle in der Region verschafft. 
Seine Fähigkeit, über ideologische und 
wirtschaftliche Interessenunterschiede 
hinweg Brücken zu schlagen, hat es zu 
einem respektierten Partner innerhalb 
einer sich neu strukturierenden multipo-
laren Weltordnung werden lassen.
Brasiliens Führungsrolle in der Region 
ist freilich umstrit ten, da verschiedene 
Staaten, die eine eigenständige inter-
nationale Position anstreben – und auf-
grund des reduzierten Einflusses der 
USA sich erstmals dazu in der Lage se-
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hen –, durch keine neue regionale Füh-
rungsmacht eingeengt werden wollen. 
Traditionell haben sich Mexiko, Argenti-
nien und auch Venezuela zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten als wichtige 
regionale Akteure im internationalen 
System verstanden und deshalb Brasili-
en entweder direkt oder indirekt auch 
die Sprecherrolle für die Region ver-
wehrt. Inwieweit die – über UNASUR in-
stitutionalisierte – Nachbarschaftspoli-
tik und das sicherheitspolitisches Enga-
gement, vor allem durch seine Führungs-
rolle bei der UN-Stabilisierungsmission 
MINUSTAH in Haiti, Brasiliens Position 
bei seinen Nachbarn stärken wird, 
hängt nicht zuletzt auch von der Aus-
strahlungskraft seines Entwicklungsmo-
dells und seinem zunehmenden Ge-
wicht als Wirtschaftsmacht ab.
Die USA sind in einigen Bereichen 
durchaus bereit, mit Brasilien – vor al-
lem in der Energie- und Sicherheitspoli-
tik – zusammenzuarbeiten, haben aber 
gleichzeitig berechtigte Zweifel daran, 
ob und inwieweit eine wirkliche Interes-
senübereinstimmung in weltpolitischen 
Fragen erzielt werden kann. Deutlich 
geworden ist dies in den letzten Jahren 
vor allem hinsichtlich der brasiliani-
schen Positionen gegenüber Kuba, Ve-
nezuela und dem Iran. Es bleibt daher 
die Frage nach der Kalkulierbarkeit des 
außenpolitischen Profils, nicht nur im 
Falle Brasiliens, sondern Südamerikas 
überhaupt. Gerade während des Auf-
stiegs Brasiliens und vermutlich auch ei-
niger anderer Staaten der Region zu 
wichtigen Akteuren in einem sich rasch 
wandelnden internationalen System 

können weder die USA noch die EU als 
die traditionellen Partner der Region mit 
einer belastbaren oder gar umfassen-
den Allianzbereitschaft Südamerikas 
rechnen. Die oft als der „extreme Wes-
ten“ bezeichnete Region wird auch in Zu-
kunft – in einigen ihrer Staaten mehr und 
in anderen weniger – gute Beziehungen 
zum „Westen“ unterhalten, ihren weite-
ren internationalen Aufstieg aber we-
sentlich durch ihr Verhältnis zu den „neu-
en“ Mächten des Südens definieren.
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Multimedia-CD des Nachrichtenpools 
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Nachrichtenpool Lateinamerika/NPLA 
(Hrsg.):
Knappe Ressourcen? – Gemeinsame 
Verantwortung!
Multimedia-CD. Berlin 2010

Der Nachrichtenpool Lateinamerika hat 
jüngst eine interaktive CD mit Texten und 
Radiobeiträgen zum Thema „Knappe 
Ressourcen? – Gemeinsame Verantwor-
tung!“ herausgegeben. Die Zusammen-
stellung deckt wichtige Aspekte der The-
matik ab und informiert über Konflikte 
zwischen der Bevölkerung und (transna-
tionalen) Unternehmen im Umfeld von 
Erdölbohrungen, Bergbauprojekten oder 
der Landwirtschaft. Sie berichtet über die 
massiven Umweltprobleme, mit denen 
Lateinamerika dadurch konfrontiert ist. 
Die Beiträge führen aber auch an ver-
wandte Themenbereiche heran, bei-
spielsweise die meist ungelöste Heraus-
forderung eines effizienten Recyclings.
So entführt etwa der Audiobeitrag „Che-
ma und die Detektive“ im Stile eines 
Roadmovies in die mexikanische Halb-
wüste von Hidalgo, wo die Bevölkerung 
Stück für Stück entdeckt, dass sie bald in 
der Nähe eines Endlagers leben wird. 
Marco Arana, Träger des Aachener Frie-
denspreises 2010, berichtet in einem In-

terview vom Kampf der indigenen Bau-
ern Perus gegen die Minen von Caja-
marca und erklärt, weshalb er das Pries-
teramt aufgeben und in die Politik gehen 
will. In einem packenden Feature erfah-
ren die Hörer, dass es in Brasilien ein 
Atomkraftwerk mit dem Namen Angra III 
geben wird – mit mangelndem Sicher-
heitskonzept, einer ungelösten Endlager-
frage und deutscher Beteiligung. 
Es ist eine Stärke der CD, dass immer wie-
der der Bezug zu Deutschland hergestellt 
wird: Mehrere Beiträge thematisieren et-
wa, dass Schweine aus deutscher Mas-
sentierhaltung für billige Schnitzel auf 
unseren Tellern sorgen, die mit (Gen)Soja 
aus Südamerika gefüttert werden und 
der massive Anbau des Soja in den Län-
dern des Südens die Vertreibung von 
Kleinbauern zur Folge hat, während 
Kleinbauern in Deutschland gegen die 
Massentierhaltung ankämpfen. Andere 
Beiträge beschäftigen sich mit dem neu 
errichteten Stahlwerk von Thyssen-Krupp 
in Brasilien, das die Existenz tausender 
Fischerfamilien bedroht. 
Die CD zeigt eine Realität, die uns oft 
nicht bewusst ist: Der Wohlstand der In-
dustrienationen beruht zum Großteil auf 
günstigen Rohstoffen, die in anderen Tei-
len der Welt abgebaut werden, häufig 
ohne Berücksichtigung von Interessen 
der Menschen vor Ort oder gar unter Ver-
letzung ihrer grundlegenden Menschen-

rechte. Beiträge zum Fairen Handel, zur 
Sojaproblematik oder der Gentechnik 
verdeutlichen aber auch, dass die Leid-
tragenden dieses Umgangs mit Rohstof-
fen nicht nur in den Ländern des Südens 
sitzen. Je aggressiver der Kampf um die 
Rohstoffe geführt wird, umso wichtiger ist 
es, gemeinsame Lösungswege zu suchen. 
Dafür plädieren die Menschen, deren 
Stimmen auf der CD zu hören sind. 
Per Mausklick kann man in die Länder La-
teinamerikas „reisen“, denen die Beiträ-
ge thematisch zugeordnet sind. Die Na-
vigation ist dank der einfachen Menüfüh-
rung sehr leicht; es macht Spaß in dieser 
liebevoll gestalteten CD zu stöbern. 
Zahlreiche kurze sowie längere Hinter-
grundtexte und weiterführende Links er-
gänzen die Zusammenstellung. 
Diese gelungene Multimedia-CD des 
NPLA liefert einen wertvollen Fundus an 
Material, der besonders für Schulen, 
Gemeinden und die Erwachsenenbil-
dung wärmstens zu empfehlen ist. 
Die CD kann beim Nachrichtenpool La-
teinamerika per E-Mail bestellt werden: 
info@npla.de
Sie wird gegen einen Unkostenbeitrag 
von 3,00 Euro zugeschickt (oder kann 
nach Vereinbarung im Berliner Büro kos-
tenlos abgeholt werden: NPLA e.V., Kö-
penicker Str. 187/188, 10997 Berlin, 
www.npla.de)
 Susanne Friess
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